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Vorbemerkungen

1

Der Rechnungshof Ubersendet dem Landtag und der Landesregierung den Jahresbericht 2001 (Artikel 120
Abs. 2 Verfassung fur Rheinland-Pfalz; § 97 Abs. 1 Landeshaushaltsordnung). In dem Bericht ist das Ergebnis der
Prifung durch den Rechnungshof zusammengefasst, soweit es fir die Entlastung der Landesregierung von Bedeutung
sein kann. Der Bericht enthdt neben den aktuellen Prifungsergebnissen des Jahres 2001 auch Feststellungen zu
fruheren Haushaltgiahren (8§ 97 Abs. 3 Landeshaushaltsordnung). Die Bemerkungen zur Haushaltsrechnung betreffen
das Jahr 2000, das Gegenstand des néchsten Entlastungsverfahrens sein wird.

Die finanziellen Auswirkungen der Priifungsergebnisse wurden grundsétzlich, auch soweit sie z.B. frihere Jahre oder
in Verwaltungsvorschriften in DM festgelegte Werte betreffen, in Euro dargestellt. Die Zahlenangaben zum Landes-
haushalt 2000 (Tz. 1 und 2) wurden entsprechend der vom Ministerium der Finanzen aufgestellten Haushaltsrechnung
in DM ausgewiesen.

Die Priifung war - wie in den Vorjahren - auf Teilbereiche beschrankt (§ 89 Abs. 2 Landeshaushaltsordnung). Aus der
Bildung von Schwerpunkten ergibt sich, dass tiber einige Verwaltungen mehr al's Giber andere berichtet wird.

Entsprechend der Empfehlung der Enquete-Kommission 13/1 "Parlamentsreform™ zur Beschleunigung des Ent-
lastungsverfahrens (Drucksache 13/3500) hat der Rechnungshof den Jahresbericht 2001 weitgehend im Dezem-
ber 2001 abgeschlossen. Da dem Rechnungshof erst am 16. November 2001 ein Entwurf der Haushaltsrechnung und
am 10. Dezember 2001 die Haushaltsrechnung 2000 zugeleitet wurden, stand fur das Verfahren zur Prifung der
Haushaltsrechnung nur eine sehr begrenzte Zeit zur Verfligung.

Mit der Darstellung der wesentlichen Ergebnisse aus der Prifung der Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung des Landes
erfullt der Rechnungshof seinen Verfassungs- und Gesetzesauftrag. Landtag und Landesregierung erhaten Auf-
schlUsse dariiber, in welchen Bereichen die Wirtschaftlichkeit der Verwaltung zu verbessern ist.

Die gepruften Verwaltungen erhielten Gelegenheit, sich zu den Prifungsergebnissen zu dulzern (8 96 Abs. 1 Landes-
haushaltsordnung). Wesentliche Stellungnahmen sind bei der Darstellung der Priifungsergebnisse beriicksichtigt,
soweit sie dem Rechnungshof bis zur endgultigen Beschlussfassung durch das Kollegium Uber den Jahresbericht
vorgel egen haben.

Der Rechnungshof Rheinland-Pfalz hat gemeinsam mit dem Rechnungshof Baden-Wirttemberg nach § 35 Abs. 1 des
Staatsvertrags Uber den Sidwestrundfunk erstmals die Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung dieser Rundfunkanstalt in
den Jahren 1998 bis 2000 gepriift. Die Prijfungsmiﬁfilungen wurden entsprechend der Regelung im Staatsvertrag der
Anstalt, den Landesregierungen und den Landtagen™ am 15. Oktober 2001 zugeleitet.

Mit den Prifungsergebnissen hat sich am 13. November 2001 der Ausschuss fir Medien und Multimedia und am
27. November 2001 der Haushalts- und Finanzausschuss des Landtags befasst .

Im Rahmen der parlamentarischen Beratung des Gesetzentwurfs der Landesregierung fir ein Landesgesetz zur Neu-
organisation der Stral3en- und Verkehrsverwaltung Rheinland-Pfalz (Drucksache 14/357) hat der Président des Rech-
nungshofs in der gemeinsamen Sitzung des Ausschusses fir Wirtschaft und Verkehr und des Haushalts- und Finanz-
ausschusses am 27. November 2001 auf Bitte der Ausschisse zur Organisation des geplanten Landesbetriebs Straf3en
und Verkehr sowie zu den Auswirkungen auf den Landeshaushalt Stellung genommen. Dabel hat er u.a. darauf hinge-
wiesen, dass die angestrebte wirtschaftliche Betriebsfiihrung Strukturen voraussetze, die ein eigenverantwortliches
Handeln des Betriebs bei ergebnisorientierter externer Steuerung erméglichten. Dartiber hinaus hat er die Beurteilung
von Kreditaufnahmen fir den Landesbetrieb im Hinblick auf die verfassungsrechtliche Kreditobergrenze dargestellt.

Der Rechnungshof hat gegentiber dem Ministerium des Innern und fir Sport auf rechtliche Bedenken gegen die Erwé-
gung hingewiesen, die Abdeckung von Fehlbetrédgen der kommunalen Verwaltungshaushalte aus Vorjahren (sog.
Bugwelle) durch langfristige Kredite zuzulassen. Jedenfalls ist nach Auffassung des Rechnungshofs zu fordern, dass
die Gemeinden alle Einnahmequellen ausschopfen und ale Moglichkeiten der Aufwandminderung nutzen sowie
Vermégen, das sie fir offentliche Zwecke nicht benétigen, verduRRern, soweit dies wirtschaftlich vertretbar ist. Son-
dervermdgen und Beteiligungen sind in die Haushaltskonsolidierungsmal3nahmen einzubeziehen. AuRerdem sollten
die Kredite zur Deckung von Alt-Fehlbetrégen vorrangig getilgt werden.

Der Rechnungshof wird - wie in den Vorjahren - Ergebnisse der Prifung der Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung der
Gemeinden und Gemeindeverbande, soweit sie nicht fur die Entlastung der Landesregierung von Bedeutung sein
konnen, in einem Bericht zusammenfassend darstellen. Der Kommunalbericht, der zur beratenden Unterrichtung von
Landtag und Landesregierung als Landtagsdrucksache verdffentlicht werden soll, wird vom Rechnungshof voraus-
sichtlich im zweiten Kalendervierteljahr 2002 abgeschlossen werden.

1
2)

Landtag Rheinland-Pfalz: Drucksache 14/364.
Drucksache 14/535.
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Die Prifung der Jahresrechnung 2000 Uber die Ausgaben fir den Verfatssungs‘sx:hutzEj wird voraussichtlich im zweiten
Kalendervierteljahr 2002 durchgefiihrt werden.

Das Kollegium des Rechnungshofs hat den Jahresbericht in seinen Sitzungen am 16. Oktober, 20. November, 11. De-
zember, 14. und 28. Januar 2002 beschl ossen.

Dem Kollegium gehoren an:

Président Dr. Paul Georg Schneider, Vizeprésident Volker Hartloff, Leitende Ministerialrétin Sylvia Schill sowie die
Leitenden Ministeriaréte Heinrich Gotz, Bernhard Krupp, Dr. Udo Rauch, Dietrich Schulte (bis 30. November 2001)
und Dr. Johannes Siebelt.

3 Einzelplan 03 Ministerium des Innern und fiir Sport, Kapitel 03 01 Titel 533 01.
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Tz. 1 Bestatigung der Landeshaushaltsrechnung 2000 nach § 97 LHO durch den Rechnungshof

3.2

Der Rechnungshof hat bel der stichprobenweisen Priifung der Landeshaushaltsrechnung 2000

- keine Abweichungen zwischen den in der Haushaltsrechnung und den Bichern sowie in
anderen Nachweisen aufgefiihrten Betragen und Angaben festgestellt, die fur die Ent-
lastung von Bedeutung sein kénnen,

- keine Einnahmen und Ausgaben festgestellt, die nicht belegt waren.

Bei der dem Rechnungshof durch Artikel 120 Abs. 2 der Verfassung und § 97 Abs. 2 Nr. 1 LHO aufgegebenen
Priifung wurde zu den Angaben in der Haushaltsrechnung und den Ubersichten insbesondere festgestelIt:

Haushaltsvor griffe

Im Haushaltsabschluss 2000, im Abschlussbericht Nr. 4 und Nr. 5 sowie in der Ubersicht der Landeshauptkasse vom
11. Mai 2001 Uber die Zusammenstellung der Haushaltsreste wurden Haushaltsvorgriffe von 158.148,84 DM ber(ick-
sichtigt.

Dagegen sind im Abschlussbericht Nr. 8 und in der Ubersicht 1 (Ubersicht (iber die liberplanméaRigen und auferplan-
mafigen Ausgaben einschliefdlich der Vorgriffe und ihre Begrindung) Haushaltsvorgriffe von 121.035,12 DM aufge-
fahrt.

Das Ministerium der Finanzen hat mitgeteilt, dass sich die Haushaltsvorgriffe auf insgesamt 158.148,84 DM beliefen.
Die Differenz sei darauf zurlickzufiihren, dass ein Vorgriff von 26.261,60 DM (Kapitel 08 43 Titel 811 01) innerhab
des Budgets der Obergruppen 81/82 erfolgt sei. Ein weiterer VVorgriff von 10.852,12 DM (Kapitel 09 42 Titel 531 03)
sei Ubersehen worden.

Soweit Griinde fir eine abweichende Darstellung in den Ubersichten bestehen, sind diese jeweils anzugeben. Im Ubri-
gen ist auf einen Ubereinstimmenden Nachweis zu achten.

Einnahmen aus der Ver&ufierung von Ver mégensgegenstanden

In der Ubersicht 3 (Ubersicht iber die nicht veranschlagten Einnahmen aus der VerduRerung von Vermdgensgegen-
sténden) sind nicht alle Haushaltspositionen aufgefiihrt, bei denen im Haushaltsvollzug Mehreinnahmen anfielen.

Das Ministerium der Finanzen hat die Feststellungen des Rechnungshofs als zutreffend bestétigt. Es hat darauf hinge-
wiesen, dass es sich bei der Ubersicht 3 um die von den Ressorts geméa Nummer 16.1.3 zu § 80 VV-LHO zu liefern-
den Beitrage zur Haushaltsrechnung handele.

Eine vollsténdige Erfassung der Einnahmen in der Ubersicht sollte sichergestellt werden.

Entwicklung der Schulden

Die Entwicklung der Schulden des Landesbetriebs "Liegenschafts- und Baubetreuung” in der Kreditfinanzierungsrech-
nung und der Ubersicht 9 (Ubersicht (iber die Schulden des Landes) ist nicht oder nur mit erheblichen Schwierigkeiten
nachvollzieEjbar. Die nachfolgenden Beispiele verdeutlichen, dass es - wie bereits in Tz. 1 Nr. 1.2 des Jahresbe-
richts 2000™ ausgefiihrt - zweckmaig wére, in der Schuldenlbersicht des Landes die Entwicklung der Verbindlich-
keiten der Landesbetriebe gesondert auszuweisen, um damit eine eindeutige und nachvollziehbare Zuordnung der Dar-
lehen sicherzustellen.

In der Schuldeniibersicht 1999 ist der Schuldenstand eines Hypothekendarlehens zum Jahresbeginn mit 167.926,52 DM
angegeben. Eine Tilgung von 131.905,48 DM ist in der Kreditfinanzierungsrechnung 1999 ausgewiesen. Der Unter-
schiedsbetrag von 36.021,04 DM ist in der Kreditfinanzierungsrechnung 2000 als Tilgung aufgefiihrt. Dabei war
dieses Hypothekendarlehen bereits 1999 in der Schuldentibersicht vollsténdig in Abgang gestellt worden.

Das Ministerium der Finanzen hat mitgeteilt, es sei bei der Aufstellung der Haushaltsrechnung 1999 davon ausge-
gangen, dass die Schuldentibernahme durch den Landesbetrieb mit einer entsprechenden Verminderung des Gesamt-
schuldenstandes des Landes einhergehe. Insoweit sei ein Ausweis im Schuldenstand des Landes fur nicht zutreffend
angesehen worden, wohl aber in der Kreditfinanzierungsrechnung des L andesbetriebs.

Eine nachvollziehbare Darstellung des Schuldenstandes und der Tilgungen ist sicherzustellen.

D" Drucksache 13/6750.
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In der Kreditfinanzierungsrechnung 2000 des Landesbetriebs ist die Tilgung eines Kassenkredits von 20.077.000 DM
ausgewiesen. Im Jahr 1999 war dieser Betrag in den Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt enthalten. In der
Kreditfinanzierungsrechnung 2000 ist weiter eine Kassenkredit-Einnahme von 18.642.283,12 DM aufgefuhrt. Die
Finanzierung von Ausgaben des Landesbetriebs mit Kassenkrediten, die im Ubrigen nicht im Einklang steht mit deren
Zweckbestimmung, hat zu Abweichungen zwischen der Kreditfinanzierungsrechnung und der Schuldentibersicht ge-
fahrt.

In der Kreditfinanzierungsrechnung 2000 des Landesbetriebs ist eine Krediteinnahme von 3.397,72 DM ausgewiesen.
Dagegen fehlt dieser Kredit in der Schuldentibersicht.

Das Ministerium der Finanzen hat erklart, dass der Wert aus der Bilanz des Landesbetriebs Ubernommen worden sei
und keine Erkenntnisse Uber den diese Verbindlichkeiten begriindenden Sachverhalt vorlagen.

Geldforderungen des Landes

In der Ubersicht 10 (Ubersicht (iber die Geldforderungen des Landes aus der Hingabe von Darlehen) sind die aus dem
Investitipnsstock (Kapitel 20 06 und 20 75) gewahrten Darlehen fur die Modellvorhaben "V orausfabrik” nicht nachge-
wiesen™. In den Jahren 1992 bis 2000 wurden hierfir 27,3 Mio. DM bewilligt.

Das Ministerium des Innern und fiir Sport hat mit Schreiben vom 8. Juni 2001 mitgeteilt, dass es die Aufsichts- und
Dienstleistungsdirektion und deren AuRenstelle - Regionale Servicestelle Kommunalaufsicht - angewiesen habe, in
Absprache mit den Regierungskassen Annahmeanordnungen fir Geldforderungen des Landes zu erteilen, damit die
Ubersicht erstellt und im Rahmen der Haushaltsrechnung 2001 vorgel egt werden kénne.

Gesamtnachweisung Uber das Grundver mégen des L andes

Das Grundvermdgen des Landes wird in der Haushaltsrechnung 2000 gegenuiber den Vorjahren in vereinfachter Form
dargestellt (Ubersicht 11 - Gesamtnachweisung (iber das Grundvermdgen des Landes und seine Veranderungen zum
31.12.1999).

Das Ministerium der Finanzen hat die Notwendigkeit der gednderten Darstellung damit begriindet, dass die Erfassung
der im Bereich des Landesbetriebs "Liegenschafts- und Baubetreuung” befindlichen Grundstiicke und der im Ressort-
vermdgen verbliebenen Grundstiicke zurzeit in einem "dualen, nicht kompatiblen System™" erfolge.

Der Rechnungshof hat, um Verzégerungen bel der Erstellung der Haushaltsrechnung zu vermeiden, seine Bedenken
gegen die Anderung wegen der geringeren Aussagekraft der Angaben zuriickgestellt und fiir die Haushaltsrech-
nung 2000 sein Einvernehmen (8 86 Satz 2 LHO) zu der vereinfachten Gesamtnachweisung Uber das Grundvermdgen
des Landes erteilt. Dabei ist er davon ausgegangen, dass insbesondere aufgrund der VVorgaben in Art. 120 Abs. 1LV
und 8§ 86 LHO fur die Folgejahre die Nachvollziehbarkeit der Vermdgensibersicht in der Haushaltsrechnung, die eine
verlassliche und aussageféhige Grundlage zur Wahrnehmung der Kontrollaufgabe des Parlaments bieten muss, ver-
bessert wird. Entsprechenden V orschlégen des Ministeriums der Finanzen hierzu wird entgegengesehen.

In der Nachweisung ist der Anfangsbestand am 1. Januar 1999 um 7.923 Ar hoher ausgewiesen as der Endbestand am
31. Dezember 1998.

Das Ministerium der Finanzen hat mitgeteilt, dass der Uberhodhte Ausweis der Gesamtflache bereinigt werde.

Zufuihrungen an den Finanzierungsfondsfir die Beamtenver sorgung

In der Ubersicht 16 (Ubersicht tber die Zufilhrungen an den Finanzierungsfonds fur die Beamtenversorgung) sind die
in den Jahren 1999 und 2000 erfolgten Zufuhrungen nach § 14 aBBesG aus der Besoldungs- und Versorgungs-
anpassung (Ausgabegruppen 424 und 434) von insgesamt 18 Mio. DM ausgewiesen. Der Kontostand des Finanzie-
rungsfonds einschliefflich Zinsen ist nicht dargestellt.

Auch enthalt die Ubersicht keine Angaben (iber den Finanzierungsfonds fir die Beamtenversorgung Rheinland-Pfalz,
dessen Korﬁostand sich bis zum 31. Dezember 2000 auf insgesamt 126,7 Mio. DM (einschliefflich 3,5 Mio. DM Zin-
sen) belief %

2)
3

Vgl. Jahresbericht 2000, Tz. 1 (Drucksache 13/6750).
Bericht Uber die Beamtenversorgung im Jahr 2000 (Drucksache 14/390).
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Das Ministerium der Finanzen hat mitgeteilt, dass es kunftig in der Landeshaushaltsrechnung die den Landeshaushalt
unmittelbar betreffenden Zufuhrungen “||an den Finanzierungsfonds auswei sen werde.

Nach Auffassung des Rechnungshofs sollte gepriift werden, wie ein verbesserter Nachweis (iber die Entwicklung der
Bestande erreicht werden kann.

Budgetier ungser gebnisse

Die in den Ubersichten 17 bis 19 dargestellten Budgetierungsergebnisse sind vielfach nicht oder nur mit erheblichen
Einschrankungen nachvollziehbar. Dies gilt insbesondere fur die Angaben tber die Hohe der Mittel, die zur Verstar-
kung der Budgets herangezogen wurden (z.B. durch Deckungs- und Kopplungsvermerke).

Zu der Auffassung des Ministeriums der Finanzen, die Budgetierungsergebnisse seien nachvollziehbar in der Haus-
haltsrechnung dargestellt, ist anzumerken, dass in den Ubersichten auf nicht naher erlauterte Zusammenstellungen der
Ressorts verwiesen wird. Mit dieser Art der Darstellung ist die gebotene Klarheit und Transparenz der Rechnungs-
legung nicht gewahrleistet.

Ricklagenzufihrungen wurden bei den Personal ausgaben auch bei Budgetiiberschreitungen vorgenommen (u.a. Kapi-
tel 15 22 bis 15 24, 15 26 und 15 27). Sie erfolgten teilweise auch Gber den Betrag der Wenigerausgaben hinaus (u.a.
Kapitel 15 21, 15 28, 15 45 und 15 50).

Insgesamt Uberschreiten im Einzelplan 15 die Riicklagenzufiihrungen von 58.744.474,43 DM die Wenigerausgaben
von 58.387.907,86 DM um 356.566,57 DM.

Ferner wurden bel Kapitel 15 63 und 15 67 Haushaltsausgabereste von insgesamt 14.381 DM gebildet, die bei der
Darstellung der Budgetergebnisse nicht ausgewiesen wurden.

Das Ministerium der Finanzen hat erklart, dass Feststellungen zu den Riicklagenzufiihrungen zunéchst richtig seien.
Unter Berticksichtigung von Deckungsvermerken habe sich jedoch fur den gesamten Schulbereich (Kapitel 15 19 bis
15 34) eine Budgetunterschreitung ergeben. Es seien auch Maus-Vortréage aus 1999 zunéchst nicht berticksichtigt
worden, die im Jahr 2001 ausgeglichen wirden. AufRerdem seien die beiden Haushaltsausgabereste bei der Budget-
darstellung Gibersehen worden.

Bei Kapitel 12 20 - Obergruppen 51 bis 54 - wurden Uber die Wenigerausgaben von 18.161.109,94 DM hinaus Rick-
lagen von 19.995.250 DM gebildet. Gleichzeitig wurde in Hohe der Uberschreitung eine Sperre von 1.834.140,06 DM
ausgewiesen.

Das Ministerium der Finanzen hat mitgeteilt, es habe sich nachtraglich herausgestellt, dass die bewilligte Ricklage um
1.834.140,06 DM (berhoht sei. Durch die Sperre sei deren Inanspruchnahme insoweit ausgeschlossen.

Bei Kapitel 02 01 - Obergruppen 81 und 82 - wurde eine Riicklage von 14.600 DM gebildet. Nach den Angaben in der
Ubersicht 19 wurden dem Budget Ausgabereste aus dem Vorjahr von 79.482,60 DM hinzugesetzt. Tatsichlich standen
nur Ausgabereste aus dem Vorjahr von 62.149,30 DM zur Verfiigung. Im Ergebnis war eine Budgetiiberschreitung
von 2.689,04 DM festzustellen.

Das Ministerium der Finanzen hat ausgefuhrt, das Ressort habe den Betrag fél schlicherweise um die Inanspruchnahme
Uberplanméf3ig bewilligter Mittel von 17.333,30 DM zugunsten des Titels 812 01 erhtht. Bei Nichtberticksichtigung
des Uberplanméfdig verstérkten Titels sei im Kapitel eine Einsparung von 14.644,26 DM erzielt worden, die eine Riick-
lagenbildung von 14.600 DM ermdglicht habe.

Es ist anzumerken, dass Mehrausgaben aufgrund von berplanmafligen Bewilligungen grundsétzlich zunachst durch
Einsparungen innerhalb des Deckungskrei ses des jeweiligen Budgets zu decken sind.

In mehreren Féllen (Kapitel 09 40, 15 13, 15 23 und 15 64) wurde nach den Angaben in den Ubersichten 18 und 19
auf Uber- und auRerplanméllige Bewilligungen zur Verstarkung des Budgets zuriickgegriffen. Auf dieser Grundlage
wurden Haushaltsausgabereste und Riicklagen gebildet.

Das Ministerium der Finanzen hat mitgeteilt, dass die Budgetdarstellung zu Kapitel 09 40 "vielleicht etwas irre-
fuhrend" sei, da sie nur die Einspartitel auffilhre. Uber- und auRerplanmafige Bewilligungen seien zwar - wie auch in
anderen Fallen - zunéchst in das Budget eingerechnet worden. Sie seien aber anschliefRend nicht zur Bildung von
Haushaltsausgaberesten und Ricklagen verwendet worden.

4 Zufuhrungen werden regelméfiig aus Titeln der Gruppen 424 und 434 sowie ab dem Haushaltsjahr 2002 aus dem Titel 919 02

(bisher 439 11) geleistet.
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Hierzu ist darauf hinzuweisen, dass innerhalb der Budgets sichergestellt sein muss, dass Uber- und auf3erplanméldig
bewilligte Mittel nicht zur Bildung von Haushaltsausgaberesten und Rucklagen genutzt werden. Im Hinblick auf die
Voraussetzungen fur Uber- und auf3erplanméfiige Bewilligungen muss sich dies aus der Haushaltsrechnung eindeutig
ergeben.

Entwicklung der Ausgleichsriicklage

Nach der Ubersicht 5 (Ubersicht iiber die Einnahmen und Ausgaben sowie den Bestand der Riicklagen) weist die Aus-
gleichsriicklage zur Finanzierung des Bonussystems einen Bestand von 356.144.336,42 DM und die Ausgleichs-
riicklage zur Finanzierung geplanter Steuerentlastungen einen Bestand von 537.269.165,61 DM aus. Dagegen sind in
den Nachweisungen der Landeshauptkasse vom 11. Mai 2001 Uber die Verwahrungen Riicklagenbestdnde von
356.193.836,42 DM und 537.219.665,61 DM dargestellt.

Das Ministerium der Finanzen hat mitgeteilt, dass in den Nachweisungen der Landeshauptkasse die tatséchlichen Be-
sténde am Abschlusstag angegeben seien. Nach Abschluss des Haushalts ahres 2000 habe sich bei den Riicklagen ein
Berichtigungsbedarf von 49.500 DM ergeben, der zu einem berichtigten Stand der Ricklagen in der Haushalts-
rechnung gefiihrt habe.

Mit den nachtraglichen Angaben sind die Abweichungen erlautert.

Die Angaben Uber die Riicklagenbildung zu einzelnen KapitelnEl in der Ubersicht 18 (Zusammenstellung der Budge-
tierungsergebnisse bel den sichlichen Verwaltungsausgaben der Obergruppen 51 - 54) weichen von der Gesamtzu-
sammenstellung in der Ubersicht 20 (Zusammenstellung der Bildung und Verwendung der in die Riicklage einge-
brachten Betrage) ab.

Das Ministerium der Finanzen hat mit Schreiben vom 10. Januar 2002 mitgeteilt, dass in der Ubersicht 20 die ge-
samten Zufijhrungg1 ausgewies% selen. Darin enthalten seien auch Rucklagen von insgesamt 1.612.940,80 DM bei
den Titeln 518 05™ und 519 05™, die in der Ubersicht 18 nicht aufgefiihrt seien. Die restliche Abweichung sei auf
einen Malusbetrag bei Kapitel 15 32 Titel 531 01 (- 30.566,99 DM) sowie auf die versehentliche Aufnahme des Kapi-
tels 15 12 Titel 893 08 (406,49 DM) zuriickzufthren.

Ein nachvollziehbarer Nachweis in den Ubersichten sollte sichergestel It werden.

In Teil Il der Haushaltsrechnung und in der Ubersicht 5 sind Entnahmen aus der Ausgleichsriicklage zur Finanzierung
des Bonussystems von 47.009.705,02 DM ausgewiesen. Ferner ist in der Ubersicht 5 eine Entnahme von 16.924.207,95 DM
zugunsten der Ausgleichsriicklage zur Finanzierung geplanter Steuerentlastungen dargestellt. Danach ergeben sich
Entnahmen von 63.933.912,97 DM.

Nach den Angaben in der Ubersicht 21 (Ubersicht tiber die Abwicklung der 1999 gebildeten Riicklagen aus dem
Bonus-/Malus-System) wurden von den im Jahr 1999 gebildeten Riicklagen insgesamt 61.626.638,04 DM verbraucht
(entnommen).

Zwischen den Ubersichten besteht eine Differenz bei den Entnahmen von 2.307.274,93 DM.

Das Ministerium der Finanzen hat mitgeteilt, dass die Entnahmen aus der Ausgleichsriicklage in der Ubersicht 5 zu-
treffend mit insgesamt 63.933.912,97 DM dargestellt seien. Die Abweichung zu den Angaben in der Ubersicht 21 sei
auf den fehlerhaften Ausweis der Entnahmen im Einzelplan 02 (307.273,93 DM) sowie bei den Kapiteln 05 03
(1 DM) und 08 75 (2.000.000 DM) zurtickzuftihren.

Auf eine Ubereinstimmende Darstellung der Riicklagenentnahmen in den Ubersichten sollte geachtet werden.

In der Ubersicht 21 sind verbleibende und neu bewilligte Riicklagen (Hauptgruppe 5) von 26.495.625,27 DM aufge-
fahrt.

Bei Ricklagenbewilligungen von 45.116.775,02 DM und Entnahmen (Verbrauch) von 18.896.300,82 DM ergébe sich
dagegen ein Bestand von 26.220.474,20 DM.

Das Ministerium der Finanzen hat mitgeteilt, die Differenz von 275.151,07 DM erklére sich dadurch, dass ein Teil der
Entnahmen im Einzelplan 02 (vgl. Nr. 8.3) zu hoch ausgewiesen worden sei.

5)
6)
7

Kapitel 08 01, 08 25, 08 33, 0842, 1501, 1512, 1523, 1525, 1532, 1534 und 15 47.
Nutzungsentgelte und Pachten an den Landesbetrieb "Liegenschafts- und Baubetreuung".

Kleinere hauswirtschaftliche Instandsetzungen, kleinere Mal3nahmen und Schénheitsreparaturen bei Mietobjekten des Landesbetriebs
"Liegenschafts- und Baubetreuung”.
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Globale Minder ausgaben

Im Haushaltsplan 2000 sind bei den Kapiteln 08 01, 09 01, 14 02 und 20 02, jeweils Titel 549 01, und bei Kapi-
tel 12 20 Titel 772 01 globale Minderausgaben von insgesamt 40.090.000 DM veranschlagt. Die Erwirtschaftung ist in
der Haushaltsrechnung nur teilwei se nachgewiesen.

Das Ministerium der Finanzen hat dem Rechnungshof ergénzende Unterlagen vorgelegt.

In der Haushaltsrechnung ist ein Nachweis Uber die vollsténdige Erwirtschaftung der globalen Minderausgaben zu
fuhren, auch als Grundlage fur die Entscheidungen im Rahmen des Bonus-/Malus-Systems.

Mittel zur Selbstbewirtschaftung bei den Hochschulen

In der Haushaltsrechnung sind die den Hochschulen zur Selbstbewirtschaftung zugewiesenen Mittel der Titel-
gruppen 71 und 91 jeweilsin voller Hohe a's Mittel zuweisung an die Hochschulen verausgabt. Die tatséchliche Mittel-
verwendung wird in Nebenhaushalten aulRerhalb der Haushaltsrechnung abgewickelt. Zum 31. Dezember 2000 hatten
die Hochschulen insgesamt 76 Mio. DM noch nicht abschlief?end verwendete Selbstbewirtschaftungsmittel angesam-
melt (vgl. hierzu Tz. 26 des Jahresberichts).

8 Einzelplan 15 Ministerium fur Bildung, Wissenschaft und Welterbildung, Kapitel 1503 Johannes Gutenberg-Universitét Mainz

-ohne Klinikum-, Kapitel 1506 Universitdt Trier, Kapitel 1507 Universitdt Kaiserdautern, Kapitel 1509 Universitat
Koblenz - Landau, Kapitel 1561 Fachhochschule Bingen, Kapitel 1562 Fachhochschule Kaiserslautern, Kapitel 15 63
Fachhochschule Koblenz, Kapitel 1564 Fachhochschule Ludwigshafen, Kapitel 1565 Fachhochschule Mainz, Kapitel 15 66
Fachhochschule Trier, Kapitel 15 67 Fachhochschule Worms.



Tz. 2 Abwicklung des L andeshaushalts 2000

Die Haushaltsrechnung 2000 schloss mit Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben von jeweils
26,1 Mrd. DM ab. Der Haushaltsausgleich wurde - wie in den Vorjahren - durch Kreditauf-
nahmen, die sich im Jahr 2000 auf 1,55 Mrd. DM netto beliefen, herbeigefiihrt.

Die bereinigten Gesamtausgaben stiegen - wieim Vorjahr - um 1,3 %.

Die Ausgabereste, zu deren Finanzierung Einnahmereste bei den Kreditaufnahmen gebildet
wurden, erhohten sich auf 767 Mio. DM gegentiber 682 Mio. DM im Vorjahr. Ihr Anteil am
Gesamthaushaltsansatz stieg auf 29% an. Hinzu kommt, dass 236 Mio. DM (im Vorjahr
184 Mio. DM) der Ausgleichsrlicklage zur Finanzierung von L eistungen nach dem Bonussystem
zugefihrt wurden. Dadurch erhohte sich diese Ricklage auf 356 Mio. DM. Insgesamt stehen
damit Haushaltsmittel von mehr als 1 Mrd. DM aufgrund von Haushaltsermachtigungen aus
Vorjahren weiterhin zur Verflgung.

Den Ausgleichsriicklagen zur Finanzierung des Bonussystems und zur Finanzierung geplanter
Steuerentlastungen wurden Uberplanméafiig insgesamt 662 Mio. DM zugefiihrt. Die Riicklagen-
bildung ist bei einer Netto-Kreditaufnahme am Kreditmarkt von 1,55 Mrd. DM im Ergebnisals
kreditfinanziert anzusehen.

Die Brutto-Kreditaufnahme am Kreditmarkt fir den Landeshaushalt betrug 4,9 Mrd. DM. Fur
den Landesbetrieb " Liegenschafts- und Baubetreuung" sind Kreditaufnahmen von 48 Mio. DM
aufgefuhrt. Die Umschuldungen beliefen sich auf 0,4 Mrd. DM. Die Kreditaufnahmen hielten
sich im Rahmen der Haushaltser machtigung.

In der Haushaltsrechnung wurde neben Einnahmeresten bel den Kreditaufnahmen am Kredit-
markt von 767 Mio. DM eine Rest-Krediterméchtigung von 1,5 Mrd. DM ausgewiesen.



Haushaltsrechnung

Haushaltsabschluss

Der Haushaltsabschluss 2000 stellt sich wie folgt dar:

a)

b)

<)

d)

f)

9)

h)

Nach der Haushaltsrechnung des Landes fir das
Haushaltsjahr 2000 betragen die Ist-Einnahmen
und die Ist-Ausgaben

Hinzu treten die am Schluss des Haushalts-
jahrs 2000 verbliebenen Haushaltsreste (netto),
die auf das Haushaltsjahr 2001 tibertragen wurden

Summe der Ist-Betrdge und der am Schluss des
Haushaltsjahrs 2000 verbliebenen Haushaltsreste
Nach dem Haushaltsplan des Landes fur das
Haushaltsjahr 2000 betrégt das Haushalts-Soll

Hinzu treten die aus dem Haushaltsjahr 1999
Ubernommenen Haushaltsreste (netto)

Summe der Soll-Betrage und der aus dem Haus-
haltsjahr 1999 Ulbernommenen Haushaltsreste

Unterschied zwischen Rechnungsergebnis (c) und
Haushaltserméchtigung (f)
- Mehreinnahme/-ausgabe -

Rechnungsmalfiiges Jahresergebnis 2000

Rechnungser gebnisse

Einnahmen Ausgaben
DM DM

- Rechnungsergebnis -

26.118.539.576,63 26.118.539.576,63
766.790.440,19 766.790.440,19
26.885.330.016,82 26.885.330.016,82
- Haushaltserméchtigung -
26.113.421.400,00 26.113.421.400,00
681.564.745,21 681.564.745,21
26.794.986.145,21 26.794.986.145,21
+90.343.871,61 +90.343.871,61
Ausgleich

Die Rechnungsergebnisse in den Haushaltsjahren 1990 bis 2000 entwickelten sich wie folgt:

Haushaltsjahr Einnahmen ¥ | Ausgaben’ | Fehlbetrag
- Mio.DM? -
1990 17.853,6 17.853,6 -
1991 19.172,0 19.172,0 -
1992 21.255,7 21.255,7 -
1993 22.664,2 22.664,2 -
1994 23.205,8 23.205,8 -
1995 24.155,4 24.155,4 -
1996 25.386,6 25.386,6 -
1997 25.686,3 25.686,3 -
1998 28.513,0 28.513,0 -
1999 27.415,5 27.4155 -
2000 26.203,8 26.203,8 -

Der Rickgang der Einnahmen und Ausgaben im Jahr 2000 gegeniiber dem Vorjahr ist im Wesentlichen auf geringere
Umschuldungen zurtickzufihren. In diesem Jahr wurden 0,4 Mrd. DM Kredite zur vorzeitigen Abldsung von Krediten

aufgenommen und entsprechende Tilgungsausgaben geleistet. Im Vorjahr waren es 1,6 Mrd. DM.

1
2)

Unter Beriicksichtigung der Haushaltsreste.

Im Jahresbericht sind im Interesse einer Uibersichtlicheren Darstellung Zahlenangaben grundsétzlich gerundet.
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Haushaltssteigerung

Die bereinigten Gesamtausgaben (Ausgaben ohne Tilgungen am Kreditmarkt, Zufihrungen an Ricklagen und
Deckung von Fehlbetragen) veranderten sich seit 1990 wie folgt:

Haushaltsjahr Ausgaben -
Haushaltsplan Haushaltsrechnungg’
Mio. DM Anstieg Mio. DM Anstieg

% %

1990 15.840 6,2 16.085 7.4
1991 17.148 8,3 17.301 7.6
1992 18.076 5,4 18.138 4,8
1993 18.735 3,6 18.962 4,5
1994 19.118 2,0 19.218 14
1995 19.769 3,4 19.977 39
1996 20.975 6,1 21.207 6,2
1997 20.908 -0,3 20.970 -11
1998 20.990 0,4 21.157 0,9
1999 21.498 2,4 21.430 13
2000 21.823 15 21.714 1,3

Steigerungsraten der bereinigten

Gesamtausgaben
100 +-----
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Haushaltsjahr

Nach der Haushaltsrechnung 2000 erhthten sich die bereinigten Gesamtausgaben - wie im Vorjahr - um 1,3 %. Dies
war im Ergebnis auch auf den Anstieg der Personalausgaben (1,5 %) zurlickzufuhren, die einen Anteil von 41 % an
den bereinigten Gesamtausgaben haben.

3 Ohne Haushaltsreste.
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Haushaltsliber schreitungen

In der Ubersicht 1 (S. 925 bis 968) zur Haushaltsrechnung und im Haushaltsabschluss (S. 15) sind Haushaltsiiber-
schreitungen in folgender Héhe ausgewiesen:

UberplanmaRige Ausgaben 681.934.945,30 DM
AuRerplanméf3ige Ausgaben 76.788.990,00 DM
Haushaltsvorgriffe 158.148,84 DM 4
Zusammen 758.882.084,14 DM

Bezogen auf die Haushaltsansétze (einschliefflich der Ausgabereste aus Vorjahren) betrugen die Haushatsiiber-
schreitungen 2,8 % gegeniber 5,6 % im Vorjahr. Die hoheren Haushaltsilberschreitungen im Vorjahr waren
insbesondere auf hohe Umschuldungen von Kreditmarktmitteln zurtickzuf Ghren.

Die wesentlichen Uberschreitungen sind im Abschlussbericht zur Haushaltsrechnung (Nr. 8) zusammenfassend dar-
gestellt.

Uber- und auRerplanméRige Ausgaben bediirfen nach § 37 Abs. 1 LHO der Einwilligung des fiir Finanzen zustandigen
Ministeriums. In der Haushaltsrechnung sind 19 (ber- urﬁl auRerplanmaliige Ausgaben mit insgesamt 643.516,35 DM
ausgewiesen, bei denen diese Einwilligung nicht vorlag™. Im Vorjahr waren es 20 nicht genehmigte Haushaltsliber-
schreitungen mit einem Gesamtbetrag von 973.289,67 DM.

Ausgabereste und Vorgriffe

Die Ausgabereste und Vorgriffe betrugen in den Jahren 1990 bis 2000:

Haushaltsjahr Ausgabereste | Vorgriffe
- Mio. DM -
1990 420,5 36,9
1991 422,8 70,4
1992 441,3 46,6
1993 488,0 0,1
1994 622,1 3,6
1995 675,4 15
1996 573,0 0,1
1997 603,0 0,1
1998 770,9 2,1
1999 681,6 0,0
2000 767,0 0,2

4
5)

Im Abschlussbericht Nr. 8 (S. 28) und in der Ubersicht 1 (S. 968) unzutreffend mit 121.035,12 DM ausgewiesen (vgl. hierzu Tz. 1).
Davon entfallen auf

Einzelplan 03 Ministerium des Innern und fur Sport 146.296,91 DM

Einzelplan 09 Ministerium fir Kultur, Jugend, Familie und Frauen 78.249,58 DM

Einzelplan 15 Ministerium fur Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung 418.461,36 DM.
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Entwicklung der Ausgabereste

Mio. DM

100,0 +

0,0
1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000

Haushaltsjahr

Gegeniiber 1999 stieg der Gesamtbetrag der Ausgabereste 2000 um 85,4 Mio. DM auf 767 Mio. DM an. Damit
erreichten die Reste nahezu den Hochststand des Jahres 1998, in dem erstmals Reste bei den Personal ausgaben
aufgrund des Bonus-/Malus-Systems gebildet wurden. Diese Restebildung wurde seit 1999 erweitert und durch
Zufthrungen an die Ausgleichsriicklage zur Finanzierung des Bonussystems ersetzt (vgl. Nr. 6). Zusammen mit dieser
Rucklage stehen damit Haushaltsmittel von mehr as 1 Mrd. DM aufgrund von Haushaltserméchtigungen aus
Vorjahren weiterhin zur Verfligung.
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52 Die Ausgabereste von 766,8 Mio. DMEI im Jahr 2000 verteilten sich auf die Einzelplane und die Ausgabe-

Hauptgruppen wie folgt:
A
Einzd- | Bezeichnung Ausgabereste Ausgabereste g
plan insgesamt
Mio. DM % des Sachl. Lfd. Zuwei- Baumal3- Sonst.
Haushdts- Verw.- sungen u. nahmen  [Investitionen
ansatzes || Ausgaben Zuschiisse und Inv.-
Ford.
- Mio. DM -
01 | Landtag 01 0,2 0,0 0,0 0,0 01
02 | Minigterprésident und
Staatskanzle,
Landesvertretung 15 2,3 1,2 0,0 0,0 0,3
03 Ministerium des
Innern und fur Sport 6,0 0,3 0,3 0,8 0,0 49
04 | Ministerium der
Finanzen 35,1 33 0,0 30,0 01 50
05 Ministerium der
Justiz 09 01 0,0 0,0 0,0 09
06 Ministerium fur
Arbeit, Sozides
und Gesundheit 430 2,0 0,2 415 0,0 13
08 Ministerium fur
Wirtschaft, Verkehr,
Landwirtschaft und
Weinbau 96,2 41 0.8 282 39 63,2
09 Ministerium fur
Kultur, Jugend,
Familieund Frauen 445 55 21 38,0 0,2 42
10 | Rechnungshof 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
12 Hochbaumalinahmen
und Wohnungsbau-
forderung 1784 24,6 0,0 8,6 87,3 825
14 | Minigterium fr
Umwelt und Forsten 1545 20,1 15,7 18,3 18,0 1025
15 Ministerium fir
Bildung, Wissen-
schaft und Weiter-
bildung 62,6 1,0 135 16,8 0,0 323
20 | Allgemeine Finanzen 144,0 16 0,0 97,7 0,0 46,3
Insgesamt 766,8 29 339 2799 109,4 3436

6)
7

Ausgabereste 767 Mio. DM abziglich 0,2 Mio. DM Vorgriffe.
Differenzen bei den Summen entstehen durch Rundungen.
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Nach der Haushaltsrechnung 2000 veranderten sich die Ausgabereste gegeniiber dem Vorjahr wie folgt:

19999 2000 Verznderungen
2000 zu 1999
Ausgabereste Anteil an den Anteil an den
Resten Resten
insgesamt insgesamt
Mio. DM % Mio. DM % Mio. DM

Personal ausgaben 13,4 2,0 0,0 0,0 -13,4
Séchliche Verwaltungsausgaben 37,4 55 33,9 4,4 -35
Lfd. Zuweisungen und Zuschiisse 211,7 31,0 279,9 36,5 + 68,2
Baumal3nahmen 119,3 17,5 109,4 14,3 -99
Songtige Investitionen und
[ nvestitionsforderungsmalinahmen 299,8 44,0 343,6 44,8 +43,8
I nsgesamt 681,6 100,0 766,8 100,0 + 85,2

Von den Ausgaberesten 2000 von 766,8 Mio. DM entfielen 453,0 Mio. DM (59,1 %) auf investive und
313,8 Mio. DM (40,9 %) auf konsumtive Ausgaben.

Ein erheblicher Teil der bei den laufenden Zuweisungen und Zuschiissen gebildeten Ausgabereste von 279,9 Mio. DM
betrifft Ausgaben, die Leistungen des kommunalen Finanzausgleichs (z.B. Zuweisungen fur Kindertagesstétten,
Ausgleichsstock) darstellen oder denen zweckgebundene Einnahmen (u.a. Fordermittel des Bundes und der EU)
gegenuberstanden. Da die Einnahmemittel im Haushaltsvollzug 2000 bereits eingesetzt wurden, kdnnen kinftige
Leistungen aufgrund der gebildeten Ausgabereste nur durch hdhere Kreditaufnahmen finanziert werden, soweit dann
keine anderen Einnahmeguellen zur Verfigung stehen. Hierbel ist auf die Einhaltung der verfassungsrechtlichen
Kreditobergrenze (Art. 117 LV, 8 18 Abs. 1 LHO) zu achten.

Ausgleichsr ticklage

In der Haushaltsrechnung sind bei Kapitel 20 02 Titel 911 01 "Zufthrungen an die Ausgleichsriicklage" Uberplan-
maliige Ausgaben von 662,3 Mio. DM nachgewiesen, und zwar 235,9 Mio. DM zur Finanzierung des Bonussystems
und 426,4 Mio. DM zur Finanzierung geplanter Steuerentlastungen.

Im Jahr 2000 erfolgte eine Netto-Kreditaufnahme am Kreditmarkt von 1.551 Mio. DM. Damit sind die Riicklagenzu-
fhrungen im Ergebnis a's kreditfinanziert anzusehen. Ohne die Riicklagenzufiihrungen hétte sich eine um mehr as
600 Mio. DM geringere Kreditaufnahme ergeben.

Von der Riicklagenbildung aufgrund des Bonus-/Malus-Systems von 235,9 Mio. DM, die sich aus Minderausgaben
gegenuber den veranschlagten Betragen ergeben, entfallen 160,9 Mio. DM auf Personalausgaben, 63,0 Mio. DM auf
sachliche Verwaltungsausgaben und 12,0 Mio. DM auf investive Ausgaben.

Die Rucklagenbildung von 223,9 Mio. DM, die im Jahr 2000 im Rahmen des Bonus-/Malus-Systems bei den Perso-
nalausgaben und den sichlichen Verwaltungsausgaben erfolgte, stellt im Vergleich zu dem Grenzwert von
10 Mio. DM fir die Verpflichtung zur Aufstellung eines Nachtragshaushaltsgesetzes (8 37 Abs. 1 Satz 4 Nr. 3LHO
i.V.m. 84 Abs. 1 Landeshaushaltsgesetz 2000/2001) einen beachtlichen Gesamtbetrag dar, Uber den die Exekutive in
erheblichem Umfang losgel 6st von den urspriinglichen Veranschlagungszwecken frei entscheiden kann.

Weiterhin wurden der Ausgleichsriicklage Uber das bisherige Bonus-/Malus-System hinaus Ricklagen von
12 Mio. DM aufgrund von Minderausgaben bei den investiven Ausgaben der Obergruppen 81 und 82 zugefuhrt. Das
Ministerium der Finanzen begriindete die Er\/\ﬁ'terung mit den Regelungen in § 6 Abs. 1 und 3 Landeshaushalts-
gesetz 2000/2001 und der Gesetzesbegriindung™. Hierzu ist zu bemerken, dass die Obergruppen 81 und 82 nicht in
den Regelungen Uber die Riicklagenbildung nach dem Bonus-/Mal us-System ausgewiesen sind.

Der Bestand der Ausgleichsriicklage zur Finanzierung des Bonussystems erhohte sich im Jahr 2000 von 184 Mio. DM
auf 356 Mio. DM. Dabei standen den Zufthrungen von 236 Mio. DM Entnahmen von 47 und 17 Mio. DM gegeniiber.

Der Rechnungshof hat im Jahresbericht 2000 im Zusammenhang mit der erstmaligen Bildung von Riicklagen
aufgrund des Bonus-/Malus-Systems angemerkt, dass hiermit Neuland betreten worden sei und sich die Frage stelle,

8)
9)
10)

Unter Berticksichtigung von Umsetzungen auf andere Haushaltsstellen.
Drucksache 13/4800 S. 21.
Drucksache 13/6750, Tz. 1.
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wie das verfassungsmaldige Budgetrecht des Parlaments sichergestellt und das Verfahren verbessert werden kdnnem.
Im Rahmen des Entlastungsverfahrens fur das Haushaltgahr 1999 wurde es fir erforderlich gehalten, bei dem
Verfahren zur Rucklagenbildung ﬁstérkt darauf zu achten, dass das parlamentarische Budgetrecht und die gebotene
Haushaltsklarheit gewahrt werden™.

Das Ministerium der Finanzen hat erklart, dass im Haushaltsjahr @01 und in den Folgejahren aufgrund der
schwierigen Einnahmesituation keine neuen Riicklagen gebildet werden ==,

Bei der weiteren Uberplanmédigen Riicklagenzufiihrung von 426,4 Mio. DM zur Finanzierung geplanter Steuer-
entlastungen handelt es sich um den Unterschiedsbetrag zwischen den veranschlagten Netto-Krediteinnahmen und den
zum Ist-Ausgleich beim Jahresabschluss benétigten Mitteln.

Die Rucklagenbildung fir diesen Zweck erfolgte - wie im Vorjahr - im Ergebnis mit Hilfe einer erhthten Kredit-
aufnahme. Das Verfahren, durch Kreditaufnahmen, die den zur Haushaltsfinanzierung erforderlichen Bedarf Uber-
steigen, beim Abschluss einen Uberschuss zu erzielen und diesen - auf § 25 LHO gestiitzt - der Riicklage zuzufiihren,
wird as problematisch angesehen. Neben den unter Nr. 6.2 angefihrten grundsétzlichen Gesichtspunkten (Haus-
haltsklarheit, parlamentarisches Budgetrecht) steht der Ricklagenbildung auch die Regelung im Haushaltsplan ent-
gegen, wonach Ei nnﬁnen aus Kreditaufnahmen im laufenden Haushaltsjahr in das folgende Haushaltsjahr umge-
bucht werden dirfen™. Nach diesem Haushaltsvermerk, der das Ziel hat, beim Jahresabschluss einen Ist-Ausgleich
herbeizufihren, wurde bis einschlief3lich 1998 verfahren.

Mehr- und Mindereinnahmen und -ausgaben gegenuber dem Haushalts-Soll (einschlie3lich Haushaltsr este)

Die Einnahmen erhdhten (+)/verringerten (-) sich gegeniiber dem Haushalts-Soll:

Mio. DM
Steuern und steuerdhnliche Abgaben - 146,1
Verwaltungseinnahmen, Einnahmen aus Schuldendienst und dgl. + 74,7
Zuweisungen und Zuschusse fir laufende Zwecke + 820,7
Schuldenaufnahmen, Zuweisungen und Zuschiisse fir Investitionen,
besondere Finanzierungseinnahmen - 659,0 5
Zusammen + 90,3
Die Ausgaben erhohten (+)/verringerten (-) sich gegeniiber dem Haushalts-Soll:

Mio. DM
Personal ausgaben - 155,3
Séchliche Verwaltungsausgaben und Ausgaben fir den Schuldendienst - 560,0 [°
Zuweisungen und Zuschusse fir laufende Zwecke - 15,3
Baumalinahmen + 13,9
Sonstige Investitionen und Investitionsf érderungsmal3nahmen + 138,6
Besondere Finanzierungsausgaben + 668,4 =
Zusammen + 90,3

Zur Entwicklung der Personalausgaben wird auf die Ausfiihrungen in Tz. 3 verwiesen.

1) Vgl. hierzu auch die Entschlieung, die die Présidentinnen und Présidenten der deutschen Landesparlamente auf ihrer Konferenz

vom 21. bis 23. Mai 2000 verabschiedet haben (Abschn. Il Nrn. 3, 4 und 5 - Drucksache 13/6466 -).

Beschlussempfehlung und Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses (Drucksache 14/251 S. 2) und Beschluss des Landtags vom
20. September 2001 (Plenarprotokoll 14/9 S. 475).

Schreiben vom 20. November 2001.

Vermerk zu Kapitel 20 05 Titel 325 01.

Im Jahr 2000 wurden Umschuldungen in Héhe von 391 Mio. DM vorgenommen.
Einschliefich tberplanmél3ige Zufiihrungen an die Ausgleichsriicklage von 662,3 Mio. DM.

12)

13)
14)
15)
16)
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Krediterméachtigung

Krediteam Kreditmarkt (ohne Umschuldungen) fiir L andeshaushalt

Krediterméchtigung fir das Jahr 2000El 5.839.500.000,00 DM
Einnahmereste, die aus dem Haushaltsjahr 1999 (ibertragen

wurden (Kapitel 20 05 Titel 325 01) 681.564.745,21 DM
Nicht ausgeschopfte Krediterméchtigung des Haushaltsjahrs 1999

(8§18 Abs. 3LHO) 639.947.010,71 DM
Krediterméchtigung insgesamt 7.161.011.755,92 DM
Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt

(Kapitel 20 05 Titel 325 01) 4.897.478.119,66 DM
Einnahmereste, die in das Haushaltsjahr 2001 (ibertragen wurden

(Kapitel 20 05 Titel 325 01) 766.790.440,19 DM
Einnahmen und Reste insgesamt 5.664.268.559,85 DM

Die Schuldenaufnahmen am Kreditmarkt (einschl. Einnahmereste) hielten sich im Rahmen der Krediterméchtigung.

In der Haushaltsrechnung (S. 15) ist neben den zur Finanzierung der Ausgabereste erforderlichen Mitteln von
0,76 Mrd. DM eine Rest-Krediterméchtigung 2000 von 1.496.743.196,07 DM ausgewiesen. Der Anstieg gegentiber
dem Vorjahr um 856,8 Mio. DM st darauf zurlickzufiihren, dass die veranschlagten Tilgungsausgaben am Kredit-
markt die tatsdchlichen Ausgaben erheblich Uberstiegen. In den Jahren 1999 und 2000 waren die Planansétze fir
Tilgungsausgaben um insgesamt 1,37 Mrd. DM hoher al's die tatschlichen Ausgaben.

Das Ministerium der Finanzen hat erklért, dass die hohe Abweichung bel den Tilgungsausgaben systembedingt sei. Es
handele sich um einen Dispositionsranmen, um "Kurzléufer" umzuschulden.

Nach Auffassung des Rechnungshofs kann es als nicht unproblematisch angesehen werden, in Hohe der zu hoch
veranschlagten Tilgungsausgaben eine Rest-Kreditermachtigung weiterzufiihren.

Die Rest-Krediterméchtigung, die die nach der Haushatsplanung fir das Jahr 2001 vorgesehene Netto-Neuver-
schuldung am Kreditmarkt von 1.279.589.200 DM Ubersteigt, stellt eine Ausweitung des Kreditrahmens fur Folgejahre
dar, ohne dass der Budgetgesetzgeber Uber eine eventuelle zusétzliche Inanspruchnahme beschliefdt. Insofern kann er
auch keine Entscheidung treffen, anstatt einer Kreditaufnahme eine anderweitige Finanzierung oder Einsparungen
vorzunehmen.

Der Rechnungshof halt es fir erforderlich, Uberlegungen anzustellen, wie die Hohe der weitergeltenden Kredit-
erméachtigung zu begrenzen ist und wie das P@ament stérker in das Verfahren bei der Inanspruchnahme der Rest-
Krediterméchtigung eingebunden werden kann™>.

Zur Entwicklung der Kreditaufnahmen und der verfassungsrechtlichen Kreditobergrenze (Art. 117LV, §18
Abs. 1 LHO) wird auf die Ausfihrungen in Tz. 3 verwiesen.

0 §2 Abs 1 Landeshaushaltsgesetz 2000/2001 i.V.m. Nr. 1 des Kreditfinanzierungsplans 2000.

18) Vgl. die Haushaltsgesetze des Bundes seit 1999, die eine Begrenzung und Verfahrensregelung enthalten, die als erster Schritt zu einer
Sicherstellung der Parlamentsrechte angesehen werden kénnen.
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Krediteam Kreditmarkt fur Landesbetrieb " Liegenschafts- und Baubetr euung"

Kreditermachtigung = 150.000.000,00 DM
Bruttokreditaufnahme 47.983.130,84 DM

Nach den Angaben in der Kreditfinanzierungsrechnung 2000 des Landesbetriebs LBB entfallen von den Einnahmen
aus Krediten am Kreditmarkt 29.337.450,00 DM auf langfristige Kredite, 18.642.283,12 DM auf einen Kassenkredit
beim Land und 3.397,72 DM auf Verbindlichkeiten bei Kreditinstituten.

Die Bruttokreditaufnahme hielt sich im Rahmen der Krediterméchtigung.
Umschuldungen

Erméchtigung zur Aufnahme von Krediten zuaZwecke der
Umschuldung vorzeitig gekiindigter Darlehen 2.000.000.000,00 DM
Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt zum Zwecke vorzeitiger

Abl6sung von Krediten

(Kapitel 20 05 Titel 325 03) 391.166.000,00 DM

Der Gesamtbetrag der Umschuldungen unterschritt die Erméchtigung.
Kredite aus dem offentlichen Bereich

K rediterméchtigung & 19.145.000,00 DM

AuRerdem war das fur Finanzen zustdndige Ministerium erméch-

tigt™, weitere Kredite bis zur Hohe von 25.000.000,00 DM
aufzunehmen, soweit der Bund, der Ausgleichsfonds oder die

Bundesanstalt fir Arbeit tber die im Haushaltsplan veran-

schlagten Betrage hinaus weitere Kreditmittel zur Erfillung

bestimmter Zwecke zur Verfigung stellen.

Darlehen vom Bund zur Férderung des Wohnungsbaues
und des Experimentellen Wohnungs- und Stadtebaues
(Kapitel 12 25 Titel 311 71) 25.549.000,00 DM

Die Schuldenaufnahmen beim Bund hielten sich in den Grenzen der Krediterméchtigung.

19)
20)
21)
22)

§ 2 Abs. 1 Landeshaushaltsgesetz 2000/2001.
§ 2 Abs. 2 Landeshaushaltsgesetz 2000/2001.
§ 2 Abs. 1 Landeshaushaltsgesetz 2000/2001 i.VV.m. Nr. 4 des Kreditfinanzierungsplans 2000.
§ 2 Abs. 5 Landeshaushaltsgesetz 2000/2001.
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Tz. 3 Haushaltdage desLandesund ihre voraussichtliche Entwicklung

Im Haushalts ahr 2000 nahmen die laufenden Einnahmen des Landes erheblich starker zu als
die laufenden Ausgaben. Dadurch ergab sich ein Uberschuss der laufenden Rechnung von
477 Mio. €. Dieswar vor allem auf hohere Einnahmen aus dem L anderfinanzausgleich und bei
den Erganzungszuweisungen des Bundes zur Uckzufihren.

Die Personalausgaben stiegen im Jahr 2000 um 65 Mio. € auf 4,6 Mrd. € an; sie nahmen damit
54 % der Steuereinnahmen und allgemeinen Finanzzuweisungen des Landes in Anspruch. Die
Steigerungsrate der Personalausgaben von 1,5% war hoher als die der Gesamtausgaben von
1,3%.

Die Ausgaben flUr Investitionen und Investitionsférderungsmafihahmen im Landeshaushalt
erhdhten sich gegentiber dem Vorjahr um 47 Mio. € auf 1,4 Mrd. €. Die Investitionsquote belief
sich auf 12,6 %; sielag weiterhin Uber dem Durchschnitt der Flachenlander (West) von 11,3 %.

Weiter e I nvestitionsausgaben von 70,5 Mio. € fielen bei dem Landesbetrieb " Liegenschafts- und
Baubetreuung" an. Im Vorjahr waren es 62,1 Mio. €.

Die Netto-Kreditaufnahme am Kreditmarkt erreichte mit 793 Mio. € fast den Vorjahresbetrag.
Die Kreditfinanzierungsquote lag mit 7,1 % weiterhin erheblich tGber dem Durchschnitt aller
Flachenlander.

Die Zinsbelastung belief sich auf mehr als 1 Mrd. €. Die Zinssteuer quote verringerte sich trotz
gestiegener Zinsausgaben auf 12,5 % gegeniiber 12,8 % im Vorjahr aufgrund des starkeren An-
stiegs der allgemeinen Finanzzuweisungen. Der Anteil der Zinsen an den Ausgaben lag mit
9,4 % Uber dem Durchschnitt aller Flachenlander.

Die Netto-Kreditaufnahme lag nach der allgemein Ublichen Berechnungsmethode um mehr als
0,3 Mrd. € unter der verfassungsrechtlichen Kreditobergrenzevon 1,1 Mrd. €.

Die Verschuldung des Landes aus Kreditmarktmitteln stieg bis Ende 2000 auf 19 Mrd. € an. Die
Pro-K opf-Verschuldung war héher alsim Durchschnitt aller Flachenlander .

Nach der Haushaltsplanung fur die Jahre 2002 und 2003 wird erwartet, dass sich das Ergebnis
der laufenden Rechnung erheblich verschlechtert, so dass die Deckung der laufenden Ausgaben
durch laufende Einnahmen gefahrdet ist.

Die Investitionsausgaben werden sich nach den Plandaten bei einer ricklaufigen Investitions-
guote voraussichtlich auf jeweils 1,2 Mrd. € in den Jahren 2002 und 2003 belaufen. Dabel wird
die Kreditfinanzierungsquote auf 8,1 % (2002) und 7,6 % (2003) steigen. Der Gesamtschulden-
stand wird bis Ende 2003 nahezu 22 Mrd. € betragen.

Zur Erhaltung und Sicherung der Gestaltungsfahigkeit des Haushalts ist es unerlasslich, dass
die eingeleiteten Bemihungen des Landes zur Haushaltskonsolidierung mit Nachdruck fort-
gesetzt werden.

1 Allgemeines

Zur Beurteilung der Haushaltslage des Landes und ihrer Entwicklung hat der Rechnungshof wesentliche Daten der
Haushaltsrechnungen 1990 bis 2000, der Haushaltsplanung 2001 (Hpl.), der Regierungsvorlage zum Doppelhaus-
halt 2002/2003 (Hpl.) sowie der Finanzplanung 2004 und 2005 (Fpl.) zusammengestellt. Die Daten verdeutlichen das
Gewicht und die Entwicklung bestimmter Einnahmen und Ausgaben. In geeigneten Fallen werden auch Ver-
gleichsdaten der anderen Flachenlander herangezogen. AuRerdem wird auf die Entwicklung der Personal ausgaben und
der Investitionen sowie auf die Auswirkungen der Verschuldung auf die Gestaltungsfahigkeit des Landeshaushalts ein-

Bei den Vergleichsdaten ist zu berlicksichtigen, dass sich die Struktur der Haushalte seit 1996 durch die finanziellen
Auswirkungen der Bahnreform und die Neuregelung des Familienleistungsausgleichs auf der Ausgaben- und Ein-
nahmenseite nachhaltig veréndert hat.
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Dartiber hinaus wird ein Vergleich der Haushaltsdaten des Landes auch durch die Ausgliederung von Aufgaben-
bereichen™ beeintréchtigt.

Wesentliches Ergebnis
Aufgliederung des Rechnungser gebnisses
Die Ist-Einnahmen und -Ausgaben fur die Jahre 1990 bis 2000 sind nach den Rechnungsergebnissen aufgegliedert in

- laufende Rechnung
(laufende Einnahmen und Ausgaben),

- Kapitalrechnung
(vermdgenswirksame Einnahmen und Investitionen),

- besondere Finanzierungsvorgéange
(Schuldenaufnahmen, Tilgungsausgaben und Veranderung der Riicklagen).

Die Entwicklung im Einzelnen ist aus den Anlagen 1 bis 3 ersichtlich.

L aufende Einnahmen und Ausgaben

Die Einnahmen der laufenden Rechnung erhéhten sich 2000 um 3,1 % (+ 300 Mio. €) auf 10.132 Mio. €. Dies war vor
alem auf hohere Einnahmen aus dem Landerfinanzausgleich (+ 186 Mio. € = + 91,4 %) und bei den Erganzungs-
zuweisungen des Bundes (+ 167 Mio. € = + 31,2 %) zurlickzufUhren.

Die Ausgaben der laufenden Rechnung erhthten sich gegentiber dem Vorjahr um 1 % (+ 99 Mio. €) auf 9.655 Mio. €.
Zu dieser Entwicklung trug insbesondere der Anstieg der Personalausgaben (+ 65 Mio. € = + 1,5 %) bei.

Der stérkere Anstieg der laufenden Einnahmen gegeniiber den laufenden Ausgaben fihrte in der laufenden Rechnung
zu einem Uberschuss von 477 Mio. €.

Fur die Jahre bis 2003 zeichnet sich eine erhebliche Verschlechterung des Ergebnisses der laufenden Rechnung ab.
Nach der Regierungsvorlage zum Doppelhaushalt 2002 und 2003 ist die Deckung der laufenden Ausgaben durch die
laufenden Einnahmen geféhrdet.

2 Es wurden z.B. zum 1. Januar 1997 die drel landeseigenen psychiatrischen Kliniken in Andernach, Alzey und Meisenheim zu einem

Landeskrankenhaus (Anstalt des offentlichen Rechts) zusammengefasst sowie die Gesundheitsamter und deren Nebenstellen in die
Kreisverwaltungen eingegliedert; zum 1. Januar 1998 wurden die Staatsphilharmonie und das Staatsorchester Rheinische Phil-
harmonie in Landesbetriebe und die Staatshauverwaltung in den Landesbetrieb "Liegenschafts- und Baubetreuung” Ubergeleitet; zum
1. Januar 2000 wurden das Kinderneurologische Zentrum Mainz, das Landessprachheilzentrum Meisenheim und die Reha-Klinik
Rheingrafenstein Bad Minster am Stein-Ebernburg auf das Landeskrankenhaus Ubertragen. Zum 1. Januar 2002 wurde die Stral3en-
und Verkehrsverwaltung des Landes in den Landesbetrieb "Stral3en und Verkehr" Uberfiihrt. Ferner wurde der Quasi-Landesbetrieb
"Landesforsten Rheinland-Pfalz" errichtet. Ab dem Doppel haushalt 2002/2003 wurde die Finanzierung laufender und neuer Investi-
tionen des Klinikums der Johannes Gutenberg-Universitdt Mainz aus dem Landeshaushalt in den Wirtschaftsplan des Klinikums
Ubergeleitet.
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Entwicklung der laufenden Rechnung
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Kapitalrechnung

Die Kapitalrechnung wies 2000 Ausgaben fir Investitionen und Investitionsforderungen von 1.396 Mio. € aus.
Gegeniiber 1999 stiegen die Investitionsausgaben um 47 Mio. € (+ 3,5 %).

Bel dem zum 1. Januar 1998 gebildeten Landesbetrieb "Liegenschafts- und Baubetreuung” fielen 2000 Investi-
tionsausgaben von 70,5 Mio. € gegenliber 62,1 Mio. € im Vorjahr an.

Nach der Haushaltsplanung fur die Jahre 2002 und 2003 sind Investitionsausgaben von 1.182 Mio. € und 1.153 Mio. €
(ohne Landesbetriebe) vorgesehen.

Besonder e Finanzierungsvor gange

In den besonderen Finanzierungsvorgéangen ist im Jahr 2000 eine Brutto-Schuldenaufnahme am Kreditmarkt von
2.704 Mio. € ausgewiesen. Der Ruickgang gegentiber dem Vorjahr beruht Uberwiegend auf einer geringeren Aufnahme
von Krediten zum Zwecke der Umschuldung.

Neben den Tilgungsausgaben von 1.911 Mio. € enthalten die besonderen Finanzierungsvorgange Zufiihrungen an
Ricklagen von 341 Mio. €, insbesondere an die Ausgleichsriicklage, die zur Umsetzung des Bonus-/Malus-Systems
sowie zur Finanzierung geplanter Steuerentlastungen gebildet wurde.
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Per sonalausgaben

Die Personalausgaben, deren Entwicklung in der Anlage 4 dargestellt ist, verdnderten sich seit dem Jahr 1990 wie

folgt:

Haushaltsjahr Veranderung
gegeniiber Vorjahr
%
1990 5,7
1991 7,4
1992 7,4
1993 4,3
1994 25
1995 4,3
1996 2,7
1997 11 &
1998 -0,2 B
1999 3,0
2000 15
2001 (Hpl.) 3,6E)|
2002 (Hpl.) -1,9
2003 (Hpl.) 3,2
2004 (Fpl.) 2,2
2005 (Fpl.) 2,1
2006 (Fpl.) 2,0
2007 (Fpl.) 2,0
2008 (Fpl.) 2,0

Bei den Vergleichsdaten ist u.a. zu beriicksichtigen:

Die

In den vergangenen Jahren wurden vielfach Personalausgaben aus dem Landeshaushalt ausgegliedert, vgl. Nr. 1.

Ferner wurde zum 1. Januar 2002 der Landesbetrieb "Straf3en und Verkehr" errichtet, dessen Aufgaben bisher das
Landesamt fur Stral3en- und Verkehrswesen und seine nachgeordneten Landesbehdrden wahrgenommen haben.
Die Personalausgaben (fir mehr als 4.000 Stellen) sind im Entwurf des Wirtschaftsplans des Landesbetriebs
nachgewiesen.

AuRerdem ergeben sich ab 2002 Anderungen aufgrund der Errichtung des Quasi-Landesbetriebs "Landesforsten
Rheinland-Pfalz". Im Entwurf des Wirtschaftsplans sind Personal ausgaben von mehr a's 120 Mio. € ausgebracht.

Die Personalausgaben enthalten seit 1996 Zufiihrungen an den Finanzierungsfonds fir die Beamtenversorgung
Rheinland-Pfalz fur die nach dem 30. September 1996 neu eingestellten Beamten zur Sicherung der kiinftigen
Versorgung (2000: rd. 25,8 Mio. €) und seit 1999 Zufiihrungen an den Finanzierungsfonds fir die Beamten-
versorgung nach § 14a BBesG aus der Besoldungs- und der Versorgungsanpassung (2000: rd. 5,9 Mio. €).

Ab 2002 werden die Zufihrungen an den Finanzierungsfonds fur die Beamtenversorgung Rheinland-Pfalz nicht
mehr bel den Personalausgaben, sondern bei den besonderen Finanzierungsvorgangen a's Riicklagenzufihrungen
veranschlagt.

Im Rahmen des Bonus-/Malus-Systems wurden aufgrund von Minderausgaben bei den Personalausgaben im
Jahr 1998 Haushaltsausgabereste von 57,8 Mio. € sowie in den Jahren 1999 und 2000 Riicklagen von 73 Mio. €
und 82,3 Mio. € gebildet, die in den Folgejahren zu zusétzlichen Belastungen auch bei den Personalausgaben
fUhren werden.

Personalausgaben stiegen 2000 um 1,5% an. Dabei wiesen die Versorgungsbeziige mit 5,9 % die hochste

Steigerungsrate auf (Anlage 5).

2)
3
4

Bei Berticksichtigung der Ausgliederungen ergibt sich ein Anstieg von 1,8 % (vgl. Jahresbericht 1998, Tz. 4, Drucksache 13/3970).
Bei Berticksichtigung der Ausgliederungen ergibt sich ein Anstieg von 2,0 % (vgl. Jahresbericht 1999, Tz. 2, Drucksache 13/5380).

Die Zufuhrungen an den Finanzierungsfonds fur die Beamtenversorgung Rheinland-Pfalz wurden im Haushaltsvollzug den beson-
deren Finanzierungsvorgangen (Rucklagenzufiihrungen) zugeordnet.
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Nach der Regierungsvorlage zum Doppelhaushalt 2002 und 2003 nehmen die Personalausgaben im Jahr 2002 um
1,9 % ab und im Jahr 2003 um 3,2 % zu. Die Verringerung der Personalausgaben im Jahr 2002 ist insbesondere auf
die Errichtung des Landesbetriebs "Strafl2en und Verkehr" und des Quasi-Landesbetriebs "Landesforsten Rheinland-
Pfalz" zurlickzufthren.

Der Anstieg bei den Personalausgaben lag - wie auch im Vorjahr - tiber dem der bereinigten Gesamtausgaben:

Vergleich der Steigerungsraten bei den
Personalausgaben und den Gesamtausgaben
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Die Personalausgahen stiegen von 1990 bis 2000 insgesamt um 39,1 % anEl. Dabei betrug die Erhéhung der Ver-

sorgungsausgaben™ einschliefflich Beihilfen fir Versorgungsempfanger in diesem Zeitraum 69,2 %. Die Versor-
gungsausgaben nahmen damit in zehn Jahren erheblich stérker zu als die Ubrigen Personalausgaben, die sich um
32,4 % erhthten.
Entwicklung der Personalausgaben
(1990 = 100 %)
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Im Hinblick auf die progrl%stizierte Erhohung der Zahl der Versorgungsempfanger von derzeit 30.000 auf mehr als

52.000 bis zum Jahr 2020
erwartet.

wird eine zunehmende Belastung des Landeshaushalts durch die Versorgungsausgaben

5)
6)

Ohne Beriicksichtigung von Ausgliederungen.
Die Versorgungsausgaben enthalten seit 1996 auch Zufuihrungen an den Finanzierungsfonds fur die Beamtenversorgung fir die nach

dem 30. September 1996 neu eingestellten Beamten aufgrund des Landesgesetzes uber die Errichtung eines Finanzierungsfonds fur
die Beamtenversorgung Rheinland-Pfalz und seit 1999 Zufiihrungen nach § 14a BBesG.

N Finanzplan des Landes Rheinland-Pfalz furr die Jahre 2001 bis 2005 (S. 9).
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253 Im Einzelnen veranderten sich die Personalausgaben dﬁr Fléachenlander unter Beriicksichtigung von Ausgliederungen

aus den Landerhaushalten in den Jahren 1998 bis 2000 ™ wie folgt:
Lander Anstieg der Personalausgaben in %
1998 1999 2000
(vorlaufig)
Baden-Wrttemberg 1,4 25 0,9
Bayern 17 2,6 18
Brandenburg 0,9 0,2 -4,2
Hessen 1,6 2,8 -09
Mecklenburg-Vorpommern 15 1,8 0,7
Niedersachsen 1,2 2,7 11
Nordrhein-Westfalen 2 35)‘ 21 1,9
Rheinland-Pfalz 17 30 15
Saarland 1,0 2,4 14
Sachsen 1,6 15 0,9
Sachsen-Anhalt 0,1 1,4 0,5
Schleswig-Holstein 1,1 1,7 0,3
Thiringen -35 1,3 -04
Durchschnittliche jahrliche Steigerungsrate
bei den Personalausgaben (1998 bis 2000)
Brandenburg -1,0 *:: i i
Thiiringen XY — | 1
Sachsen-Anhalt i i --:I 0,7 i
Schleswig-Holstein ! | “::I 1,0 |
Hessen i i T : 11,2 i
Mecklenburg-Vorpommern ! ! T 11,4 !
Sachsen i i T : 11,4 i
Baden-Wiirttemberg ! ! T 11,6
Saarland i i T : 11,6 i
Niedersachsen ! ! T 11,7 |
Bayern i i T : : 12,1
Rheinland-Pfalz ! ! 12,1
Nordrhein-Westfalen 3 3 T : : 12,1
-1,5 -1,0 -0,5 0,0 0,5 1,0 1,5 2,0 2,5
%

Im Jahr 2000 betrug die Erhthung der Personalausgaben des Landes 1,5 %. Hohere Steigerungsraten hatten lediglich
Bayern und Nordrhein-Westfalen. Auch die durchschnittliche Steigerungsrate des Landes im Zeitraum von 1998 bis
2000 von 2,1 % im Jahr war vergleichsweise hoch.

8)
9

Finanzbericht 2002 des Bundesministeriums der Finanzen vom 10. August 2001 (S. 366).

Berechnet nach Absetzung von Personalausgaben von 84 Mio. € wegen Ausgliederung der Landesbauverwaltung aus dem Landes-
haushalt.
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Die Beanspruchung der Steuereinnahmen und der allgemeinen Finanzzuweisungen des Landes durch die Personal-
ausgaben (Anlage 6) hat sich wie folgt entwickelt:

Haushaltsjahr Steuern, steuerdhnliche Abgaben,
Einnahmen aus dem
Steuern Landerfinanzausgleich,
Ergénzungszuwei sungen des Bundes
Verdnderung Beanspruchung Verdnderung Beanspruchung
gegeniber durch gegeniber durch
Vorjahr Personal ausgaben Vorjahr Personalausgaben
% % % %

1990 -18 63,5 -0,6 57,3
1991 75 63,4 8,5 56,7
1992 7,6 63,3 9,7 55,5
1993 29 64,1 39 55,7
1994 -05 66,0 -1,0 57,7
1995 7,3 64,1 3,7 58,0
1996 1,6 64,8 32 57,8
1997 -19 66,8 -16 59,3
1998 4,4 63,9 2,8 57,6
1999 6,5 61,8 7,1 55,4
2000 -0,2 62,8 4,1 54,0
2001 (Hpl.) 3,3 63,0 -13 56,7
2002 (Hpl.) -34 63,9 -0,8 56,1
2003 (Hpl.) 3,4 63,8 29 56,2
2004 (Fpl.) 7,2 60,8 6,6 53,9
2005 (Fpl.) 6,8 58,1 2,1 53,8

Der Anstieg der Steuereinnahmen und allgemeinen Finanzzuweisungen seit 1998 hat dazu gefuhrt, dass die Beanspru-
chung durch die Personaausgaben von 59,3 % im Jahr 1997 auf 54 % im Jahr 2000 zurtickging. Fir die Folgejahre bis
2003 wird nach der Haushaltsplanung infolge stagnierender Einnahmen ein Anstieg der Belastungsguote auf mehr als
56 % erwartet.

Investitionsquote

Die Investitionsquote verdeutlicht den Anteil der Investitionsausgaben an den Gesamtausgaben (Anlage 7). Sie hat

sich wie folgt entwickelt:

Haushaltsjahr Investitionsquote
%
1990 17,7
1991 17,3
1992 16,9
1993 16,1
1994 14,8
1995 14,7
1996 15,0
1997 13,9
1998 131
1999 12,3
2000 12,6
2001 (Hpl.) 11,3
2002 (Hpl.) 10,4
2003 (Hpl.) 9,9
2004 (Fpl.) 9,5
2005 (Fpl.) 9,2
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Die Investitionen hatten im Jahr 2000 einen Anteil an den Ausgaben von 12,6 % gegenuiber 12,3 % im Vorjahr. Damit
lag Rheinland-Pfalz tiber dem Durchschnitt der Flachenlander (West) von 11,3 %' eine héhere Quote erreichte
lediglich Bayern mit 14,9 %.

Investitionsquote 2000

Sachsen

Thiringen ] 25,3

Sachsen-Anhalt ] 23,6

Mecklenburg-Vorpommern ] 22,6

Brandenburg ]122,3,

Bayern ] 14,9

Rheinland-Pfalz ]112,6

Saarland ]112,5

Baden-Wirttemberg 111,3

Niedersachsen ]110,5

Nordrhein-Westfalen ] 10,2

Schleswig-Holstein ]110,1

Hessen 17,9

|
|
|
|
|
|
|
|
|
|
|
|
|
|
|
|
|
|
|
|
g
0,0 5,0 10,0 15,0 20,0

Die vergleichsweise hohe Investitionsquote ging einher mit einer weiteren Netto-Neuverschuldung. Der Uberschuss
der laufenden Rechnung (Eigenfinanzierungsmittel) reichte nicht zur Finanzierung der Investitionsausgaben aus, so
dass Kredite als Deckungsmittel in Anspruch genommen wurden. Diese Entwicklung flhrte zu einer weiter
wachsenden Verschuldung und einem Anstieg des Schuldendienstes, der den Haushalt des Landes stark belastet.

Nach der Haushalts- und Finanzplanung ist fir die Folgejahre ein Riickgang der Investitionsquote vorgesehen. Danach
wird ab dem Jahr 2003 eine Quote von weniger als 10 % erwartet.

Dabei ist zu beriicksichtigen, dass ein unmittelbarer Vergleich mit den Vorjahren wegen der Uberleitung der Staats-
bauverwaltung in den Landesbetrieb "Liegenschafts- und Baubetreuung” zum 1. Januar 1998 und der Straf3en- und
Verkehrsverwaltung in den Landesbetrieb "Straf3en und Verkehr" zum 1. Januar 2002 erschwert ist. So fielen alein bel
dem Landesbetrieb "Liegenschafts- und Baubetreuung” in den Jahren 1998 bis 2000 Investitionsausgaben von
77,5 Mio. €, 62,1 Mio. € und 70,5 Mio. € an.

AuRerdem werden seit 1994 offentliche Investitionsmal3nahmen in besonderen Finanzierungsformen durchgefiihrt.
Die Invedtitionen betreffen Hochbau-, StralRenbau- und Deichbaumal3nahmen. Hieraus Egeben sich aufgrund der
bereits eingegangenen Verpflichtungen fir kiinftige Haushalte Belastungen von 326 Mio. €5

Bei Beriicksichtigung des in besonderen Finanzierungsformen abgewickelten Bauvolumens und der Investitionsaus-
gaben der Landesbetriebe ist die Investitionsquote des Landeshaushalts in den Jahren 2001 bis 2005 um durchschnitt-
lich 1,5 %-Punkte hoher anzusetzen.

Ferner ist im Doppelhaushalt 2002/2003 vorgesehen, dass die bisher im Einzelplan 12 veranschlagten Investitionen
des Klinikums der Johannes Gutenberg-Universitét Mainz kiinftig im Wirtschaftsplan des Klinikums und damit nicht
unmittelbar im Landeshaushalt abgewickelt werden.

10)
11)

Dokumentation des Bundesministeriums der Finanzen vom Mérz 2001 - vorl &ufiges Ergebnis - (Ubersicht 2 zu V A2-FV 4036-201).
Ubersicht 13 zur Haushaltsrechnung 2000, S. 1050.
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2.7 Kreditfinanzierungsguote

Die Kreditfinanzierungsquote verdeutlicht den Anteil der Fremdfinanzierung. Sie weist das Verhdtnis der Netto-
Kreditaufnahme am Kreditmarkt zu den bereinigten Ausgaben aus (Anlage 8):

Haushaltsjahr Kreditfinanzierungsguote
%

1990 79

1991 8,5

1992 5,9

1993 6,5

1994 8,4

1995 8,4

1996 9,4

1997 9,7

1998 8,9

1999 7,3

2000 7,1

2001 (Hpl.) 5,8

2002 (Hpl.) 8,1

2003 (Hpl.) 7,6

2004 (Fpl.) 4,0

2005 (Fpl.) 3,5

Die Kreditfinanzierungsquote belief sich 2000 auf 7,1 %. Sie lag 2000 lich Uber dem Durchschnitt aller

Flachenlander, der sich auf 1,1 % belief *=. Beim Bund betrug die Quote 9,7 % ™.

Fur die Jahre 2002 und 2003 ist ein Anstieg der Netto-Kreditaufnahme und der Kreditfinanzierungsquote geplant.
Nach der Finanzplanung des Landes und der Langfristprojektion werden in den Jahren 2004 bis 2006 eine stetige
Verringerung der jdhrlichen Nettoneuverschuldung am Kreditmarkt und in den Jahren 2007 und 2008 ein Schulden-
abbau erwartet.

Vergleich der Kreditfinanzierungsquote
mit der Investitionsquote

Rechnungsergebnis -

I I I
| |
16,0 4o ot SN A
| | |
| |
| |

M0+ N = = = Planung

12,0
10,0 4
8,0 ¢

6,0 -

4,0

|
|
2,0 :
|
|

OyO T T T T T T T T T T
1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005
Haushaltsjahr

12)
13)

Dokumentation des Bundesministeriums der Finanzen vom Mérz 2001 - vorl &ufiges Ergebnis - (Ubersicht 2 zu V A2-FV 4036-201).
Finanzbericht 2002 des Bundesministeriums der Finanzen vom 10. August 2001 (S. 157).
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Bei der Entwicklung der Kreditfinanzierungsquote ist - ebenso wie bei der Investitionsquote - zu berticksichtigen, dass
seit 1994 Investitionen Uber besondere Finanzierungsformen abgewickelt werden, wie z.B. der Mietkauf von Landes-
stral3en und ab 1998 die Finanzierung von Deichbaumal3nahmen. Im Ergebnis verringern solche Finanzierungen die
Kreditaufnahme des Landes und damit die Kreditfinanzierungsguote, erhdhen jedoch die laufenden Ausgaben und
belasten damit langfristig das Ergebnis der laufenden Rechnung.

Ferner darf nicht auRer Acht gelassen werden, dass sich Anderungen aufgrund der Ausgliederung von Aufgaben-
bereichen aus dem Haushalt ergeben. So sind fur den Landesbetrieb "Liegenschafts- und Baubetreuung” nach den
Angaben in den Kreditfinanzierungsrechnungen in den Jahren 1998 bis 2000 Netto-Kreditaufnahmen von 59,5 Mio. €
erfolgt. Ferner sind nach den Angaben in den Wirtschaftsplanen fur die Landesbetriebe "Liegenschafts- und Bau-
betreuung” sowie "Straen und Verkehr" in den Jahren 2001 bis 2003 Netto-Kreditaufnahmen von 34,2 Mio. €,
217,7 Mio. € und 215,8 Mio. € vorgesehen.

Zinssteuer quote

Die Zinsbelastung aufgrund von Krediten ist aus der sog. Zinssteuerquote (Verhdtnis der Zinsausgaben zu den
Einnahmen aus Steuern, Landerfinanzausgleich und Ergénzungszuweisungen des Bundes) ersichtlich (Anlage 9). Sie
hat sich wie folgt entwickelt:

Haushaltsjahr Zinssteuerquote
%
1990 131
1991 12,9
1992 12,6
1993 12,4
1994 12,9
1995 12,1
1996 12,4
1997 13,2
1998 13,2
1999 12,8
2000 12,5
2001 (Hpl.) 13,4
2002 (Hpl.) 12,9
2003 (Hpl.) 12,9
2004 (Fpl.) 12,9
2005 (Fpl.) 12,9

Die Zinssteuergquote betrug nach dem Rechnungsergebnis 2000 12,5 % gegenuiber 12,8 % im Vorjahr. Der Riickgang
der Quote ist darauf zurtickzufihren, dass die Einnahmen aus dem Landerfinanzausgleich und die Bundesergédnzungs-
zuweisungen stérker stiegen a's die Zinsausgaben. Fur die Folgejahre wird nach der Haushalts- und Finanzplanung bis
2005 mit einer htheren Zinssteuerquote gerechnet (zwischen 12,9 und 13,4 %).

Die Zinsausgabenquote (Anteil der Zinsen an den bereinigten Ausgaben) belief sich - wie auch im Vorjahr - auf
9,4 %. Sie lag Uber dem Durchschnitt aller Flachenlander™. In den Folgejahren bis 2005 wird eine Quote zwischen
9,3 und 9,9 % jahrlich erwartet.

Verfassungsr echtliche Kreditober grenze

Die Hochstgrenze fir eine Kreditfinanzierung des Landeshaushalts ergibt sich aus Art. 117 Satz 2 der Verfassung fur
Rheinland-Pfalz i.vV.m. §18 Abs. 1 LHO. Danach durfen die Einnahmen aus Krediten die Summe der im Haus-
haltsplan veranschlagten Ausgaben fir Investitionen nicht Uberschreiten. Ausnahmen sind nur zul&ssig zur Abwehr
einer Storung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts.

Der Ermittlung der verfassungsrechtlichen Kreditobergrenze legt der Rechnungshof in Ubereinstimmung mit dem
Ministerium der Finanzen die algemein Ubliche Berechnungsmethode zugrunde. Danach werden von den Ausgaben
der Hauptgruppen 7 (Baumal3nahmen) und 8 (Sonstige Ausgaben fur Investitionen und Investitionsforderungs-
mal3nahmen) die Einnahmen der Obergruppen 33 (Zuweisungen fir Investitionen aus dem 6ffentlichen Bereich) und

14 Dokumentation des Bundesministeriums der Finanzen vom Mérz 2001 - vorl &ufiges Ergebnis - (Ubersicht 2 zu V A2-FV 4036-201).
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34 (Beitrage und sonstige Zuschisse fur Investitionen) abgesetzt. Diesen anrechenbaren Investitionsausgaben wird
sodann die Netto-Kreditaufnahme gegentibergestel It.

Die verfassungsrechtliche Kreditobergrenze und die Netto-Kreditaufnahme (Anlage 10) haben sich seit 1990 wie folgt
entwickelt:

Haushaltsjahr Verfassungs- Netto-
rechtliche Kreditauf:
Kreditobergrenze | nahme
Mio. €

1990 1.120 661
1991 1.127 765
1992 1.164 555
1993 1.238 630
1994 1.164 824
1995 1177 861
1996 1.308 1.015
1997 1.181 1.037
1998 1.110 953
1999 1.074 791
2000 1.123 782
2001 (Hpl.) 1.043 ﬁ 637
2002 (Hpl.) 952 % o903
2003 (Hpl.) 923 86T
2004 (Fpl.) 877 451
2005 (Fpl.) 848 408

Im Jahr 2000 betrugen die anrechenbaren Investitionsausgaben 1.123 Mio. €. Ihnen stand eine Netto-Kreditaufnahme
von 782 Mio. € gegentiber. Die Netto-Kreditaufnahme lag danach um 341 Mio. € unter den vorbezeichneten
Investitionsausgaben.

Kinftig ist zu beriicksichtigen, dass zur Finanzierung der Investitionsausgaben von Landesbetrieben in hohem Male
auf Krediteinnahmen zurtickgegriffen werden soll. Beim Landesbetrieb "Str und Verkehr" Ubersteigen nach dem
Entwurf des Wirtschaftsplans die Krediteinnahmen die Investitionsausgaben .@eim Landesbetrieb "Liegenschafts-
und Baubetreuung" sind die Investitionsausgaben hoher a's die Krediteinnahmen ™.

Die Aufnahme von Krediten und die Leistung von Investitionsausgaben sowohl im Landeshaushalt als auch bei den
Landesbetrieben machen es erforderlich, dass die notwendigen Angaben Uber die Einhaltung der verfassungsrecht-
lichen Kreditobergrenze nachvollziehbar dargestellt werden.

15)
16)

Einschlieflich Verschuldung im offentlichen Bereich.

Im Haushaltsplan sind globale Minderausgaben veranschlagt, die auch bei den investiven Ausgaben der Hauptgruppen 7 und 8
erwirtschaftet werden dirfen. Es wird davon ausgegangen, dass hiervon kein Gebrauch gemacht wird und die Minderausgaben
ausschliefdlich bei den konsumtiven Ausgaben der Hauptgruppen 4 bis 6 erwirtschaftet werden.

17 Nach dem Entwurf des Wirtschaftsplans, der in der Vorlage 14/0721 vom Ministerium fir Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und
Weinbau erlautert ist, Uberschreitet 2002 die Netto-Kreditaufnahme des Landesbetriebs "Stral3en und Verkehr" die Investitions-
ausgaben um 37 Mio. €. Nach der Darstellung des Ministeriums in der Vorlage 14/0601 Ubersteigen die Brutto-Investitionen die
Krediteinnahmen.

18) Im Jahr 2002 sind Investitionsausgaben von 71 Mio. € und Netto-Krediteinnahmen von 38 Mio. € vorgesehen.
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Vergleich der Netto-Kreditaufnahme mit der
verfassungsrechtlichen Kreditobergrenze

Mio. €
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Haushaltsjahr

Ein Vergleich der Netto-Kreditaufnahme mit der verfassungsrechtlichen Kreditobergrenze in den Jahren 1990 bis 2005
zeigt, dass sich in den Jahren 1999 und 2000 nach einer Einengung des Spielraums in den Jahren 1997 und 1998
wieder ein groRerer Abstand zwischen Obergrenze und Kreditaufnahme ergab.

Zur Einhaltung der Kreditobergrenze kommt insbesondere auch der Frage Bedeutung zu, wie Entnahmen aus der
Ausgleichsriicklage, die zur teilweisen Kompensierung von Steuermindereinnahmen eingesetzt werden sollen, zu
beurteilen sind. In den Jahren 1999 und 2000 wurden dieser Ausgleichsriicklage, die im Ergebnis kreditfinanziert ist,
mehr a's 480 Mio. € zugefiihrt.

Unabhéngig davon bleiben bei der Ermittlung der verfassungsrechtlichen Kreditobergrenze nach der in den meisten
Landern praktizierten Berechnungsmethode verschiedene Gesichtspunkte auf3er Betracht, die nach Auffassung des
Rechnungshofs im Hinblick auf eine wirksamere Begrenzung der Netto-Neuverschuldung nicht auf3er Acht gelassen
werden durfen:

- Ein Tell der Investitionsausgaben ist bereits durch zweckgebundene Einnahmen (z.B. Feuerschutzsteuer,
Abwasserabgabe) finanziert.

- Abschreibungen auf die Investitionen fir Wertminderungen des Anlagevermdgens werden nicht angesetzt.

- Einnahmen aus Darlehensriickflissen und Vermogensverduf3erungen, die sich 2000 auf 177 Mio. € beliefen,
werden nicht von den Investitionsausgaben abgesetzt.

- Ein erheblicher Teil der Investitionsausgaben betrifft Zuweisungen an Dritte, insbesondere auch im Rahmen des
kommunalen Finanzausgleichs.

- In den Investitionsausgaben sind auch Inanspruchnahmen aus Gewahrleistungen enthalten.

- Die Investitionsschlisselzuweisungen sind in voller Hohe als investive Ausgaben des Landes angesetzt, obwohl
sie von den Kommunen vielfach zum Haushaltsausgleich und damit fir konsumtive Ausgaben verwendet
werden.

In diesem Zusammenhang ist auf den Beschluss der Konferenz der Préasidentinnen und Prasidenten der Rechnungshofe
des Bundes und der Lander vom Mai 2001 hinzuweisen, wonach es fiir geboten gehalten wird, den Investitionsbegriff
Zu préazisieren.
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AuRerdem ist zu berlicksichtigen, dass die notwendige innerstaatliche Umsetzung der im Vertrag von Maastricht
festgelegten Konvergenzkriterien 19[|noch aussteht. Im Maf3stébegesetz zum Finanzausgleich ist festgelegt, dass bei der
Abstimmung der Deckungsbedurfnisse von Bund und Léndern sowie bei der Gestaltung der offentlichen Haushalte
Uber die Bestimmungen des Artikels 106 Abs. 3 Satz 4 und 5 des Grundgesetzes hinaus sicherzustellen ist, dass durch
eine gemeinsame Ausgabenlinie die Bestimmungen des Maastricht-Vertrags und des Européischen Stabilitdts- und
Wachstumspakts zur Begrenzung des gesamtstaatlichen Defizits umgesetzt werden 201] Zwischen Bund und Landern
besteht Konsens Uber die gesetzliche Verankerung der Verfahrensregelungen zur Sicherstellung der dauerhaften
Einhaltung der Defizitkriterien im Haushaltsgrundsétzegesetz.

Verschuldung

Die Entwicklung der Schulden aus Kreditmarktmitteln ist aus der Anlage 11 ersichtlich. Danach erhéhte sich die
Verschuldung von 10,7 Mrd. € im Jahr 1990 auf 19,0 Mrd. € im Jahr 2000. Fur die Folgegjahre ist eine weitere
Zunahme der Verschuldung geplant. Nach der Finanzplanung wird der Schuldenstand bis Ende 2005 voraussichtlich
auf 23 Mrd. € ansteigen.

Schulden aus Kreditmarktmitteln

Mio. €
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Haushaltsjahr

Bei der Entwicklung der Schulden ist zu berticksichtigen, dass die Finanzierung von Investitionen des Klinikums der
Johannes Gutenberg-Universitdt Mainz (Anstalt des offentlichen Rechts) ab dem Jahr 2002 im Wi rtsch%splan des
Klinikums abgewickelt wird und die Kredite hierfir auerhalb des Landeshaushalts aufgenommen werden

19) Die Referenzwerte sind:

- 3% fir das Verhdltnis zwischen dem geplanten oder tatséchlichen 6ffentlichen Defizit und dem Bruttoinlandsprodukt zu Markt-
preisen,

- 60 % fir das Verhéltnis zwischen dem offentlichen Schuldenstand und dem Bruttoinlandsprodukt zu Marktpreisen.

§ 4 Abs. 3 MaRstébegesetz (MalkstG) vom 9. September 2001 (BGBI. | S. 2302).

Vorlage 14/0597 vom 7. Dezember 2001 an den Haushalts- und Finanzausschuss.

20)
21)
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Der Vergleich der Verschuldung des Landes mit der in den Ubrigen Flc‘;'\c:henlé\ndernEi und des Bundesmzeigt zum
31. Dezember 2000 folgendes Bild:

Land Schulden aus Kreditmarktmitteln
Mio. € €/Einw. | Platz-
Ziff.
Baden-Wrttemberg 29.506 2815 11
Bayern 17.964 1.477 13
Brandenburg 12.799 4.922 4
Hessen 21.575 3.565| 10
M ecklenburg-Vorpommern 7.493 4.196 9
Niedersachsen 34.076 4.314 7
Nordrhein-Westfalen 76.670 4.261 8
Rheinland-Pfalz 18.346 4.555 5
Saarland 6.130 5,728 1
Sachsen 10.071 2.262 12
Sachsen-Anhalt 13.576 5.140 3
Schleswig-Holstein 15.490 5575 2
Thuringen 10.891 4.455 6
Insgesamt 274.587 3.595
Bund 671.048 8.169
Schulden aus Kreditmarktmitteln
am 31. Dezember 2000 in €/Einw.
Saarland : : ] 5.728
Schleswig-Holstein ; ; 15575
- | | |
Sachsen-Anhalt ]5.140 |
-1 |
Brandenburg : : ] 4.922 !
Rheinland-Pfalz ; ; ]4.555 1
- ! ! |
Thiringen : : ] 4.455 |
- |
Niedersachsen ] 4.314 !
- | | |
Nordrhein-Westfalen : : ] 4.261 ;
Mecklenburg-Vorpommern : : ] 4.196 1
- | | |
Hessen ] 3.565 !
- |
Baden-Wurttemberg : ] 2.815 !
7 | |
Sachsen : ] 2262 :
Bayern [T 1477, |
0 1.000 2.000 3.000 4.000 5.000 6.000 7.000]

Die Verschuldung des Landes aus Kreditmarktmitteln lag Ende 2000 mit 4.555 €/Einw. Uber dem Durchschnitt aller
Fléchenlander mit 3.595 €/Einw. Hohere Kreditmarktschulden je Einwohner hatten das Saarland, Schleswig-Holstein,
Sachsen-Anhalt und Brandenburg.

2) Dokumentation des Bundesministeriums der Finanzen vom Mérz 2001 - vorl &ufiges Ergebnis - (Ubersicht 3 zu V A2-FV 4036-201).
2 Ubersicht des Bundesministeriums der Finanzen vom 4. Mai 2001 (V A 2 - FV 4037 - 2/01).
24)

Die Schulden nach der Schuldeniibersicht (Ubersicht 9 zur Haushaltsrechnung) und nach der Statistik im Landervergleich weichen
infolge unterschiedlicher zeitlicher Abgrenzung voneinander ab. In der Finanzstatistik ist der Schuldenstand des Landes
stichtagsbezogen zum 31. Dezember ausgewiesen. Die nach dem 31. Dezember aufgenommenen und zum Ist-Ausgleich des abge-
laufenen Haushaltgjahres umgebuchten Krediteinnahmen (vgl. Haushaltsvermerk zu Kapitel 20 05 Titel 325 01) sind insoweit nicht
erfasst.
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Ein Vergleich der Schuldenentwicklung zeigt, dass die Verschuldung des Landes aus Kreditmarktmitteln seit 1990 mit
+ 1.713 €/Einw. stérker zunahm als im Durchschnitt der Fléachenl&nder (West) mit + 883 €/Einw.

Haushaltsjahr Schulden aus Kreditmarktmitteln je Einwohner
Rheinland-Pfalz Durchschnitt der
Fléachenlander (West)
€ €

1990 2.842 2.635
1991 2.954 2.504
1992 3.090 2.584
1993 3.184 2.701
1994 3.357 2.786
1995 3.515 2.935
1996 3.805 3.102
1997 4.059 3.288
1998 4.298 3421
1999 4.444 3.459
2000 4.555 3.518

Entwicklung der Pro-Kopf-Verschuldung
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Schuldendienstbelastungsquote

Die Gesamtbelastung des Haushalts dEﬁfh die Zins- und Tilgungsausgaben zeigt sich am Verhdtnis dieser Ausgaben
zu den bereinigten Gesamteinnahmen™* (Schuldendienstbel astungsquote), die sich seit 1990 wie folgt entwickelt hat

(Anlage 12):
Haushaltsjahr Schul dendienstbel astungsquote
%

1990 21,7

1991 21,7

1992 27,8

1993 30,1

1994 31,9

1995 31,9

1996 31,8

1997 34,8

19985I 343

1999 i CHAM0) I
200029 6.2 !
2001 (Hpl.) 32,5

2002 (Hpl.) 33,0

2003 (Hpl.) 34,3

2004 (Fpl.) 324

2005 (Fpl.) 32,5

Die Schuldendienstbel astungsquote belief sich 2000 auf 26,2 %.

Nach der Haushalts- und Finanzplanung betrégt die Schuldendienstbel astungsquote in den Jahren 2001 bis 2005 mehr
as 32 %.

Zusammenfassende Betrachtung und Folgerungen

Die Haushaltssituation des Landes im Jahr 2000 war gunstiger as in den vorausgegangenen sechs Jahren. Der stérkere
Anstieg der laufenden Einnahmen im Vergleich zu den laufenden Ausgaben, der vor allem auf die Ergénzungs-
zuweisungen des Bundes und den Landerfinanzausgleich zuriickzufithren war, filhrte im Jahr 2000 zu einem Uber-
schussin der laufenden Rechnung von 477 Mio. € (Vorjahr 276 Mio. €).

Allerdings durfen bel dieser Entwicklung die weiterhin hohen Haushaltsbelastungen durch die Personalausgaben und
die Verschuldung nicht auf3er Acht gelassen werden:

- Die Personaausgaben erhdhten sich gegentiber dem Vorjahr um 65 Mio. € auf 4,6 Mrd. €. Sie beanspruchten rd.
43 % der Gesamteinnahmen des Landes. Dabei nahmen insbesondere die Versorgungslasten in den vergangenen
Jahren erheblich stérker zu a's die tbrigen Personal ausgaben.

- Die Netto-Kreditaufnahme von 0,8 Mrd. € im Jahr 2000 fihrte zu einem Anstieg der Verschuldung auf
19 Mrd. €. Die damit verbundenen Zins- und Tilgungsausgaben nahmen ein Viertel der Gesamteinnahmen des
Landes in Anspruch.

Nach der Haushaltsplanung wird eine erhebliche Verschlechterung des Ergebnisses der laufenden Rechnung erwartet,
so dass die Deckung der laufenden Ausgaben durch die laufenden Einnahmen geféhrdet ist. Infolge unzureichender
Eigenfinanzierungsmittel werden in den Jahren 2002 und 2003 Netto-Kreditaufnahmen von 0,9 Mrd. € jahrlich und
somit ein weiterer Anstieg der Verschuldung und des Schuldendienstes erwartet.

Die Kennzahlen zum Haushalt verdeutlichen, dass die Bemihungen des Landes zur Haushaltskonsolidierung weiter
fortgesetzt werden missen.

25)
26)

Gesamteinnahmen vermindert um Einnahmen aus Krediten, Riicklagen und - seit 2001 - haushaltstechnische Verrechnungen.
Ohne Umschuldungen.
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Nach Auffassung des Rechnungshofs sind zur Sicherstellung eines angemessenen haushaltspolitischen Gestal-
tungsspielraums - auch fir die Bewdltigung der Zukunftsaufgaben - weiterhin folgende Mal3nahmen notwendig:

Die in der Finanzplanung und Langfristprojektion angestrebte Verringerung der Neuverschuldung mit dem Ziel
eines Haushaltsausgleichs bis zum Jahr 2006 ist mit Nachdruck umzusetzen. Dabel darf die Entwicklung bei den
Landesbetrieben nicht auf3er Acht gelassen werden. Ein Abbau der Verschuldung insgesamt muss - wie geplant -
folgen.

Bei der Ausfiihrung des Landeshaushalts ist in alen Aufgabenbereichen eine strenge Ausgabendisziplin sicher-
zustellen.

Mehreinnahmen und Minderausgaben im Haushaltsvollzug sind - soweit verfligbar - vorrangig zur dauerhaften
Haushaltsverbesserung zu nutzen. Bei Entscheidungen im Rahmen des Bonus-/Malus-Systems ist dafir zu
sorgen, dass ein angemessener Tell der nicht verbrauchten Haushatsmittel zur Haushaltskonsolidierung ver-
wendet wird.

Das Zidl, die Ausgaben nicht starker wachsen zu lassen als die Einnahmen, ist nachhaltig zu verfolgen. Hierzu ist
die vom Finanzplanungsrat empfohlene Begrenzung des Ausgabenwachstums einzuhalten und nach Mdglichkeit
zu unterschreiten.

Die Mal3nahmen zur Begrenzung der Personalausgaben sind angesichts der vergleichsweise hohen Steigerung der
Ist-Ausgaben fortzusetzen und - soweit moglich - zu verstérken.

Die Verwirklichung von Investitionen und Investitionsférderungsmaf3nahmen ist - im Hinblick auf die weit-
gehende Kreditfinanzierung - streng nach Prioritdten vorzunehmen und ggf. auch zeitlich zurtickzustel len.

Esist zu untersuchen,
- inwieweit Aufgaben abgebaut oder auf Dritte - auch Private - Gbertragen werden kénnen,

- ob bereits privatisierte oder auf andere selbsténdige Rechtstréger Ubertragene Aufgaben - soweit weiterhin
mit einer Belastung des Haushalts verbunden - nicht wirtschaftlicher selbst erledigt werden kénnen.

Neue Aufgaben oder Aufgabenerweiterungen sind vorrangig durch Einsparungen in anderen Bereichen zu finan-
Zieren.
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Tz. 4 Zuwendungzum Bau einer Pflegeeinrichtungin Bad M Uinster am Stein-Ebernburg

Die Fordermittel, die der Trager der Pflegeeinrichtung von funf Zuwendungsgebern erhielt,
Uber stiegen den fir eine wirtschaftliche Baumal3hahme erforderlichen Bedarf. Durch die auf-
wendige Planungskonzeption entstanden ver meidbar e Baukosten von mehr als 1,5 Mio. €.

Die nachtrégliche Bewilligung eines Zuschusses aus Bundesmitteln in Hohe von 2,25 Mio. €
hatte fur die Bewilligungsbehérde Anlass sein missen, die Forderung mit Landesmitteln zu
Uber prufen.

Schwer e VerstofRe gegen das Vergaberecht fihrten zu erhéhten Baukosten. Dies wurde bei der
Prufung der Verwendungsnachweise durch die Bezirksregierung nicht festgestellt.

Zahlungen von 76.000 € erfolgten, ohne dass Gegenleistungen belegt und erkennbar waren. Fir
weiter e Zahlungen von 73.000 € fehlten schliissige Nachweise.

1 Allgemeines

Der Rechnungshof hat die Verwendung der als Festbetrag gewahrten Landeszuwendung in Hohe vop 0,86 Mio. € zum
Bau der Kurzzeitpflegeeinrichtung St. Antonius-Haus in Bad Munster am Stein-Ebernburg gepruft™. Tréger der Ein-
richtung ist die Caritas Trégergesellschaft Trier (ctt).

Mit dieser Priifung wurde die Querschnittspriifung von Zuwendungen zum Bau und zur Modernisierung von Alten-
hilfeeinrichtungen in den Regierungstﬁzzirken Koblenz und Rheinhessen-Pfalz abgeschlossen, aus der Teilergebnisse
im Jahresbericht 2000 dargestellt sind™=.

Das St. Antonius-Haus verfugt Uber insgesamt 60 Plétze in 48 Einzel- und sechs Doppelzimmern. Es wurde a's Ersatz
fUr eine im Winter 1991/1992 abgerissene Altenpflegeeinrichtung gebaut. Die vom Trager veranschlagten Gesamtbau-
kosten betrugen 5,85 Mio. €. Die Baumalihahme wurde nach dem Schlussverwendungsnachweis mit 6,78 Mio. €
abgerechnet. Das entspricht Mehrkosten von 0,93 Mio. € (16 %).

Zu der Mal3nahme erhielt der Trager Fordermittel von insgesamt 5,27 Mio. € von folgenden Zuwendungsgebern:

Bund 2,25 Mio. €
Land 0,86 Mio. €
Landkreis Bad Kreuznach 0,91 Mio. €
Stiftung Deutsches Hilfswerk 0,25 Mio. €
Bistum Trier 1,00 Mio. €
Insgesamt 5,27 Mio. €

Es wurde geprift, ob

- die Zuwendung bestimmungsgemald festgesetzt wurde,

- die Mittel rechtzeitig verwendet und ordnungsgemal? abgerechnet wurden,

- bei der Ausschreibung und Vergabe der Bauleistungen die vergaberechtlichen Bestimmungen beachtet wurden.

Grundlage der Prifung waren die Forderakten der Bezirksregierung Koblenz und die vom Zuwendungsempfanger
vorgelegten Akten.

2 Die Zuwendung wurde aufgrund der Verwaltungsvorschrift fur die Gewahrung von Zuschiissen zum Bau und zur Modernisierung

von Einrichtungen der Altenhilfe bewilligt (Runderlass des Sozialministeriums vom 29. Dezember 1970, MinBI. 1971 Sp. 86).
Jahresbericht 2000, Tz. 28 (Drucksache 13/6750), Stellungnahme der Landesregierung hierzu (Drucksache 13/7008 S. 20), Be-
schlussempfehlung und Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses (Drucksache 14/251 S. 14) und Beschluss des Landtags vom
20. September 2001 (Plenarprotokoll 14/9 S. 475).

2)
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Wesentliches Ergebnisder Prifung
Zuwendungsverfahren

Die aufwendige Planungskonzeption eines kreisférmigen Baukorpers entspricht nicht dem bei Zuwendungsmal3-
nahmen zu beachtenden Grundsatz der einfachen und wirtschaftlichen Bauplanung™. Die Baukosten, die die Bezirks-
regierung Koblenz bei der Prifung des Zuwendungsantrags als "angemessen” beurteilte, sind verglichen mit den
Kosten anderer Altenhilfeeinrichtungen unvertretbar hoch. Obwohl die fir die hohen Baukosten mal3geblichen
Ursachen offensichtlich waren™, unterlief3 es die Bezirksregierung, auf eine wirtschaftlichere Planung hinzuwirken.

Eine Verglei chsberechnung auf Grundlage des seit 1995 geltenden Baukostenhdchstwerts von 76.694 € (150.000 DM)
je Pflegeplatz zeigt, dass eine wirtschaftlichere Planung erhebliche Kosteneinsparungen ermdglicht hétte™®. Die
tatsachlichen Kosten je Heimplatz Giberschreiten diesen Wert um 26.587 € oder rd. 35 %. Das entspricht vermeidbaren
Baukosten von mehr als 1,5 Mio. €. Folglich hétten 5,1 Mio. € fir den Bau der Kurzzeitpflegeeinrichtung ausgerei cht.
Mit den insgesamt bewilligten Zuschiissen von 5,27 Mio. € erhielt der Trager mehr Mittel, als er fir eine wirtschaftlich
geplante und ausgef iihrte Baumal3nahme Uberhaupt bendtigt hétte. Infolgedessen bestand kein Anreiz mehr fir wirt-
schaftliches Bauen.

Gegentiber den der Bewilligung der Landeszuwendung zugrunde liegenden Annahmen anderten sich die Rahmen-
bedingungen der Forderung durch zusétzlich gewdhrte Mittel des Bundes, des Landkreises Bad Kreuznach und des
Bistums Trier grundlegend. Der Anteil der Zuschiisse an den férderungsfahigen Kosten erhohte sich von 1,97 Mio. €
(34 %) auf 5,27 Mio. € (91,5 %), so dass der von dem Tréger durch Eigenmittel und Darlehen aufzubringende Anteil
weniger as 10 % betrug. Angesichts eines derart geringen Eigenanteils des Trégers bestehen Bedenken, ob die
Voraussetzungen geméald § 23 LHO fur die Veranschlagung und Gewahrung einer Landeszuwendung gegeben waren.
Bei den anderen vom Rechnungshof gepriften Altenhilfeeinrichtungen waren die Eigenanteile der Tréger wesentlich
hoher™. Die Bewilligungsbehorde hétte, nachdem sie von der hohen Forderung durch andere Zuschussgeber Kenntnis
erhalten hatte, prifen missen, ob das Land von der Forderung Abstand nimmt.

Das Ministerium fur Arbeit, Soziales, Familie und Gesundheit rechnet die Zuschiisse des Bistums und der Stiftung den
Eigenmitteln des Tragers zu. Es hat die Auffassung vertreten, das Vorhaben sei unverandert forderfahig gewesen, weil
der Eigenanteil des Tragers mehr a's 10 % der zuwendungsfahigen Kosten betragen habe.

Der Rechnungshof weist auf die sehr unterschiedlich hohen Eigenanteile bei den gepriften Einrichtungen hin. Er ist
der Auffassung, dass die Forderung mit Landesmitteln bei sehr niedrigem Eigenanteil des Trégers nur in begriindeten
Ausnahmeféllen erfolgen soll.

Der Trager legte die Fordermittel des Bundes von 2,25 Mio. €, die noch vor Beginn der Rohbauarbeiten zugewiesen
worden waren, as Festgelder an. Er erzielte damit Zinseinnahmen von mehr al's 35.000 €. Dariiber hinaus leistete er
einem Unternehmen V orauszahlungen von schétzungsweise bis zu 1 Mio. €, die von diesem teilweise mit 8 % verzinst
wurden. Das Unternehmen bot in einem Schreiben vom 11. November 1992 an, die Zinsen von der Schlusszahlung
abzusetzen oder als Spende zur Verfligung zu stellen. Innerhalb der ersten vier Monate nach Beginn der Rohbau-
arbeiten Uberstiegen dﬁ: dem Trager zugewiesenen Fordermittel den nach der Forderquote ermittelten Bedarf zeitweise
um mehr als 2 Mio. €. Die Bezirksregierung hétte dies im Rahmen ihrer Priifung feststellen miissen.

Das Ministerium hat mitgeteilt, es kdnne nicht mehr nachvollzogen werden, warum die Feststellung unterblieben sei.
Es werde geprift, ob Zinsforderungen geltend gemacht werden kénnen.

9 Vgl. Verwaltungsvorschrift Nr. 4.12 des Ministeriums der Finanzen vom 14. Dezember 1990 (MinBI. 1991 S. 30), zuletzt Verwal-

tungsvorschrift Nr. 4.6 vom 19. Dezember 2000 (MinBI. 2001 S. 154).

Z.B. die aufwendige Grundrisskonzeption oder die Zimmergrolen, die die nach den damals geltenden Richtlinien vorgeschriebenen
MindestgréRen deutlich Ubersteigen.

Gemal § 14 Abs. 1 der Landesverordnung zur Durchfiihrung des Landesgesetzes Uber ambulante, teilstationére und stationére Pflege-
hilfen vom 12. Dezember 1995 (GVBI. S. 514), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 12. Oktober 1999 (GVBI. S. 325), BS 82-20-1,
wird der Bau von Pflegeeinrichtungen nur unter der Voraussetzung gefordert, dass der Baukostenhdchstwert nicht Uberschritten wird.
Der Baukostenhdchstwert, der mit Wirkung vom 1. Januar 2000 wegen der riicklaufigen Indexentwicklung auf 75.390 € herabgesetzt
worden ist (vgl. amtliche Bekanntmachung des Ministeriums fur Arbeit, Soziales und Gesundheit im Staatsanzeiger fur Rheinland-
Pfalz Nr. 2/2000 S. 97), umfasst alle im Zusammenhang mit der Errichtung und der Erstausstattung der Pflegeeinrichtung anfallen-
den Aufwendungen mit Ausnahme der grundstiicksbezogenen Aufwendungen (Erwerb, Erschlief3ung, Herrichtung von Grundstiicken
und Aufenanlagen).

Diese betrugen z.B. bei den Altenpflegeheimen in Pirmasens und Frankenthal 59 % und 75 %. Auch bei den Altenpflegeheimen in
Emmelshausen und Mudersbach war der Eigenanteil des Trégers weitaus hoher als bei dem St. Antonius-Haus.

So wurden dem Rohbauunternehmen bis Mitte Februar 1993, d.h. etwa dreieinhalb Monate nach Arbeitsbeginn, trotz witterungs-
bedingter Arbeitsunterbrechungen und der in diesen Zeitraum fallenden Feiertage und Betriebsferien bereits 90 % der Vergltung
bezahlt. Die Fertigstellung der Rohbauarbeiten, die nach der urspriinglichen Terminplanung im Mai 1993 vorgesehen war, verzogerte
sich erheblich. Die Abnahme erfolgte erst im Juni 1994.

4
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6)
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Vergabeverfahren

Der Tréger war wegen der Forderung des Vorhabens mit 6éffentlichen Mitteln verpflichtet, das Vergaberecht zu be-
achten.

Das Verfahren bei der Angebotserdffnung entsprach nicht den Allgemeinen Bestimmungen fir die Vergabe von Bau-
leistungen (VOB/A). Die Verhandlungsleitung oblag freiberuflich Tétigen, die viele Submissionen in ihren Biro-
réaumen durchfiihrten. Die Submission der Rohbauarbeiten wurde von einem Vertreter eines am Wettbewerb teil-
nehmenden Bauunternehmens geleitet. In vielen Féalen wurden keine Schriftfihrer bei den Submissionen eingesetzt.
Ein groRRer Teil der Angebote wurde weder durch Lochung noch auf eine andere geeignete Weise gesichert. Ein Schutz
gegen Anderungen und eine ausreichende Transparenz der Verfahren waren nicht gewéhrleistet.

In nahezu alen Gewerken fiihrte ein von dem Trager beauftragter Architekt nach der Submission unzuléssige Ver-
handlungen (iber die Anderung der Angebote und der Preise. Den Bietern wurde die Moglichkeit eingerdumt, den
Umfang der angebotenen Leistungen "eigenverantwortlich” zu prifen. Bei 14 auf diese Weise getroffenen Pauschal-
preisvereinbarungen erhéhten sich die Auftragssummen gegeniiber den gepriiften Endbetrégen der guinstigsten Ange-
bote um insgesamt mehr als 278.000 €. In finf Fallen wurden Auftrage nicht an die mindestfordernden Bieter erteilt.
Dies hatte Mehrkosten von 95.000 € zur Folge. Grinde hierfiir gehen aus den Bauakten nicht hervor. Die gemal3
§ 30 VOB/A erforderlichen Vergabevermerke fehlen.

Das Angebot eines Auftragnehmers war unvollstdndig und enthielt in 41 von 57 Positionen derart offenkundige
Rechenfehler, dass ein Versehen als Ursache hierfir kaum in Betracht kommen konnte. Es hétte daher von der Wer-
tung ausgeschlossen werden missen. In drei weiteren Féllen ergaben sich Anhaltspunkte fur Manipulationen an
Angeboten, die dem Ministerium fir Arbeit, Soziales, Familie und Gesundheit zur weiteren Veranlassung mitgeteilt
wurden.

In einem dem Schlussverwendungsnachweis beigefiigten Prifbericht vermerkte die Bezirksregierung Koblenz, dass
die Vergabe der Arbeiten nach den Bestimmungen der VOB/A erfolgt sei.

Nach Angabe des Ministeriums wurde der Schlussverwendungsnachweis nur stichprobenweise Uberprift, beispiels-
weise ob der billigste Bieter den Zuschlag erhalten habe.

Auch bei einer stichprobenweisen Priifung hétten so viele Unregelmafiigkeiten festgestellt werden kdnnen, dass sich
eineintensive Prifung hétte aufdréangen miissen.

Das Ministerium will wegen der Vergabeverstofie Landesmittel zuriickfordern.

Architektenleistungen

Obwohl der Tréger bereits einen Architekten mit der Planung und einen weiteren Architekten mit der Bauleitung
beauftragt hatte, zahlte er einem dritten Unterrﬁmen einen Abschlag tber 76.000 € fur Architektenleistungen. Gegen-
leistungen waren weder belegt noch erkennbar™.

Dartiber hinaus wurden einer Niederlassung eines vierten Unternehmens, das auch fur eine andere Baumal3nahme des
Trégerﬁétig war, 73.000 € fur Architekten- und Ingenieurleistungen gezahlt. Schllissige Nachweise fir diese Zahlung
fehlten™. Es war offen, ob dieser Betrag der Hohe nach gerechtfertigt und der geforderten Baumal3nahme zuzuordnen
war. Die Bezirksregierung Koblenz hatte beide Zahlungen als zuwendungsf&hig anerkannt.

Nach Mitteilung des Ministeriums wird der Betrag von 76.000 € als nichtzuwendungsfahig angesehen. Im Ubrigen
konne heute nicht mehr festgestellt werden, ob die Héhe des Honorars von 73.000 € angemessen sai.

Folgerungen
Der Rechnungshof hat gefordert,

a) nach der Bewilligung bei eintretenden wesentlichen Anderungen der Finanzierung die Férderung durch das Land
zu Uberprufen,

8 Es handelt sich um einen Tellbetrag der Summe von 256.000 € (500.000 DM), die Leistungen fir drei Altenheime betreffen soll. Der

Sachverhalt wurde bereitsin Tz. 28 Nr. 2.3.2 des Jahresberichts 2000 (Drucksache 13/6750) dargestellt.
Es wurden lediglich zwel fotokopierte Seiten einer insgesamt 24 Seiten umfassenden Rechnung vorgelegt, die einen Endbetrag von
rd. 104.000 € auswies und von einer anderen Niederlassung dieses Unternehmens ausgestellt war.

9
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sicherzustellen, dass baufachliche Prifungen von Zuwendungsantrégen sorgféltiger durchgefihrt werden und die
dafur verantwortlichen Stellen den Grundsatz der einfachen und wirtschaftlichen Bauplanung und -ausfihrung in
starkerem Mal3e beachten,

Verwendungsnachweise ordnungsgemal zu prifen, insbesondere daraufhin, ob die Zuwendungsempfanger das
Vergaberecht zutreffend angewandt haben,

Folgerungen aus den schweren Verstdf3en gegen das V ergaberecht zu ziehen,

im Interesse eines einheitlichen Verwaltungsvollzugs und zur gebotenen Gleichbehandlung der Zuwendungs-
empféﬂer Mal3stabe fir forderrechtliche Konsequenzen bei schweren Verstof3en gegen das Vergaberecht vorzu-
geben==.

Die Stellungnahme des Ministeriums fir Arbeit, Soziales, Familie und Gesundheit ist unter Nr. 2 dargestellt.

10)

Vgl. hierzu z.B. den Runderlass des Finanzministeriums des Landes Nordrhein-Westfalen vom 16. Dezember 1997 Uber die Riickfor-
derung von Zuwendungen wegen Nichtbeachtung der Verdingungsordnung fir Bauleistungen (VOB/A) und der Verdingungsord-
nung flr Leistungen - ausgenommen Bauleistungen - (VOL/A); Landtagsvorlage 14/155.
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Tz.5 Zuwendungzu BaumalRnahmen des Stadtischen Krankenhauses Kemperhof in K oblenz

Bei der Bemessung der Zuwendung wurden - unabhangig von der Preisentwicklung- hohe
Sicherheitszuschlage fur kinftige Preissteigerungen angesetzt. Wegen der wahrend der Bauzeit
stagnierenden und z.T. ricklaufigen Baupreisentwicklung war die Férderung in dem gepr tiften
Fall um mehr als1 Mio. € zu hoch.

Einefehlerhafte Vergabe fihrte zu ver meidbaren Baukosten.

Allgemeines

Der Rechnungshof hat das Zuwendungsverfahren und Teile der Bauabrechnung fir den sechsten Bauabschnitt des
Stéadtischen Krankenhauses Kemperhof in Koblenz gepriift. Fir die Baumal3nahmen, die den Neubau eines Funktions-
trakts und die anschlief3end ausgef ihrten Umbaumai3nahmen im Hauptgebaude umfassen, hat das ehemalige Minis-
terium fr Arbeit, Sozialﬁ und Gesundheit mit Bescheid vom 19. Dezember 1995 einen Festbetrag von 19 Mio. €
(37,3 Mio. DM) bewilligt™.

Im Folgenden sind die Feststellungen, die den Landeshaushalt und damit die Entlastung der Landesregierung be-
treffen, wiedergegeben.

Wesentliches Ergebnisder Prifung
Festbetragsverfahren

Bei der Bemessung der Zuwendung durch das Ministerium wurde fur die Jahre 1996 bis 1999 eine Steigerung der
Baupreise von jeweils 3 % zugrunde gelegt. Auf dieser Grundlage wurden im Rahmen des Festbetrags 1,055 Mio. €
fUr Preissteigerungen angesetzt. Tatsachlich war die Entwicklung der Preisindizes fir Bauwerke in dem betreffenden
Zeitraum aber ricklaufig, so dass sich - an dem der Kostenberechnung zugrunde liegenden Baupreisindex gemessen -
rechnerisch sogar Minderkosten von 143.000 € ergaben.

Eine Bewilligungspraxis, die das Risiko von Fehleinschatzungen in der hier festgestellten Gréfe in sich birgt, steht
nicht im Einklang mit den Grun%s'éﬁzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit und dem durch 89 Abs. 5 des
Krankenhausfinanzierungsgesetzes= vorgegebenen Kostendeckungsprinzip. Nach § 12 Abs. 2 des Landeskranken-
hausgesetzes™ sollen dem Krankenhaustrager "Kostenminderungen durch mehr Sparsamkeit”, d.h. durch Manage-
mentleistungen bei der Kostenplanung und -steuerung erwirtschaftete Einsparungen, zugute kommen. Minderkosten,
die auf zu hoch geschétzte Preissteigerungsraten zuriickzufiihren sind, stellen jedoch keine Einsparungen in diesem
Sinne dar. Da eine zuverlassige Abschétzung kiinftiger Preisentwicklungen nur schwer méglich ist, lassen sich Fehl-
einschétzungen wie im vorliegenden Fall nicht grundsitzlich ausschlieRen. Sie kénnen zu Unter- und Uberfinan-
zierungen und damit zu einer unterschiedlichen Behandlung der verschiedenen Tréager fuhren.

Das Bewilligungsverfahren ist so auszugestalten, dass die Festbetragsforderung "Anreize fir eine sparsame Verwirk-
lichung des Investitionsvorhabens' schafft und nur die "bei Anwendung d% Grundsétze der Sparsamkeit und Wirt-
schaftlichkeit gerechtfertigten Kosten" als forderungsfahig anerkannt werden™.

Das Ministerium fir Arbeit, Soziales, Familie und Gesundheit hat mitgeteilt, das Verfahren zur Ermittlung der Festbe-
trage sei unter Beachtung der Vorgaben des Landeskrankenhausgesetzes so gestaltet worden, dass der Verwaltungs-
aufwand gering gehalten werden kénne. Im vorliegenden Fall sei bei der Bewilligung der Zuwendung nicht absehbar
gewesen, dass Uber mehrere Jahre ein Stillstand bzw. ein leichter Riickgang der Baupreise eintreten werde. Diese Ent-
wicklung sei in den letzten 40 Jahren einmalig.

Der Rechnungshof hat darauf hingewiesen, dass zum Zeitpunkt der BewilligungEI bereits eine deutliche Abflachung
der Preissteigerungsrate erkennbar gewesen ist. So lag die Baupreissteigerung in den Jahren 1993 bis 1995 unter dem
vom Ministerium angenommenen Preisanstieg. Damit den Unwégbarkeiten der Preisentwicklung Rechnung getragen
werden kann, hat der Rechnungshof eine Anderung des Verfahrens vorgeschlagen. Danach sollte sich die Zuwendung

b Einzelplan 06 Ministerium fur Arbeit, Soziales und Gesundheit, Kapitel 06 03 Leistungen nach dem Landeskrankenhausgesetz

(LKG), Titel 899 01 Zuschiisse an kommunale/staatliche Krankenhaus- und Schultréger zu Bau- und Einrichtungskosten ein-
schliefflich Kosten nach § 14 LKG.

Krankenhausfinanzierungsgesetz (KHG) in der Fassung vom 10. April 1991 (BGBI. | S. 886), zuletzt geéndert durch Gesetz vom
27. April 2001 (BGBI. | S. 772).

Landeskrankenhausgesetz (LKG) vom 28. November 1986 (GVBI. S.342, BS2126-3), zuletzt geéndert durch Gesetz vom
12. Oktober 1999 (GVBI. S. 325, BS 200-5).

§ 12 Landeskrankenhausgesetz.
Datum des Bewilligungsbescheids: 19. Dezember 1995.

2)

3

4
5)



2.2
221

222

-41 -

aus zwei Komponenten zusammensetzen, einem der Hohe nach nicht verénderlichen Festbetrag, der ohne Bertick-
sichtigung eventueller Baupreissteigerungen festgesetzt wird, und einem unter Vorbehalt bewilligten Zuschlag fur die
zum Zeitpunkt der Bewilligung nicht zuverlassig abschétzbaren Preissteigerungen. Die zweite Festbetragskomponente
sollte auf Grundlage der bei der Bewilligung festgesetzten zuwendungsfahigen Kosten und des amtlichen Baupreis-
indexes fur die im Zuwendungsbescheid festgel egte Bauzeit ermittelt werden. Die Bewilligung sollte mit der Mal3gabe
erfolgen, dass zusétzliche Mittel nur fir digjenigen durch Preissteigerungen verursachten Mehrkosten gewahrt werden,
die den ds erste Festbetragskomponente bewilligten Betrag Ubersteigen. Die durch die zweite Festbetragskomponente
vorgegebene Obergrenze sollte dabel nicht Uberschritten werden.

Das Ministerium zieht in Erwagung, dem Vorschlag des Rechnungshofs in modifizierter Form zu folgen. Es kdnne auf
der Grundlage der baufachlichen Priifung ein Festbetrag vereinbart werden, in dem Preissteigerungen nicht bertick-
sichtigt seien ("Festbetrag 1"). Gleichzeitig sollen die Bauzeit fur das jeweilige Bauvorhaben und die auf die einzelnen
Jahre der Bauzeit entfallenden Anteile der Baukosten zwischen Zuwendungsgeber und -empfénger verbindlich festge-
legt werden. Nach Abschluss der Baumal3nahme sollen die so ermittelten Teilbetrdge anhand eines amtlichen Preis-
indexes angepasst und der endgliltige Festbetrag ("Festbetrag 11") festgelegt werden. Ein Nachweis Uber die konkrete
Hohe der Mehrkosten solle dabei nicht gefordert werden, da dies mit einem zu hohen Verwaltungsaufwand verbunden
sal.

Der Rechnungshof sieht in dem Vorschlag des Ministeriums einen geeigneten Weg, um die Hohe der Forderung be-
darfsgerecht zu steuern und eine Gleichbehandlung der Trager zu gewéhrleisten.

Vergabeverfahren

In der Leistungsbeschreibung fir die zentrale Gebaudeleittechnik waren Produkte eines bestimmten Herstellers mit
dem Zusatz "oder gleichwertig" vorgegeben. Dieéeistungsbeschreibung enthielt zudem nicht verkehrsiibliche Be-
zeichnungen wie Artikelnummern eines Herstellers™.

Nach § 9 Nr. 5 VOB/A durfen Bezeichnungen fir bestimmte Erzeugnisse oder Verfahren nur ausnahmsweise verwen-
det werden, wenn eine Beschreibung durch hinreichend genaue, algemeinverstandliche Bezeichnungen nicht moglich
ist.

Die Voraussetzungen fiir eine ausnahmsweise zuléssige produktspezifische Beschreibung lagen nicht vor. Eine pro-
duktneutrale Beschreibung wére ebenso wie in dem von einem anderen Ingenieurbiiro verfassten Teil des Leistungs-
verzeichnisses moglich gewesen, der u.a. die Gebaudel eittechnik-Zentrale fur Elektro betraf.

Durch die Verfahrensweise, die auRerdem gegen die Bestimmungen des 8 2 Nr. 2 und des § 9 Nr. 1 und 4 VOB/A ver-
stief3, wurde dem betreffenden Hersteller, der sich auch an dem Vergabeverfahren beteiligte, ein unzuldssiger Vorteil
im Wettbewerb eingerdumt. Er erhielt den Auftrag, obwohl vier preisgunstigere Angebote mit Produkten anderer Her-
steller vorlagen. Die Griinde fur den Ausschluss dreier Bieter waren im Einzelnen nicht hinreichend nachvollziehbar.

Die Stadt halt die Leistungsbeschreibung mit Riicksicht darauf, dass vergleichbare Produkte anderer Hersteller ange-
boten werden konnten, fir unbedenklich.

Weil die geforderte Leistung unter der Verwendung der Produkte verschiedener Hersteller erbracht werden kann,
bestand kein Anlass, das Produkt eines einzigen Herstellers als fir die Wertung verbindlichen Vergleichsmalistab zu
benennen. Fabrikatsspezifische Ausschreibungen erhthen die Gefahr von Preisabsprachen. Allein aus diesem Grund
waére es geboten gewesen, produktneutral auszuschreiben.

Im Ubrigen musste das Hochbauamt der Stadt damit rechnen, dass sich der spétere Auftragnehmer am Wettbewerb
beteiligen wiirde. Dieser hatte insofern schon abstrakt die Moglichkeit, Einfluss auf die Preisbildung seiner Konkur-
renten zu nehmen. Dass dadurch die Chancen derjenigen Mitbewerber, die die in der Leistungsbeschreibung gefor-
derten Produkte des spateren Auftragnehmers anbieten, aussichtslos sein wiirden, war absehbar.

Bei der Priifung des Ausschreibungsverfahrens wurde festgestellt, dass sich die Einheitspreise eines in der Wertung
verbliebenen teureren Angebots in Uber 170 Positionen - darunter auch Positionen, die einen hohen Anteil von Mon-
tageleistungen enthalten - lediglich durch gleichbleibende prozentuale Zuschldge von den entsprechenden Einheits-
preisen des Auftragnehmers unterschieden. Das Hochbauamt der Stadt priifte nicht, ob eine Wertung der beiden Ange-
bote unter diesen Voraussetzungen Uberhaupt zul&ssig war.

6 Position 2.2.5: "Anschluss fur Bediengerdte X| 581 AH/582 AH oder Bediencomputer XI 583R, Submodul XD 505 A", Posi-

tion 2.2.11: "Sockel XS 563/4, Frontabdeckung XH 562, Bediengerédt X1 581, Position 2.2.17: "Datenkabel fur Bediengerét X| 582
mit Schnittstelle am Modul XC 5010 bzw. XC 510".
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Folgerungen
Der Rechnungshof hat gefordert,

a) das Festbetragsverfahren so zu modifizieren, dass Zuschlage fur Baupreissteigerungen auf der Grundlage wirt-
schaftlicher Bauzeiten und der tatséchlichen Preisentwicklung ermittelt werden,

b) Folgerungen wegen des Verstol3es gegen das Vergaberecht zu ziehen.

Die Stellungnahme des Ministeriums fir Arbeit, Soziales, Familie und Gesundheit ist unter Nr. 2 dargestellt.
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For derung des Neubaus eines Dienstgebaudes fir die Verbandsgemeindeverwaltung Bad Marienberg

Die Planung fur den Neubau des Verwaltungsgebdudes Ubersteigt die flr Dienstgebdude der
Verbandsgemeinden festgelegte Hochstflache von 1.320 m2 um 330 m2. Das entspricht vermeid-
baren Gesamtbaukosten von mindestens 1,2 Mio. € und fihrt aul3erdem zu vermeidbaren
Folgekosten.

Die in der Kostenberechnung ausgewiesenen Baunebenkosten von 1,2 Mio. € sind gemessen an
den Kosten des Bauwerksvon 4 Mio. € deutlich zu hoch.

Die Voraussetzungen fur eine Forderung mit Landesmitteln (Investitionsstock) waren nicht er-
fallt.

Allgemeines

Aufgrund einer Studie Uber den Raumbedarf und die Lsungsmdglichkeiten fir die Schaffung zusétzlicher Blroraume
am Standort beschloss die Verbandsgemeinde Bad Marienberg im April 1999 den Neubau eines Verwaltungs-
gebaudes.

Zur Vorbereitung und Durchfiihrung des Bauvorhabens zog sie einen Baubetreuer hinzu. Die Genehmigungs- und
Ausfihrungsplanung war im Sommer 2000 abgeschlossen. Die Auftrage fur die wesentlichen Roh- und Ausbau-
gewerke wurden im Friihjahr 2001 erteilt.

Die Gesamtbaukosten fur den Neubau des Verwaltungsgebaudes (einschl. AuRenanlagen) sind mit 7,5 Mio. €
ausgewiesen. Das Lﬂ1d hat hierzu eine Zuwendung aus dem Investitionsstock von rd. 1,2 Mio. € (2,3 Mio. DM
Festbetrag) bewilligt™.

Der Rechnungshof hat geprift, ob bei der Planung die Grundsétze der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit beachtet
wurden und die Voraussetzungen fir eine Forderung mit Mitteln des Investitionsstocks vorlagen. Da zum Zeitpunkt
der ortlichen Erhebungen - Anfang Mai 2001 - bereits die wesentlichen Bauauftrége vergeben und der Rohbau des
Kellers fertig gestellt waren, wurden der Raumbedarf und die Architekten- und Ingenieurvertrége geprift, bei der
Planung insgesamt aber nur eine summarische Wirtschaftlichkeitsuntersuchung vorgenommen.

Wesentliches Ergebnisder Prifung
Zeitnahe Information tber die geplanten For dervor haben

Der Rechnungshof wurde erst zu einem Zeitpunkt Uber das Bauvorhaben informiert, zu dem auch bei sofortigem Be-
ginn der Prifung Anregungen zur Verbesserung oder Herstellung der Wirtschaftlichkeit des Bauvorhabens wegen der
fortgeschrittenen Planung und Bauausfihrung alenfalls mit erheblichem zusétzlichen Planungs- und Kostenaufwand
hétten umgesetzt werden kdnnen.

Damit Mal3nahmeprifungen so rechtzeitig moglich werden, dass die Prifungsfeststellungen zu einem wirtschaftlichen
Bauen genutzt werden kénnen, hat der Rechnungshof angeregt, ihm zur regelmafigen und zeitnahen Information
Abdrucke der baufachlichen Stellungnahmen zu den gréf3eren Bauvorhaben zuzuleiten.

Das Ministerium des Innern und fir Sport hat erklart, es werde eine entsprechende Regelung in die Férdervorschriften
aufnehmen.

Raumbedarf

Nach der Verwaltungsvorschrift Gber die Zuwendungen fir Dienstgebéutﬁ der Verbandsgemeindeverwaltungen und
der Kreisverwaltungen nach pauschalierten Kosten (VV-Dienstgebaude)“ ergab sich fur den Neubau des Dienst-
gebaudes ein Bedarf an Hauptnutzflachen von 1.320 m2. Die von der Verbandsgemeinde zur Ausfiihrung freigegeb
Planung Uberschritt diese Vorgabe um 330 n2. Dies ist im Wesentlichen auf die zu hohe Zahl von Arbeitsplétzen
und eine grofziigige Bemessung der Burordume zuriickzufiihren. Darliber hinaus wurden zu grof3e Féachen fir
Teekiichen, Kiichen, Besprechungsraume und Archivréume vorgesehen. Die Raumbedarfsplanung ist sehr grof3ziigig
und unwirtschaftlich.

b Einzelplan 20 Allgemeine Finanzen, Kapitel 20 06 Zuweisungen an Gebietskorperschaften, Titel 883 08 Zuweisungen aus dem

Investitionsstock.
Verwaltungsvorschrift Nrn. 3.2.1 und 3.2.2 des Ministeriums des Innern und fur Sport vom 2. Dezember 1996 (MinBlI. S. 510).

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass - ohne eine Reserve im Obergeschoss - 66 statt der erforderlichen 55 Arbeitsplétze geplant
sind.
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Die Verbandsgemeinde vertritt die Auffassung, das mit den Fachbehdrden abgestimmte Bauvorhaben sei wirtschaft-
lich und nach ihrem Bedarf geplant. Sie verweist auf eine Stellungnahme des Baubetreuers, nach der insbesondere bei
kleineren Verwaltungseinheiten, wie bei mittleren und kleineren Verbandsgemeindeverwaltungen, die Fléchenricht-
werte der Verwaltungsvorschrift nicht ausreichten, um den tatséchlichen Bedarf zur Erflllung der Pflichtaufgaben der
Verwaltung atﬁudecken. Dartiber hinaus seien die fur die Geschéftszimmer der Landesbehdrden vorgegebenen
Hochstflachen™ zu klein und entspréchen nicht den heutigen Anforderungen an Buroraumfléchen. Die zusétzlich
geplanten Buroarbeitspléize seien als Reserveplédtze und fur Referendare und Auszubildende angemessen. Die Tee-
kiichen seien Pausenrdume und dienten gleichzeitig as Orte informeller "Querinformation”, die gerade in Verwal-
tungsstrukturen mit spezialisierten Aufgabengebieten wichtig sei. Auch die Ubrigen Ré&ume fir Besprechungen,
Archive, Kopiergeréte und fur Beratungen seien notwendig und nicht Uberdimensioniert.

Der Rechnungshof weist darauf hin, dass die Verwaltungsvorschrift als Mal3stab fiir die Bewertung der Wirtschaft-
lichkeit von Bauvorhaben bei der Forderung mit Landesmitteln dient und bei vergleichbaren Bauvorhaben des Landes
der Bedarf in der Regel niedriger angesetzt wird as er sich fir kommunae Bauvorhaben nach der Verwaltungs-
vorschrift ergibt.

Das Ministerium hat mitgeteilt, dass esin der Vergangenheit stets auf die Beachtung der Grundsétze der Sparsamkeit
und Wirtschaftlichkeit hingewirkt und die kommunalen Gebietskorperschaften wiederholt an die Beachtung dieser
Grundsétze erinnert habe. Es werde den vorliegenden Fall zum Anlass nehmen, um in einem Forderrundschreiben
erneut die Beachtung der Grundsitze in Erinnerung zu rufen. Im Ubrigen sei beabsichtigt, im Rahmen der Novel-
lierung des Forderinstrumentariums die Verwal tungsvorschrift durch Regelungen zur Ermittlung des Raumbedarfs, der
forderfahigen Hauptnutzflache und der Pauschalierung der Forderung zu ersetzen.

Wirtschaftlichkeitskennwerte/Planungskennwerte

Das geplante Verwaltungsgebaude ist aufgrund seiner technischen Ausstattung als "V erwaltungsgebéaude, biroartig”
im Sinne der Verwaltungsvorschrift einzustufen™. Die ermittelten Flachen- und Verhaltniswerte, die zur Beurteilung
der Wirtschaftlichkeit einer Planung herangezogen werden, liegen nahezu alle Uber den mal3geblichen Richtwerten. So
wird der Grenzwert fir das Verhdltnis des Bruttorauminhalts zur Hauptnutzfléache von 5,60 um 0,59 Uberschritten.
Dies entspricht einem zusétzlichen Bauvolumen von rd. 1.200 m3. Bauvorhaben mit hoheren Werten als den Grenz-
Wertﬁ sind as unwirtschaftlich anzusehen. Auch der fir die Beurteilung der Forderfahigkeit mal3gebliche Grenz-
wert ™ ist erheblich Uberschritten. Das zusétzliche Bauvolumen betrégt rd. 2.500 ms3,

Die Verbandsgemeinde hat sich auf die Auffassung des Baubetreuers berufen, nach der bei Gebauden dieser Art der
vom Rechnungshof herangezogene Grenzwert zu niedrig sei.

Demgegeniiber wird auf die grundsétzlichen Ausfiihrungen zu der Verwaltungsvorschrift bei Tz. 2.2 verwiesen.

Das Ministerium hat mitgeteilt, die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion sei angewiesen, bis zur endgultigen Kl&
rung bei baufachlichen Prifungen die bisher anzuwendenden Planungskennwerte zugrunde zu legen.

Baunebenkosten

Die in der Kostenberechnung ausgewiesenen Baunebenkosten von 1,2 Mio. € entsprechen rd. 30 % der Bauwerks-
kosten von 4 Mio. € und liegen damit um 100 % Uber dem malf3geblichen Orientierungswert der Richtlinien fur die
Durchfiihrung von Bauaufgaben des Landes (RL-Bau) von 15 %.

Die Architekten- und Ingenieurvertrége fir das Gebdude und die Tragwerksplanung sehen as Honorargrundlage
jeweils den Mittelsatz der Vergiitung vor, ohne dass Griinde, die ein Abweichen von den Mindestsétzen gerechtfertigt
hétten, in den Vertragsakten dargelegt wurden.

Der Baubetreuer sollte die Verbandsgemeinde u.a. maf3geblich bei der Raumbedarfsplanung, der Grundriss- und Bau-
koérperkonzeption, der Entwurfs-, Genehmigungs- und Ausfiihrungsplanung beraten. Im Leistungsbild ist aufRerdem
festgelegt, dass er zur Vorbereitung und Durchfiihrung des Vorentwurfsverfahrens eine Beschreibung der Aufgabe

4
5)
6)

Muster 13L Anlage 2 der Richtlinien fur die Durchfiihrung von Bauaufgaben des Landes (RL-Bau).

Anlage zu Nr. 6.2 der VV-Dienstgebaude.

Das Verhdltnis des Bruttorauminhalts zur forderfahigen Hauptnutzfléche soll 6,5 nicht Uberschreiten. Der Bruttorauminhalt von
Raumen fir Einrichtungen, die nicht zur Verbandsgemeinde gehoren, die aber aus Griinden der Wirtschaftlichkeit und Zweckmaflig-
keit ausnahmsweise mitgeplant werden sollen, kann bei der Errechnung des Grenzwerts unberiicksichtigt bleiben. Bei einer Uber-
schreitung des Grenzwerts ist davon auszugehen, dass damit nicht nur die Grundsétze der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit
erheblich verletzt sind, sondern dass auch wegen dieses unwirtschaftlichen Aufwands Gefahren fur die dauernde Lei stungsfahigkeit
des Bautragers entstehen kénnen, vgl. Nr. 3.2.2.5 VV-Dienstgebaude.
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und der geforderten Architektenleistungen unter besonderer Beachtung der Aufgabenstellung, der Nutzeranforde-
rungen und der Wirtschaftlichkeit beztiglich Investitions- und Betriebskosten vorlegen soll. Durch eine vergleichende
Gegentiberstellung der verschiedenen Vorentwiirfe sollte die Wirtschaftlichkeit der Planung nachgewiesen werden.

Dafir war ein Honorar, das im Ergebnis einem Anteil von 5 % der Kosten des Bauwerks und von 2,6 % der Gesamt-
baukosten entspricht, vereinbart. Dieses Honorar tragt zu den hohen Baunebenkosten bei. Insgesamt war die Planung
des Dienstgebaudes unwirtschaftlich, obwohl ein Baubetreuer eingeschaltet wurde.

Das Ministerium hat hierzu erklart, es werde die Verbandsgemeinde anhalten, alle sich noch bietenden Einsparungs-
maoglichkeiten zu nutzen.

FoOrderung aus dem I nvestitionsstock

Das Vorhﬁen erflllt nicht die Voraussetzungen fir eine Forderung nach der Verwaltungsvorschrift fir den Investi-
tionsstock =, weil die Planung des Verwaltungsneubaus zu aufwendig ist und die Baunebenkosten zu hoch ver-
anschlagt sind und damit die Grundsatze der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit nicht mehr gewahrt werden.

Das Ministerium hat mitgeteilt, es werde von der Gewahrung von Zweckzuweisungen flr vergleichbar unwirtschaft-
liche Vorhaben kinftig absehen. Es habe die Verbandsgemeinde aufgefordert, jede sich derzeit noch bietende Mdg-
lichkeit zu Einsparungen am Bauvorhaben zu nutzen. Die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion sei gebeten worden,
die Verbandsgemeinde zur Erzielung von Einsparungen baufachlich zu beraten und zu unterstiitzen.

Folgerungen
Der Rechnungshof hat gefordert,

a) dafur zu sorgen, dass ihm regelméidig und zeitnah Abdrucke der baufachlichen Stellungnahmen zu den gréf3eren
Bauvorhaben zugeleitet werden,

b) darauf hinzuwirken, dass Planungen von kommunalen Dienstgebauden auf den Bedarf begrenzt werden,

¢) unwirtschaftliche kommunale Bauvorhaben nicht zu fordern.

Die Stellungnahmen des Ministeriums des Innern und fir Sport und der Verbandsgemeinde sind unter Nr. 2 darge-
stellt.

N Verwaltungsvorschrift des Ministeriums des Innern und fir Sport vom 22. September 1993 (MinBI. S. 414; 1998 S. 558).
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Tz. 7 Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung des Pfalzklinikums fir Psychiatrie und Neurologie

Der Aufbau einer gemeindenahen psychiatrischen Versorgung fihrt zu erheblichen Verande-
rungen am Standort Klingenmunster. Nach dem Ergebnis der Prifung bestehen in ausge-
wahlten Bereichen Einsparungsmdglichkeiten von biszu 1,3 Mio. € jahrlich.

Unabhangig von der Neuordnung der psychiatrischen Versorgung kann das Budget des Pfalz-
klinikumsdar iber hinausum mindestens 0,7 Mio. € jahrlich entlastet werden, wenn u.a.

- Arbeitszeitreser ven ausgeschopft,
- Uberbesetzungen abgebaut,
- Stellen zutreffend bewertet und

- Kostenvorteile durch eine wirtschaftliche Organisation der Gebaudereinigung genutzt
werden.

1 Allgemeines

Das Pfgzklinikum fur Psychiatrie und Neurologie ist seit 1. Juli 1998 eine rechtsfahige Anstalt des 6ffentlichen
Rechts™. Es vereint am Standort Klingenmiinster die bis dahin ohne eigene Rechtspersonlichkeit gefiihrten Einrich-
tungen des Bezirksverbands Pfalz: die "Pfalzklinik Landeck" (Erwachsenenpsychiatrie) sowie die organisatorisch
selbsténdige Pflegeabteilung/Heimbereich und das "Pfalzingtitut fir Kinder- und Jugendpsychiatrie, Psychosomatik
und Psychotherapie”.

Das Pfalzklinikum gliederte sich 1999 in den Behandlungsbereichﬂ mit 678, den Bereich der Forensischen Psychiatrie
(Mal¥regelvollzug) * mit 102 und den Bereich "Betreuen, Fordern, Wohnen" mit 158 Betten.

Nach den Jahresabschllissen wies das Pfalzklinikum fir die Jahre 1997 bis 1999 Jahresiiberschiisse von insgesamt
2,1 Mio. € aus™. Die durchschnittliche Belegung lag im Jahr 1999 bei nahezu 93 %.

Der Betrieb und die Entwicklung der Anstalt sind gekennzeichnet von der Verlagerung psychiatrischer Versorgungs-
angebote in Wohnortnghe. So sind nach dem Dezentralisierungsplan des Bezirksverbands Pfalz am Standort Klingen-
minster bis zum Jahr 2004 folgende V erénderungen vorgesehen:

Verénderung der
Fachgebiet Bettenzugange Bettenabgange Bettenzahl am Standort
Klingenmiinster
Behandlungsberem_hln_ der %6 266 - 240
Erwachsenenpsychiatrie
Bereich Forensische
Psychiatrie fur 13 +13
Erwachsene
Bereich "Betreuen,
Fordern, Wohnen" 8 -8
Summe 39 344 - 305

Nach Abschluss der Dezentralisierungsmal3nahmen im Jahr 2004 soll das Pfalzklinikum am Standort Klingenminster
noch Uber 548 gegenuiber 938 Betten (einschliefdlich Tagesplétze) im Jahr 1999 verfigen.

2 Vgl. Landesgesetz Uber die Errichtung einer Anstalt des dffentlichen Rechts fur Einrichtungen fur Psychiatrie und Neurologie durch

den Bezirksverband Pfalz (LBezVAEG) vom 18. Dezember 1997 (GVBI. S. 469, BS 2126-22) sowie Satzung des Bezirksverbands
Pfalz fur das Pfalzklinikum flr Psychiatrie und Neurologie - Anstalt des 6ffentlichen Rechts -.

Zum Behandlungsbereich gehdren die Erwachsenenpsychiatrie mit 517 Planbetten, die Kinder- und Jugendpsychiatrie mit 70 Plan-
betten, die Neurologie mit 54 Planbetten und die Tagesklinik Landau mit 37 Pldtzen (die Zahl der Planbetten entspricht dem Jahres-
durchschnitt 1999). Im Unterschied zum Forensischen Bereich und dem Bereich "Betreuen, Fordern, Wohnen" ist der Behandlungs-
bereich Bestandteil des Landeskrankenhausplans, in dem die Zahl der Planbetten aufgefiihrt ist. Anderungen hierzu ergeben sich aus
dem Planbettenbescheid des zusténdigen Ministeriums.

Der Bereich der Forensischen Psychiatrie (Mal3regelvollzug) untergliedert sich in die Erwachsenenpsychiatrie mit 100 Betten sowie
die Kinder- und Jugendpsychiatrie mit 2 Betten (Durchschnittswerte des Jahres 1999).

2,02 Mio. DM, 1,6 Mio. DM und 0,465 Mio. DM.
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Der Rechnungshof hat die Haushalts- und Wirtschaftsfuhrung des Pfalzklinikums flr Psychiatrie und Neurologie
- Anstalt des 6ffentlichen Rechts- in den Jahren 1997 bis 1999 gepriift. Uber die Priifungsfeststellungen wurden
neben dem Krankenhaustréager auch das Ministerium des Innern und fir Sport sowie das Ministerium fur Arbeit,
Soziales, Familie und Gesundheit unterrichtet.

Wesentliches Ergebnisder Prifung
Per sonalbedar f
Arztlicher Dienst in der stationaren Psychiatrie

Nach der vom Pfalzklinikum fiir das Jahr 1999 vorgelegten Personalbedarfsberechnung auf der Grundlage der
Psychiatrie-Personalverordnung™ war der Bedarf an Arzten in der stationédren Psychiatrie um 2,2 Kréfte geringer as
die Personalausstattung. Die sich hieraus ergebenden Arbeitszeitreserven hétten ausgereicht, um Uberstunden (vgl.
Nr. 2.2.1) und einen Teil der geleisteten Bereitschaftsdienste mit Freizeit auszugleichen.

Das Pfalzklinikum hat zugesagt, die Hinweise des Rechnungshofs zum Ausgleich von Uberstunden und Bereitschafts-
diensten zu berticksichtigen.

Betriebsar ztliche und internistische Ver sorgung

Die Stelle der Betriebsérztin und die Stelle des Facharztes fir Innere Medizin werden aufgrund des vorgesehenen
Bettenabbaus entbehrlich. Betriebsarztliche und internistische Versorgung kénnen kiinftig wirtschaftlicher auf vertrag-
licher Grundlage mit niedergelassenen Arzten oder Krankenhéusern sichergestellt werden. Die dafiir zu veranschla-
genden Sachkosten dirften nicht unerheblich unter den bisherigen Personalkosten von insgesamt 148.000 € jahrlich

liegen.
Das Pfalzklinikum will die betreffenden Stellen mit "kw"-V ermerken versehen.
M edizinisch-technischer Dienst und Vorzimmerkr &fte der Pflegedienstleitung

Im Zuge der bereits begonnenen Regionalisierung der Psychiatrie verringert sich der Personabedarf fiir den medi-
zinisch-technischen Dienst, arztlichen Schreibdienst und die Vorzimmerkréfte der Pflegedienstleitung am Standort
Klingenminster um 14,5 Stellen:

1,5 Stellen im Apothekendienst,

1 Stelleim Bereich der physikalischen Therapie,

4 Stellen im Labordienst,

1,5 Stellen im Bereich Rontgen,

1,5 Stellen im Bereich der EKG/EEG E-Untersuchungen,

4.5 Stellen im &rztlichen Schreibdienst und

0,5 Stellen fur Vorzimmerkréfte.

Bei Abbau der Stellen im Rahmen der Personalfluktuation lassen sich 580.000 € jahrlich einsparen.

Das Pfalzklinikum will an 9,5 Stellen "kw"-Vermerke anbringen. Fir das Labor und die Apotheke werde eine Koope-
ration mit den benachbarten Krankenh&usern angestrebt.

Sobald die Entscheidungen hierzu getroffen sind, sollte das Pfalzklinikum den verbleibenden Stellenbedarf ermitteln
und die gebotenen Folgerungen ziehen.

K tichendienst

Der Personabedarf im Kichendienst verringert sich aufgrund der vorgesehenen Entwicklung anderer betrieblicher
Standorte um bis zu 19,5 Stellen (Personalkosten 549.000 € jéhrlich).

5 Verordnung tUber Mal3stébe und Grundsétze fur den Personalbedarf in der stationdren Psychiatrie vom 18. Dezember 1990 (BGBI. |

S. 2930).

6 Elektrokardiogramm/Elektroenzephal ogramm.
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Das Pfalzklinikum ist der Auffassung, dass durch die beabsichtigte Speisenversorgung anderer Einrichtungen eine
Auslastungsverbesserung im Kichenbereich erzielt werden konne. Es sei dann der Abbau von lediglich 7,5 Stellen
(Personalkosten 211.000 € jahrlich) gerechtfertigt.

Das ist wirtschaftlich nur dann vertretbar, wenn die Personalkosten von 338.000 € jahrlich fur die ansonsten entbehr-
lichen 12 Kréfte durch Entgelte Dritter gedeckt werden.

Technischer Dienst

Im Technischen Dienst fehlten nach wie vor Aufgabenbeschreibungen und vergleichende Wirtschaftlichkeitsunter-
suchungen, welche Arbeiten in eigener Zustandigkeit erledigt oder an private Unternehmen vergeben werden konnten.
Der Personalbestand der Elektrowerkstatt lasst sich um zwei Stellen (Personalkosten von 71.000 € jéhrlich) verringern.

Das Pfalzklinikum hat mitgeteilt, es werde an zwei Stellen "kw"-Vermerke anbringen. Dartiber hinaus kénne von einer
zusatzlichen Verkleinerung des Technischen Dienstes um zwel weitere Stellen ausgegangen werden. Notwendige tech-
nische Instandhaltungsarbeiten wiirden im Rahmen eines jdhrlichen Instandhaltungsplans vorbereitet und durch
Rahmenvertrage mit privatwirtschaftlichen Unternehmen erledigt werden.

Reinigungsdienst

Das Pfalzklinikum hatte die in den friheren Prifungen aufgezeigten Kostenvorteile beim Einsatz von privaten Ge-
béauderei nigungsunternehmen nicht genutzt. Auch der geforderte Vergleich der Kosten zwischen der Eigenreinigung
und der Fremdreinigung war nicht durchgefiihrt worden. Bei weitgehender Vergabe der Reinigungsarbeiten an private
Unternehmen kdnnen die Kosten kiinftig um mehr a's 500.000 € jahrlich zuriickgef Uihrt werden.

Das Pfalzklinikum will durch Verringerung der Personalausstattung bereits im Jahr 2002 zu Einsparungen von
77.000 € kommen. Weitere Wirtschaftlichkeitsverbesserungen sollen durch Uberfiinrung des Reinigungsdienstes in
eine Servicegesellschaft realisiert werden, wodurch sich "kw"-Vermerke ertibrigten.

Es sollte sichergestellt sein, dass im Falle der Griindung einer Servicegesellschaft der Reinigungsdienst wirtschaftlich
organisiert wird. Von dem Erfordernis, "kw"-Vermerke anzubringen, sollte nur dann abgesehen werden, wenn die
durch die Ubernahme des Personals in eine Servicegesellschaft beim Pfalzklinikum frei werdenden Stellen gestrichen
werden.

Dienstzeitregelungen
Uberstunden

Die regelméRig fir das Wochenende und fiir Feiertage angeordneten und mit 29.000 € im Jahr vergiiteten Uberstunden
des arztlichen Dienstes standen nicht in Einklang mit dem Tarifrecht (8§ 17 Abs. 1 Satz 2 BAT). Danach sind Uber-
stunden auf dringende Félle zu beschranken und grundsétzlich durch Freizeit abzugelten.

Nach Darstellung des Pfalzklinikums diente die Anordnung von Uberstunden der Uberbriickung von voriibergehenden
Personalengpéssen.

Bereitschaftsdienste

Die geleisteten Bereitschaftsdienste des érztlichen Dienstes wurden nach der hdchsten Bereitschaftsdienststufe D ver-
gutet, tatséchlich erflillt waren lediglich die Voraussetzungen fur eine Einstufung in die niedrigere Stufe C. Einsparun-
gen von etwa 42.000 € jahrlich sind mdglich.

Nach Darlegung des Pfalzklinikums war mit der Einstufung in die Bereitschaftsdienststufe D eine zusétzliche Motiva
tion der Arzte beabsichtigt. Die Einstufung werde daher nochmals tiberpriift.

Stellenbewertung

Eine technische Angestellte und zwei Angestellte in den Bereichen Kiosk und Cafeteria waren zu hoch eingruppiert.
Zwei Arbeiter im Technischen Dienst waren Ubertariflich eingestuft. Nach Umwandlung der Stellen lassen sich etwa
37.000 € jahrlich einsparen.

Nach Mitteilung des Pfalzklinikums wurde die Stelle der technischen Angestellten bereits umgewandelt. Die Ubrigen
Stellen wiirden mit "ku"-Vermerk versehen.
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Sonstige Feststellungen
Transporte zur Tagesklinik Landau

Obwohl die Tagesklinik des Pfalzklinikums in Landau nicht weit vom St&dtischen Krankenhaus Landau entfernt ist,
wurden taglich durchschnittlich 25 Mittagessen von der Kiiche in Klingenminster zur Tagesklinik Landau transpor-
tiert. Die Fat’ﬁen zwischen den beiden Standorten kosteten 15.000 € jahrlich. Nach § 30 Abs. 1 des Landeskranken-
hausgesetzes™ sind die Krankenhduser innerhalb ihres Einzugsgebiets zur Zusammenarbeit verpflichtet, so dass die
Belieferung vom Stédtischen Krankenhaus in Landau hétte erfolgen kdnnen.

Nach Mitteilung des Pfalzklinikums wurden inzwischen die Transportfahrten kostenreduzierend einem Taxiunter-
nehmen Ubertragen. Zur Bindelung aller Leistungen im Krankenhausbereich werde tber die Griindung einer sog.
Klinikverbund GmbH nachgedacht.

Es muss sichergestelIt werden, dass vermeidbare und zudem unwirtschaftliche Transportfahrten unterbleiben.

Zentrale Dienstleistungen

Die Berechtigung der dem Pfalzklinikum in Rechnung gestellten Kosten in Hohe von 119.000 € im Jahr 1999 fir zen-
trale Dienstleistungen des Bezirksverbands Pfalz war nicht erkennbar.

Zu unterscheiden ist zwischen Kosten fur Ausgaben des Trégers des Krankenhauses (nichtbetriebliche Leistungen)
und den Kosten fir die Dienstleistungen des Krankenhaustragers, die sonst von Seiten des Krankenhauses erbracht
werden mussten (betriebliche Leistungen).

Das Pfalzklinikum will den Forderungen des Rechnungshofs entsprechend nur noch die Kosten fiir zentrale betrieb-
liche Dienstleistungen erstatten.

Folgerungen

Der Rechnungshof hat gefordert,

a) entbehrliche Stellen mit "kw"-Vermerk und zu hoch ausgewiesene Stellen mit "ku"-Vermerk zu versehen,
b) die Kostenvorteile durch eine wirtschaftliche Organisation der Gebaudereinigung zu nutzen,

c) Uberstunden und Bereitschaftsdienste tarifgerecht zu gestalten und méglichst durch Freizeit auszugleichen,

d) entbehrliche Transportfahrten zur Tagesklinik in Landau insbesondere durch Zusammenarbeit mit benachbarten
Krankenh&usern zu unterlassen,

e) Erstattungen fir zentrale Dienstleistungen auf betriebliche Kosten zu beschranken.

Die Stellungnahme des Pfal zklinikumsist unter Nr. 2 dargestellt.

N Landeskrankenhausgesetz (LKG) vom 28. November 1986 (GVBI. S. 342, BS 2126-3), zuletzt geéndert durch Gesetz vom 12. Okto-

ber 1999 (GVBI. S. 325, BS 200-5).
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Tz. 8 Aufgabenanalyse und Aufgabenkritik in der Landesverwaltung

Die Ministerien haben in den Jahren 1996 bis 2000 mit unter schiedlicher Intensitat eine unter-
schiedlich grof3e Zahl von groReren oder kleineren Reformprojekten unter aufgabenkritischen
Aspekten durchgefihrt. Mittlerweileist in 8 4 Verwaltungsor ganisationsr efor mgesetz, das zum
1. Januar 2000 in Kraft getreten ist, eine stdndige Aufgabenkritik in der L andesverwaltung vor -
gesehen. Die Landesregierung hat erstmals zum Ende des Jahres 2004 dem Landtag tUber voll-
zogene und geplante Veranderungen bei der Aufgabenwahrnehmung im Rahmen einer standi-
gen Aufgabenkritik zu berichten.

Der Rechnungshof hat es deshalb als verfriht angesehen, Reformprojekte und MalRnahmen
dahingehend zu beurteilen, inwieweit sie Ergebnisse eines sachgerechten Einsatzes der Instru-
mente der Aufgabenanalyse und Aufgabenkritik gewesen sind.

Als Ergebnis der Orientierungspr iifung hat der Rechnungshof MaRRstabe aufgezeigt, die kinfti-
gen Organisations- und Wirtschaftlichkeitsprifungen, die sich auch auf den Einsatz der Instru-
mente der Aufgabenanalyse und Aufgabenkritik erstrecken, zugrunde gelegt werden sollen.

1 Allgemeines

Der Rechnungshof hat sich im Rahmen einer Orientierungspriifung, die sich auf den Zeitraum vom 1. Januar 1996 bis
zum 1. Juli 2000 erstreckte, bei alen Ministerien darber unterrichtet, welche Projekte und Mal3nahmen in der
Landesverwaltung mit den Instrumenten der Aufgabenanalyse und Aufgabenkritik durchgefiihrt wurden.

Diese Orientierungsprifung schloss an die frihere Prifung des Rechnungshofs tber die Auswirkungen des Magell-
versuchs der selbst gesteuerten Bewirtschaftung der Personal ausgaben der Hauptgruppe 4 im Haushaltsjahr 1997 an.
Bei dieser war u.a. festgestellt worden, dass die meisten Ministerien bis dahin keine umfassende Aufgabenanalyse und
Aufgabenkritik mit einer Uberpriifung des Personalbedarfs durchgefiihrt hatten. Da hiernach Erkenntnisse fehlten, ob
die Personalausgabenbudgets bedarfsgerecht bemessen wurden, hatte der Rechnungshof gefordert, "in allen Ressorts
auf der Grundlage einer Aufgabenanalyse und -kritik den gesamten Personalbedarf kritisch zu Uberprifen und danach
die Einzelplanbudgets strikt bedarfsgerecht zu bemessen”. Im Zuge des Entlastungsverfahrens fir das Jahr 1997 hat
der Landtag von der Stellungnahme der Landesregierung zustimmend Kenntnis genommen, dﬁs "bel allen Ressorts
mit einer Aufgabenanalyse und Aufgabenkritik in sémtlichen Politikbereichen begonnen wurde" <.

Mit der Orientierungsprifung sollte ein erster Uberblick dariiber gewonnen werden, in welchem Umfang und mit
welchen Wirkungen die Ministerien die ihnen obliegenden Aufgaben mit den Instrumenten der Aufgabenanalyse und
Aufgabenkritik Uberpriift haben, um das Ziel zu erreichen, die Personalausgabenbudgets nach dem fir die Auf-
gabenerfillung erforderlichen Bedarf zu bemessen. Hierbei ist der Rechnungshof von Folgendem ausgegangen:

- Bei der Aufgabenanalyse werden Aufgaben systematisch und schrittweise in Teilaufgaben zerlegt, bis sie zweck-
mafig nicht weiter gegliedert werden sollten und bestimmten Personen oder Organisationseinheiten Ubertragen
werden konnen.

- Bei der Aufgabenkritik wird im Allgemeinen zwischen Zweckkritik (Aufgaben) und Vollzugskritik (Aufgaben-
wahrnehmung) unterschieden:

e Die Zweckkritik zielt auf den Zweck, fragt also nach der Berechtigung oder Notwendigkeit einer konkreten
Aufgabe. Im Rahmen der Zweckkritik wird hiernach geprift, welche Aufgaben abgebaut oder verringert,
auf private Trager Ubertragen oder besser auf einer anderen Ebene wahrgenommen (Delegation, Kommu-
nalisierung) werden kdnnen.

* Die Vollzugskritik stellt die Frage nach der richtigen Art und Weise der Aufgabenwahrnehmung, der
richtigen Stelle oder der richtigen Struktur und lauft im Ergebﬁis auf eine Optimierung der Geschéfts-
prozesse hinaus, ohne die Aufgaben as solche in Frage zu stellen™.

1
2)

Jahresbericht 1998, Tz. 4 (Drucksache 13/3970).

Beschlussempfehlung und Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses (Drucksache 13/4424 S, 5) und Beschluss des Landtags
vom 24. Juni 1999 (Plenarprotokoll 13/87 S. 6636).

Abschlussbericht des am 18. Juli 1995 eingesetzten Sachversténdigenrates " Schlanker Staat”, Band 3: "Leitfaden zur Modernisierung
von Behorden”, S. 111/112, 137.

3
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Wesentliches Ergebnisder Prifung

Die Ministerien, die Uber den konkreten Einsatz der Instrumente der Aufgabenanalyse und Aufgabenkritik befragt
wurden, stellten alle Projekte und Mal3nahmen dar, die sie in dem Untersuchungszeitraum mit aufgabenkritischen
Ansétzen zur Verbesserung der Organisation und Steigerung der Effizienz durchgefihrt hatten. Verschiedene Minis-
terien verwiesen dabei auf nachhaltige Veranderungen in ihrem Bereich a's Folge einer permanenten Aufgabenanalyse
und Aufgabenkritik, wahrend andere auf die begrenzten Gestaltungsmoglichkeiten infolge weitgehender gesetzlicher
Vorgaben und Bindungen hinwiesen. Im Ergebnis fihrte jedes Ministerium eine unterschiedlich grof3e Zahl von
groReren oder kleineren Reformprojekten oder Mal3nahmen auf, die unter aufgabenkritischen Aspekten durchgefihrt
worden waren.

Mittlerweile ist in §4Verwaltungsorganisationsreformgwetzm, das zum 1. Januar 2000 in Kraft getreten ist, eine
sténdige Aufgabenkritik in der Landesverwaltung vorgesehen. Die Landesregierung hat erstmals zum Ende des
Jahres 2004 dem Landtag Uber vollzogene und geplante Verédnderungen bei der Aufgabenwahrnehmung im Rahmen
einer stdndigen Aufgabenkritik zu berichten.

Der Rechnungshof sah es deshalb als verfriiht an, die ihm genannten Reformprojekte und Mal3nahmen dahingehend zu
beurteilen, inwieweit sie Ergebnisse eines sachgerechten Einsatzes der Instrumente der Aufgabenanalyse und Auf-
gabenkritik gewesen sind. Auch musste offen bleiben, ob in den Verwaltungsbereichen, die bei der Darstellung der
durchgefiihrten Reformprojekte und MalRnahmen nicht erwdhnt wurden, eine Aufgabenkritik bislang vollig unter-
blieben ist.

Es wird kinftigen Prifungen vorbehalten bleiben, dartiber zu befinden, ob und in welchen Verwaltungsbereichen
organisatorische Reformen und personelle Verdnderungen auf den Einsatz der Instrumente der Aufgabenanalyse und
Aufgabenkritik oder auf andere Einflusse (z.B. politische Leitentscheidungen) zurilickzuftihren sind.

Folgerungen

Als Ergebnis der Orientierungspriifung wird der Rechnungshof bei kiinftigen Organisations- und Wirtschaftlichkeits-
prifungen, die sich auch auf den Einsatz der Instrumente der Aufgabenanalyse und Aufgabenkritik erstrecken,
folgende Mal3stébe zugrunde legen:

a) Der Einsatz einer systematischen Aufgabenanalyse und Aufgabenkritik ist eine neuere Aufgabe fir die Verwal-
tung. Das erforderliche Fachwissen ist schrittweise aufzubauen. Hierzu sollten in eéinem geschlossenen, ressort-
Ubergreifenden Konzept strategische Leitungsentscheidungen Uber die Ziele und den Einsatz der Instrumente f(r
die Aufgabenanalyse und Aufgabenkritik sowie tiber die Form und den allgemeinen Zeitrahmen ihrer Einfihrung
und Umsetzung festgelegt werden (z.B. durch das Erstellen eines Leitfadens).

b) Zur ressortibergreifenden Beratung empfiehlt es sich, eine zentrale Stelle einzurichten. Damit konnten z.B.
unndtige Verzégerungen, unbegriindete unterschiedliche Vorgehensweisen, Probleme beim Einsatz von Daten-
verarbeitungssystemen, mehrfacher Aufwand fir externe Berater, Informationsdefizite oder weitere Unwirtschaft-
lichkeiten, z.B. durch Doppelarbeiten, vermieden werden.

c¢) Die einzelnen Reformvorhaben sollten jeweils auf konkreten, ergebnisorientierten Zielvorgaben beruhen. Allge-
meine Zielformulierungen, wie z.B. Steigerung der Effektivitdt der Verwatung, Stérkung des Kostenbewusst-
seins, besserer Schutz der Burgerinnen und Birger, mehr Birgerndhe, reichen as nur schwerlich evaluierbare
Erfolgskriterien nicht aus. Ohne hinreichend konkrete Zielvorgaben lassen sich die Auswirkungen der Reform-
projekte und Maf3nahmen nicht genau genug beurteilen. Die Ziele sollten vielmehr so gesetzt werden, dass sie
nachprifbar sind und Grundlage fiir eine Erfolgskontrolle sein konnen.

d) Aufgrund ihrer Sachnahe und ihres besonderen Fachwissens ist es vorteilhaft, grundsétzlich die Beschéftigten in
den Reformprozess mit einzubeziehen (z.B. Workshops, Mitarbeiterbefragung).

e) Die einzelnen Projekte sollten in sachlicher und zeitlicher Hinsicht genau festgelegt und mit konkreten Zielen
verbunden werden. Hierzu sollten grundsétzlich die Methoden des Projektmanagements (ergebnisorientierte Ziel-
vorgabe, Begrenzung in zeitlicher und finanzieller Hinsicht, Berichtswesen, Controlling) angewandt werden.

f)  Der Aufwand fir die Aufgabenanalyse und Aufgabenkritik sowie fur sonstige Modernisierungsmal3nahmen darf
nicht hoher sein als der erwartete Nutzen. Hierzu sollte jeweils zumindest eine tiberschlagige Wirtschaftlichkeits-
untersuchung gemald § 7 LHO erstellt und entschieden werden, ob nach der aufwendigeren analytischen oder
einer weniger aufwendigen Methode (z.B. summarische Aufgabenkritik) verfahren werden soll. Die Aufgaben-
analyse und Aufgabenkritik miissen ziel orientiert eingesetzt werden.

9 V erwaltungsorgani sationsreformgesetz (VWORG) vom 12. Oktober 1999 (GVBI. S. 325, BS 200-4).
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g) Inhat und Umfang der Aufgaben sind oft gesetzlich festgelegt. Gleichwohl sollten grundsétzlich auch gesetzlich
festgelegte Aufgaben in Frage gestellt werden. Reformvorhaben der Landesregierung auf der Grundlage der
Ergebnisse der Aufgabenkritik (Zweckkritik) werden meist nur mit Hilfe entsprechender Gesetzesénderungen
maoglich.

h) Fir die Berichte nach § 4 VWORG empfiehlt es sich, ein einheitliches Berichtssystem vorzugeben, nach dem
Ziele und (Teil-)Ergebnisse der einzelnen Reformprojekte und Mal3nahmen darzustellen sind.

Von einer Aufforderung zur AuRerung zu dem Ergebnis der Orientierungsprifung, das den Ministerien am 24. Okto-
ber 2001 mitgeteilt wurde, hat der Rechnungshof abgesehen.
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Tz. 9 Planung und Abrechnung von StrafRenbaumafRnahmen

21
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Die Aufteilung der Kosten von Bauma3nahmen flir mehrere Baulasttrager erfolgte nicht immer
sachger echt.

Bel der Planung einer neuen Landesstrafle war die Kostenbeteiligung der Stadt Koblenz um
nahezu 3 Mio. € zu gering bemessen.

Bei der Planung von Bauwerken kdnnen Mittel eingespart werden.

Bruckenbauwerke waren durch Verkleidungen mit Sandstein und Pflasterungen von Béschun-
gen zu aufwendig gestaltet.

Allgemeines

Die Strallen- und Verkehrsverwaltung war zustandig fur die Planung und die Durchfiihrung von Stral3enbaumal3-
nahmen sowie die Unterhaltung der Autobahnen, Bundes-, Landes- und Kreisstral3en™. Die jeweiligen Baulasttréger,
d.h. der Bund, das Land und die Landkreise, sind mit den anteiligen Kosten zu belasten. Baukosten fur Kreuzungen
von Straf3en verschiedener Baulasttréger sind aufzuteilen.

Der Rechnungshof hat beim Landesamt fir Straf3en- und Verkehrswesen Koblenz, beim Stral3en- und Verkehrsamt
Worms und beim StralRenprojektamt Trier stichprobenweise Planungen und Ausgaben fir StraRenbaumal3nahmen

gepriift.

In die Priifung einbezogen wurde auch der Neubau der B 271 von Bad Dirkheim nach Neustadt an der Weinstral3e, da
sich das Land an den Kosten mit einem Festbetrag von rd. 18,3 Mio. € beteiligt hat=.

Wesentliches Ergebnisder Prifung
Kostenzuordnung

Im Rahmen des Neubaus der Landesstraf3e 52 (sog. "Nordtangente Koblenz-Metternich") von der B 258 am Bundes-
wehrzentralkrankenhaus bis zur B 9 am Bubenheimer Kreisel™ sollen an der Anschlussstelle "Messe" die stadtische
Kreisstral3e 12 und das geplante Dienstleistungszentrum "Gewerbe- und Technologiezentrum Bubenheim/B 9" ange-
schlossen werden. An den Kosten fur diese Anschlussstelle von rd. 9 Mio. € sollte die Stadt Koblenz mit 162.080 €
beteiligt werden. Dieser Anteil war zu niedrig bemessen.

Nach den rechtlichen Vorgaben fir die Kostenteilung bei Straf&enkreuzungenEI betragt der stadtische Anteil rd.
3 Mio. €.

Das Landesamt fur Straf3en- und Verkehrswesen hat die Kostenteilung berichtigt. Dadurch wird der Landeshaushalt
um rd. 2,85 Mio. € entlastet.

Im Zusammenhang mit dem Neubau der B 271 wurde am Ortsrand von Deidesheim - auch auf Betreiben der Stadt -
ein Mitfahrerparkplatz angelegt. Er wird werktags kaum genutzt. Infolge des knappen Parkraums der Stadt dient er an
Wochenenden und insbesondere bei grof3eren stadti schen Veranstaltungen als Parkplatz fir Besucher der Stadt.

Das Stral3en- und Verkehrsamt Worms hat eine vom Rechnungshof aufgrund des erheblichen kommunalen Interesses
an der Anlage geforderte hélftige Beteiligung der Stadt an den Herstellungskosten von 90.000 € abgelehnt, weil kein
Konflikt zwischen den unterschiedlichen Nutzungsarten zu erwarten sei.

b Einzelplan 08 Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau, Kapitel 08 06 Stral3en- und Verkehrsverwaltung,

Kapitel 08 07 StralRenunterhaltung und Kapitel 08 08 Straf3enbau.

Mitfinanzierungsabkommen vom 17./18. April 1991 und Anderung vom 16. Juni 1992, Mitfinanzierung insgesamt: 450 Mio. DM
(405 Mio. DM fir Bau und Grunderwerb, 45 Mio. DM fur Planungskosten), Einzelplan 08 Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr,
Landwirtschaft und Weinbau, Kapitel 08 08 Stral3enbau, Titel 711 05 Mitfinanzierung von Bundesfernstralien.

Die L 52neu ist im Haushaltsplan 2000/2001 im Bauprogramm zu Kapitel 08 08 Stralenbau, Titel 711 02 Um- und Ausbau der
Landesstrafien mit Gesamtkosten von 40 Mio. DM enthalten.

§ 12 Bundesfernstral3engesetz (FStrG) in der Fassung vom 19. April 1994 (BGBI. | S. 854), zuletzt gedndert durch Gesetz vom
19. Juni 1997 (BGBI. | S. 1452) bzw. § 18 Landesstra3engesetz (LStrG) in der Fassung vom 1. August 1977 (GVBI. S. 273), zuletzt
geéndert durch Gesetz vom 30. November 2000 (GVBI. S. 504), BS91-1; Richtlinien iber die Rechtsverhaltnisse an Kreuzungen
und Einmiindungen von Bundesfernstra3en und anderen offentlichen Strafllen (StralRen-Kreuzungs-Richtlinien) vom 1. Septem-
ber 1975 (VKBI. S. 576).
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Der Rechnungshof hélt eine Beteiligung der Stadt fur geboten, weil der Parkplatz nahezu ausschliefdlich stadtischen
Interessen dient.

Beim Bau der Bundesautobahn A 60 zwischen Bitburg und Wittlich wurden Kosten von 8.244 € fur eine trassen-
begleitende waldbauliche Planung vom Land Ubernommen, obwohl diese Kosten dem Bund anzulasten waren. Das
Stral3enprojektamt hat die Ausgabenzuordnung berichtigt.

Das Land trug die Kosten in Hohe von 2.963 € der Einstufung der Moselbriicke Piesport (L 50) in die militérische
Lastenklasse. Diese Kosten hat die Wehrbereichsverwaltung zu Ubernehmen. Ein Ausgleich ist zwischenzeitlich
erfolgt.

Beim Bau der B 271 wurden fir den ersten Abschnitt einer Kreisstral3e, der bisher ausschliefdlich as Zufahrt zu einer
Bauschuttaufbereitungsanlage des Landkreises Bad Durkheim dient, Leistungen erbracht, die vom Kreis zu tragen
sind. Die Ermittlung des Kostenanteils des Landkreises war fehlerhaft. Das Stral3en- und Verkehrsamt hat zwischen-
zeitlich 7.438 € zusatzlich angefordert.

Planungskosten

Die Hohe der Planungskosten richtet sich nach den Baukosten. In den ersten Planungsphasen dienen die geschétzten
Kosten als Malistab. Bel der Planung fiir Bauwerke im Zuge des Baus der B 271 lagen die geschétzten Kosten vielfach
hoher als die tatséchlichen Baukosten. Dadurch ergaben sich hothere Ingenieurhonorare. In vielen Félen sind die
Ursachen nicht mehr nachvollziehbar.

Das Straf3en- und Verkehrsamt Worms hat erklart, es werde in Zukunft realistischere Kostenschétzungen anstreben
und die Ermittlung dieser Kosten besser dokumentieren.

Infolge der durch den Bau der B 271 bedingten Anderungen im Stral3ennetz wurde eine Landesstral3e entbehrlich. Das
Straf3en- und Verkehrsamt erkannte dies zu spét. Es waren bereits 109.000 € fir die Planung einer Stral3enunter-
fuhrung, die als Unterfihrung fir einen Radweg umgeplant werden musste, aufgewendet worden.

Kosten fur Gestaltung von Bauwerken

Uberfiihrungsbauwerke tiber die neue B 271 wurden nicht kostenbewusst gestaltet. Vermeidbare Ausgaben entstanden
durch aufwendige Verkleidungen mit Sandstein und Pflasterungen von Bdschungen sowie nicht notwendige Nischen:

e

Bdschungspflaster
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Eine Verkleidung mit Sandstein ist nicht in jedem Fall erforderlich. Auf funktionell nicht notwendige und erhdhten
Unterhaltungsaufwand verursachende Nischen an mehreren Briicken und die Pflasterung von Bdschungen hétte ver-
zichtet werden kénnen.

Das Stral3en- und Verkehrsamt Worms hat erklért, die architektonische und baukinstlerische Gestaltung der ca
30 Briicken sei im Hinblick auf die Einbindung der B 271 in die von Weinbau, Landwirtschaft und Tourismus beson-
ders gepragte Region, trotz der hierdurch verursachten Mehrkosten, von allen Beteiligten gewlinscht worden.

Dem ist entgegenzuhalten, dass hinsichtlich der Gestaltung von Bauwerken ein strengerer Mal3stab unter Beachtung
des Mal3nahmekatal ogs "Einsparpotentiale Strallenbau” des Landesamts fur Stral3en- und Verkehrswesen anzulegen
ist.

Netzkonzept

Beim Bau der Bundesautobahn A 60 hétte sich ein Liickenschluss zwischen der Anschlussstelle Prim und der K 119
im Bereich von Schlossheck angeboten. Vom Bau der etwa 100 m langen Strecke wurde mit Riicksicht auf die sich
daraus ergebenden Belastungen fiir ein benachbartes Wochenendhausgebiet abgesehen. Stattdessen wurden rd. 1 km
Kreisstraiie und eine Uberfiihrung tiber die Autobahn ohne direkte Anbindung an die Anschlussstelle Priim gebauit.

Die Mehrkosten hierfiir sowie die daraus entstandenen Folgekosten waren vermeidbar. Zudem fehlt eine direkte An-
bindung des Raums Pronsfeld an die A 60.

Das Landesamt fur Stral?en- und Verkehrswesen hat mitgeteilt, es werde ein schllissiges Netzkonzept unter Vermei-
dung von Belastungen fir die Bewohner des Wochenendhausgebiets entwickelt.

Folgerungen
Der Rechnungshof hat gefordert,
a) fehlerhafte Zuordnungen von Kosten auf die Baulasttréger zu berichtigen,

b) einen wirtschaftlichen Einsatz der Mittel bei Planungen und bei der Gestaltung von Bauwerken sicherzustellen.

Die Stellungnahmen der Straf3en- und Verkehrsverwaltung sind unter Nr. 2 dargestellt.
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Tz. 10 Kostenteilung von StrafRenkreuzungsmal3nahmen

2.2

Beim Bau von zwei Straf3enkreuzungen bei Mayen und Herschbach wurde der Landeshaushalt
mit Baukosten von 1,3 Mio. € belastet, die vom Bund zu tragen war en.

Allgemeines

Beim Bau einer neuen Kreuzung zwischen Stral3en versdﬂ'edener Baulasttrager sind die dabei entstehenden Kosten
zwischen den beteiligten StralRenbaul asttrégern aufzuteilen ™.

Der Rechnungshof hat beim StraRen- und Verkehrsamt Koblenz die Abrechnung verschiedener Stral3enkreuzungs-
mal3nahmen gepriift.

Wesentliches Ergebnisder Prifung

Beim Bau der Umgehung Mayen im Zuge der Bundesstrale 258 wurde die vorhandene Landesstral3e 82 gekreuzt. Die
Kreuzung wurde hohenfrel hergestellt. Da beim Umbau der L 82 die Planungen fir den Neubau der B 258 bereits
bekannt waren, wurden die Kosten zwischen dem Bund und dem Land nach den Fahrbahnbreiten der an der Kreyzung
beteiligten Stral3enaste aufgeteilt, wie wenn es sich um den gleichzeitigen Bau zweier Stral3en gehandelt hétte™. Der
Kostenanteil des Landes betrug 1.233.000 €.

Die Kostenteilung entsprach nicht den Stral3en-Kreuzungs-Richtlinien. Infolge des Baus der Umgehung Mayen ent-
stand eine neue Kreuzung, deren Kosten der Bund als Veranlasser in voller Hohe zu tragen hatte™. Dies war auch im
Planfeststel lungsbeschluss fur den Bau der B 258 so vorgesehen.

Das StralRen- und Verkehrsamt Koblenz hat die vom Bund zu tragenden Kosten von 1.233.000 € zwischenzeitlich
diesem angelastet. Der Landeshaushalt wurde entsprechend entlastet.

Im Zuge des Neubaus der Bundesstral3e 413, Umgehung Herschbach, wurde auch die Kreisstral3e 4 verlegt. Die Kreis-
stral3e wurde nicht mehr direkt an die Bundesstral3e, sondern hohengleich an die ebenfalls verlegte Landesstral3e 305
angeschl ossen.

Die Kosten fir die erstmals hergestellte Kreuzung zwischen der Kreis- und der Landesstral3e sind nach den Strafen-
Kreuzungs-Richtlinien zwischen den beiden beteiligten StralRenbaulasttragern aufzuteilen. Dabei umfasst die zu tei-
lende Kostenmasse die Aufwendungen fir alle Mal3nahmen, die sich aus der Zusammenfiihrung der Straf3en ergeben.

In die Kostenteilung wurde auch ein Teilstlick der freien Strecke der Kreisstral3e einbezogen, die der Bund as
Veranlasser der Verlegung der Kreisstrale tragen musste. Der Landeshaushalt wurde dadurch mit zusétzlichen Kosten
von 94.000 € belastet.

Das Stral3en- und Verkehrsamt Koblenz hat die Kostenteilung berichtigt und den Landeshaushalt um den fehlerhaft
zugeordneten Kostenanteil von 94.000 € entlastet.

Folgerungen
Der Rechnungshof hat gefordert, die fehlerhaften Kostenteilungen zu berichtigen.

Das Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau wurde Uber die wesentlichen Priifungsfest-
stellungen unterrichtet.

Die Stellungnahme des Stral3en- und Verkehrsamts Koblenz ist unter Nr. 2 dargestellt.

b § 12 Bundesfernstral3engesetz (FStrG) in der Fassung vom 19. April 1994 (BGBI. | S.854), zuletzt gedndert durch Gesetz vom

19. Juni 1997 (BGBI. I. S. 1452) bzw. § 18 Landesstral3engesetz (LStrG) in der Fassung vom 1. August 1977 (GVBI. S. 273), zuletzt
geéndert durch Gesetz vom 30. November 2000 (GVBI. S. 504), BS91-1; Richtlinien iber die Rechtsverhaltnisse an Kreuzungen
und Einmiindungen von Bundesfernstra3en und anderen &ffentlichen Strafllen (StralRen-Kreuzungs-Richtlinien) vom 1. Septem-
ber 1975 (VKBI. S. 576).

§12 Abs. 2 FStrG.

§12 Abs. 1 FSirG.
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Forderung kommunaler Verkehrsanlagen

Die Stadte Ludwigshafen am Rhein und Speyer sowie die Gemeinde Leubsdorf bezogen in die
Forderungsabrechnungen kommunaler Verkehrsanlagen nicht zuwendungsfahige Kosten ein.
Es handelte sich u.a. um zu hohe Baukosten und Grunderwer bskosten sowie um Kosten nicht
forderfahiger Anlagen. Weiter wurden Anliegerbeitr &ge, die als vorrangige Finanzierungsmittel
zu ber ticksichtigen sind, nicht oder nicht vollstandig geltend gemacht.

Forder mittel von insgesamt 650.000 € wurden zu viel in Anspruch genommen.

Allgemeines

Fur den Neu-, Um- und Ausbau von kommunalen Verkehrsanlagen gewahrt das Land Zuweisungen H. Die zweckent-
sprechende und ordnungsgemale Verwendéng der Fordermittel ist den StraRen- und Verkehrsdmtern von den
Empféngern der Zuweisungen nachzuweisen®=.

Der Rechnungshof hat bel den Stral3en- und Verkehrsamtern Speyer und Koblenz die Abrechnung von Zuwendungen
an die Stadte Ludwigshafen am Rhein und Speyer sowie die Gemeinde Leubsdorf (Landkreis Neuwied) geprift.

Wesentliches Ergebnisder Prifung
Ermittlung der forderfahigen Kosten

Beim Ausbau einer Kreisstral3e in Ludwigshafen rechnete das Bauunternehmen eine gréf3ere Menge Auffillmaterial
ab, als nachgewiesen wurde. Die Kosten hierflir waren mit 13.000 € angesetzt.

Das Stralien- und Verkehrsamt hat die Forderungsabrechnung berichtigt.

Die Stadte Ludwigshafen und Speyer machten in drei Schlussverwendungsnachweisen einen Teil der Kosten fur die
im Zusammenhang mit dem Stral3enbau erneuerten Anlagen der Stralenbeleuchtung geltend. Es handelte sich um
insgesamt 17.000 €.

Erneuerungsmal3nahmen sind nicht férderungsfahig. Die fur die Neuanlagen aufgewendeten Kosten miissen deshalb
bei der Férderung unberticksichtigt bleiben.

Das Stral?en- und Verkehrsamt hat die Forderungsabrechnungen gekdirzt.

Die Stadt Ludwigshafen verlegte infolge des Ausbaus einer Kreisstral?e eine Beregnungsleitung. Die hierfir unter Ver-
wendung neuer Rohre angefallenen Kosten bezog sie in die Forderung ein.

Der héhere Wert der neuen Leitung hétte berticksichtigt werden miissen.

Das Straf3en- und Verkehrsamt nahm als Ausgleich fur die Wertverbesserung einen Kostenanteil von 18.000 € aus der
Forderung heraus.

Die Stadt Ludwigshafen bezog in einen Schlussverwendungsnachweis Kosten von 58.000 € ein, die von Dritten als
Kostenbeitrag erstattet wurden. Die Stadt Speyer forderte bei einer Maf3nahme die von Dritten zugesagten Kosten-
beteiligungen von 14.000 € nicht an und machte stattdessen diesen Betrag in der Forderungsabrechnung geltend.

Die Schlussverwendungsnachweise wurden berichtigt.

Die Stadt Speyer machte Kosten von 25.000 € fir die Herstellung von bitumindsen Deckschichten auf Fahrbahnen
geltend, die nicht zu dem geférderten Bauvorhaben gehdrten. In eine andere Férderungsabrechnung bezog die Stadt
bestimmungswidrig Kosten von 17.000 € fir den gleichzeitigen, jedoch nicht férderfahigen, Ausbau einer Stichstral3e
ein.

b Einzelplan 08 Ministerium fiir Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau, Kapitel 08 11 Forderung des OPNV sowie von

Verkehrswegen und Verkehrsanlagen, Titel 883 03 Zuweisungen an kommunale Baulasttrdger zum Bau und Ausbau von Verkehrs-
wegen und Verkehrseinrichtungen (Haushaltspléne 1994 bis 1999); veranschlagt sind Zuweisungen aus Finanzhilfen des Bundes
nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) in der Fassung vom 28. Januar 1988 (BGBI. | S. 100), zuletzt geéndert
durch Gesetz vom 9. September 1998 (BGBI. | S. 2858) und Mittel des Landes nach dem Landesfinanzausgleichsgesetz (LFAG) vom
30. November 1999 (GVBI. S. 415, BS 6022-1).

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums fir Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau tiber die Férderung des kommunalen
StralRenbaus (VV-GVFG/FAG-Stb) vom 14. Oktober 1997 (MinBI. S. 478).
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Die Gemeinde Leubsdorf bezog in eine Fordermal3nahme auch die Kosten von 77.000 € fur den Bau eines Stral3en-
stiicks ein, das nicht Gegenstand der Bewilligung war. Weiter machte sie Kanalbaukosten von 56.000 € geltend, die
einem Baugebiet und nicht der geforderten Straf3enbaumal3nahme zuzuordnen waren.

Die Stral3en- und Verkehrsdmter haben die Forderungsabrechnungen entsprechend gekdirzt.

Die Gemeinde Leubsdorf machte wegen der Verzogerung einer Stral3enbaumal3nahme Mehrkosten von 39.000 € fiir
den Grunderwerb geltend. Es wurde nicht beriicksichtigt, dass die Verzogerung allein von der Gemeinde zu vertreten
war.

Das Stralien- und Verkehrsamt hat die Fordersumme entsprechend gekurzt.

Anlieger beitrage

Kosten, die von einem anderen as dem Tréger des Vorhabens tibernommen werden missen, sind nicht zuwendungs-
fahig. Hierzu gehoren auch die von den Eigentiimern der anliegenden Grundstiicke zu tragenden Erschlief3ungs- und
Ausbaubeitrage.

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass Gemeinden die eigenen Einnahmemaoglichkeiten nicht ausschopfen, indem sie
auf Beitrége der Anlieger, zu deren Erhebung sie verpflichtet sind, ganz oder teilweise verzichten und stattdessen
hohere Zuwei sungen in Anspruch nehmen.

Da ein Verzicht auf Ausbaubeitrége nicht zu einer Besserstellung gegentiber Kommunen fuhren darf, die ihre Ein-
nahmemaoglichkeiten ausschopfen, miissen die zuwendungsféhigen Kosten entsprechend gekiirzt werden.

Die Stadt Ludwigshafen legte beim Ausbau von Gehwegen an zwei Kreisstral3en und beim Bau eines Radwegs nur
einen Teil der beitragsfahigen Kosten auf die Anlieger um.

Das Stral3en- und Verkehrsamt hat die beiden Férderungsabrechnungen um insgesamt 90.000 € gekiirzt.

Beim Neubau der Teilstrecke eines Férdervorhabens hat die Stadt Speyer den Eigentiimer eines erschlossenen Grund-

sticks nicht zu Erschlief3ungsbeitrégen herangezogen. Auflerdem wurden die fir einen weiteren Abschnitt der Mal3-
nahme erhobenen Ausbaubeitrége nicht von den zuwendungsfahigen Kosten abgesetzt.

Das Stral3en- und Verkehrsamt hat inzwischen die Forderungsabrechnungen um 158.000 € gekdirzt.

Fur den Ausbau einer Stral3e erhob die Stadt Speyer Ausbaubeitrége, die um 15.000 € zu niedrig waren.

Das Stral3en- und Verkehrsamt hat die Férderungsabrechnung berichtigt.

Beim Ausbau der Hauptstral3e in Leubsdorf wurden erstmals Gehwege angelegt. Die Gemeinde erhob keine Anlieger-
beitrége fr die Gehwege und den Fahrbahnausbau.

Das Stral3en- und Verkehrsamt hat 59.000 € al's Anliegerbeitrage in der Férderungsabrechnung abgesetzt.

Die Ortskernentlastungsstral3e Leubsdorf hat auch Erschlieungsfunktion. Dennoch erhob die Gemeinde keine Er-
schlief3ungsbeitrage.

Das Stral3en- und Verkehrsamt hat die forderfahigen Kosten um 43.000 € reduziert.

Grunderwerb

Beim Grunderwerb sind nur die Gestehungskosten, soweit sie entschadigungsrechtlich vertretbar sind, zuwendungs-
fahig. Kosten fur den Erwerb von Grundstiicken und Grundstiicksteilen, die nicht unmittelbar oder nicht dauernd fir
das Vorhaben bendtigt werden, sind nicht zuwendungsfahig.

Die Stadt Ludwigshafen machte bei einem Fordervorhaben fur die as Verkehrsflachen ausgewiesenen Teilgrund-
stiicke 14.000 € mehr geltend, als hierfir aufgewendet wurden. Auferdem bezog sie Kosten von 8.000 € fur die
Stral3enschlussvermessung in die Forderungsabrechnung ein, obwohl keine Vermessungsarbeiten durchgefihrt
wurden.

Das Stral3en- und Verkehrsamt hat den Schlussverwendungsnachweis berichtigt.

Fur Grundstiicke, die nicht fur den geforderten Stral3enausbau notwendig waren, machte die Stadt Speyer in einem
Schlussverwendungsnachweis bestimmungswidrig 73.000 € geltend.

Die Forderung wurde inzwischen entsprechend gekiirzt.
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In der Abrechnung der Kosten fir eine Ortskernentlastungsstral3e wurde ein zu hoher Kaufpreis fir den Erwerb eines
Anwesens in Leubsdorf geltend gemacht.

Das Strallen- und Verkehrsamt hat die férderfahigen Kosten um 59.000 € auf den gutachterlich festgestellten Wert
reduziert.

Gesamter gebnis

Von den Kommunen wurden nicht zuwendungsféhige Ausgaben von insgesamt 850.000 € geltend gemacht. Bel
Fordersétzen von 65 % bis 85 % wurden Fbrdermitt% von 650.000 € zu viel in Anspruch genommen, die von den
Stral3en- und Verkehrsémtern zurlickgefordert wurden ™.

Folgerungen

Der Rechnungshof hat gefordert,

a) die Forderungsabrechnungen zu berichtigen und Uberzahlungen auszugleichen,

b) keine Kosten in die Forderung einzubeziehen, die durch Anliegerbeitrége gedeckt werden kénnen,

¢) beim Grunderwerb den gutachterlich festgestellten Wert anzusetzen und nur die Gestehungskosten der bendtigten
Flachen zu fordern.

Das Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau wurde tber die Prufungsfeststellungen unter-
richtet.

Die Stellungnahmen der Stral3en- und Verkehrséamter sind unter Nr. 2 dargestellt.

9 Die Gemeinde Leubsdorf hat Widerspruch gegen die Neufestsetzung der forderfahigen Kosten und die Ruckforderung der tber-

zahlten Betrage eingelegt, Uber den noch nicht entschieden ist.
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Tz 12 Gebaudereinigung bei Strallenbaudienststellen
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Die Kosten der Gebauder einigung konnen bei der Stral3en- und Verkehrsverwaltung verringert
werden. Allein bei vier gepruften Amtern ist eine Kostenminderung um 127.000 € jahrlich
erzielbar, dasist ein Drittel der bisherigen Kosten.

Vergleichsberechnungen Uber die Kosten der Gebaudereinigung durch eigene Krafte oder
durch Unternehmen fehlten haufig oder waren vielfach fehler haft.

Der Anteill der Gebaudereinigung durch eigene Krafte, die in den gepriften Fallen hohere
Kosten als die Reinigung durch Unternehmen verursachte, war sehr hoch.

Bei der Vergabe von Reinigungseistungen an Unternehmen wurden die Vorteile des Wett-
bewer bs nicht ausreichend genutzt.

Allgemeines

Bei den StralRen- und Verkehrsamtern Cochem, Gerolstein, Kaiserslautern und Worms wurden im Jahr 2000 die
Kosten der Reinigung von 34 Verwaltungsgebauden™ gepriift. Die Ergebnisse sind al's représentativ anzusehen und
sollten deshalb bei verwaltungsinternen Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen berticksichtigt werden.

Aus den Prifungsfeststellungen kénnen sich Folgerungen fir weitere acht nachgeordnete DienststellenE mit
dazugehorigen 14 Autobahnmeistereien, 32 StralRenmeistereien und mehreren Baublros an zahlreichen Standorten in
Rheinland-Pfalz ergeben.

Die Stral3en- und Verkehrsverwaltung will entsprechende Folgerungen ziehen.

Wesentliches Ergebnisder Prifung
Grundlagen fur die Kostener mittlung

Im Jahr 1976 hat das Ministerium der Finanzen den Behtrden des Landes Richtlinienﬂ an die Hand gegeben, mit
deren Hilfe Vergleichsberechnungen zur Ermittlung der wirtschaftlichsten Art der Reinigung von Gebauden, Gebaude-
teilen und R&umen durchzufiihren sind.

Fur jedes Reinigungsobjekt sind die Kosten der Reinigung sowohl durch eigenes Personal (Eigenreinigung) as auch
durch private Unternehmen (Fremdreinigung) zu ermitteln und gegentiberzustellen.

Bei der Wirtschaftlichkeitsberechnung werden die Besonderheiten der Nutzung und der Grad der Verschmutzung der
Objekte, beispielsweise der Baustellenbiiros oder Duschréaume des Stral3enunterhaltungsdienstes, beriicksichtigt.

Von der ermittelten wirtschaftlicheren Art der Reinigung darf nur in Ausnahmeffé\llenEi abgewichen werden.

Dem Abschluss von Vertragen fiir die Vergabe von Reinigungsarbeiten an private Unternehmen muss eine offentliche
Ausschreibung (& 55 LHO) vorausgehen.

Vergleichsber echnungen durch die Dienststellen

Das Strafen- und Verkehrsamt Cochem hatte fir keines der sieben in die Priifung einbezogenen Objekte - Dienst-
gebéude des Amts in Cochem und sechs Verwaltungsgebdude bei Stral3enmeistereien - Vergleichsberechnungen
erstellt. Die Reinigung erfolgte ausschliefdlich durch verwaltungseigenes Personal.

Im Zusténdigkeitsbereich des Stral3en- und Verkehrsamts Gerolstein lagen fiir das Projektbiiro Wittlich und das Ver-
waltungsgebaude einer Strallenmeisterei keine Verglei chsberechnungen vor. Fiir die Arbeiten waren eigene Kréfte ein-
gesetzt.

Berechnungen zur Ermittlung des Aufwands fir die Gebaude in Gerolstein und von sieben Stral3enmeistereien waren
zwar durchgefihrt, entsprachen aber nicht den Richtlinien.

2 Einzelplan 08 Ministerium fur Wirtschaft, VVerkehr, Landwirtschaft und Weinbau, Kapitel 08 06 Stralen- und Verkehrsverwaltung,

Titel 517 01 Bewirtschaftung der Grundstiicke, Gebaude und Raume.
Autobahnamt, Stral3en- und Verkehrsémter und Stral3enprojektamter.

Richtlinien fir die Reinigung von &ffentlichen Gebauden im Bereich der Landesverwaltung, Rdschr. vom 15. Dezember 1976
(MinBI. Sp. 1449), die das Ministerium fur Wirtschaft und Verkehr mit erlduterndem Rundschreiben vom 8. November 1988 fir den
Bereich der damaligen StralRenverwaltung zur Beachtung bekanntgegeben hat.

Z.B. bei besonderem Sicherheitsbediirfnis oder zur vollen Auslastung von anderweitig eingesetztem Personal.
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Die Auftrage an Reinigungsunternehmen wurden fir das Amtsgebéude Gerolstein nach einer beschrankten Aus-
schreibung vergeben, fir sieben Stralenmeistereigebdude waren lediglich Preisanfragen erfolgt. Einige Vertrége be-
standen seit dem Jahr 1982.

Beim Stral3en- und Verkehrsamt Kaiserslautern waren nur fir drei Gebaude V ergleichsberechnungen erstellt; fiir die
Ubrigen sechs Objekte fehlten die Berechnungen.

Mit der Reinigung eines Dienstgebaudes in Kaiserslautern und einer Stral3enmeisterei wurden Unternehmen nach einer
Preisanfrage beauftragt. Die Birordaume des Zweckverbands Schienenpersonennahverkehr im Bahnhof Kaiserslautern
reinigte eine Firma, die im gesamten Bahnhof im Einsatz war.

Die Ubrigen sechs Objekte im Geschéftsbereich des Stralen- und Verkehrsamts Kaiserslautern wurden durch eigenes
Personal gereinigt.

Das Stral3en- und Verkehrsamt Worms hatte V ergleichsberechnungen fur zwel Amtsgebaude in Worms und das Ver-
waltungsgebaude einer Straldenmeisterei vorgenommen. Fir die Ubrigen finf Gebaude waren keine Kostenvergleiche
durchgefihrt.

Vier Gebaude wurden von Unternehmen gereinigt. Die Auftrage wurden nach Preisanfragen vergeben. Fur die Fenster-
reinigung in einem Gebaude und die Bodenreinigung in einem anderen lagen keine schriftlichen Vertrége vor. Bei vier
Objekten erfolgte die Reinigung durch eigene Kréfte.

Die von den Amtern erstellten Vergleichsberechnungen waren haufig fehlerhaft. Sie konnten deshalb nur einge-
schrankt a's Entscheidungshilfe dienen.

Offentliche Ausschreibungen fanden in der Regel nicht stait, so dass die Preise nicht dem Wettbewerb unterstellt
waren.

Ergebnisder im Rahmen der Priifung erstellten Vergleichsberechnungen

Bei den vier gepriiften Amtern sind nach den im Rahmen der Priifung durch den Rechnungshof erstellten Ver-
gleichsberechnungen Kostenminderungen von insgesamt 127.000 € jé‘\hrli@ erreichbar. Dabei wurde unter Zugrunde-
legung von angemessenen Richtwerten, von einem Zwei-Tage-Rhythmus™ fir die Reinigung der R&ume in den Ver-
waltungsgebauden, einer Verringerung der Reinigungshaufigkeit in Besprechungs- und Archivraumen und einer jéhr-
lich zweimaligen Fensterreinigung ausgegangen.

Bei den Amtern Cochem und Kaiserslautern, die ausschlieRlich oder iiberwiegend durch eigene Kréfte reinigen, be-
stehen bei Kosten von 78.000 € und 98.000 € Einsparmdglichkeiten von jeweils 41.000 € jahrlich.

Das Amt Worms kann bei Kosten von 115.000 € Einsparungen von 29.000 € jéhrlich erzielen.

Beim Amt Gerolstein, das mit etwa zwei Dritteln den héchsten Anteil der Fremdreinigung aufweist, konnen die Kos-
ten von 84.000 € um 16.000 € jahrlich gemindert werden.

Die Dienststellen haben mitgeteilt, dass die Gebaudereinigung entsprechend den Vorschldgen des Rechnungshofs
wirtschaftlicher gestaltet werden soll.

Folgerungen
Der Rechnungshof hat gefordert,
a) die Gebaudereinigung bei den gepriiften Amtern wirtschaftlicher zu gestalten,

b) bei den Gbrigen Dienststellen der Strafl3en- und Verkehrsverwaltung V erglei chsberechnungen durchzufiihren und
sich fur die jeweils wirtschaftlichste Art der Reinigung zu entscheiden,

c) bei der Vergabe von Reinigungsarbeiten die Vorteile des Wettbewerbs zu nutzen.

Das Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau sowie das Landesamt fur Strafen- und Ver-
kehrswesen wurden (iber die Prifungsfeststellungen unterrichtet. Die AuRerungen der gepriiften StralRen- und Ver-
kehrsdmter sind unter den Nummern 1 und 2 dargestellt.

5 Ausgenommen Sanitérbereiche mit taglicher Reinigung.
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Tz. 13 Forderung des dffentlichen Schienenverkehrs

In den Nachweisen Uber die Verwendung von Fordermitteln wurden nicht forderfahige
I nvestitionsausgaben geltend gemacht. Es wurden auch hdhere Ausgaben abgerechnet, als fir
die Beschaffung von Schienenfahrzeugen geleistet worden waren. Fordermittel in H6he von
2,88 Mio. € waren zur iickzufordern.

Bei einer Zuwendung des Bundes von 19,8 Mio. € zugunsten des Landes fiur die Beschaffung
von acht Schienenfahrzeugen unterblieb die Anrechnung auf Zahlungen der Schienenper sonen-
nahverkehr-Zweckverbande fir Schienenverkehrdeistungen der Deutschen Bahn AG. Die
M dglichkeit, den finanziellen Spielraum des Landes fir die Férderung des Schienenper sonen-
nahverkehrsum biszu 19,8 Mio. € zu erweitern, wur de dadur ch nicht genutzt.

In den Fordervertragen waren keine Regelungen fir eigenstandige Prtfungsrechte der Bewilli-
gungsbehdr de vor gesehen. Teilweise fehlten auch Regelungen Gber den Nachweisder ordnungs-
gemalen Verwendung der Forder mittel.

Allgemeines

Zur Sicherung und Stérkung des &ffentlichen Personennahverkehrs einschliefdlich des Schienenpersonennahverkehrs
gewahrt das Land Zuwendungen fir eine attraktive éffentliche Verkehrsbedienung durch den Einsatz moderner Nah-
verkehrsfahrzeuge™. Die Zuwendungen werden vom Ministerium fur Wi rtschafé Verkehr, Landwirtschaft und Wein-
bau bewilligt=. Sie werden tiberwiegend aus Finanzhilfen des Bundes finanziert ™.

Der Rechnungshof hat die Bewilligung von Zuwendungen an die Deutsche Bundesbahn (nunmehr Deutsche Bahn AG)
fur die Beschaffung von Schienenfahrzeugen und Fahrkartenverkaufsautomaten in den Jahren 1991 bis 1998 geprdift.
In diesem Zeitraum wurden Zuwendungen von insgesamt 107,7 Mio. € bewilligt. Hiervon entfallen 106 Mio. € auf die
Forderung der Beschaffung von Schienenfahrzeugen.

Die Zweckverbande "Schienenpersonennahverkehr Rheinland-Pfalz Nord" mit Sitz in Koblenz und "Schienenper-
sonennahverkehr Rheinland-Pfalz Sid* mit Sitz in Kaiserslautern erhalten zur Durchfiihrung ihrer Aufgaben aus den
vom Bund dem Land ab 1996 nach § 8 Abs. 1 Regionalisierungsgesetz bereitgestellten Mitteln Zuwendungen, die zur
Finanzierung der Verkehrsleistungen im Schienenpersonennahverkehr des Landes zu verwenden sind. Nach einer Ab-
sprache zwischen der Verkehrsministerkonferenz und dem Vorstand der Deutschen Bahn AG kdénnen Zuwendungen
der Lander fur Investitionsmal3nahmen der Bahn nach ndherer Vereinbarung im Einzelfall auf die Zuwendungen zur
Finanzierung der Verkehrsleistungen im Schienenpersonennahverkehr angerechnet werden.

Wesentliches Ergebnisder Prifung
Form und Inhalt der Bewilligungen

Alle Zuwendungen an die Deutsche Bundesbahn und die Deutsche Bahn AG wurden aufgrund von Vertragen be-
willigt. In keinem Vertrag hatte sich das Ministerium ein eigenstdndiges Prifungsrecht bei der Zuwendungs-
empfangerin ausbedungen. In finf Fallen hatte es auch nicht den Nachweis der ordnungsgemaf3en Verwendung der
Zuwendungen geregelt, obwohl §44 Abs. 1 LHO die Bewilligungsbehdrde verpflichtet, ein Prifungsrecht fir sich
oder einen Beauftragten festzulegen und zu bestimmen, wie die zweckentsprechende Verwendung der Zuwendungen
nachzuweisen ist. Bei zwei Vertrégen, in denen Regelungen lber einen Verwendungsnachweis getroffen waren, hatte
das Ministerium nicht darauf gedrungen, den Verwendungsnachweis zu fuhren.

2 Einzelplan 08 Ministerium fir Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau, Kapitel 08 11 Férderung des OPNV sowie von

Verkehrswegen und Verkehrsanlagen, Titel 891 01 Zuwendungen fir Investitionen des 6ffentlichen Schienenverkehrs.

Nr. 10.4 Verwaltungsvorschrift des Ministeriums fir Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau Uber die Forderung des
offentlichen Personennahverkehrs (OPNV) enschlieflich des Schienenpersonennahverkehrs (SPNV) vom 14. Oktober 1997 (MinBl.
S. 480).

Veranschlagt sind Zuwendungen aus
Finanzhilfen des Bundes nach dem Regionalisierungsgesetz vom 27. Dezember 1993 (BGBI. | S. 2378, 2395) und dem
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz in der Fassung vom 28. Januar 1988 (BGBI. | S. 100), zuletzt gedndert durch Gesetz
vom 9. September 1998 (BGBI. | S. 2858),
sonstigen Mitteln des Landes auf der Grundlage des Landesfinanzausglei chsgesetzes vom 30. November 1999 (GVBI. S. 415,
BS 6022-1).
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Des Weiteren waren die "Allgemeinen Nebenbestimmungen fur Zuwendungen zur Projektforderung* b entgegen der
Verwaltungsvorschrift zu § 44 LHO nicht zum Gegenstand der Bewilligungsvertrage gemacht worden.

Das Ministerium hat wahrend der Priifung die nachtrégliche Vorlage von Verwendungsnachweisen erwirkt, soweit
dies der Zuwendungsempfangerin noch moglich war. Es hat auch zugesagt, die Zuwendungsvorschriften kiinftig zu
beachten.

Einzelfeststellungen

In funf Féllen wurden in den Iﬁchweisen Uber die Verwendung von Zuwendungen fur die Beschaffung von zu-
sammen 20 Schienenfahrzeugen™ Ausgaben aufgefuhrt, die nicht férderféhig waren. Im Einzelnen handelte es sich
dabei um

- Ausgaben fir Bauartdnderungen, die vom Fahrzeughersteller bereits abschlieflend in seiner Gesamtrechnung
berticksichtigt worden waren,

- Ausgaben fur jeweils zwel Sicherheitseinrichtungen ("Indusi-Rechner") pro Schienenfahrzeug, obwohl tatséch-
lich nur jeweils ein Rechner pro Schienenfahrzeug eingebaut und in der Gesamtrechnung berticksichtigt worden
war,

- Kostenpauschalen fur angebliche Eigenleistungen (Einbau verschiedener Teile in die Schienenfahrzeuge), die
nicht erbracht wurden, weil die Einbauten bereits vom Fahrzeughersteller vorgenommen worden waren.

Zuwendungen von insgesamt 2,2 Mio. € waren zuriickzufordern.

Das Ministerium hat zugesagt, die zu viel gezahlten Zuwendungen, soweit diese nicht bereits bei den Zahlungen der
Schienenpersonennahverkehr-Zweckverbande fir die Verkehrsleistungen der Deutschen Bahn AG angerechnet wur-
den, mit kiinftigen Zuwendungen an die Deutsche Bahn AG zu verrechnen und die Zinsen fr die unberechtigten Leis-
tungen geltend zu machen.

In zwei Fallen wurden fir 19 Doppelstockwagen und zwei Dieseltriebwagen ausgehend von geschétzten Anschaf-
fungskosteEi von 26,4 Mio. € auf Anforderung der Deutschen Bahn AG Zuwendungen von insgesamt 15,27 Mio. €
ausgezahlt ™. Dabei wurde nicht auf der vertraglich vereinbarten Vorlage der Rechnungen bestanden. Die nachtréglich
erstellten Verwendungsnachweise zeigen, dass die Anschaffungskosten um insgesamt 1,07 Mio. € %edriger gewesen
waren. 0,68 Mio. € (0,52 Mio. € bei den Doppelstockwagen, 0,16 Mio. € bei den Dieseltriebwagen)™ waren demnach
unberechtigt geleistet worden.

Das Ministerium hat dazu mitgeteilt, dass die unberechtigten Zuwendungsbetrage zurlickgefordert oder mit kuinftigen
Zuwendungen an die Deutsche Bahn AG verrechnet werden, soweit sie nicht schon auf die Zahlungen der Schienen-
personennahverkehr-Zweckverbande fur Schienenpersonennahverkehrsleistungen der Deutschen Bahn AG angerech-
net worden seien. Im Ubrigen hétten sich die zwei Dieseltriebwagen als nicht praxistauglich erwiesen und seien auf
Verlangen des Landes von der Deutschen Bahn AG zurtickgenommen worden. Die darauf entfallende Zuwendung von
1,6 Mio. € werde in voller Hohe und nicht nur hinsichtlich des unberechtigt geleisteten Teilbetrags von 0,16 Mio. €
zuriickgefordert oder mit Zahlungen der Zweckverbénde verrechnet.

In zwei Félen hat die Deutsche Bahn AG bewilligte Zuwendungen von anndhernd 3 Mio. € zu frih abgerufen. Sie
wurden nicht - wie in den Zuwendungsbestimmungen vorgesehen - flr Zahlungen benétigt, die innerhalb von zwel
Monaten nach Auszahlung der Zuwendungen im Rahmen des Zuwendungszwecks zu leisten waren. Die Zahlungen er-
folgten zum Teil erst 29 Monate spéter.

Das Ministerium will die Zinsen fir die vorzeitig abgerufenen Zuwendungen festsetzen und bei der Deutschen Bahn AG
geltend machen.

4
5)
6)

VV Teil I/Anlage 3 zu § 44 LHO.
Baureihe VT 628/V'S 928.

Geschétzte Anschaffungskosten fur 19 Doppelstockwagen: 24,8 Mio. €,
hierauf als Zuwendung bewilligt: 13,63 Mio. € (55 %),

geschétzte Anschaffungskosten fiir zwei Dieseltriebwagen: 1,64 Mio. €,
hierauf als Zuwendung bewilligt: 1,64 Mio. € (100 %).
Kostenminderung bei den Doppelstockwagen: 0,91 Mio. €,

hiervon 55 % = 0,52 Mio. €,

Kostenminderung bei den Diesdltriebwagen: 0,16 Mio. €,

hiervon 100 % = 0,16 Mio. €.

7
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Im Jahr 1990 vereinbarten Land und Bund im Zusammenhang mit der Neubaustrecke K6ln - Rhein/Main, dass der
Bund die Elektrifizierung der unteren Lahntalstrecke finanzieren solle. Gleichzeitig bestand zwischen dem Land und
der Deutschen Bahn AG Einvernehmen dartiber, ab 1996 auf dieser Strecke Fahrzeuge mit Neigetechnik einzusetzen.

Die Deutsche Bahn AG sah sich auferstande, die dazu erforderlichen acht Fahrzeuge zu finanzieren. Der fur Wirt-
schaft und Verkehr zustéandige Minister des Landes schlug dem Bundesminister fiir Verkehr deshalb vor, auf die Elek-
trifizierungsmal3nahme zu verzichten, wenn der Bund stattdessen anstelle des Landes u.a. die Kosten fiir die Beschaf-
fung von acht Neigetechnik-Fahrzeugen bezuschusse. Der Bundesminister fur Verkehr stimmte diesem Vorschlag zu.
Das Eisenbahn-Bundesamt bewilligte der Deutschen Bahn AG fir die Beschaffung von acht Neigetechnik-Fahrzeugen
eine Zuwendung bis zu einem Héchstbetrag von 19,8 Mio. €.

Das Bundesministerium fir Verkehr hatte in diesem Zusammenhang den Vorstand der Deutschen Bahn AG aus-
dricklich darauf hingewiesen, dass die Zuwendung des Bundes fur die acht Schienenfahrzeuge bei den Zahlungen der
Zweckverbande fur die Erbringung von Schienenpersonennahverkehrsleistungen durch die Deutsche Bahn AG mit
einzubeziehen sei, well die Zige im Schienenpersonennahverkehr eingesetzt wirden. Ungeachtet dessen teilte die
Deutsche Bahn AG mit Schreiben vom 18. September 1996 dem Ministerium des Landes dazu mit, dass eine Anrech-
nung der Bundeszuwendung nicht in Betracht kommen konne. Es kdnnten lediglich die durch die neuen Schienenfahr-
zeuge erreichten "Produktivitétsvorteile® an das Land weitergegeben werden.

In einer Protokollnotiz zur Vereinbarung tber die Beschaffung und den Einsatz der acht Neigetechnik-Fahrzeuge vom
19. September 1996 stellten das Land und die Deutsche Bahn AG fest, dass Uber die Anrechnung des Bundes-
zuschusses fir die acht Fahrzeuge keine Einigkeit bestehe. Nach der Vereinbarung hat die Deutsche Bahn AG dafir
Sorge zu tragen, dass eine Regelung zur Kostentragung getroffen wird.

Sowohl in dem Verkehrsvertrag vom 6. Juni 1997 zwischen dem Land, den Schienenpersonennahverkehr-Zweck-
verbanden und der Deutschen Bahn AG (iber die Bestellung von Schienenpersonennahverkehrsleistungen a's auch in
den nachfolgenden Verkehrsvertrégen ist nach den Feststellungen des Rechnungshof's die vorgesehene Regelung (An-
rechnung der Bundeszuwendung auf die Zahlungen der Schienenpersonennahverkehr-Zweckverbande) nicht getroffen
worden.

Das Ministerium hat mitgeteilt, dass es die Deutsche Bahn AG aufgefordert habe, den notwendigen Nachweis Gber
eine bereits erfolgte Anrechnung der Bundeszuwendung auf die Zahlungen der Schienenpersonennahverkehr-Zweck-
verbande vorzulegen. Die Deutsche Bahn AG habe dies zugesagt.

Folgerungen
Der Rechnungshof hat gefordert,

a) die Fordervorschriften Uber die Einrdumung eines eigenstéandigen Prifungsrechts der Bewilligungsbehorde und
den Nachweis der zweckentsprechenden Verwendung der Zuwendungen kiinftig zu beachten,

b) die unberechtigt in Anspruch genommenen Zuwendungen zuriickzufordern oder mit kiinftigen Zuwendungen zu
verrechnen,

¢) Zinsanspriiche wegen vorzeitig oder unberechtigt in Anspruch genommener Zuwendungen geltend zu machen,

d) die Anrechnung der Zuwendung des Bundes auf die Zahlungen der Schienenpersonennahverkehr-Zweckverbande
an die Deutsche Bahn AG nachzuweisen oder gegebenenfalls eine Regelung Uber die Anrechnung zu treffen.

Die Stellungnahme des Ministeriums fur Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau ist unter Nr. 2 dargestelt.
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Tz. 14 Finanzhilfen fir KonversionsmafRnahmen

Beihilfen aus Forder programmen der Europdischen Gemeinschaft wurden bestimmungswidrig
verwendet.

Bei der Wahl der Form der Férderung, ob Darlehen oder nicht riickzahlbarer Zuschuss, wurde
die wirtschaftliche Entwicklung der Unternehmen nicht hinreichend ber ticksichtigt.

Erbbauzinsen und Erschlieffungskostenanteile Dritter wurden bei der Forderung von Erschlie-
Bungsmal3nahmen nicht ausgewogen ber ticksichtigt.

Die Entwicklung eines Haushaltsbewirtschaftungssystems fir eine projektbezogene Erfassung
der Ausgaben ist noch nicht abgeschlossen.

Zinsanspr iiche wegen nicht fristger echter Verwendung von Forder mitteln wurden nicht geltend
gemacht.

Allgemeines

Das Land férdert nach Mal3gabe des Landesliberbriickungsprogramms "Konversion" organisatorische Mal3nahmen zur
Vorbereitung und Umsetzung von Konversionsprojekten, die zivile Anschlussnutzung bisher militarisch genutzter
Liegenschaften, den Ausbau der wirtschaftsnahen Infrastruktur sowie die Neuerrichtung und Erweiterung von
Betrieben der gewerblichen Wirtschaft.

Die Européische Gemeinschaft hat sich im Rahmen der Gemeinschaftsinitiativen PERIFRA 19928 und KONVER 18
an der Finanzierung verschiedener Konversionsmal3nahmen im Land mit bis zu 50 % beteiligt.

Wichtigstes Ziel der Forderung ist es, den vielfaltigen negativen Folgen von Truppenreduzierungen und Standort-
schlief3ungen entgegenzuwirken und neue Dauerarbeitsplétze zu schaffen.

Die Auszahlung der Zuwendungen und die Prifung der Verwendungsnachweise ist fur Teilbereiche ab 1994 der
Investitions- und Strukturbank tbertragen.

Der Rechnungshof hat die Bewilligung von ZuwendungenEl durch das Ministerium fir Wirtschaft, Verkehr, Land-
wirtschaft und Weinbau fur ausgewahlte Konversionsmal3nahmen, die Verwendung der Mittel und die Abwicklung
der Gemeinschaftsinitiativen gepruft.

Wesentliches Ergebnisder Prifung
Gemeinschaftsinitiative PERIFRA 1992

Der Zuwendungsempfanger gab im Verwendungsnachweis fir das Konversionsprojekt "Militérstandort
Fohren/Hetzerath" an, dass Ausgaben von 5,4 Mio. € im Rahmen der "Durchfiihrungsfrist™" geleistet worden seien.
Entgegen der Bestdtigung war von den geltend gemachten Ausgaben ein Teilbetrag von 164.000 € lediglich einem
Verwahrgeldkonto zugefiihrt worden. Erst nach Ablauf der Frist wurde dieser Betrag an die Auftragnehmer geleistet.
AuRerdem waren in dem Verwendungsnachweis nicht forderfahige Sachausgaben von 34.000 € aufgefihrt. Bei einem
Fordersatz von 27,45 % wurden EG-Beihilfen von 54.000 € bestimmungswidrig in Anspruch genommen.

Aufgrund der Prufungsfeststellungen hat das Ministerium die Forderung aus Mitteln der Européischen Gemeinschaft
nachtréglich gekirzt und die Mittel zuriickgefihrt.

2 EU-Gemeinschaftsinitiative PERIFRA 1992 fur vom Truppenabbau betroffene Gebiete, Kommissionsentscheidung Nr. SG (92)

D/11023 vom 7. August 1992.

EU-Gemeinschaftsinitiative KONVER | fir vom Truppenabbau betroffene Gebiete, Kommissionsentscheidung Nr. K (93) 3964/6
vom 22. Dezember 1993.

Einzelplan 08 Ministerium flur Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau, Kapitel 08 75 Landeskonversionsprogramm,
Titel 685 31 Zuwendungen zur Forderung organisatorischer Malnahmen, Titel 883 03 Zuwendungen fir vom Truppenabbau be-
troffene Gebiete aus EU-Sonderprogrammen und Titel 892 02 Zuschilsse zur Umwandlung militérischer Liegenschaften.

Nach den Bedingungen der Gemeinschaftsinitiative PERIFRA 1992 durften die bis zum 31. Dezember 1996 geleisteten Ausgaben
bertlicksichtigt werden.
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Gemeinschaftsinitiative KONVER |

In das Konversionsprojekt "Militérflugplatz Zweibriicken" flossen aus der Gemeinschaftsinitiative KONVER | Bei-
hilfen von 1,4 Mio. €. Nach den fur die Bewilligung von Mitteln aus der Gemeinschaftsinitiative geltenden Bedingun-
gen durfte der Flugplatz Zweibriicken nicht fir Linien- und Charterflugverkehr genutzt werden. Dies wurde nicht
beachtet.

Das Ministerium hat mitgeteilt, dass die Européische Kommission aufgrund des Ergebnisses nachtréglicher Ver-
handlungen keine fir das Land nachteiligen Schritte unternehmen werde.

Finanzierung einer Machbarkeitsstudie

Die Kosten der Erstellung einer Machbarkeitsstudie zur Griindung eines "Venture-Capital-Fonds' fir den Raum
Birkenfeld in Hohe von 128.000 € wurden vom Land anteilig mit Zuwendungen von 90.000 € gefordert. Dabel war
die Griindung des Fonds V oraussetzung fur eine vollstandige Auszahlung der Fordermittel. Obwohl es nicht zur Griin-
dung kam, erhielt der Auftraggeber die Zuwendung in voller Hohe. Weil die Vorau&eetzunge%fl')r die vollstandige
Auszahlung der Férdermittel nicht erfiillt waren, durften nur Zuwendungsmittel von rd. 63.000 €% geleistet werden.

Das Ministerium hat erklart, es habe den urspriinglich festgelegten regionalen Rahmen - Birkenfeld und Umgebung -
fUr die Machbarkeitsstudie auf das Gebiet des Landes ausgedehnt. Der Vertrag Uber die Erstellung der Studie und der
Bewilligungsbescheid seien den verénderten Rahmenbedingungen nicht angepasst worden. Mit Rucksicht auf den
groRReren Umfang der Studie seien aber die Fordermittel vollsténdig ausgezahlt worden. Kinftig werde es die erforder-
lichen Anpassungen zeitnah vornehmen.

Finanzierungsanteil des Landesfir Erschlielungsmafinahmen auf dem Flughafen Hahn

Die Tragerholding war zunéchst Eigentimerin aller Grundstiicke des Flugplatzgelandes, die nach dem Vermarktungs-
konzept nicht verduRert werden sollten. Stattdessen war die Einrdumung langfristiger Nutzungsrechte vorgesehen.
Nachdem %er Rechnungshof angeregt hatte, zur besseren Vermarktung der Liegenschaft auch den Grunderwerb
zuzulassen™, anderte die Holding ihre Geschéaftspolitik und veraufZerte auBerhalb des fliegerischen Bereichs gelegene
Grundstiicke. Innerhalb dieses Bereichs sollten aus Sicherheitsgriinden nur Erbbaurechte bestellt werden. Im Jahr 1999
haben das Land und die Tragerholding im Zusammenhang mit der Entwicklung des Konversionsprojekts Flughafen
Hahn vereinbart, dass die aus dem Verkauf von Grundstiicken der Trégerholding resultierenden Erldse zunachst auf
die Infrastrukturinvestitionen angerechnet werden sollen und zu den verbleibenden Kosten Zuwendungen bis zu 50 %
gewahrt werden. In der Folge wurden fiir verschiedene im fliegerischen Bereich gelegene Grundstiicke Erbbaurechte
auf 60 Jahre bestellt. Die Tragerholding erzielte dadurch Ertrage von mindestens 720.000 € jahrlich, die bei der Forde-
rung unberiicksichtigt blieben.

Der Rechnungshof sieht keinen Grund fir eine unterschiedliche Behandlung von Ertrégen aus dem Verkauf von
Grundstiicken und aus der langfristigen Einrdumung dinglicher Nutzungsrechte bei der Forderung.

Das Ministerium beruft sich auf den Wortlaut der Grundlagenvereinbarung, nach dem nur Erl6se aus dem Verkauf von
Grundstticken anzurechnen seien.

Der Rechnungshof hélt dem entgegen, dass die aus sicherheitstechnischen Erwagungen getroffene Entscheidung keine
differenzierte Ertragsbewertung rechtfertigt. Deshalb ist auf eine einheitliche Berlicksichtigung der Ertrége aus Grund-
stiicksgeschiften bei der Forderung - falls notwendig durch eine Anderung der vertraglichen Grundiagen - hinzu-
wirken.

Zur Gesamtfinanzierung fur die Erschlieffung von zwel Frachthallen ist zu bemerken, dass die Tragerholding nach den
Bewilligungsbedingungen einen Eigenfinanzierungsanteil von mindestens 10 % aufzubringen hat. lhre, den geférder-
ten Projekten zuzurechnenden, Einnahmen setzen sich zusammen aus den Erbbauzinsen, den Entgelten fur die Er-
schlief3ung der Erbbaugrundstiicke und den Zuwendungen des Landes. In der vom Land festgelegten zehnjahrigen
Zweckbindungsfrist werden diese Einnahmen 9,5 Mio. €< betragen. Dem stehen Ausgaben der Tragerholding von
6,5 Mio. € fur Investitionen gegeniiber, insbesondere fiir die Erschlief3ung der Erbbaugrundstiicke. Danach Ubersteigen

5)
6)

127.800 € (Gesamthonorar) abziiglich 38.300 € (vereinbarte Erfolgskomponente) = 89.500 € x 70 % = 62.650 €.

Jahresbericht 1998, Tz. 7 (Drucksache 13/3970), Stellungnahme der Landesregierung hierzu (Drucksache 13/4253 S. 8) und Be-
schlussempfehlung und Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses (Drucksache 13/4424 S. 6).
7

Erbbauzinsen 4,8 Mio. €
Entgelte fr die Erschlief3ung 2,8 Mio. €
Zuwendungen des Landes 1,9 Mio. €

Zusammen 9,5Mio. €.
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die zur Verfligung stehenden Einnahmen die Ausgaben um 3 Mio. €. Die Landeszuwendung war demnach nicht erfor-
derlich.

Das Ministerium hat ausgefiihrt, eine Riickfihrung der Landeszuwendung sei nicht beabsichtigt.

Der Rechnungshof weist darauf hin, dass die unterschiedliche Behandlung von Verkauf und Erbpacht zu einer nicht
ausgewogenen Forderung fihrt.

Form der Forderung

Den Mal3nahmetragern wurden regelméai3ig nicht riickzahlbare Landeszuschiisse bewilligt. Das bei der Forderung mit
offentlichen Mitteln zu beachtende Subsidiaritétsprinzip hétte nach den Feststellungen des Rechnungshofs bei der
einzelbetrieblichen Forderung eines Unternehmens auf dem Flugplatz Zweibriicken und bei der Forderung des
"Industrieparks Region Trier" aufgrund der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen zu einer Férderung durch Gewah-
rung von Darlehen fuihren miissen.

Das Ministerium hat erklart, dass kunftig in derartigen Féllen verstérkt die Gewahrung von Darlehen in Erwégung
gezogen werden solle.

Projektbezogene Erfassung der Ausgaben

Zu den Feststellungen des Rechnungshofs bei der Priifung von Konversionsprojekten hat die Landesregierung im
Entlastungsverfahren fur das Haushaltsjahr 1998 in ihrer Stellungnahme vom 26. April 1999 angekiindigt, dass ein
neues Haushaltsbewirtschaftungssystem fiir eine projektbezogene Ausgabenerfassung entwickelt werde®™. Obwohl
verschiedene Konversionsprojekte gemeinsam durch mehrere Ministerien geférdert wurden, war ein projektbezogenes
Steuerungs- und Kontrollsystem noch nicht erkennbar.

Das Ministerium hat erklért, an der projektbezogenen Erfassung der Ausgaben werde noch gearbeitet. Es sei beab-
sichtigt, ein projektbezogenes Steuerungs- und Kontrollsystem entsprechend der Prifungsfeststellung des Rechnungs-
hofs zu gestalten.

Zinsanspr liche, sonstige Feststellungen

Bel mehreren Konversionsmaldnahmen wurden die Fordermittel nicht fristgerecht verwendet. Wegen der vorzeitigen
Inanspruchnahme von Zuwendungen hat das Land einen Zinsanspruch von 25.000 €.

Das Ministerium hat mitgeteilt, dass die Investitions- und Strukturbank die Zinsanspriiche geltend machen werde.

In einem Fall wurde es unterlassen, neben dem Ausgleichsanspruch des Landes wegen der nachtraglichen Verauile-
rung geforderter Immobilien Zinsen von 31.500 € fir die Zeit von der Auszahlung der Fordermittel bis zur Erstattung
des Riickforderungsbetrags geltend zu machen.

Das Ministerium hat mitgeteilt, die Investitions- und Strukturbank habe 1997 Uber die Verzinsung entschieden und
Zinsen von 548 € erhoben. Nachtréglich konnten aus rechtlichen Griinden keine weiteren Zinsen verlangt werden.

Dem Land sind durch die fehlerhafte Zinsberechnung Einnahmen von 31.000 € entgangen.

In zwei Féllen wurde die als Vorsteuer abziehbare, nicht zuwendungsfahige Umsatzsteuer in die Forderungsabrech-
nung einbezogen.

Der Uiberzahlte Betrag von 6.000 € wurde zurtickgefordert.

Zins- und Personalkostenzuschiisse von 1,3 Mio. € fur eine Konversﬁnsma[&nahme wurden entgegen den haushalts-
maliigen Vorgaben as investive Ausgaben im Haushalt nachgewiesen™.

Das Ministerium will kiinftig auf eine zutreffende Zuordnung achten.

8 Einzelplan 08 Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau, Kapitel 08 75 Landeskonversionsprogramm,

Titel 892 02 Zuschusse zur Umwandlung militarischer Liegenschaften.
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Folgerungen
Der Rechnungshof hat gefordert,
a) die Ruckfuhrung von bestimmungswidrig in Anspruch genommenen EG-Beihilfen zu veranlassen,

b) sicherzustellen, dass bei der Forderung von Konversionsprojekten eigene Finanzierungsmittel des Mal3nahme-
trégers ausgewogen in die Bemessung der Zuwendungen einbezogen werden,

c¢) die Entscheidung Uber die Form der Férderung von der erwarteten wirtschaftlichen Entwicklung des geforderten
Unternehmens abhéngig zu machen,

d) eine projektbezogene, ressortiibergreifende Erfassung der Ausgaben fir die einzelnen Konversionsmal3nahmen
- wie angekiindigt - sicherzustellen,

€) bestimmungswidrig in Anspruch genommene Fordermittel einschliefdlich Zinsen zurtickzuverlangen und bei nicht
fristgerechter Verwendung der Zuwendungen Zinsen geltend zu machen.

Die Stellungnahme des Ministeriums fur Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau ist unter Nr. 2 dargestellt.
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Tz. 15 Messeforderung

Die regelmallig im Land veranstaltete Handwer ksmesse kann angesichts der wirtschaftlichen
Verhdltnisse des Zuwendungsempféngers ohne eine Zuwendung des Landes durchgefiihrt
werden.

Landesmittel von zuletzt 0,26 Mio. € jahrlich kénnen eingespart werden.

1 Allgemeines
Das Land fordert durch Zuwendungen u.a.

- die Erschlieflupg ausléndischer Mérkte fur die rheinland-pfalzische Wirtschaft durch Beteiligung an Messen und
Ausstellungen™ und

- die Durchfiihrung verschiedener Memenlz.

Der Rechnungshof hat beim Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau die Bewilligung von
Zuwendungen fur diese Zwecke gepriift. Die Prifung erstreckte sich stichprobenweise auf die Bewilligung von
Zuwendungen in den Jahren 1995 bis 2000.

2. Wesentliches Ergebnisder Prifung

Zur Mitfinanzierung der Vorbereitung und Durchfihrung der seit dem Jahr 1987 regelmafRig stattfindenden
Handwerksmesse erhielt die Handwerkskammer Koblenz jeweils eine Zuwendung von 0,26 Mio. € jahrlich. In den
Jahren 1987 und 1991 betrug die Forderung davon abweichend 0,51 Mio. € und 0,33 Mio. €. Die Zuwendungen von
insgesamt 2,4 Mio. € wurden jeweils als Festbetrag bewilligt und waren vorrangig fur Sonderveranstaltungen wahrend
der Messe sowie flr Werbung einzusetzen.

In den Bewilligungsbescheiden war der Handwerkskammer zur Auflage gemacht worden, zum Nachweis der zweck-
entsprechenden Verwendung der Landesmittel die Gesamtkosten der Veranstaltung, die Einnahmen aus der Veranstal-
tung und die Hohe der aufgewendeten Eigenmittel darzustellen.

Die von der Handwerkskammer erstellten Verwendungsnachweise enthielten lediglich die Ausgaben, die ihr zur Vor-
bereitung und Durchfiihrung der jeweiligen Messe entstanden waren, und a's Einnahmen die jeweilige Landeszuwen-
dung.

Die Verwendungsnachweise entsprachen damit nicht den mit der Bewilligung der Zuwendungen verbundenen
Auflagen. Sie enthielten weder die Gesamtkosten noch die Gesamteinnahmen der Veranstaltung. Aus den Nachweisen
ging auch nicht hervor, dass

- Veanstalter der jeweiligen Messe eine Messegesellschaft (GmbH) war, die im Jahr 1991 von der Handwerks-
kammer as alleiniger Gesellschafter eigens zu diesem Zweck gegriindet worden war,

- die Messegesdllschaft sich zur Besorgung ihrer Geschéfte des Personals und der Sachmittel der Handwerks-
kammer bediente und dieser dafur auf der Grundlage eines Geschéftsbesorgungsvertrags Entgelte zahlte,

- die Einnahmen aus der Messe (insbesondere Eintrittsgelder und Standmieten) der M essegesel I schaft zufl ossen.

Den Verwendungsnachweisen war schliefdlich nicht zu entnehmen, ob Uberhaupt und ggf. in welchem Umfang die
Handwerkskammer fir die Vorbereitung und Durchfilhrung der Messe Eigenmittel einsetzte. Im Ubrigen enthielten
die Verwendungsnachweise auch Ausgaben, deren Forderfahigkeit in Zweifel zu ziehen war.

Das Ministerium wére hiernach gehalten gewesen, der Handwerkskammer die Erganzung und Vervollstandigung ihres
jeweiligen Verwendungsnachweises aufzugeben, um die zweckentsprechende Verwendung der Landeszuwendung
sachgerecht prifen zu kénnen.

Nach den jeweiligen Bewilligungsbescheiden hat das Land ein erhebliches Interesse an der Durchfiihrung der Messe,
weil sie als Mittel der Strukturpolitik fir die weitere Entwicklung in der Region von besonderer Bedeutung ist. Auch

2 Einzelplan 08 Ministerium flr Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau, Kapitel 08 02 Allgemeine Bewilligungen im

Bereich Wirtschaft und Verkehr, Titel 546 51 Beteiligung an Messen und Ausstellungen sowie Forderung internationaler Wirt-
schaftskontakte.

Einzelplan 08 Ministerium fir Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau, Kapitel 08 02 Allgemeine Bewilligungen im
Bereich Wirtschaft und Verkehr, Titel 685 61 Férderung von Messen und Ausstellungen.
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die Handwerkskammer hat gegeniiber dem Ministerium in den vergangenen Jahren stets vorgetragen, dass "ohne die
Zuwendungen des Landes die Messen nicht durchfthrbar wéren”.

Die Auffassung der Handwerkskammer, sie kénne die Messe nicht ohne eine Mitfinanzierung durch das Land durch-
fuhren, wird durch die Ergebnisse der dem Ministerium vorliegenden Jahresabschliisse und Vermégensnachwei se fiir
die Haushaltsjahre 1997, 1998 und 1999 nicht gestiitzt.

Die Handwerkskammer ist unter Berticksichtigung der der Messegesellschaft zufliefienden Einnahmen aus der Messe-
veranstaltung und ihrer guten Finanzlage durchaus in der Lage, die Kosten der Messe vollstandig aus eigenen Mitteln
Zu bestreiten. Da die Messeveranstaltung auch ohne die Zuwendung des Landes durchgefuhrt werden kann, liegen die
Voraussetzungen nach § 23 LHO fir die Veranschlagung einer Landeszuwendung nicht mehr vor. Nach dieser
Bestimmung dirfen Zuwendungen zur Erfullung bestimmter Zwecke nur veranschlagt werden, wenn das Land an der
Erflllung ein erhebliches Interesse hat, das ohne die Zuwendung nicht oder nicht im notwendigen Umfang befriedigt
werden kann.

Das Ministerium hat erklart, dass die Handwerkskammer aufgefordert sei, eine detaillierte Darstellung der Auf-
wendungen und Einnahmen der Handwerksmessen 1997, 1999 und 2001 (einschliefflich der Messe GmbH) vor-
zulegen. Bel der Entscheidung Uber kiinftige Forderantrége werde insbesondere die Priifung und Bewertung der Hohe
der ungedeckten Aufwendungen, der tatsachlich bei der Kammer entstehenden Mehraufwendungen fir die Hand-
werksmesse sowie die Frage der Finanzierung aus eigenen Mitteln Voraussetzung fir eine etwaige weitere Beteiligung
des Landes sein.

Folgerungen

Der Rechnungshof hat gefordert, die kiinftige Forderung der Handwerksmesse durch das Land zu tberprifen.

Die Stellungnahme des Ministeriums fur Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau ist unter Nr. 2 dargestellt.
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Tz. 16 Abgabe nach dem Absatzférder ungsgesetz Wein
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Die Abgabe wurde von den Gemeinden, die mit der Erhebung beauftragt sind, mit erheblicher
zeitlicher Verzdger ung an die Landwirtschaftskammer abgefiihrt.

Das Zinsaufkommen aus der Anlage nicht verbrauchter Mittel wurde nicht vollstandig dem Ab-
gabeaufkommen zugefiihrt.

Fordermittel von 0,9 Mio. € jahrlich wurden ohne Ermachtigung an Bereichsweinwer bungen
weiter geleitet.

Aufwendungen fir Wein- und Tourismuswer bung wurden nicht abgegrenzt.

Die Absatzfordereinrichtung Rheinhessenwein e.V. ist an mehreren Gesellschaften beteiligt, die
auch mit der Erfallung von Aufgaben der Fordereinrichtung beauftragt waren. Ein erhohter
Aufwand war die Folge.

Weiter bildungsmalinahmen wurden aus Abgabemitteln mitfinanziert, obwohl diese Aufgaben
von den Staatlichen Lehr- und Versuchsanstalten wahrzunehmen sind.

Einrichtungen der Absatzférderung gewahrten ihren Mitarbeitern Gber- und aufRertarifliche
Leistungen. Allein bei der Absatzfordereinrichtung Rheinhessenwein e.V. betrugen die zusitz-
lichen Aufwendungen mehr als 23.000 € jahrlich.

Der Erfolg der vielfaltigen Werbemal3nahmen wurde, insbesondere hinsichtlich ihrer Auswir-
kungen auf den Weinabsatz, nicht kontrolliert.

Allgemeines

Wegen der schwierigen Marktbedingungen fiir die weinerzeugenden und weinverarbeitenden Betriebe wird der Absatz
von Welin, in Ergénzung zu den Aktivitéten der einzelnen Unﬁrnehmen, durch Erschliefiung und Pflege des Marktes
im Rahmen der Erméchtigung nach dem Weingesetz gefordert™.

Mit Ubergebietlichen Werbemalinahmen ist der Deutsche Weinfonds, eine Anstalt des 6ffentlichen Rechts, beauftragt.
Die erforderlichen Mittel werden durch eine Pflichtabgabe von Unternehmen der Weinwirtschaft aufgebracht.

Daneben sind die Lander erméchtigt, eine weitere Abgabe zur besonderen Forderung des in ihrem Gebiet erzeugten
Weines zu erheben. Die Eigentimer oder Nutzungsberechtigten von wei nbaﬂich genutzten Flachen in Rheinland-
Pfalz mussen zur gebietlichen Absatzforderung eine zusétzliche Abgabe leisten®™.

Aus dem E]Aufkommen werden von den Verbanden des Weinbaues getragene Einrichtungen der Gebietsweinwerbung
gefordert ™. Als institutionelle Forderung werden 90 % des Aufkommens zur Verfiigung gestellt. Die restlichen 10 %
sind einzelnen Mal3nahmen der Gemeinschaftswerbungen fir mehrere Anbaugebi ete vorbehalten.

Der Rechnungshof hat die Mittelbewirtschaftung des Aufkommens aus der Abgabe zur besonderen Forderung des in
Rheinland-Pfalz erzeugten Weines geprft.

Wesentliches Ergebnisder Prifung
Festsetzung, Erhebung und Verwaltung der Abgabe

Die Abgabedvi rd von den fur die weinbauliche Grundstlickslage zustdndigen Gemeinden festgesetzt, erhoben und
beigetrieben™, die sie an die mit der Verwaltung der Einnahmen beauftragte Landwirtschaftskammer abfihren. Das
Aufkommen belduft sich insgesamt auf mehr as 5 Mio. € jahrlich.

Die Gemeinden fihrten die erhobenen Abgaben zum Teil mit erheblicher zeitlicher Verzégerung an die Landwirt-
schaftskammer ab. Die schleppende Zahlungsweise zeigte sich insbesondere am Jahresende. In der Regel waren dann
Abgaben von insgesamt mehr as 0,8 Mio. €, das war annghernd ein Sechstel des Gesamtaufkommens, noch nicht
abgefihrt.

&Y
2)

Gesetz vom 8. Juli 1994 (BGBI. | S. 1467), zuletzt geéndert durch Gesetz vom 17. Mai 2000 (BGBI. | S. 710).

Absatzforderungsgesetz Wein  vom 28. Juni 1976 (GVBI. S. 187), zuletzt geéndert durch Gesetz vom 12. Oktober 1995
(GVBI. S. 418), BS 7821-9.

In jedem der sechs Weinanbaugebiete des Landes besteht eine Absatzfordereinrichtung.
Grundlage fur die Bemessung sind von der Landwirtschaftkammer gelieferte Flachendaten.

3
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Das Ministerium fir Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau will darauf hinwirken, dass die Gemeinden die
erhobenen Abgaben unverziglich an die Landwirtschaftskammer weiterleiten.

Die Landwirtschaftskammer erhalt als Vergitung fir den durch die Verwaltung der Abgabe entstehenden Aufwand
eine Pauschale von 0,4 % des Aufkommens. Weitere Vergiitungen sind nicht vorgesehen. Trotzdem ist in dem von der
Kammer aufgestellten Wirtschaftsplan ein ergénzender Ansatz mit der Zweckbestimmung "Erstattung von Verwal-
tungsausgaben EDV" ausgewiesen. Zahlungen wurden bislang nicht geleistet.

Sowohl die Landwirtschaftskammer als auch das Ministerium halten die Leistung von Ausgaben zu Lasten dieser
Zweckbestimmung fir gerechtfertigt, wenn Zahlungen an Dritte im Zusammenhang mit der Erfassung der abgabe-
pflichtigen Rebflachen erforderlich sind.

Neben der pauschalen Vergitung besteht nach Auffassung des Rechnungshofs kein Raum fir Sonderzahlungen.
Durch zusétzliche Zahlungen wiirde der durch die Verordnung festgel egte Erstattungsrahmen tberschritten.

Nicht verbrauchte Mittel aus der Abgabe sind in das néchste Haushaltsjahr zu Ubertragen und moglichst zinsglinstig
anzulegen. Die Zinsen sind dem Aufkommen zuzufihren. Das gilt auch fur Mittel des laufenden Jahres, die nicht
alsbald verwendet werden konnen.

Die Zinsen wurden regelmaidig ermittelt und dem Aufkommen zugerechnet; dabel wurde allerdings der fir anbau-
gebietsiibergreifende Werbemal3nahmen bestimmte Anteil von 10 % des Aufkommens nicht in die Berechnung
einbezogen. Aufgrund dieser Verfahrensweise wurden, nach tberschlégiger Ermittlung durch den Rechnungshof, im
Jahr 1999 Zinsen von mehr als 8.000 € nicht berticksichtigt.

Das Ministerium will darauf hinwirken, dass das Zinsaufkommen aus der Anlage nicht verbrauchter Mittel fur Mal3-
nahmen der Gemeinschaftswerbung ebenfalls dem Abgabenaufkommen zugefihrt wird.

Weiter gabe von Forder mitteln

Der Haushaltsplan der Absatzfordereinrichtung Gebietsweinwerbung Pfalzwein eV. umfasste neben den eigenen
Einnahmen und Ausgaben auch die Etatansétze der Bereichsweinwerbungen Siidliche Weinstral3e e.V. und Deutsche
Weinstral3e e.V., Mittelhaardt. Dabel war wegen der Zusammenfassung der Haushaltsansétze nicht erkennbar, welcher
Teil des Gesamtetats auf die einzelnen Vereine entfiel.

Die beiden Vereine der Bereichsweinwerbung bewirtschafteten ihre Mittel - unabhéngig von der Bindelung im Haus-
haltsplan der Pfalzwein eV. - aufgrund eigener Haushaltsplane. Die "Dachorganisation” Pfalzwein e.V. wies deshab
auch den Einrichtungen insgesamt etwa die Hélfte der ihr zu Verfligung stehenden Mittel zu, das waren ca. 0,9 Mio. €
jahrlich, obwohl eine Weitergabe der Fordermittel nicht zugelassen ist. Nachweise Uber den Einsatz dieser Mittel
wurden nicht gefordert.

Unabhangig von dem erhdhten Personal- und Sachaufwand fiir die Vorhaltung von drei Geschéftsstellen entspricht die
Aufteilung der Fordermittel nicht deren Zweckbestimmung, der Férderung von Mal3nahmen der Weinwerbung fir das
gesamte Gebiet Pfalz.

Das Ministerium will die Bewilligungsstelle anweisen, Bewilligungen an die Gebietsweinwerbung Pfalzwein e.V.
unter dem ausdriicklichen Vorbehalt der Nichtweitergabe an Dritte auszusprechen.

Wein- und Tourismuswer bung

Die touristische Attraktivitdt des Landes wird wesentlich durch den Weinbau geprégt. Deshalb ist der Wein
bedeutender Teil der Tourismuswerbung mit der Folge, dass ein beachtlicher Teil der rheinland-pfal zischen Weine von
Touristen konsumiert oder eingekauft wird. Deswegen bestehen enge Verflechtungen zwischen der Wein- und der
Tourismuswerbung. Diese engen Bindungen haben z.B. dazu gefihrt, dass ein Grofteil der Weinwerbeveranstaltungen
in Verbindung mit touristischen Aktivitaten, wie Touristikmessen, Weinfesten und Erlebnistagen, durchgefthrt wird.

Die Verknipfung beider Werbesparten wird dadurch beginstigt, dass die Absatzférdereinrichtungen ausnahmslos
auch Tourismuswerbung betreiben. Das hat vielfach zur Folge, dass Werbemal3nahmen durchgefiihrt werden, bel
denen der Tourismus im Vordergrund steht, obwohl aus der Abgabe der Weinbaubetriebe nur eine Forderung des
Absatzes von in bestimmten Anbaugebieten erzeugten Weinen erfolgen darf.

Das Ministerium weist darauf hin, dass durch die enge Verzahnung von Wein- und Tourismuswerbung erhebliche
Synergieeffekte und fur beide Bereiche erkennbare werbliche Erfolge erzielt werden. Es will aber darauf hinwirken,
dass die Férdermittel zweckentsprechend, d.h. fir Werbemal3nahmen rheinland-pfal zischer Weine, verwendet werden.
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Beteiligungen an Gesellschaften

Die Absatzférdereinrichtung Rheinhessenwein e.V. ist an mehreren Gesellschaften des privaten Rechts beteiligt. Diese
sind as Serviceeinrichtungen fir Weinbaubetriebe konzipiert, die Mitglieder des Vereins sind. Neben der Erfillung
von Aufgaben fir die gebietliche Weinwerbung bieten die Gesellschaften ihre Leistungen tUberwiegend diesem Perso-
nenkreis an. Die Stammeinlagen betragen zwischen 2.400 und 12.500 €.

Geschéftsfuhrer und Bedienstete dieser Gesellschaften sind Angehorige der Absatzfordereinrichtung. Die Gesell-
schaften verfligen Uber keine eigenen Biroréume und Ausstattungsgegenstdnde. Sie nutzen die Einrichtungen des
Vereins.

Die Gesellschaften erhielten Zuschiisse zu ihren Aktivitdten. Damit wurden teilweise die Aufwendungen fir die
Geschéftsfiihrung und Werbemal3nahmen fiir rheinhessische Weine finanziert. Beispielsweise wurde ein Zuschuss von
4.200 € ausschliefdlich dazu verwendet, die Aufwendungen fir die Geschéftsfihrungstétigkeit, die vom Geschéfts-
fuhrer der Absatzfordereinrichtung Rheinhessenwein e.V. in Personalunion erbracht wurde, zu bestreiten.

Abgesehen davon, dass die Weitergabe von Fordermitteln nicht zugelassen war, wurde mit ihrer Weiterleitung an die
Gesellschaften eine Kontrolle Uber die Verwendung beeintréchtigt.

Im Ubrigen wurden, neben Darlehen in Hohe von 58.000 € zur Behebung von zeitweiligen Liquiditétsschwierigkeiten,
einer Gesellschaft im Jahr 1999 wiederholt unverzinsliche Kredite bis zu einer Hohe von 155.000 € gewéhrt. Die
Kredite sind zwischenzeitlich zuriickgezahlt.

Durch diese Verfahrenswei se wurden Uber |éngere Zeitraume Fordermittel nach dem Absatzférderungsgesetz Wein der
bestimmungsgemal3en V erwendung vorenthal ten.

Das Ministerium hat fachliche und steuerliche Griinde fir eine Beteiligung an den Gesellschaften angefihrt. Zudem
dienten die Téatigkeiten dieser Gesellschaften dem gleichen Ziel, dem auch die Absatzf6rdereinrichtungen verpflichtet
seien. Das Verfahren werde aber neu geregelt. Dabei solle auch die Kontrolle der Verwendung der Mittel sichergestellt
werden. Kredite wiirden nicht mehr gewahrt.

Der Rechnungshof sieht weder fachliche noch steuerliche Griinde, die eine Weitergabe von Fordermitteln und eine
Verlagerung von Aufgaben rechtfertigen konnten. Erkennbar ist bislang nur der erhdhte Aufwand fir die Geschéfts-
fuhrung.

Vermeidbare Aufwendungen

Die Absatzfordereinrichtung Rheinhessenwein e.V. bietet Weiterbildungsseminare fir die Betriebsleiter und Mitar-
beiter in Weinbaubetrieben, Straufwirtschaften und in der Gastronomie an. Inhaltlich befassen sich die Seminare mit
Marketing, Controlling und EDV im Weinbaubetrieb, Rhetorik, Essen und Wein. Die Veranstaltungen werden in
Kooperation mit der ortlich zustandigen Staatlichen Lehr- und Versuchsanstalt durchgefihrt, die auch regelmaidig die
Referenten stellt.

Weiter werden Leistungen, die sich thematisch mit dem Weinmarketing befassen, fir einen Beratungsring erbracht
und einzel betriebliche Marketing-Beratung angeboten.

Sowohl im Bereich der Weiterbildung als auch in dem der Beratung kénnen die Leistungen nicht der Werbung zuge-
ordnet werden. Es handelt sich um Aufgaben, die den Staatlichen Lehr- und Versuchsanstalten Ubertragen sind. Fir
eine zusétzliche Betétigung der Absatzf6rdereinrichtungen besteht daher keine Notwendigkeit.

Das Ministerium sieht die Weiterbildung as Teil der Werbung, weil dadurch Représentanten herangebildet werden,
dieihr Wissen wieder in den Dienst der Gebietsweinwerbung stellen.

Der Rechnungshof ist der Auffassung, dass der in Frage kommende Personenkreis auf das Weiterbildungsangebot der
Lehr- und Versuchsanstalten hingewiesen werden sollte.

Der Geschéftsfuihrer der Absatzférdereinrichtung Rheinhessenwein e.V. erhielt eine Pauschalvergiitung. Die Leistun-
gen an die Ubrigen Bediensteten erfolgte in Anlehnung an den BAT. Die Hohe der Vergitungen orientierte sich
alerdings nicht an den jeweiligen Vergitungstarifvertrégen. Es wurden héhere Vergiitungen von insgesamt 10.000 €
jahrlich gezahlt. AuRerdem wurden zusétzliche Fahrtkostenentschadigungen von 13.000 € jahrlich sowie hohere
Reisekostenvergitungen gewahrt. Hierzu war auf die allgemeine Landesregelung hinzuweisen, dass ein Zuwendungs-
empfanger seine Beschaftigten finanziell nicht besser stellen darf a's vergleichbare Landesbedienstete.

Bei den Ubrigen Absatzfdrdereinrichtungen ergaben sich dieselben Feststellungen.
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Das Ministerium will die Gebietsweinwerbungen auffordern, beim Abschluss von Arbeitsvertrégen alle Mitarbeiter
tarifgerecht einzugruppieren und die Reisekosten nach den landesrechtlichen Regelungen abzurechnen.

Erfolgskontrolle

Die Absatzfordereinrichtungen dokumentieren ihre Aktivitdten regelméailig in einem jahrlichen Geschéftsbericht, in
dem die einzelnen Werbemal3nahmen dargestellt werden, z.B. Veranstaltungen und V erkauf sférderungsaktionen.

Eine Bewertung der Effektivitdt der Maf3nahmen, insbesondere ihrer Auswirkungen auf den Weinabsatz, unterblieb
bisher. Lediglich eine Einrichtung der Gebietsweinwerbung hat im Haushaltsplan einen Ansatz fir solche Markt-
forschungsmalinahmen ausgewiesen; Ausgaben wurden jedoch nicht geleistet.

Kritisch zu bewerten waren Pressekonferenzen, z.B. aus Anlass der Présentation einer neuen Marketingstrategie, diein
Spitzenhotels fir einen ausgewahlten Personenkreis durchgefiihrt wurden. Dies betraf auch Mal3nahmen, die nur die
Vermarktung einer Weinsorte zum Ziel hatten und die nur einen kleineren Anbieterkreis umfassten.

Bel einem Werbeetat von mehr as 5 Mio. € ist eine Erfolgskontrolle erforderlich, ggf. unter Beteiligung einer unab-
héngigen Marktforschungseinrichtung.

Das Ministerium hat zugesagt, die Empfehlung des Rechnungshofs dem Werbebeirat zur Beratung vorzulegen.

Folgerungen
Der Rechnungshof hat gefordert,

a) darauf hinzuwirken, dass die erhobenen Abgaben von den Gemeinden unverziiglich weitergeleitet werden,
Sondervergiitungen neben der pauschalierten Verwaltungskostenerstattung unterbleiben und Zinsen zutreffend
ermittelt werden,

b) sicherzustellen, dass die Fordermittel ausschlieffdlich von Absatzfordereinrichtungen verwendet und nicht an
Dritte weitergel eitet werden,

¢) darauf hinzuwirken, dass die Mittel nur fir Zwecke der Weinwerbung eingesetzt werden,

d) sicherzustellen, dass Werbemalihahmen von den Absatzférdereinrichtungen nur in eigener Zusténdigkeit und
nicht durch Beteiligungsgesellschaften durchgefihrt werden,

€) sicherzustellen, dass fur Weiterbildungsveranstaltungen keine Foérdermittel nach dem Absatzfdrderungsgesetz
Wein eingesetzt werden,

f)  darauf hinzuwirken, dass die Bediensteten der Absatzf6rderungseinrichtungen keine htheren Leistungen erhalten
als vergleichbare Bedienstete des Landes,

g) eine Kontrolle des Erfolgs der vielfaltigen Werbemal3nahmen und deren Auswirkungen auf den Absatz der
rheinland-pfal zischen Weine durchzuf Gihren.

Die Stellungnahmen des Ministeriums fur Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau und der Landwirtschafts-
kammer sind unter Nr. 2 dargestellt.
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Tz. 17 Organisation und Aufgabenwahrnehmung der Staatlichen Lehr- und Versuchsanstalten

Bel funf Staatlichen Lehr- und Versuchsanstalten bestehen neun Aul3enstellen, die nicht mehr
erforderlich sind. Die Aufgaben kdnnen besser und wirtschaftlicher von den Hauptstellen wahr -
genommen werden. Die Personal- und Sachaufwendungen lassen sich um 0,78 Mio. € jahrlich
vermindern.

Die Ergebnisse einer mit hohem Aufwand entwickelten Kosten- und L eistungsrechnung eigne-
ten sich nur eingeschrankt als Grundlagen fir Budgetierung, Qualitéts- und Kontraktmanage-
ment sowie Controlling.

Die Lehr- und Versuchsanstalt Bad Kreuznach und die Landwirtschaftskammer waren am
gleichen Standort im Versuchswesen téatig. Durch Blndelung der Aufgaben bel einem Tréger
lassen sich die Aufgaben wirtschaftlicher erledigen.

Verpflegungsbetrieb und Internat eines Wohnheims der Lehr- und Versuchsanstalt Bad
Kreuznach verursachten einen Zuschussbedarf von mindestens 0,25 Mio. € jahrlich. Durch
Kooperation mit einer ortsansidssigen Gesellschaft kann die Wirtschaftlichkeit erheblich
ver bessert werden.

1 Allgemeines

Im Rahmen der Neuorganisation der staatlichen Agrarverwaltung im Jahr 1993 wurden zahlreiche Dienststellen auf-
gelost und die Aufgaben bel acht Staatlichen Lehr- und Versuchs-(Forschungs-)anstalten in Bad Neuenahr-Ahrweiler,
Bad Kreuznach, Neustadt an der Weinstral3e, Oppenheim, Trier-Bernkastel-Kues, Bitburg-Prim, Kaiserslautern und
Montabaur-Altenkirchen gebindelt™. Mehreren Anstalten wurden AuRenstellen zugeordnet, von denen einige
zwischenzeitlich geschlossen wurden.

Daneben wurden den sechs landesweit zustandigen Einrichtungen

- Landesanstalt fur Bienenzucht Mayen,

- Landesanstalt fur Rebenziichtung Alzey,

- Landgestiit Zweibriicken,

- Landesanstalt fur Tierzucht und Qualitatspriifungen Neumiihle,
- Landesanstalt fiir Pflanzenbau und Pflanzenschutz Mainz und
- Bildungsseminar fir die Agrarverwaltung Emmel shausen
zentrale Aufgaben zugewiesen.

Der Rechnungshof hat in den Vorjahren aufgrund mehrerer Priifungen weitere organisatorische Mal3nahmen vorge-
schlagen, die unter Beriicksichtigung des stéandigen Strukturwandels in der Landwirtschaft sowohl deren Bedarf
entsprechen als auch eine wirtschaftlichere Aufgabenerfiillung erlauben.

In der Folge sind drei mit zentralen Aufgaben befasste Einrichtungen aufgel6st und unter Beibehaltung der bisherigen
Standorte als Fachbereiche in Anstalten eingegliedert worden. Es handelt sich hierbei um

die Landesanstalt fiir Bienenzucht MayenEl,

die Landesanstalt fir Rebenziichtung Alzey und

das Bildungsseminar fir die Agrarverwaltung Emmelshausen?.

1
2)

Rdschr. des Ministeriums fiir Landwirtschaft, Weinbau und Forsten vom 28. Juni 1993 (MinBI. S. 347).

Vgl. Jahresbericht 1998, Tz. 16 (Drucksache 13/3970), Stellungnahme der Landesregierung hierzu (Drucksache 13/4253 S. 22),
Beschlussempfehlung und Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses (Drucksache 13/4424 S. 12) und Beschluss des Landtags
vom 24. Juni 1999 (Plenarprotokoll 13/87 S. 6636).

Vgl. Jahresbericht 1996, Tz. 18 (Drucksache 13/1440), Stellungnahme der Landesregierung hierzu (Drucksache 13/1790 S. 14),
Beschlussempfehlung und Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses (Drucksache 13/2090 S. 10) und Beschluss des Landtags
vom 16. Oktober 1997 (Plenarprotokoll 13/41 S. 3316).

3
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Bei weiteren gepriiften Einrichtungen sind die Uberlegungen zur Neuorganisation noch nicht abgeschlossen oder
umgesetzt. Dies betrifft u.a

- die Landesanstalt fur Tierzucht und Qualitétsprifungen Neumihle, die mit der |ehr- und Versuchsanstalt fur
Viehhaltung Neumiihle des Bezirksverbands Pfalz zusammengefiihrt werden sollte™,

- die Landesanstalt fur Pflanzenbau und Pflanzenschutzé\/lai nz, die an einen anderen Standort verlagert und in eine
Lehr- und Versuchsanstalt eingebunden werden sollte™.

Zur Erganzung der bisherigen Priifungen hat der Rechnungshof untersucht, ob es unter dem Gesichtspunkt der Wirt-
schaftlichkeit sinnvoll ist, weiterhin AuRRenstellen bei den Lehr- und Versuchsanstalten aufrechtzuerhalten oder ob
aufgrund verénderter Rahmenbedingungen hierauf verzichtet werden kann.

Bei der Anfang der neunziger Jahre erfolgten Anpassung der staatlichen Agrarverwaltung an die verénderten Struk-
turen in der Landwirtschaft wurden neben den zentralen Standorten der Anstalten Auf3enstellen vorgehalten. Zurzeit
sind den Lehr- und Versuchsanstalten Bad Neuenahr-Ahrweiler, Bad Kreuznach, Trier-Bernkastel-Kues, Bitburg-Prim
und Montabaur-Altenkirchen AuRenstellen zugeordnet. Mit den AuRRenstellen sollte fur die neuen Verwaltungsauf-
gaben zur Umsetzung der EG-Agrarreform weiterhin eine ortsnahe Beratung und Weiterbildung angeboten werden.
Hierbel wurden in der Regel die Gebaude und die Ausstattung der aufgel sten Beratungs- und Weiterbildungsstellen
genutzt. Teilweise wurden Beratungsstellen(-stitzpunkte) eingerichtet. Gleichzeitig konnte so der regelméaliig mit der
Aufldsung von Dienststellen verbundene Ortswechsel zahlreicher Mitarbeiter vermieden werden.

Neben dieser mehr auf organisatorische Belange ausgerichteten Priifung erschien es sinnvoll, gleichzeitig die Ergeb-
nisse der Entwicklung einer Kosten- und Leistungsrechnung, die zwischenzeitlich bei allen Anstalten eingefihrt ist, zu
untersuchen. Die Priifung konzentrierte sich auf das bei der Lehr- und Versuchsanstalt Bad Kreuznach durchgefiihrte
Pilotprojekt. Sie umfasste auch die Haushalts- und Wirtschaftsfihrung dieser Anstalt.

Wesentliches Ergebnisder Prifung

Organisation und Aufgabenwahrnehmung der Staatlichen Lehr- und Versuchsanstalten (Notwendigkeit von
Aulenstellen)

Die verschiedenen Standorte und die personelle Ausstattung der Lehr- und Versuchsanstalten stellen sich wie folgt
dar:

- Die Aufgaben der Lehr- und Versuchsanstalt fur Landwirtschaft, Weinbau und Gartenbau Bad Neuenahr-
Ahrweiler mit Berufsbildender Schule sowie Fachstelle fur Land- und Hauswirtschaft Mayen und Fachbereich
Bienenkunde Mayen werden an sechs Standorten von insgesamt 89 Bediensteten wahrgenommen.

Neben der Hauptstelle Bad Neuenahr-Ahrweiler mit dem angeschlossenen Staatsweingut Marienthal (49 Be-
dienstete) sind in Mayen eine Fachstelle (24 Bedienstete) und ein Fachbereich (9 Bedienstete) in réumlich
getrennten Gebauden eingerichtet. In Cochem wird eine Beratungsstelle (4 Bedienstete) vorgehalten und bei der
Lehr- und Versuchsanstalt Trier ist ein weiterer Fachbereich (3 Bedienstete) mit Teilaufgaben untergebracht.

- Die Aufgaben der Lehr- und Versuchsanstalt fur Landwirtschaft und Weinbau Bad Kreuznach mit Berufs-
bildender Schule, Bildungszentrum Hauswirtschaft Bad Kreuznach und Bildungsseminar fir die Agrarverwal-
tung in Emmelshausen sowie Fachstelle fir Landwirtschaft in Simmern werden von insgesamt 139 Bediensteten
an drei Standorten wahrgenommen.

Neben der Hauptstelle Bad Kreuznach (103 Bedienstete) ist in Simmern eine Fachstelle (14 Bedienstete) einge-
richtet. Eine weitere AufRenstelle besteht in Emmelshausen als zentrale Fortbildungsstétte der Agrarverwaltung.
Sie nimmt die bisherigen Aufgaben des zum 1. Oktober 2000 aufgel6sten Bildungsseminars fir die Agrarver-
waltung (22 Bedienstete) wahr.

- Die Aufgaben der Lehr- und Versuchsanstalt fir Landwirtschaft, Weinbau und Gartenbau Trier-Bernkastel-Kues
mit Berufshildender Schule und Fachstelle fir Weinbau Bernkastel-K ues werden von insgesamt 106 Bediensteten
an funf Standorten wahrgenommen.

9 Vgl. Jahresbericht 1998, Tz. 15 (Drucksache 13/3970), Stellungnahme der Landesregierung hierzu (Drucksache 13/4253 S. 22),

Beschlussempfehlung und Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses (Drucksache 13/4424 S. 12) und Beschluss des Landtags
vom 24. Juni 1999 (Plenarprotokoll 13/87 S. 6636).
Vgl. Jahresbericht 1998, Tz. 17 (Drucksache 13/3970), Stellungnahme der Landesregierung hierzu (Drucksache 13/4253 S. 22),
Beschlussempfehlung und Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses (Drucksache 13/4424 S. 12) und Beschluss des Landtags
vom 24. Juni 1999 (Plenarprotokoll 13/87 S. 6636).

5)
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Neben der Hauptstelle Trier einschliefdlich dem Staatsweingut Avelsbach mit der Zentralkellerei sowie dem Lehr-
und Versuchsbetrieb Weinbau (96 Bedienstete) ist in Bernkastel-Kues eine Fachstelle (10 Bedienstete) einge-
richtet. In Wittlich und Saarburg bestehen Beratungsstiitzpunkte zur Abhaltung von Sprechtagen durch Be-
dienstete der Hauptstelle Trier.

- Die Aufgaben der Lehr- und Versuchsanstalt fur Landwirtschaft Bitburg-Prim mit Berufsbildender Schule und
Fachstelle fur Tierhaltung und Futterbau Priim werden an drei Standorten von insgesamt 50 Bediensteten wahr-
genommen.

Neben der Hauptstelle in Bitburg (31 Bedienstete) sind in Priim eine Fachstelle fur Tierhaltung und Futterbau
(16 Bedienstete) und in Daun ein Beratungsstiitzpunkt (3 Bedienstete) eingerichtet.

- Die Aufgaben der Lehr- und Versuchsanstalt fiir Landwirtschaft Montabaur-Altenkirchen mit der Fachstelle fur
Tierhaltung und Futterbau in Altenkirchen werden an zwei Standorten von insgesamt 31 Bediensteten wahrge-
nommen.

Neben der Hauptstelle in Montabaur (22 Bedienstete) ist in Altenkirchen eine Fachstelle (9 Bedienstete) einge-
richtet.

Durch die Aufteilung der Aufgaben auf mehrere Standorte entstanden organisatorische Nachteile, die zu Doppel- und
Mehrarbeit und damit zu einem erhdhten Personalaufwand fuhrten. Die Vorhaltung von AuRenstellen bedingt dariiber
hinaus einen zusétzlichen Sachaufwand. Zudem wurden zahlreiche R&ume nicht oder nicht ausreichend genutzt. Auch
in den Bereichen der Berufs- und Fachschulaushildung war ein erhdhter Aufwand zu verzeichnen. Bei einer Konzen-
tration des schulischen Angebots der AulRenstellen Bernkastel-Kues, Prim und Altenkirchen an den jeweiligen Haupt-
stellen hétten V\ﬁﬂger Klassen gebildet, die Lehrkréfte effizienter eingesetzt und die Klassenrdume besser ausgel astet
werden kénnen™.

Weiterhin war festzustellen, dass durch die Fortentwicklung der Kommunikationstechnik sowohl bei der Erfullung des
Beratungsauftrags als auch im Bereich der Weiterbildung ein wesentlich veréndertes Nutzerverhalten zu verzeichnen
ist. Die Dienstleistungen der Agrarverwaltung werden Uberwiegend telefonisch, per Fax oder Uber das Internet abge-
rufen. Personliche Kontakte von Ratsuchenden bei den Dienststellen sind riicklaufig. Bei einigen AulRenstellen finden
an einem Tag nicht selten nur noch hdchstens zwei personliche Beratungsgespréache statt. Vielfach ist zudem eine
Beratung vor Ort in den landwirtschaftlichen Betrieben notwendig. Deshalb ist es nicht erforderlich, dass die Bera-
tungsstellen ortsnah erreichbar sind. Hinzu kommt, dass aufgrund des weiter fortschreitenden Strukturwandels in der
Landwirtschaft zunehmend Spezial- und Intensivberatungen nachgefragt werden, die von den Beratungskréften in der
Fléache nur noch eingeschrankt erbracht werden konnen, weil das geforderte Spezialwissen fehlt. Zu berticksichtigen
ist auch, dass die Aufgaben zurlickgehen. So ist z.B. die Beteiligung der Anstalten an verschiedenen Forderpro-
grammen entfallen.

Folgende Aufenstellen, Beratungsstellen und Beratungsstiitzpunkte konnen aufgegeben und die Aufgaben an die
Hauptstellen verlagert werden:

- Mayen und Cochem nach Bad Neuenahr-AhrweiIerEi,
- Bernkastel-Kues, Saarburg und Wittlich nach TrierEi,
- Simmern nach Bad Kreuznach,

- Priim und Daun nach Bitburg,

- Altenkirchen nach Montabaur.

Bel Umsetzung der vorgeschlagenen organisatorischen Mal3nahmen kann eine finanzielle Entlastung fir den Landes-
haushalt von 0,78 Mio. € jahrlich erzielt werden. Einsparbar sind Bewirtschaftungskosten fur Gebdude von

6 Mit Beschluss vom 10. Juli 1998 zu Drucksache 13/3274 (Plenarprotokoll 13/66 S. 5229) hat der Landtag seinen Beschluss im

Entlastungsverfahren fir das Haushaltsahr 1995, Tz 19 zu Drucksache 13/2090 Uber die Schliefung der Berufs- und
Fachschulklassen bis zum Ablauf des Schuljahres 2000/2001 ausgesetzt. Mit Beschluss vom 23. August 2001 zu Drucksache 14/174
(Plenarprotokoll 14/7 S. 366) hat der Landtag bis zum 1. Februar 2002 einen Bericht der Landesregierung gefordert, in dem zur
Situation der landwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulklassen Stellung genommen werden soll.

Denkbar ist auch die Beibehaltung einer AuRRenstelle in Mayen. Dann sollten jedoch der Fachbereich Bienenkunde und die Ubrigen in
einem anderen Gebaude untergebrachten Fachbereiche zusammengefasst werden.

Erwéagenswert ist auch eine Blndelung aller Beratungsaufgaben flir das Weinanbaugebiet Mosel in Bernkastel-Kues bei Auflésung
des Standorts Cochem. Der Berufs- und Fachschulbereich sollte aber jedenfallsin Trier zusammengefiihrt werden.

Die AuRenstelle Emmelshausen als zentrale Fortbildungsstétte der Agrarverwaltung kénnte dann fortbestehen, wenn auferdem an
diesem Standort die Versuchsaufgaben im nérdlichen Landesteil geblindelt werden.

7
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0,38 Mio. € jahrlich. Darlber hinaus sind Personalaufwendungen von 0,4 Mio. € jéhrlich fur funf Stellen fir Verwal-
tungskréfte und flnf Stellen fir Beschéftigte der zentralen Dienste vermeidbar.

Das Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau teilt im wesentlichen die Auffassung des
Rechnungshofs und will prifen, inwieweit auf die Aul3enstellen verzichtet werden kénne. Im Hinblick auf die ange-
strebte Neuorganisation der gesamten Agrarverwaltung, fur die noch ein Gesamtkonzept nach einer vorausgehenden
Kundenbefragung zu entwickeln sei, kénne eine Entscheidung erst zu einem spéteren Zeitpunkt getroffen werden.

Hierzu ist anzumerken, dass die erforderlichen entscheidungsrelevanten Gesichtspunkte fir eine Reform der Agrar-
verwtﬂlg - auch aufgrund des Ergebnisses der Prifungen des Rechnungshofs, die in den Jahresberichten 1996 und
1998 dargestellt sind - bekannt sind. Es ist daher nicht ersichtlich, welche weiteren Erkenntnisse eine Kunden-
befragung erbringen konnte. Um die aufgezeigten Einsparméglichkeiten zu nutzen, sollte das Reformvorhaben unver-
zlglich in Angriff genommen werden.

Staatliche Lehr- und Versuchsanstalt fir Landwirtschaft und Weinbau Bad Kreuznach
Kosten- und L eistungsrechnung

Die Lehr- und Versuchsanstalt wurde zu Beginn des Jahres 1997 zusammen mit einem Unternehmensberater mit der
Entwicklung einer Kosten- und Leistungsrechnung fir die Agrarverwaltung im Rahmen eines Pilotprojekts beauftragt.

Von verschiedenen Arbeitsgruppen wurde ein Produktplan mit Produktbeschreibungen und einer Kostenarten-,
Kostenstellen- und Kostentrégerrechnung auf der Basis der tatséchlichen Ausgaben entwickelt. Bei der Beschreibung
der Produkte wurde auf eine angemessene Gliederungstiefe (Anzahl der Produkte) geachtet. Wahrend die Kostenarten-
und die Kostenstellenrechnung als Vollkostenrechnung ausgebildet wurden, sollte die Kostentrdgerrechnung nur die
direkt zuordnungsfahigen Kosten enthalten (Teilkostenrechnung).

Der Produktplan umfasste funf Produktbereiche, 30 fachberei chsbezogene Produktgruppen und 178 Einzel produkte.

Die Zusammenarbeit mit dem Unternehmensberater, der eine Gesamtvergitung von 0,68 Mio. € erhielt, endete mit
Ablauf des Jahres 1999 ohne eine abschlielfende Erfolgskontrolle.

Auf den bis dahin erarbeiteten Grundlagen wurde die Kosten- und Leistungsrechnung mit einem dann neu ent-
wickelten Produktplan fortgefuihrt. Dieser gliedert sich nunmehr in funf Produktbereiche, neun Produktgruppen und
34 Einzelprodukte.

Mit der Systemanderung wurde die Aussagekraft der Kostentragerrechnung erheblich vermindert, weil nicht mehr
erkennbar wird, welche Leistungen, in welcher Form und von welchem Fachbereich erbracht werden. Das mit der
Kosten- und Leistungsrechnung verfolgte Ziel der Herstellung von Kostentransparenz kann nicht erreicht werden. Bei
dem jetzigen Verfahren werden die Kosten grof3er Aufgabenbereiche zusammengefasst, so dass unwirtschaftliche Teil-
bereiche unentdeckt bleiben. Es geht auch die Méglichkeit verloren, vermeidbare Tétigkeiten oder Doppelarbeiten zu
erkennen. Der Personalbedarf fur die einzelnen Fachbereiche kann aufgrund dieser Daten nicht ermittelt werden.

Hinzu kommt, dass wegen der Ausgestaltung der Kostentragerrechnung a's Teilkostenrechnung den Einzelprodukten
nur ein Teil der Personakosten zugeordnet wird. Durch diese auch schon in der Einfuhrungsphase gewéhlte Form der
Datenerfassung und den daraus folgenden geringeren Genauigkeitsgrad wird die nunmehrige Kosten- und Leistungs-
erfassung in ihrer Aussagefahigkeit weiter vermindert. Auferdem ergaben sich keine Hinweise, in welcher Form und
unter welchen Bedingungen die Ergebnisse der Kosten- und Leistungsrechnung in die Budgetierung, in ein Qualitéts-
und Kontraktmanagement sowie ein darauf aufbauendes Controllingverfahren einflief3en konnen.

Insgesamt entsprach das Ergebnis des Pilotprojekts zur Einfiihrung der Kosten- und Leistungsrechnung, insbesondere
unter Beriicksichtigung der hohen Entwicklungskosten und des erheblichen Verwal tungsaufwands, nicht den Anforde-
rungen, die an dieses Steuerungsinstrument zu stellen sind.

Trotz der unterschiedlichen Organisationsstruktur der Lehr- und Versuchsanstalten, die einen Leistungsvergleich
erschwert, wurde zwischenzeitlich die Kosten- und Leistungsrechnung in der gesamten Agrarverwaltung eingefihrt.

Das Ministerium hat mitgeteilt, es beabsichtige, zusétzliche Produkte zu definieren und den Produktkatal og insgesamt
zu optimieren. Den Empfehlungen des Rechnungshofs werde gefolgt. Es sei vorgesehen, Differenzierungen in der
Organisationsstruktur konkret festzulegen und unterschiedliche Bezeichnungen fir vergleichbare Aufgaben zu ver-
einheitlichen.
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Versuchswesen

Die Lehr- und Versuchsanstalt verfiigt neben den fir Zwecke des Weinbaus genutzten Flachen von 21,15 ha des
Staatsweinguts Uber 20,69 ha landeseigene und 2,30 ha zugepachtete Ackerflachen, die fiir die Durchfiihrung von Ver-
suchen vorgehalten werden. Von der Geﬂarrhr:géche von 22,99 haliegen 8,02 ha landeseigene und 0,52 ha zugepachtete
Flachen in der Gemarkung Bad Kreuznach ™. Die restlichen landeseigenen Flachen von 12,67 ha und zugepachteten
Grundstiicke von 1,78 haliegen in der Gemarkung Dérth bei Emmel shausen.

Das Versuchsfeld mit einer Gesamtflache von 14,45 ha in Dorth wird nur mit einer Teilflache von 10,42 ha genutzt.
Flachen von 4,03 ha sind an die Landwirtschaftskammer und an zwei Landwirte verpachtet. Die Landwirtschafts-
kammer fuhrt auf den Grundstiicken und weiteren eigenen Ackerflachen mit zusammen rd. 10 ha Gesamtfléche Griin-
landversuche durch.

Die Maschinen und Geréte fur die Bodenbearbeitung sind in Maschinenhallen des ehemaligen Bildungsseminars fiir
die Agrarverwaltung in Emmelshausen untergebracht. Diese Unterbringungsméglichkeit wird auch von der Landwirt-
schaftskammer fur ihre Maschinen und Geréte genutzt. Infolge der unmittelbaren Nachbarschaft beider Versuchs-
flachen hat sich im Laufe der Zeit eine enge Zusammenarbeit entwickelt, bei der die Gerdte und Maschinen im
gegenseitigen Einvernehmen gemeinsam genutzt werden. Deshalb hat der Rechnungshof angeregt, die Versuchsein-
richtungen aus wirtschaftlichen Griinden zusammenzufiihren.

Das Ministerium hat erklart, dass es die Auffassung des Rechnungshofs teile. Die Zuordnung des Versuchswesens zu
einem Tréger sei bereits Gegenstand von Verhandlungen zwischen Land und Landwirtschaftskammer Uber die Neu-
regelung der kiinftigen Zusammenarbeit.

Wohnheim und Ver pflegungsbetrieb

Die Lehr- und Versuchsanstalt unterhalt ein Wohnheim und einen Verpflegungsbetrieb in Bad Kreuznach. Auslastung
und Inanspruchnahme der beiden Einrichtungen wurden bereits im Jahr 1995 gepriift. Das Wohnheim war damals zu
75 % ausgelastet. Mit den Einnahmen wurden lediglich 17 % der Ausgaben finanziert, weil die Benutzungsentgelte zu
niedrig angesetzt waren. Der Zuschussbedarf belief sich auf 118.000 € jahrlich.

Im Jahr 1999 hat sich der Zuschussbedarf auf anndhernd 175.000 € jéhrlich erhoht, obwohl die Auslastung auf 80 %
der Gesamtkapazitat gesteigert und die Benutzungsentgelte geringfligig angehoben worden sind.

Die Aufwendungen des Verpflegungsbetriebs wurden im Jahr 1995 nur zu 41,9 % durch Einnahmen finanziert. Der
Zuschussbedarf belief sich auf 97.000 € jahrlich.

Im Jahr 1999 hat sich der Deckungsgrad durch einen gestiegenen Umsatz und eine verbesserte Preisgestaltung auf
52,7 % erhoht. Der Zuschussbedarf wurde dadurch auf 75.000 € vermindert.

Die unginstige wirtschaftliche Situation hat sich im Grunde bei beiden Einrichtungen nicht wesentlich veréndert. Eine
weitere Anhebung des Ubernachtungsentgelts diirfte im Hinblick auf den sanierungsbediirftigen baulichen Zustand des
Wohnheims und die den heutigen Anforderungen nicht angepasste Innenausstattung nicht durchzusetzen sein. Die
Moglichkeiten einer Steigerung der Essensausgabe und einer Erhdhung des Verpflegungsentgelts sind wegen des in
Frage kommenden begrenzten Personenkreises gering. Die Situation erfordert daher eine grundsétzliche Neuorien-
tierung.

Eine kostenglinstigere Alternative konnte ein vergleichbares Leistungsangebot der ortsanséssigen Deula Rheinland-
Pfalz GmbH, Lehranstalt fir Agrar- und Umwelttechnik, sein (vgl. hierzu auch den Beitrag "Beteiligung des Landes
an zwei privatrechtlichen Unternehmen"). Die Einrichtung, die nach dem Gesellschaftsvertrag Uberwiegend in der
beruflichen Aus-, Fort- und Weiterbildung im Agrarbereich tétig ist, verfigt ebenfalls Uber ein Wohnheim und einen
Verpflegungsbetrieb. Beide Betriebszweige arbeiten kostendeckend, verfligen aber noch Uber freie Kapazitdten und
konnten durch eine Kooperation mit der Lehr- und Versuchsanstalt ihre wirtschaftliche Situation verbessern.

Das Ministerium der Finanzen hat mitgeteilt, dass im Bereich des Verpflegungsbetriebs zurzeit die Méglichkeit einer
Zusammenarbeit geprift werde. Dabei werde auch die Vergabe der Leistungen an ein Catering-Unternehmen erdrtert.
Bel der Unterbringung der Internatsschiiler sei eine Kooperation jedoch nicht méglich, weil die Gesellschaft zeitweise
ihre Ubernachtungskapazitéten fast vollstéandig selbst auslaste, ein Fahrdienst eingerichtet werden miisse und
minderjdhrige Schiler zu beaufsichtigen seien.

Eine Gesamtbetrachtung der Ubernachtungszahlen beider Wohnheime zeigt, dass erst durch eine Konzentration der
Ubernachtungen eine optimale Auslastung bei der Gesellschaft erreicht werden kann. Voraussetzung hierfir ist eine

10) Von der Gesamtflache von 8,54 hain der Gemarkung Bad Kreuznach kénnen 1,63 ha ackerbaulich nicht genutzt werden, da es sich

um Odland handelt. Weitere 6,91 ha sind filr Versuchszwecke nur bedingt geeignet, weil sie in einem Wasserschutzgebiet liegen.
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zeitliche Steuerung des Bildungsangebots fir andere Berufe, wie Garten- und Landschaftsbauer, Ver- und Entsorger
und Berufskraftfahrer. Dadurch konnen die freien Ubernachtungsmdglichkeiten in weniger frequentierten Zeiten
genutzt werden. Die Einrichtung eines Fahrdienstes ist nicht erforderlich, weil eine Beforderungspflicht fur Schiler
von berufsbildenden Schulen nicht besteht. Zudem betragt der kirzeste Ful3weg zwischen beiden Einrichtungen noch
nicht einmal zwei Kilometer. Aufsichtsfunktionen sind gewéhrleistet, da der zu beaufsichtigende Personenkreis
ohnehin an den von der Gesellschaft durchgefihrten Lehrgéangen teilnimmt.

Folgerungen
Der Rechnungshof hat gefordert,
a) die AulRenstellen aufzuldsen und die Aufgaben an den Hauptstellen zu bundeln,

b) den Produktkatalog der Kosten- und Leistungsrechnung bedarfsorientiert auszuweiten und eine einheitliche
Gliederung, insbesondere bei den Staatsweingiitern sowie den Lehr- und Versuchsbetrieben, sicherzustellen, um
Leistungsvergleiche zu erméglichen,

¢) dielandwirtschaftlichen Versuchseinheiten in Emmelshausen der Lehr- und Versuchsanstalt Bad Kreuznach und
der Landwirtschaftskammer unter einheitlicher Trégerschaft zusammenzufassen und den Versuchsstandort
Bad Kreuznach aufzugeben,

d) bei der Bereitstellung von Ubernachtungsmoglichkeiten und der Vorhaltung eines Verpflegungsbetriebs fiir ein
Wohnheim der Lehr- und Versuchsanstalt Bad Kreuznach mit einer ortsansdssigen Bildungseinrichtung zu
kooperieren.

Die Stellungnahmen des Ministeriums fir Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau und des Ministeriums der
Finanzen sind unter Nr. 2 dargestellt.
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Tz. 18 Forderung von SchulbaumalRnahmen

Schulbaumalinahmen wurden geférdert, obwohl Antrage nicht fristgerecht oder unvollstandig
vor gelegt wor den war en.

Richtwerte zur angemessenen Ausschopfung von Einnahmequellen waren seit Jahren nicht an
die Entwicklung der Steuer hebesatze angepasst worden.

Zuwendungen waren Uberhoht, weil Projektkosten zu grof3ziigig er mittelt, Bedarfswerte tber-
schritten und Abzlge fir Bauunter haltung unterlassen wurden.

Schiiler zahlenpr ognosen war en nicht gesichert und Planungen unwirtschaftlich.
In mehreren Fallen wich die tatsichliche von der genehmigten Bauausfiihrung ab.

Auflagen und ver gaber echtliche Bestimmungen wur den nicht beachtet.

1 Allgemeines

Das Land gewéhrt den kommunalen Gebietskdr%tjrschaften und Schulverbé&nden Zuwendungen zu den Kosten fur
schulbehdrdlich genehmigte Schulbaumal3nahmen™.

Das Fbrderﬁrfahren bestimmt sich nach der Verwaltungsvorschrift Gber den Bau von Schulen und die Férderung dﬁs
Schulbaues®. Art, Anzahl und GroR3e der férderungsfahigen Raume ergeben sich aus den Rahmenraumprogrammen <.

Der Rechnungshof hat Zuwendungen zu den Kosten fur schulbehdrdlich genehmigte Um- und Erweiterungsbauten
von Schulgebéduden und -anlagen sowie deren Ersteinrichtung™ geprtift. Neubaumafnahmen waren nicht in die
Prufung einbezogen.

Die Querschnittsprifung umfasste 21 Schulbaumal3nahmen der Haushaltsjahre 1997 und 1998 mit Zuwendungen in
Hohe von insgesamt 22,8 Mio. €. Soweit erforderlich, wurden auch Vorgange aus fritheren Jahren einbezogen.

Geprift wurde insbesondere, ob die

- Voraussetzungen fir die Forderungen vorlagen,

- Zuwendungen bestimmungsgemél’ festgesetzt wurden,

- dievergaberechtlichen Bestimmungen beachtet wurden,

- Bedingungen und Auflagen der Bewilligungsbescheide eingehalten wurden,

- die Mittel rechtzeitig und zweckentsprechend verwendet sowie ordnungsgemal abgerechnet wurden.

Grundlage der Priifung waren die Zuwendungsakten der ehemaligen Bezirksregierungen E. Erganzend fanden ortliche
Erhebungen bel Schultrégern und Schulen statt.

2 § 75 Schulgesetz (SchulG) vom 6. November 1974 (GVBI. S. 487), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 26. September 2000 (GVBI.

S. 415), BS 223-1.

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums fir Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung vom 15. Mé&rz 1996 (Gemeinsames Amtsblatt
der Ministerien fr Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung und fur Kultur, Jugend, Familie und Frauen S. 297), zuletzt geéndert
durch Verwaltungsvorschrift des Ministeriums fur Bildung, Frauen und Jugend vom 31. Oktober 2001 (Gemeinsames Amtsblatt der
Ministerien fur Bildung, Frauen und Jugend und fur Wissenschaft, Weiterbildung, Forschung und Kultur S. 455); im Folgenden: VV
Uber den Bau von Schulen.

Anlage 2 zur VV Uber den Bau von Schulen.

Einzelplan 15 Ministerium fir Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung, Kapitel 15 19 Schulen - Allgemein -, Titelgruppen 76 bis
83 Zuwendungen fur Schulbauten.

Jetzt: Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion in Trier mit den AuRenstellen der Schulaufsicht in Koblenz und Neustadt an der
Weinstralle.

2)

3
4

5)
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Wesentliches Ergebnisder Prifung
Antragsverfahren
Antragsfrist

Der Schultrager hat die Planungsunterlagen mit dem Antrag auf Erteilung der schulbehérdlichen Genehmigung und
auf Gewahrung einer Zuwendung bis zum 1. August eines Jahrs der Bezirksregierung zur Aufnahme in das Schulbau-
programm des folgenden Haushaltsjahrs vorzulegen.

Bel fUnf der gepruften Projekte wurde der Vorlagetermin - zum Teil erheblich - Uberschritten. Trotzdem erfolgte in
alen Féllen noch die Aufnahme in das Schulbauprogramm des folgenden Jahrs.

Das Ministerium fir Bildung, Frauen und Jugend hat erklért, eine Anderung der Verwaltungsvorschrift dahingehend,
dass Antréagen bei Fristiiberschreitung nur in begriindeten Ausnahmeféllen entsprochen werde, sei vorgemerkt.

Im Hinblick auf Planungssicherheit und Gleichbehandlung der Antragsteller sollte die Anderung alsbald erfolgen.

Vollstandigkeit der Antragsunterlagen

Zuwendungen wurden bewilligt, obwohl die Antragsunterlagen nicht vollsténdig waren. Zum Beispiel fehlte tellweise
der Nachweis, dass der Schultrdger Eigenttimer des fir die Durchfihrung der SchulbaumalRnahme erforderlichen
Baugrundstuicks ist.

Das Ministerium hat mitgeteilt, es werde verstérkt darauf hinwirken, dass kunftig nur bei Vollsténdigkeit der Antrags-
unterlagen gefordert wird.

Angemessene Ausschdpfung der Einnahmequellen

Zuwendungen zu Schulbaumanahmen werden nur gewahrt, wenn die kommunale Gebietskorperschaft ihre Ein-
nahmequellen angemessen ausschopft. Die Realsteuern gelten als ausgeschopft, wenn die Hebesdtze der Grund-
steuer A 240 %, der Grundsteuer B 270 % und der Gewerbesteuer 320 % nicht unterschreiten™. Die tatsachlichen
Hebesétze haben sich in den letzten Jahren erhoht. Hieraus wurden bisher keine Folgerungen gezogen.

Die Forderrichtlinien wurden zwischenzeitlich angepasst.

Notwendigkeit der SchulbaumafRnahme
Schler zahlenpr ognosen

Basierend auf der Schillerzahlenprognose des Schultrégers wurden die Erw%terung einer zweizlgigen Grundschule
um vier Klassenraume und Nebenrdume sowie weitere Umbaumal3nahmen™ zur Vervollstandigung des Raumpro-
gramms schulbehordlich genehmigt. Die Landeszuwendung betrug 853.000 €.

Nach dem aktuellen Schillerzahlenspiegel des Schultrégers bis zum Schuljahr 2006/2007 ist - mit Ausnahme des
Schuljahrs 2001/2002 - nicht mit einer durchgéngigen Zweizlgigkeit der Grundschule zu rechnen. Eine Erweiterung
um vier Klassenraume war nicht erforderlich; ein Klassenraum wird au%iDauer ungenutzt bleiben. Allein fir diesen
Klassenraum beliefen sich die zuwendungsfahigen Kosten auf 140.000 €™.

Eine andere Grundschule wurde durch umfangreiche Umbau- und Sanierungsmal3nahmen dem heutigen Sicherheits-
standard angeglichen und in ihrem réaumlichen Angebot an das Raumprogramm einer einzigigen Grundschule
angepasst. Zum Zeitpunkt Antragstellung im Schuljahr 1996/1997 wurden an der Grundschule 64 Schilerinnen
und Schuler in drei Klassen™ unterrichtet. Dabel wurde nach der Prognose der Schulbehdrde vom 11. Dezember 1996
davon ausgegangen, dass sich die Schullerzahl Uber das Jahr 2000 hinaus in dieser GrofRenordnung stabilisieren werde.

6 Nr. 3.4 VV Uber den Bau von Schulen. Die inhaltlich gleiche Nr. 3.4 der Verwaltungsvorschrift des Kultusministeriums vom

22. April 1985 (MinBI. S.291) nimmt Bezug auf die Landesverordnung Uber die Realsteuern der Gemeinden vom 22. Dezem-
ber 1971 (GVBI. 1972 S. 43, BS 611-11), die durch das Achte Rechtsbereinigungsgesetz vom 4. Dezember 1990 (GVBI. S. 384) mit
Wirkung vom 1. Januar 1991 aufgehoben wurde.

Lehrer-, Arzt- und Elternsprechzimmer, WC-Anlage, Brandschutz- und Unfallverhiitungsmaf3nahmen, Dachumbauten.

60 m? Hauptnutzflache x 4.565 DM/m? = 273.900 DM (= 140.000 €). Vgl. Nr. 1 Verwaltungsvorschrift des Ministeriums Uber
Kostenrichtwerte im Schulbau vom 16. Januar 1996 (Gemeinsames Amtsblatt der Ministerien fir Bildung, Wissenschaft und Weiter-
bildung und fir Kultur, Jugend, Familie und Frauen S. 60).

Bildung einer kombinierten Klassein den Klassenstufen 1 und 2.

7
8

9
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Eine noch vor Baubeginn ol erstellte neue Prognose der Schulbehdrde vom 10. Februar 1998 hatte zum Ergebnis, dass
ab dem Schuljahr 2001/2002 in den Klassenstufen 1 und 2 sowie den Klassenstufen 3 und 4 jeweils kombinierte
Klassen, also insgesamt nur zwei Klassen, zu bilden seien.

Im Ergebniﬁsiyvurden Baumal3nahmen an einer Schule gefordert, die die gesetzliche Mindestgrofle von vier Klassen
unterschritt™.

Umfang der MalRnahmen

Aufgrund gestiegener Schilerzahlen wurde eine Grundschule entsprechend dem Raumbedarfsplan zu einer zwei-
zlgigen Grundschule erweitert. Die Gesamtkosten des Projekts wurden mit 892.700 € festgestellt. Die Landeszuwen-
dung betrug 335.900 €.

Eine Planungsvariante, die die Einbeziehung der an den Altbau des Schulgebdudes angeschlossenen ehemaligen
Lehrerwohnungen in die Erweiterungs- und Umbaumal3nahme vorsah, hétte die Moglichkeit geboten, bestehende
Gebaudeteile in die Erweiterungsmalinahme zu integrieren und damit die Neubau- und Erweiterungsmal3nahmen zu
reduzieren.

Die Baumal3nahme wurde nach den fir Neubau- und Erweiterungsmal3nahmen geltenden K ostenrichtwerten gefordert.
Die Hohe einer Landeszuwendung fur den Umbau der Lehrerwohnungen hétte dagegen auf der Basis der tatséchlichen
Kosten erfolgen missen. Dabel wéren Sanierungsanteile zu Lasten des Schultrégers gegangen.

Bei einer weiteren BaumaBnahme wurden neue Klassenraume und alter Baubestand durch eine 362 m’ gro dle
- veranschlagte Kosten: 234.500 € - verbunden. Die Mal3nahme %urde gefordert, obwohl das Baureferat™ der
Bezirksregierung festgestellt hatte, dass die Wirtschaftlichkeitsdaten ™ bei Teilen des Bauprojekts tiberschritten seien.

Ermittlung der forderfahigen Kosten
Bedarfswerte

Die im Rahmenraumprogramm festgelegten Bedarfswerte bilden grundsétzlich die Obergrenze fir die Ermittiung der
forderfahigen Kosten.

Bei sieben der gepriften Projekte (30%) wurden die Bedarfswerte ohne hinreichende Begriindung Uberschritten. Die
Abweichungen beliefen sich auf Flachen von insgesamt 355 m’ mit zuwendungsfahigen Kosten von mehr as
700.000 €. Die Gesamtférdersumme betrug 460.000 €.

Kostenrichtwerte

Zur Pauschalierung der zuwendungsfahigen Baukosten bei Neubauten und gréf3eren Erweiterungsmal3nahmen legt das
fur Schulbau zusténdige Ministerium im Benehmen mit dem Ministerium der Finanzen Kostenrichtwerte fir die ein-
zelnen Schularten fest. Diese berticksichtigen auch die Kosten fiir technische Anlagen (Abwasser, Warmeversorgung,
Fernmeldeanlagen usw.), AuRenanlagen, Ausstattung, Kunstwerke und Baunebenkosten. Bei kleineren Erweiterungs-
bauten fallen derartige Kosten regelmaf3ig nicht an. Sie werden daher auf der Grundlage der tatschlichen Kosten
gefordert.

Allgemein bestand Unsicherheit Uber die Abgrenzung zwischen grofReren und kleineren Erweiterungsmalnahmen. So
wurde z.B. der Anbau von vier Klassenréumen an das bestehende Gebaude einer Grundschule als "grof3ere Erweite-
rungsmalinahme" geférdert, obwohl weder eine neue Heizungsanlage noch eine Erneuerung der Toilettenanlagen oder
des Pausenhofs erforderlich war.

Das Ministerium hat mitgeteilt, eine Ergénzung der Verwaltungsvorschrift um eine geeignete Definition sei vorge-
sehen.

10)
11)

Aufgrund mehrmaliger Anderungen der Bauplanung wurde mit den Bauarbeiten am 29. Juni 1998 begonnen.

Vgl. § 10 Abs. 1 SchulG. Aus einem Aktenvermerk der Schulbehdrde vom 24. Juli 1995 geht hervor, dass es ohne Bildung zusétz-
licher Klassen moglich gewesen ware, die Schiilerinnen und Schiiler in einer rd. acht Kilometer entfernten Grundschule unterzu-
bringen.

Die Bezirksregierungen waren bei der Forderung des Schulbaues in einer Doppelfunktion als Schulbehdrde nach dem Schulgesetz
und al's zustandige Bauverwaltung nach Mal3gabe der Baufachlichen Erganzungsbestimmungen (ZBau) tétig (vgl. VV Teil I/Anlage 1
Nr. 1.3 zu § 44 LHO).

Nach Nr. 1.4.5 VV Uber den Bau von Schulen sollen als Pausenhalle je Schuler 0,2 m? Uberdachte Fléche vorgesehen werden. Bel
381 Schilern im Schuljahr 1996/1997 waren lediglich rund 77 m2 Uberdachte Pausenhalle férderfahig gewesen.

12)

13)
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Umbau alterer Schulgebaude - Abzug fur Bauunterhaltungskosten

Beim Umbau alterer Schulgebaude kénnen die zuwendungsfahigen Kosten in einem pauschalierten Verfahren durch
Abzug von 35 % als Anteil fiir Bauunterhaltungsmal3nahmen festgestellt werden.

In der Praxis wurde von den Bewilligungsbehorden unterschiedlich verfahren. Teils erfolgte generell ein Abzug, teils
wurde dies ohne Angabe von Griinden unterl assen.

Das Ministerium hat erkléart, durch geeignete Mal3nahmen werde auf eine Vereinheitlichung des Verfahrens hinge-
wirkt.

Festsetzung und Bewilligung der Zuwendungen
Hohe der Zuwendungen

Die Hohe der Zuwendungen richtet sich nach der finanziellen Leistungsfahigkeit des Schultréagers und dem Landes-
interesse an der Ausfiihrung des V orhabens.

In der Bewilligungspraxis betrugen die Zuwendungen fir Gemeinden und V erbandsgemeinden regelméiig 60 % und
fur Landkreise 55 % der zuwendungsféhigen Kosten. Eine Berlicksichtigung der finanziellen Leistungsféhigkeit war
nicht erkennbar.

Von der vorgenannten Praxis abweichend gewéhrte das Ministerium einer Verbandsgemeinde 70 %, obwohl diese nur
60 % beantragt und die Schulbehérde in ihrer Stellungnahme ebenfalls 60 % vorgeschlagen hatte. Ein Landkreis
erhielt 60 %, obwohl die Schulbehdrde einen Foérdersatz von 55 % vorgeschlagen hatte.

Kriterien fUr die unterschiedliche Bemessung der Fordersdtze waren nicht dokumentiert, Abweichungen vom Forder-
vorschlag nicht begriindet.

Das Ministerium hat zugesagt, insbesondere bei Abweichungen von den "Regelsdtzen” die fur die Héhe der Fest-
setzung mal3geblichen Griinde zu dokumentieren.

Festbetragsfinanzierung; Berechnung der voraussichtlichen Kosten

Zuwendungen fur Schulbaumal3nahmen werden zur Teilfinanzierung der zuwendungsfahigen Ausgaben mit einem
festen Betrag bewilligt (Festbetragsfinanzierung). Die Prifung hat gezeigt, dass die Kostenermittlungen in einer Reihe
von Félen Uber den tatséchlichen Ausgaben lagen.

In einem Fall wurden Gesamtkosten fir einen Bauabschnitt mit 3.426.000 € ermittelt. Tatséchlich abgerechnet wurde
die Umbaumal3nahme mit 2.282.000 €.

In einem anderen Fall wurden fir die Erweiterung einer Grundschule nach Prifung durch die Schulbehérde Kosten
von 1.547.000 € als forderfahig anerkannt. Die tatsachlichen Ausgaben nach Abschluss des Projekts betrugen jedoch
nur 1.435.000 €. Darlber hinaus ergaben die ortlichen Erhebungen, dass mindestens 38.900 € fur Bauunterhaltungs-
und Beschaffungsmal3nahmen verwendet worden waren. Die "Einsparung” ergab sich nach eigener Einschétzung des
Schultrégers zumindest zum Teil aufgrund des "genligend grof3en Kalkulationsrahmens' des beauftragten Architekten.

Abwicklung der Forder maRnahmen
Forderung durch mehrere Stellen des Landes

Bel einem Gymnasium wurde u.a. eine Sporthalle umgebaut. Im Untergeschoss der Sporthalle sind das Kreismedien-
zentrum, das Kreisarchiv und die AuRenstelle des Padagogischen Zentrums untergebracht. Fir den Umbau des Unter-
geschosses wurden vom Ministerium des Innern und fur Sport Zuwendungen von 203.600 € gewéhrt. Der Zuwen-
dungsempfénger hat es unterlassen, im Zuwendungsantrag fur die Schulbaumal3nahmen hierauf hinzuweisen. Eine
Abstimmung zwischen den Zuwendungsgebern ist aus diesem Grund unterblieben.

Vor zeitiger Baubeginn
Zuwendungen zur Projektférderung dirfen grundsétzlich nur fir noch nicht begonnene Vorhaben bewilligt werden.

Bel einer Schulbaumal3nahme waren im Jahr 1996 bereits Arbeiten fur die Sanierung der Fassaden und der Heizungs-
anlage fir rd. 1,12 Mio. € - bei zuwendungsféhigen Kosten von rd. 2,85 Mio. € - ausgefihrt worden. Die Einwilligung
zum vorzeitigen Baubeginn wurde erst mit Schreiben vom 2. Juni 1997 erteilt.
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Ausschreibung und Auftragsver gabe

In vielen Féllen wurde bei der Vergabe von Auftrégen von einer Offentlichen Ausschreibung abgesehen und statt-
dessen beschrankt ausgeschrieben oder freihandig vergeben. Dies betraf in 16 Fallen auch groRRere Auftrége mit einem
Gesamtwert von rd. 445.000 €, in einem Fall das gesamte Auftragsvolumen von 854.000 €.

Mehrfach wurde im Verlauf von Vergabeverfahren gegen vergaberechtliche B&stimmungenE verstof3en. So wurden
z.B. Nachweise fir die Beurteilung der Eignung des Auftragnehmers nicht gefordert. Niederschriften tber die Ver-
dingungsverhandlungen am Erdffnungstermin waren unvollstandig ausgefullt. In zwei Fallen waren Angebote nicht
gegen Anderungen gesichert.

Auftrége wurden vergeben, obwohl die entsprechenden Angebote hétten ausgeschlossen werden miissen . Mehrfach
wurde das Gebot der produktneutralen Ausschreibung nicht beachtet.

Das Ministerium hat erklért, dass es im Rahmen seiner Mdglichkeiten zusammen mit der Aufsichts- und Dienst-
leistungsdirektion auf die Einhaltung der Bestimmungen achten werde.

Bauausfiihrung

Die Zuwendung ist ausschlief3lich fir die im Bewilligungsbescheid festgelegten Mal3nahmen zu verwenden. Wesent-
liche Abweichungen von den Planungsunterlagen oder der Raumnutzung bediirfen vor ihrer Ausfilhrung der Zustim-
mung der Bewilligungsbehérde.

In mehreren Féllen entsprach die tatséchliche Bauausfihrung nicht den genehmigten Plénen. So wurden z.B. ein
Pausenhof ohne Genehmigung und an Stelle eines Fachraums fiir Bildende Kunst ein zweiter 71,16 m? groRer Musik-
raum gebaut. Zwei genehmigte Rampen fur den behindertengerechten Zugang und ein Behindertenaufzug kamen nicht
zur Ausfihrung.

Kunst am Bau

Bel Hochbaumafsnahmerﬁadie das Land durch Zuwendungen fordert, sollen Ausgaben fiir die kiinstlerische Ausgestal-
tung vorgesehen werden™.

In einem Fall wurde die Zuwendung durch die Bewilligungsbehdrde gekirzt, nachdem die Gemeindevertretung im
Verlauf der Baumal3nahme den Beschluss gefasst hatte, von einer kiinstlerischen Ausgestaltung abzusehen. In zwei
Féllen unterblieb die Ausgestaltung ebenfalls, ohne dass dies eine Kiirzung der Fordermittel zur Folge hatte.

Nachweis der Verwendung
Nachweisverfahren
Bei Schulbaumalinahmen ist fir den Nachweis der Verwendung ein vereinfachtes Verfahren vorgesehen E.

Die Schultrager legten teils vereinfachte Nachweise, teils erweiterte Nachweise nach den Allgemeinen Nebenbestim-
mungen zur Landeshaushaltsordnung vor.

Das Ministerium hat mitgeteilt, dass es auf ein einheitliches vereinfachtes Verfahren hinwirken werde.

Vorlage der Verwendungsnachweise

Die Verwendung von Landeszuwendungen ist innerhalb eines Jahrs nach Fertigstellung und Inbetriebnahme des
Schulgebaudes, spatestens jedoch ein Jahr nach Ablauf des Bewilligungszeitraums, nachzuweisen.

In zwei Féllen legten die Zuwendungsempfanger die Verwendungsnachweise erst 20 bzw. 32 Monate nach Abschluss
der Baumalnahme vor. In vier Féllen fehlten zum Zeitpunkt der 6rtlichen Erhebungen (1. Vierteljahr 2001) die Ver-
wendungsnachweise, obwohl die Mal3nahmen bereits zwischen Mai 1998 und Anfang 2000 abgeschlossen worden
waren.

14)
15)
16)

Verdingungsordnung fur Bauleistungen Teil A (VOB/A) und Verdingungsordnung fir Leistungen Teil A (VOL/A).
8§21 Nr. 1 Abs. 1i.V.m. 8§ 25 Nr. 1 Abs. 1 Buchst. b VOB/A.

Nr. 1 Verwaltungsvorschrift Uber die kunstlerische Ausgestaltung offentlich geforderter Hochbauten vom 9. Juni 1993 (MinBI.
S. 311; 1998 S. 558).

17 Vgl. VV Teil I Nr. 10.1 zu § 44 Abs. 1 LHO und Nr. 5.2.3 VV (iber den Bau von Schulen.
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Folgerungen

Der Rechnungshof hat gefordert,

a)

b)

0)
d)
e

f)

Zuwendungen nur bel Vollsténdigkeit der Antragsunterlagen zu bewilligen und Antrégen bei Fristiberschreitun-
gen nur in begriindeten Ausnahmeféllen zu entsprechen,

die Richtwerte zur Bemessung einer angemessenen Ausschépfung der Einnahmeguellen im Hinblick auf die ge-
stiegenen Real steuerhebesétze anzupassen,

Zuwendungen nur aufgrund abgesicherter Schillerprognosen zu gewéhren,
Antragsunterlagen sorgfaltiger zu priifen und die Férderung auf den erforderlichen Umfang zu begrenzen,
die fur die Hohe des Bemessungssatzes der Zuwendung malf3geblichen Griinde zu dokumentieren,

sicherzustellen, dass Auflagen und insbesondere Vergabebestimmungen von den Zuwendungsempfangern be-
achtet werden.

Die Stellungnahme des Ministeriums fir Bildung, Frauen und Jugend ist unter Nr. 2 dargestellt.
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Tz. 19 Unterrichtsorganisation und Wirtschaftsfihrung der Staatlichen Studienkollegsin Koblenz und

Speyer

Zu kleine Organisationseinheiten und fehlende Kooperation mit anderen Schularten wirkten
sich nachteilig aus.

Die Bemessung der Schulleitungspauschale war wenig bedar fsger echt.

Lehrkréfte erhielten ErmaRigungsstunden zum Ausgleich besonderer unterrichtlicher Belas
tungen, obwohl sieihre Unterrichtsver pflichtung nicht in vollem Umfang erfillten.

Am Speyer-Kolleg fielen 13,2 % des planmaRligen Unterrichts aus. Das war mehr alsviermal so
viel alsam Koblenz-K olleg.

Fur die Ubernachtungen im Wohnheim und die Verpflegung in der Kantine des Speyer-K ollegs
entstanden dem Land hohe Kosten. Zumindest fir das Wohnheim besteht kein Bedarf mehr.

Eine Pfortnerloge war ohne sachliche Notwendigkeit rund um die Uhr besetzt.

Allgemeines

Die Staatlichen Studienkollegs in Kablenz und SpeyerEl sind Einrichtungen des Zweiten Bildungsweges mit dem
Status besonderer staatlicher Schulen™. Ziel der Ausbildung ar%KoIIeg ist es, Erwachsene mit Berufserfahrung regel-
maldig in drei Jahren zur algemeinen Hochschulreife zu fihren™. Der Bildungsgang beginnt am 1. August eines jeden
Jahres und gliedert sich in die Einftihrungsphase (Klassenstufe 11) und das Kurssystem (Klassenstufen 12 und 13).

Der Rechnungshof hat fir das Schuljahr 1999/2000 die Organisation, die Bildung von Klassen, Lerngruppen und
Arbeitsgemeinschaften, den Einsatz der Lehrkréfte, die Vergabe von Anrechnungsstunden sowie Umfang und Griinde
des tatséchlichen Unterrichtsausfalls bei den Kollegs gepruft.

Untersucht wurde auch die Wirtschaftlichkeit des Wohnheims und des Kantinenbetriebs beim Staatlichen Speyer-
Kolleg.

Wesentliches Ergebnisder Prifung
Entwicklung der Kollegiatenzahlen; GroRe der Organisationseinheiten

Beim Koblenz:Kolleg besteht seit dem Schuljahr 1996/1997 neben dem Bildungsgang ein Abendgymnasium als
Schulversuch™. Am Speyer-Kolleg wurde ab 1. Februar 1998 erstmals seit zwolf Jahren wieder ein Vorkurs zur
Vorbereitung auf den Bildungsgang eingerichtet.

Die Zahl der Kollegiaten hat sich wie folgt entwickelt:

Schuljahr 92/93 | 93/94 |94/95 |95/96 |96/97 |97/98 |98/99 |99/00 | 00/01
Staatliches Speyer-Kolleg 200 162 141 | 139 132 | 107 126 | 132 | 150

Staatliches Koblenz-Kolleg
(ohne Abendgymnasium) 141 120 103 | 116 125 | 138 136 | 125 | 122

Summe Kollegiaten 341 282 244 | 255 257 | 245 262 | 257 | 272
Abendgymnasium 0 0 0 0 17 27 37 49 49
Zusammen 341 282 244 | 255 274 | 272 299 | 306 | 321

1
2)

Einzelplan 15 Ministerium fur Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung, Kapitel 15 28 Einrichtungen des Zweiten Bildungsweges.

§ 71 Abs. 1 Nr. 1 Schulgesetz (SchulG) vom 6. November 1974 (GVBI. S. 487), zuletzt geéndert durch Gesetz vom 26. Septem-
ber 2000 (GVBI. S. 415), BS 223-1.

§ 2 Landesverordnung tber die Aufnahme und den Bildungsgang an den Kollegs vom 4. Juli 2001 (GVBI. S.164, BS 223-1-43).

Der Schulversuch, der zundchst fur die Dauer von drei Aufnahmejahren vorgesehen war, ist nach Auskunft des Ministeriums
mittlerweile um vier Jahre verlangert worden.

3
4
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Ohne Berticksichtigung der Vorkurse und des Abendgymnasiums haben sich die Kollegiatenzahlen seit Jahren nicht
wesentlich veréndert.

Im Schuljahr 1999/2000 wurden am Speyer-Kolleg 132 Kollegiaten von 13,75 VoIIzeitIehrkréftenEi, am Koblenz-Kol-
leg (mit Abendgymnasium) 174 Kollegiaten von 15,4 Vollzeitlehrkréften™ ausgebildet. Die geringe Zahl von Kolle-
giaten an den Standorten war aus padagogischer Sicht von Nachteil und unwirtschaftlich:

- Die Zahl der Kollegiaten war fur die Bildung von Grundkursen zu gering. Deshalb mussten in Koblenz zwei
jahrgangslibergreifende Grundkurse, in Speyer einer gebildet werden. Drei Grundkurse wurden in Koblenz und
einer in Speyer zu Leistungskursen aufgestockt.

- In zu kleinen Lehrerkollegien sind fachp&dagogischer Erfahrungsaustausch und sinnvolle Vertretungsregeln
meist nicht moglich.

- Darlber hinaus war die Kollegiaten-Lehrer-Relation (Kollegiaten je Vollzeitlehrkraft) der Kollegs mit %6 (auf
eine Vollzeitlehrkraft entfielen 9,6 Kollegiaten) in Speyer und 9,7 in Koblenz (ohne Abendgymnasium)™ deut-
lich niedriger, als die Schiler-Lehrer-Relation bei den Sekundarstufen Il anderer Schularten™. Nur bei den
Sonderschulen ist die Schiler-Lehrer-Relation mit 7,1 noch niedriger. Im Flér‘gebnis sind die Personalkosten fur
Lehrkréfte je Kollegiat zwei- bis dreimal so hoch wie bei anderen Schularten™.

Durch die organisatorische Anbindung an eine andere Schulart oder Kooperation mit Sekundarstufen |1 anderer Schul-
arten kann die Situation der Kollegs verbessert werden.

Das Ministerium hat mitgeteilt, aufgrund der unterschiedlichen Ausbildungsstrukturen sei eine organisatorische Ver-
bindung oder eine durchgangige Zusammenarbeit mit anderen Schularten nicht mdglich. Es werde sich jedoch bei
zwei Einrichtungen anderer Lander, in denen eine organisatorische Verbindung zwischen Regelschule und Zweitem
Bildungsweg bestehe, tiber die Mdglichkeiten der Integration informieren. Jedenfalls solle die organisatorische Koope-
ration mit benachbarten Schulen beim Einsatz von Lehrkraften ausgebaut werden.

Unterrichtsorganisation
Anrechnungsstunden

Die Unterrichtsverpflichtung der Lehrkréfte ergibt sich aus dem Regelstundenmafsm. Fur die Wahrnehmung von
Funktionen und Sonderaufgaben sowie fur besondere unterrichtliche Belastungen kann die Zahl der zu erteilenden
Unterrichtsstunden einer Lehrkraft verringert werden (Stundenanrechnung).

Anrechnungsstunden fir Schulleitungsaufgaben

Im Gegensatz zu allen anderen Schularten, bei denen sich die Schulleitungspauschale an der Gréfe der Schule orien-
tiert, wird bei den Kollegs groRenunabhéngig die Schulleitung um 28 Unterrichtsstunden je Woche entlastet. Eine Ver-
anderung der Kollegiatenzahl wirkt sich ebenso wenig auf die Schulleitungspauschale aus wie zusétzliche Belas-
tungen, z.B. durch Abendgymnasium oder Vorkurse.

5)
6)
7

12 Vollzeitlehrkréfte und 5 weitere Lehrkréfte mit zusammen 42 Lehrerwochenstunden, das entspricht 1,75 Vollzeitlehrkraften.

9 Vollzeitlehrkréfte und 16 weitere Lehrkréfte mit zusammen 153 Lehrerwochenstunden, das entspricht 6,4 Vollzeitlehrkréften.

Bel 12,9 Lehrkréften; bei Berticksichtigung des Abendgymnasiums und 15,4 Lehrkréften erhoht sich die Schiller-Lehrer-Relation auf
11,3.

Die Schiler-Lehrer-Relation in den Sekundarstufen |l betrégt bei Gymnasien 12,2 und bel integrierten Gesamtschulen 11,5. Berufs-
bildende Schulen haben eine Schiller-Lehrer-Relation von 13,2.

Nach den Berechnungen des Ministeriums fur Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung (Drucksache 13/5607) betragen die jéhr-
lichen Personalkosten je Schiiler

8

9

- in der Sekundarstufe Il fur Gymnasien 4169 €,
- in der Sekundarstufe |1 der integrierten Gesamtschulen 3.329€,
- an offentlichen Kollegs 10.794 €.

10) Das Regelstundenmall der an den Staatlichen Studienkollegs eingesetzten Lehrkréfte betragt 24 Wochenstunden, vgl. 83 Abs. 1

Nr. 3 Lehrkréfte-Arbeitszeitverordnung (LehrArbZVO) vom 30. Juni 1999 (GVBI. S. 148, BS 2030-1-4).
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Das Ministerium hat erklért, die Kollegleitungspauschale werde in die - vom Rechnungshof angeregte“ﬂ- Prifung
einer generellen Neugestaltung der Schulleitungspauschal en einbezogen werden.

2.23  Anrechnungspauschale fiir besonder e unterrichtliche Belastungen und Sonder aufgaben

Die Kollegs erhalten zum Ausgleich fir besondere unterrichtliche Belastungen und fr schulbezogene Sonderaufgaben
eine Anrechnungspauschale. Die Pauschale in Unterrichtsstunden entspricht der Halfte der Zahl der Vollzeitlehrer-
fale.

Im Schuljahr 1999/2000 endete der Unterricht in den Abschlusskursen am 11. April 2000. Neun Lehrkréfte erfiillten
deswegen nicht ihre Gesamt-Unterrichtsverpflichtung; trotzdem erhielten finf je eine Anrechnungsstunde, obwohl bel
der Bemessung von Anrechnungsstunden Entlastungen durch vorzeitige Entlassungen der Kollegiatinnen und Kolle-
giaten zu berticksichtigen sind.

Das Ministerium hat erklart, der beim Koblenz-Kolleg bereits praktizierte Abgleich von Entlastungen mit Anrech-
nungsstunden werde kiinftig auch am Speyer-Kolleg beriicksichtigt werden.

2.3 Tatsachlicher Unterrichtsausfall

Bei einem Lehrerwochenstunden-Soll von 362 Stunden und einem Ist von 339 Stunden betrug der strukturelle Unter-
richtsausfall im Schuljahr 1999/2000 in Koblenz 6,4 %. In Speyer waren es bei eéinem Soll von 315 und einem Ist von
287 Wochenstunden 8,9 %.

Dagegen lag der tatséchliche Unterrichtsausfall in Koblenz mit insgesamt 440 Wochenstunden bei 3,2 %, in Speyer
aber mit 1.437 Wochenstunden bei 13,2 %.

1
Der Rechnungshof hat zuletzt im Jahresbericht 2000 trsachenfirtatsichtichertnterrichtsansfattmd-vrogch———————

keiten zu seiner Begrenzung aufgezeigt. Bei der Prifung der Kollegs wurden dartiber hinausgehende Ursachen fest-
gestellt.

2.3.1 Kursarbeitswochen

Wahrend zwei sog. Kursarbeitswochen in jedem Schulhalbjahr fand am Speyer-Kolleg kein Unterricht im Kurssystem
statt. Im Schuljahr 1999/2000 fielen dadurch insgesamt 358 Wochenstunden Unterricht aus. Beim Koblenz-Kolleg
wurden derartige Kursarbeitswochen nicht praktiziert.

Die Kursarbeitswochen werden aufgrund der Hinweise bei der Prifung nicht mehr durchgefihrt.

2.3.2 Unterrichtsausfall wegen geringer Teilnehmerzahlen

Beim Speyer-Kolleg lieflen Lehrkréfte Unterricht ausfallen, wenn ihnen die Zahl der anwesenden Kollegiaten zu ge-
ring erschien. Diese Lehrkréfte kamen insoweit ihrer Unterrichtsverpflichtung nicht nach.

Nach Auffassung des Rechnungshofs war auch in diesen Féllen Unterricht zu erteilen.
Das Ministerium hat mitgeteilt, der Einwand des Rechnungshofs werde berticksichtigt werden.

24 Haushalts- und Wirtschaftsfilhrung beim Speyer-Kolleg
24.1 Wohnheim

Dem Staatlichen Speyer-Kolleg war im Prifungszeitraum ein Schilerheim (Wohnheim) angeschlossen. Wohnheime
sollen den Heimbewohnern fir die Dauer ihres Schulbesuchs eine preisgunstige Unterkunft mit Verpflegung bieten
und den Ausbildungserfolg sichern helfen™. Die Verwaltung des Wohnheims obliegt nach der Wohnheimordnung
dem Leiter des Kollegs. Durch Schreiben vom 16. Mai 2000 hat das Ministerium fir Bildung, Wissenschaft und
Weiterbildung die Verwaltung auf das Institut fir schulische Fortbildung und schulpsychologische Beratung Uber-
tragen.

1) Vgl. Jahresbericht 2000, Tz. 20 (Drucksache 13/6750), Stellungnahme der Landesregierung hierzu (Drucksache 13/7008 S. 14),

Beschlussempfehlung und Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses (Drucksache 14/251 S. 11) und Beschluss des Landtags
vom 20. September 2001 (Plenarprotokoll 14/9 S. 475).

12§ 2 Wohnheimordnung vom 22. April 1978 (GVBI. S, 250, BS 223-1-32).
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Nutzung des Wohnheims; geplante Sanierung

Von urspriinglich sieben Geschossen (74 Einzel- und 72 Doppelzimmer) mit einer Flache von 2.266 m? wurden im
Prifungszeitraum nur noch das dritte und vierte Obergeschoss al's Wohnraum fiir Kollegiaten genutzt.

Das Erdgeschoss diente der Unterbringung der Wohnheimverwaltung. Das erste, zweite und funfte Obergeschoss
stand ausschlieRlich furr Ubernachtungen von Lehrgangsteilnehmern des I nstituts fiir schulische Fortbildung und schul-
psychologische Beratung und von Gasten zur Verfiigung. Im sechsten und siebten Obergeschoss hat das Institut bereits
seit Anfang der 80er Jahre seine Verwaltung eingerichtet.

Da die Unterbringungsméglichkeiten im Wohnheim dem Standard der 60er Jahre entsprechen, wurden im Haus-
haltsjahr 1998 Mittel fir die Sanierung der Sanitaranlagen in den vom Institut genutzten Stockwerken des Wohnheims
bereitgestellt. Im Rahmen der Durchfihrungsplanung fir diese MaRnahme kam der Landesbetrieb "Liegenschafts- und
Baubetreuung" zu dem Ergebnis, dass eine Beschrankung der Sanierung auf die Sanitéreinrichtungen im ersten und
zweiten Obergeschoss unwirtschaftlich sei. Vielmehr seien eine Komplettsanierung und Modernisierung des gesamten
Gebéudelﬁpl exes notwendig. Zuvor sei eine grundsétzliche Entscheidung Gber die kiinftige Nutzung des Gebaudes
zu treffen™—.

Nach den im Folgenden aufgezeigten Feststellungen des Rechnungshofs sind zum einen die tatséichlichen Ubernach-
tungskosten bereits ohne die Sanierungskosten sehr hoch, zum anderen zeigt der geringe Auslastungsgrad, dass fur
eine Sanierung zu Wohnzwecken kein Bedarf besteht.

Uber nachtungs- und Ver pflegungskosten

Fur das Wohnheim des Speyer-Kollegs entstanden im Jahr 1999 Personalkosten von 260.000 € und Sachkosten von
278.000 €. Die Persona- und Sachkosten anderer mit dem Wohnheim befasster Stellen (Institut fir schulische Fort-
bildung und psychologische Beratung, ehemalige Bezirksregierung, Ministerium), die Abschreibung des Wohnheim-
gebaudes sowie kakulatorische Zinsen wurden bei der Ermittlung der Gesamtkosten nicht berticksichtigt.

Bei insgesamt 12.384 Ubernachtungen im Jahr 1999 ergaben sich durchschnittliche Kosten von 43,44 € je Uber-
nachtung. Fur die im Wohnheim untergebrachten Kollegiaten kommen zu diesem Betrag noch Verpflegungskosten
von 27,50 € pro Tag.

Den jahrlichen Kosten fiir Ubernachtung und Verpflegung von mehr als 19.000 € je Kollegiat stehen Einnahmen von
2.154 € (Einzelzimmer) und 2.374 € (Einzelunterbringung im Doppel zimmer) gegentiber.

Infolge des Riickgangs der Zahl der Kollegiaten, die im Wohnheim untergebracht sind, von durchschnittlich 44 im
Prifungszeitraum auf 26 im September 2000 haben sich die rechnerischen Kosten einer Ubernachtung weiter erhoht.

Bedarf an Uber nachtungsméglichkeiten

Seit Inbetriebnahme eines gemeinsamen Wohnheims fur die Deutsche Hochschule fir Verwaltungswissenschaften,
das Institut fir schulische Fortbildung und schulpsychol ogische Beratung und das Fiihrungskolleg des Ministeriums
des Innern und fur Sport im Jahr 1998 stehen dem Institut in Speyer 44 moderne Einzelzimmer mit Dusche und Toi-
lette zur vorrangigen Belegung zur Verfiigung. Das Institut hat wiederholt erkl&rt, aus seiner Sicht bestehe kein Bedarf
mehr an Unterbringungsmdglichkeiten im Wohnheim des Kollegs. Auch sonstige Gaste wiirden dort mittlerweile nicht
mehr untergebracht.

Ob fur die Unterbringung von Kollegiaten im Wohnheim noch Bedarf besteht, erscheint fraglich. Das Wohnheim
sollte urspriinglich Bewerbern aus weiter entfernten Landesteilen die Moglichkeit des Kollegbesuchs erdffnen. Von
den 26 am 1. September 2000 im Heim wohnenden Kollegiaten kam nahezu die Héfte aus dem néheren Einzugs-
bereich von Speyer ®*. Der einzige Kollegiat, dessen Wohnort in tber 100 km Entfernung lag, kam aus dem Einzugs-
bereich des Koblenz-Kollegs.

Die Leitung des Speyer-Kollegs hélt den weiteren Betrieb des Wohnheims nicht fir erforderlich. Aus padagogischer
Sicht sei eine Trennung von Schule und Wohnen zu empfehlen.

13)
14)

Vgl. Drucksache 13/5821.

Biszu 15 km sechs Kollegiaten,
von 15 km bis zu 30 km sechs Kollegiaten,
von 30 km bis zu 50 km zwolf Kollegiaten,
von 50 km bis zu 100 km ein Kollegiat und

Uber 100 km ein Kollegiat.
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Das Ministerium will den Betrieb des Wohnheims insgesamt aufgeben und das Gebaude voraussichtlich bis zum Ende
des Schuljahrs 2003/2004 einer anderen Nutzung zuf ihren.

Kantine

Das Land betreibt auf dem Schulgrundstiick des Speyer-Kollegs eine Kantine, die seit 1994 von einem Unternehmen
bewirtschaftet wird. Das Unternehmen beschafft auf eigene Rechnung Lebensmittel, verarbeitet sie und gibt die ferti-
gen Speisen aus. Das Land stellt die fur den Kantinenbetrieb erforderlichen Kiichen- und Speiserdume, die Ausstat-
tung und (derzeit) Gberwiegend das Kiichenpersonal. Es erstattet dem Unternehmen dartiber hinaus dessen Personal-
und Sachkosten (mit einem Gewinnzuschlag) und zahlt eine Dienstleistungsvergitung.

Kosten der Verpflegung

Die Kosten fur den Bereich Kiiche/Kantine betrugen im Jahr 1999 insgesamt 501.720 €. In diesem Zeitraum wurden
50.961 Mahl zeiten ausgegeben. Davon entfielen 13.509 auf Frihstlick, 24.158 auf Mittagessen und 13.294 auf Abend-
essen.

Umgerechnet ergeben sich tagliche Kosten in Hohe von 27,50 € fur Vollverpflegung.

Die Gebuhren fir das Kantinenessen sind nach TeiInehmergruppenE”)| gestaffelt. Bei Tagessétzen von 4,60 € bis
10,23 € entsteht eine Unterdeckung von 17,27 € bis 22,90 € pro Tag. Diese wére nur vertretbar, wenn das Land ver-
pflichtet wére, eine Kantine vorzuhalten. Eine solche Verpflichtung kann jedenfalls nicht aus der Wohnheimordnung
abgeleitet werden. AuRBerdem ist zu berticksichtigen, dass die in unmittelbarer Nachbarschaft liegende Mensa der
Deutschen Hochschule fur Verwaltungswissenschaften von Kollegiaten und Lehrgangsteilnehmern genutzt werden
kann.

Das Ministerium hat mitgeteilt, es werde die Moglichkeit neuer Vertragsgestaltungen in Kooperation mit der Deut-
schen Hochschule fur Verwaltungswissenschaften prifen.

Pfortendienst

In einem Flur zwischen Kollegraumen und Kantine/Wohnheim befindet sich eine rund um die Uhr besetzte Pfort-
nerloge. Das Speyer-Kolleg beschéftigt vier Pfortner, die im Ubrigen lediglich Kontrollgange und Hilfstétigkeiten fir
den Hausmeister ausfhren.

Sachliche Griinde fir die Notwendigkeit eines Pfortnerdienstes konnten nicht genannt werden.

Das Ministerium hat mitgeteilt, der Pfortendienst sei bereits eingestellt und die Pfortner seien mit anderen Aufgaben
betraut.

Folgerungen

Der Rechnungshof hat gefordert,

a) Maoglichkeiten zur Verbesserung der Organisation der Staatlichen Studienkollegs zu prifen,
b) die Schulleitungspauschale fiir Kollegs neu zu gestalten,

c) bei der Vergabe von Anrechnungsstunden Entlastungen durch Wegfall von Unterrichtsverpflichtungen in Ab-
schlusskursen zu beriicksichtigen,

d) sicherzustellen, dass Unterricht nicht durch Kursarbeitswochen oder wegen geringer Teillnehmerzahlen ausfallt,
e) dternative Nutzungsmadglichkeiten fir das Wohnheim zu prifen,
f)  den Betrieb der Kantine unter den derzeitigen Konditionen nicht fortzufihren,

g) dieBesetzung der Pforte aufzugeben.

Die Stellungnahme des Ministeriums fir Bildung, Frauen und Jugend ist unter Nr. 2 dargestellt.

15) Zum Zeitpunkt der Prifung entfielen etwa 20 % der ausgegebenen Mahlzeiten auf Kollegiaten, 70 % auf Teilnehmer von Veran-

staltungen der Lehrerfortbildung und 10 % auf sonstige Dritte.
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Tz. 20 Zuwendungen fir den Bau wasserwirtschaftlicher Anlagen

Die zweckentspr echende Verwendung von teilweise schon vor mehr als zehn Jahren bewilligten
Fordermitteln in Héhe von 179 Mio. € war nicht nachgewiesen oder von der Verwaltung nicht

gepr Uft.

Die Abwasser beseitigungsanlage eines Wochenendhausgebiets in der Verbandsgemeinde Eich
mit Kosten von 5,5 Mio. € wurde geférdert, obwohl derartige Gebiete nicht der Grundsicherung
des Wohnbedarfs dienen und deshalb allgemein nicht férderungsfahig sind. Entgegen der allge-
meinen Regelung wurden dabei auch Aufwendungen von 2,1 Mio. € fur die Herstellung von
Hausanschliissen in die Forderung einbezogen. Es wurden Fordermittel von insgesamt
3,3 Mio. € nicht sachger echt verwendet.

Fordermittel wurden fur nicht zuwendungsfahige Aufwendungen in Hoéhe von 0,75 Mio. € in
Anspruch genommen.

Allgemeines

Wasserwirtschaftliche Maldnahmen werden vom Land geférdert. Bei Anlagen der Wasserversorgung und der
Abwasserbeseitigung soll den Uberwiegend kommunalen Bautrdgern durch die Gewéhrung von Zuwendungen die
Moglichkeit eréffnet werden, die Nutzungsentgelte so zu gestalten, dass die Einwohner nicht unzumutbar, belastet
werden. Naheres zu Férdergegenstand, Umfang und Verfahren sind in einer Verwaltungsvorschrift festgelegt™.

Der zweckgmtsprechende Einsatz der Fordermittel wird wegen des hohen Finanzvolumens von jéhrlich weit Uber
100 Mio. €% regelméflig vom Rechnungshof gepruft. Die Prifungen werden bei der Bewilligungsstelle, den mit der
Auszahlung der Fordermittel und der Prifung der Verwendungsnachweise beauftragten Stellen und im Einzelfal bei
den Zuwendungsempfangern durchgefiihrt.

Im Jahr 2001 war bei der Struktur- und Genehmigungsdirektion Siid (Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirt-
schaft und Bodenschutz Mainz) eine projektbezogene Priifung der Verwendung von Zuwendungen fir wasserwirt-
schaftliche Mal3nahmen vorgesehen. Diese Priifung konnte jedoch wegen fehlender oder unzureichender Unterlagen
nicht durchgefthrt werden.

In einem gesonderten Verfahren wurde der Bau wasserwirtschaftlicher Anlagen in der Verbandsgemeinde Eich
gepruft. Die Prufung erstreckte sich auf das Bewilligungsverfahren, den zweckentsprechenden Einsatz der Forder-
mittel sowie die Abwicklung der Mal3nahmen von der Planung und Ausschreibung bis zur Abrechnung.

Wesentliches Ergebnisder Prifung
Verwendungsnachweise

Im Rahmen einer Prifung der Bewilligung und Verwendung von Zuwendungen fir wasserwirtschaftliche Mal3nahmen
in den Jahren 1993/1994 bei dem Staatlichen Amt fir Wasser- und Abfallwirtschaft Mainz (\V orgéngereinrichtung der
Regional stelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft und Bodenschutz Mainz) wurde festgestellt, dass

- 143 Verwendungsnachweise mit einem Gesamtfdrdervolumen von 55 Mio. € der Jahre 1985 bis 1992 vorlagen,
die von dem Amt noch nicht geprift waren,

- 130 Verwendungsnachweise von den Zuwendungsempfangern noch nicht erstellt waren.
Eine projektbezogene Priifung war daher in diesen Fallen nicht mdglich.

Die geprifte Stelle hatte im Beantwortungsverfahren damals mitgeteilt, dass aufgrund personeller und organisato-
rischer Mal3nahmen ein zligiger Abbau der Ruckstdnde zu erwarten sei. Die Mal3nahmetréger wirden an ihre Pflichten
zur Vorlage der Verwendungsnachwei se erinnert und auf die Méglichkeit der Riickforderung der Zuwendungen hinge-
wiesen. Erforderlichenfalls werde sie Férdermittel zuriickfordern.

b Im Priifungszeitraum war die Verwaltungsvorschrift des Ministeriums fir Umwelt vom 3. November 1992 (MinBI. S. 425), zuletzt

geéndert durch Verwaltungsvorschrift des Ministeriums fir Umwelt und Forsten vom 3. Januar 1996 (MinBlI. S. 20) anzuwenden.
Einzelplan 14 Ministerium fir Umwelt und Forsten, Kapitel 14 02 Allgemeine Bewilligungen, Titel 853 51 Darlehen zur Forderung
von Wasserversorgungs- und Abwasserbeseitigungsanlagen sowie Zinszuschiisse, Titel 883 51 Zuweisungen zur Forderung von
Wasserversorgungs- und Abwasserbeseitungsanlagen, Kapitel 14 12 Vollzug der Abwasserabgabengesetze, Titel 853 01 Darlehen fur
Manahmen zur Erhaltung oder Verbesserung der Gewassergiite gemal § 13 Abwasserabgabengesetz.

2)
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Bei der erneuten Prifung im Jahr 2001 konnten projektbezogene Erhebungen wiederum nicht durchgefiihrt werden,
weil nach wie vor Verwendungsnachweise fehlten oder von der Verwaltung noch nicht gepriift waren. Im Vergleich zu
den Jahren 1993/1994 hatte sich die Situation sogar noch verschlechtert. Es waren erheblich héhere Ricksténde zu
verzeichnen. Im September 2001 stellte sich die Sachlage wie folgt dar:

- 170 Verwendungsnachweise mit einem Fordervolumen von Uber 89 Mio. € der Jahre 1985 bis 1996 lagen vor,
waren aber von der Verwaltung noch nicht gepriift,

- 217 Verwendungsnachweise mit eéinem Fordervolumen von Uber 90 Mio. € der Jahre 1985 bis 1999 waren von
den Zuwendungsempféngern noch nicht erstellt.

Einige Mal3nahmetréger legten schon seit Jahren keine Verwendungsnachweise mehr vor, ohne dass dies Auswir-
kungen auf die Auszahlung von Fordermitteln in den Folgegjahren hatte. So war z.B. die Verbandsgemeinde Alzey-
Land mit der Vorlage von 21 Verwendungsnachweisen mit Forderbetrégen von Uber 15 Mio. € fir die Jahre 1991 bis
1999 im Ruckstand. Von diesem Mal3nahmetrager waren darliber hinaus weitere 28 Verwendungsnachweise mit
einem Gesamtférderbetrag von anndhernd 19 Mio. € der Jahre 1985 bis 1993 ungepriift. Somit waren an einen Zuwen-
dungsempfanger insgesamt 34 Mio. € Fordermittel ohne Priifung des zweckentsprechenden Mittel einsatzes ausgezahit.

Bindende haushaltsretﬁtliche Verwaltungs/orschriften und die sie ergénzende Verwaltungsvorschrift der Wasser-
wirtschaftsverwaltung™ wurden Uber Jahre von der mit der Auszahlung der Fordermittel und der Prifung des zweck-
entsprechenden Einsatzes dieser Mittel beauftragten Stelle nicht beachtet. Die Regionalstelle hat die bewilligende
Stelle, das Ministerium fur Umwelt und Forsten, in den Stellungnahmen zu den Forderantrégen auf die fehlenden Ver-
wendungsnachweise hingewiesen. Gleichwohl wurden die beantragten Fordermittel bereitgestellt. Die Regionastelle
hat danach offenbar keinen zwingenden Handlungsbedarf gesehen.

Das Ministerium hat angeordnet, dass die ausstehenden Verwendungsnachweise eingefordert und alle Verwendungs-
nachweise ziigig gepriift werden. Darliber hinaus wurde die Struktur- und Genehmigungsdirektion Siid angewiesen,
fir die Folgejahre bewilligte Mittel erst nach ordnungsgemal3er Vorlage der V erwendungsnachwei se auszuzahlen.

Forderung einer Abwasser beseitigungsanlage in einem Wochenendhausgebiet in der Verbandsgemeinde Eich

Die Verbandsgemeinde Eich beantragte fur die Jahre 1993 bis 1997 fir die erstmalige Herstellung einer Abwasser-
beseitigungsanlage im Wochenendhausgebiet "Eicher See" eine Zuwendung zur Finanzierung der Gesamtkosten von
5,5 Mio. €EBetroffen ist ein Naherholungsgebiet mit mittlerweile 660 Wochenendhausparzellen auf einer Flache von
96 Hektar ®, das regelméfdig von 100 Personen und von bis zu 7.000 Personen an Wochenenden und in der Ferienzeit
genutzt wird. Obwohl nach den Festsetzungen des Bebauungsplans keine dauerhafte wohnliche Nutzung zugelassen
ist, sind in dem Gebiet rd. 100 Personen mit Hauptwohnsitz gemeldet.

Das Wochenendhausgebiet liegt im Bereich eines Uberschwemmungsgebiets am linken Ufer des Rheins zwischen
Worms und Guntersblum. Durch gewerblichen Kiesabbau ist ein kiinstliches Gewasser, der Eicher See, mit Verbin-
dung zum Rhein entstanden. Fir das in den funfziger Jahren zunachst durch Erholungssuchende und Badegéaste
genutzte und danach durch "wilde Bebauung" entstandene Wochenendhausgebiet wurde im Jahr 1968 ein Bebauungs-
plan aufgestellt. Das gesamte Wochenendhausgebiet einschliefflich der Seeflache wurde im Jahr 1974 in ein Trink-
wasserschutzgebiet fr die Stadtwerke Mainz einbezogen.

Die in dem Gebiet anfallenden Abwasser wurden zunéchst in Gruben gesammelt. Die verstdrke Nutzung des Nah-
erholungsgebiets flhrte zu einer verminderten Wasserqualitét des Eicher Sees. Durch eine starke Anreicherung mit
Nahrstoffen (Eutrophierung) verschlechterte sich dieser Zustand zunehmend. Die Wasserbehorde forderte daher Mitte
der achtziger Jahre zur Verbesserung der Wasserqualitét und zum Schutz der Trinkwasservorkommen eine geordnete
Beseitigung der Abwaésser. Sie sollten Uber eine Kanalisation einer Klédranlage auferhalb des Wochenendhausgebiets
zugefuhrt werden. Wegen der Randbedingungen (Hochwasser, unguinstige Topographie, fehlende Strom- und Wasser-
versorgung) kam fur die Abwasserbeseitigung nur das Verfahren der Unterdruckentwésserung (Vakuumverfahren) in
Betracht. Hierbei wird ausschliefflich das héusliche Schmutzwasser entsorgt, das Niederschlagswasser versickert
weiterhin in der Flache.

Das Ministerium fir Umwelt und Forsten stellte fur die Ma3nahme Zuwendungen in Héhe von 3,3 Mio. € bereit, das
sind 60 % der Gesamtkosten.

Im Bereich der Abwasserbeseitigung werden die Herstellung und der Ausbau von Abwasseranlagen gefordert, soweit
sie zum Schutz der Gewasser vor Verunreinigung erforderlich sind und nicht der ErschliefRung neuer oder der
Erweiterung vorhandener Baugebiete dienen. Die Hohe der Forderung ist grundsétzlich unabhéngig von der Art des

3
4
5)

VV Nrn. 10 und 11 zu § 44 Abs. 1 LHO und VV Tell II/Anlage 1 Nrn. 7 bis9 zu § 44 Abs. 1 LHO.
Nr. 8.4 Verwaltungsvorschrift des Ministeriums fir Umwelt vom 3. November 1992 (MinBlI. S. 425).
Einschliefflich der Seefléche von 60 ha.



2.3

24

-94-

Erschlieffungsgebiets. Da die Bereitstellung von staatlichen Mitteln einen Beitrag zur Daseinsvorsorge darstellt, dirfen
nach der Verwaltungsvorschrift Zuwendungen nur zu Ausgaben fir dem Wohl der Allgemeinheit dienende Vorhaben
gewahrt werden. Folgerichtig sind zum Beispiel Anlagen oder Anlagenteile von abwasserintensiven Betrieben von
einer Forderung ausgenommen. Durch Gewahrung von Zuwendungen soll eine dauerhafte und durchgehende wohn-
liche Nutzung von Grundstiicken (Gebaduden) unter Sicherstellung einwandfreier hygienischer Verhdtnisse - as
Grundbedurfnis - gewahrleistet werden.

Diese Voraussetzungen sind bei Wochenendhausgebieten nicht erfiillt, denn diese dienen nicht der Grundsicherung
des Wohnbedarfs. Solche Gebiete sind durch eine vereinzelte, in der Regel kurzzeitige, oft unterbrochene Nutzung zur
Erholung oder zur Freizeitgestaltung gekennzeichnet.

Zwar dient der Bau und Betrieb von Abwasserbeseitigungsanlagen in Wochenendhausgebieten dem Schutz der Ge-
waésser vor Verunreinigung und damit offentlichen Zwecken; an eine finanzielle Beteiligung des Landes an den Her-
stellungskosten ist jedoch bei dem in der Verwaltungsvorschrift g%mnnten Forderzweck nicht gedacht. Deshalb war in
der Vergangenheit die Erschlief3ung von Wochenendhausgebieten™ ausdriicklich von einer Forderung ausgeschlossen.
In der seit 1992 geltenden Verwaltungsvorschrift fehlte eine entsprechende Regelung. Griinde fiir eine Anderung der
Forderpraxis waren nicht erkennbar.

Das Ministerium hat mitgeteilt, dass in der ab dem Jahr 2000 geltenden Verwaltungworschrift die Férderung von
" Sondernutzungsgebieten” (dazu zdhlen auch Wochenendhausgebi ete) ausgeschlossen wurde.

Forderung von Hausanschlusskosten

In die Verwendungsnachweise fur die Abwasserbeseitigung in dem Wochenendhausgebiet mit Gesamtkosten von
5,5 Mio. € wurden Aufwendungen von 2,1 Mio. € fur die Herstellung von Hausanschliissen aufgenommen und als
forderfahig anerkannt, obwohl nach Nr. 7.3 der Verwaltungsvorschrift solche Investitionen den nicht zuwendungs-
fahigen Kosten zugeordnet sind. Die Bewilligungsbehorde hatte, nach anfénglicher Ablehnung, aus technischen Griin-
den der Einbeziehung der Hausanschlisse in die Forderung zugestimmt, weil das Vakuumsystem a's Einheit zu sehen
sei. Unterbrechungen des Vakuums seien systembedingt technisch und tatséchlich nicht méglich. Alle Anlagenteile
zusammen gehorten zum Gesamtsystem der 6ffentlichen Abwasseranlage.

Der Rechnungshof wies darauf hin, dass Hausanschliisse den Ubergang von der Hausentwésserung zum Leitungsnetz
bilden und der Entwasserung des jeweiligen Grundstiicks dienen. Die Tatsache, dass aufgrund des Vakuumentwasse-
rungssystems fiir die Hausanschliisse besondere Bauteile verwendet werden mussten, kann eine Forderfahigkeit nicht
begriinden. Auch die technische Notwendigkeit, dass die Hausanschllisse und das Leitungsnetz systembedingt aufein-
ander abgestimmt sein missen, fuhrt zu keiner anderen Bewertung. Das Vakuumentwasserungssystem ist auch ohne
den einzelnen H schluss funktionsfahig. So kann z.B. jeder Hausanschluss manuell durch eine eingebaute Siche-
rungsmoglichkeit™ abgesperrt werden, ohne dass dadurch das Gesamtsystem in seiner Funktion beeintréchtigt wird.

Die Entscheidung des Ministeriums entlastete die Grundstiickseigentimer. Sie mussten statt der vollen Anschluss-
kosten nur etwa 40 % dieser Kosten selbst tragen. Fordermittel von 1,26 Mio. € wurden nicht entsprechend den
Vorgaben der Verwaltungsvorschrift eingesetzt.

Das Ministerium hat dazu ausgefiihrt, eine Forderung der Hausanschlusskosten sei aufgrund der systembedingten Ein-
heit der Abwasseranlage gerechtfertigt.

Die vom Ministerium genannten technischen Griinde greifen - wie dargelegt - nicht durch. Eine von der Verwaltungs-
vorschrift abweichende Forderung der Hausanschlusskosten war nicht gerechtfertigt.

Nicht zuwendungsféhige Aufwendungen

Bei mehreren Bauvorhaben beachtete die Verbandsgemeinde Eich die Vergabevorschriften nicht. Ingenieurhonorare
und Entgelte fur das Baubetreuungsunternehmen waren unzutreffend bemessen. Bauleistungen wurden Uberhoht ver-
gutet. Durch bessere Koordination hétten Aufwendungen vermieden werden kénnen. Insgesamt wurden nicht zuwen-
dungsfahige Kosten von tber 0,75 Mio. € abgerechnet.

Das Ministerium hat die fur die Weiterverfolgung der Prifungsfeststellungen zu Nr. 2.4 zusténdige Struktur- und Ge-
nehmigungsdirektion Siid (Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft und Bodenschutz Mainz) aufgefordert,
nach Anhdrung der V erbandsgemeinde bestimmungswidrig verwandte Zuwendungen zuriickzufordern.

6)
7
8

Forderrichtlinien der Wasserwirtschaftsverwaltung vom 31. Mérz 1977 (MinBI. Sp. 399).
Forderrichtlinien der Wasserwirtschaftsverwaltung vom 31. August 2000 (MinBlI. S. 385).
Diese Einrichtung ist erforderlich fur die Durchfiihrung von Wartungs- oder Reparaturarbeiten.
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Folgerungen
Der Rechnungshof hat gefordert,
a) auf die unverzigliche Vorlage der Verwendungsnachweise hinzuwirken,

b) die unverzigliche Prifung, ob die Fordermittel zweckentsprechend verwendet wurden, durch die Verwaltung
sicherzustellen,

c¢) die Forderung von Maldnahmen der Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung in Wochenendhausgebieten zu
unterlassen,

d) Kosten fur die Herstellung von Hausanschlissen nicht zu fordern,

€) Fordermittel, die fur nicht zuwendungsfahige Aufwendungen verwendet wurden, zurtickzufordern.

Die Stellungnahme des Ministeriums fur Umwelt und Forsten ist unter Nr. 2 dargestellt.
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Tz. 21 Serviceeinheiten und Einsatz von I nfor mationstechnik bei ordentlichen Gerichten

Die Einrichtung von Serviceeinheiten flhrte bel drei der vier gepriften Gerichte nicht zu der
angestrebten Straffung des Arbeitsablaufs. Die Aufgaben wurden nicht spirbar schneler
erledigt. Es war nicht hinreichend sichergestellt, dass die Aufgaben mdglichst umfassend und
abschlieRend bearbeitet werden. Eine teamorientierte Arbeitserledigung war nur teilweise
gewahrleistet.

Der Arbeitsablauf war nur im Bereich des Biro- und Kanzleidienstes automatisiert.

Leistungsfahigkeit, Bedienungskomfort und Anwenderfreundlichkeit des I nformationstechnik-
Verfahrens " Mainzer Automatisierte Justiz-Anwendung" (MAJA) entsprechen nicht mehr den
Anforderungen moderner automationsunter stiitzter Arbeitspléatze.

Automationsunter stiitzte Dir ektabfragen bel den Zentralregistern und ein Austausch von Daten
innerhalb der Justizverwaltung war en nicht moglich.

Allgemeines

Bei den Gerichten der ordentlichen Gerichtsbarkeit wurden die Aufgaben der bisherigen Geschéftsstellen und des
Schreibdienstes 1995 neugebil deten Serviceeinheiten Ubertragen.

Diese organisatorische Veranderung ging auf ein vom Bundesministerium der Justiz 1990/1991 im Rahmen des For-
schungsschwerpunktes "Strukturanalyse der Rechtspflege” in Auftrag gegebenes Gutachten™ zurlick, in dem im
Wesentlichen auf die Ineffizienz der Arbeitsabléaufe durch die extreme Arbeitsteilung und den hohen Aufwand fiir den
Aktentransport in der Justizverwaltung hingewiesen wurde.

Nach Abschluss der Modellversuche grdnete das Ministerium der Justiz an, mdglichst alle Gerichte nach dem Modell
von Serviceeinheiten zu organisieren. Um die bisherige starke Arbeitsteilung zurtickzufiihren, sollten die Geschéfts-
stellen und Schreibkanzleien in Serviceeinheiten zusammengefasst werden. Dabel sollten (Misch)Arbeitspldtze mit
dem Ziel moglichst ganzheitlicher Vorgangsbearbeitung unter Einsatz sachgerechter Technikausstattung eingerichtet
und die Serviceeinheiten dem Richter oder Rechtspfleger personlich zugeordnet werden.

Die Prifung des Rechnungshofs bei den Landgerichten Kaiserslautern und Landau i.d.Pfalz sowie bei den Amtsge-
richten Neuwied und Sinzig erstreckte sich im Wesentlichen darauf festzustellen, ob durch die Anderung der Organi-
sation und den Einsatz von Informationstechnik der Arbeitsablauf verbessert wurde und die mit der Neuorganisation
verfolgten Ziele erreicht wurden. In die Priifung waren die bei den Gerichten gebildeten Geschéftsstellen, Service-
einheiten und Schreibdienste einbezogen, ausgenommen waren die Stellen fir Grundbuchsachen™.

Wesentliches Ergebnisder Prifung
Arbeitsablauf in den Serviceeinheiten

Die anfallende Arbeit wurde beim Landgericht Kaiserslautern sowie bei den Amtsgerichten Neuwied und Sinzig stark
arbeitsteilig erledigt. Jede Servicekraft war fir einen bestimmten Aktenbestand alein zustandig. Wegen des
unterschiedlichen Ausbildungs- und Kenntnisstands der Servicekréfte (Geschéftsstellenbeamte oder Schreibkréfte)
wechselten die Bearbeiter sténdig. Die Arbeitsmengen waren nicht immer grofd genug, um die einzelnen Arbeits-
schritte rationell zu erledigen. Spitzenbelastungen und Vertretungen waren bei dieser Form der Arbeitsorganisation
schwerer zu bewéltigen.

Eine teamorientierte Arbeitserledigung war nur teilweise gewéhrleistet. Eine umfassende abschlief3ende Bearbeitung
innerhalb einer Serviceeinheit war nicht verwirklicht, weil Aufgaben wie die Festsetzung von Sachverstdndigen- und
Dolmetscherentschadigungen, der Ansatz von Kosten oder die Fertigung von langeren Schriftstiicken nicht in die
Serviceeinheiten verlagert worden waren. Die Zahl der Aktentransporte konnte deshalb nicht deutlich verringert
werden. Die Akten waren zeitweilig nicht verfigbar, Aktenbewegungen mussten entgegen der Zielsetzung bei der
Bildung der Serviceeinheiten weiter mit Hilfe von Karteien Uberwacht werden.

Die mit der Einflihrung der Serviceeinheiten angestrebten Ziele wurden nur zum Teil erreicht:

- Die Bildung von Serviceeinheiten bewirkte noch keine durchgreifende Verbesserung oder Beschleunigung des
Arbeitsablaufs.

Verdffentlicht im Bundesanzeiger vom 20. Februar 1992.
Rundschreiben vom 12. Dezember 1995.
Organisation und Automation der Grundbuchémter waren 1997 gepriift worden (Jahresbericht 1997, Tz. 15 - Drucksache 13/2770 -).
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- Fur die Burger ergaben sich durch die Einrichtung von Serviceeinheiten kaum Vorteile. Die Geschéftsabwicklung
wurde nicht splrbar beschleunigt.

- Fir die Mitarbeiter in den Serviceeinheiten hatten sich zwar Arbeitsinhalte verandert, deutliche Rationalisie-
rungsvorteile aus der gednderten Arbeitserledigung waren aber noch nicht zu erkennen.

Das Ministerium hat darauf hingewiesen, dass eine der Zielsetzungen bel der Einflihrung von Serviceeinheiten die
Zusammenfuhrung moglichst aler Unterstiitzungsfunktionen zur ganzheitlichen Erledigung der Geschéftsaufgaben ge-
wesen sei. Die Unterstiitzungskréfte sollten in ihrer Gesamtheit ein Team bilden, das die Organisationseinheit " Ser-
viceeinheit" darstelle. Dadurch kénnten Stérken einzelner Mitarbeiter genutzt bzw. ihre Schwéachen ausgeglichen
werden. Die Serviceeinheiten sollten ausreichend grof bemessen sein, well erst dann ihre Vorteile, beispiel sweise ein-
fache und zweckmé&Rige Vertretungsregelungen, voll zum Tragen kémen. Es werde erwartet, dass mit der Bereit-
stellung moderner informationstechnischer Anwendungen an den Richter- und Rechtspflegerarbeitsplétzen die Team-
orientierung nicht nur innerhalb des Unterstitzungsbereichs, sondern auch im Verhdltnis zu Richtern und Rechts-
pflegern deutliche Fortschritte machen werde. Dabei kénne auf der bereits bestehenden personlichen Zuordnung der
Unterstitzungskréfte zu den Richtern und Rechtspflegern aufgebaut werden.

Informations- und Kommunikationstechnik

Im Land wurde seit Anfang der neunziger Jahre unter der Bezeichnung "Mainzer Automatisierte Justiz-Anwendungen”
(MAJA) ein zentrales System zur Unterstiitzung der Geschéftsstellen- und Kanzleiarbeit entwickelt. In dem Grund-
modul enthalten waren die Funktionalitdten fir die Geschéftsstellenaufgaben in Zivil- und Familiensachen. Das
MAJA-Grundmodul wurde ab 1996 bei den Gerichten eingesetzt.

Im Laufe des Jahres 1999 wurde das Grundmodul um das Modul fir die Geschéftsstellenaufgaben in Strafsachen
erganzt. Die Einfuhrung der Zusatzmodule fir Statistikfunktionen und fur die Kostenerfassung und -einziehung stand
beim Abschluss der ortlichen Erhebungen zu dieser Prifung kurz bevor.

Die MAJA-Anwendungen laufen auf Rechnern der mittleren Datentechnik. Die angeschlossenen Arbeitsplétze sind
meist mit Terminals ohne eigene Rechnerleistung ausgestattet. Bei MAJA handelt es sich um ein zeichenorientiertes
Programmsystem, das ausschliellich mittels Tastaturbefehlen bedient wird. Moderne Bedienungselemente wie gra-
fische Benutzeroberflache und Maussteuerung fehlen. Die Textformatierung ist umstandlich.

Dieses System hat Nachteile im Vergleich zu modernen Client-Server-Systemen.

Das Ministerium hat dazu ausgefihrt, bereits Mitte der neunziger Jahre sei erkannt worden, dass sich vernetzte Perso-
nalcomputer und Client-Server-Systeme zunehmend gegeniiber Rechnern der mittleren Datentechnik durchsetzten.
Zum damaligen Zeitpunkt sei jedoch die Ubernahme eines Datenbank- und Textfachsystems anderer Lander oder Ent-
wicklungsverbiinde gegeniiber dem weiteren Einsatz von MAJA nicht mit erkennbaren Vorteilen verbunden gewesen,
weil sich in der Justiz Client-Server-Systeme bundesweit erst im Anfangsstadium der Entwicklung befunden hétten.

Mit der Einfiihrung von MAJA wurden die Arbeitsplétze in den Serviceeinheiten, den Geschéftsstellen und den Kanz-
leien ausnahmslos, die Arbeitsplétze der Richter und Rechtspfleger dagegen nur vereinzelt mit Informationstechnik
ausgestattet. Diese Kréfte konnten weder auf die von der Serviceeinheit gespeicherten Daten zugreifen noch sie, z.B.
fUr Richterverfligungen, verwerten.

In den Arbeitsablaufen zwischen den Entscheidern und den Ausfiihrenden fand deshalb noch ein "Medienbruch” statt.

Nach der Darstellung des Ministeriums hat die Ausstattung der Arbeitsplétze der Richter und Rechtspfleger mit infor-
mationstechnischen Anwendungen in der Vergangenheit nicht parallel zum Ausbau der Automationsunterstiitzung des
Servicebereichs betrieben werden kénnen. Nunmehr sei es eines der vordringlichen Ziele der Informationstechnik-
Planung, die Richter und Rechtspfleger enger in die Ablaufe im Unterstiitzungsbereich einzubinden.

Leistungsmerkmale und Funktionen des MAJA-Grundmoduls, wie z.B. die Akten- und Fristenkontrolle, wurden nicht
von allen mit MAJA ausgestatteten Organisationseinheiten genutzt.

Das Ministerium hat dazu mitgeteilt, dass die Gerichte erneut auf diese Moéglichkeiten, die bereits im Rahmen von
Schulungen umfassend dargelegt und auch im Anwenderhandbuch dokumentiert worden seien, hingewiesen werden
sollen.

Verfahrens- und Personendaten konnten nicht aus dem Datenbestand der Staatsanwaltschaft und - bei Einlegen von
Rechtsmitteln - auch nicht von dem Gericht der vorherigen Instanz elektronisch Gibernommen werden; sie waren erneut
zu erfassen.
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Bereits im Vorfeld der Auswahl neuer Fachverfahren soll nach der AuRerung des Ministeriums kiinftig gepriift
werden, in welchen Bereichen ein Datenaustausch zwischen den Justizbehdrden und den mit ihnen korrespon-
dierenden Verwaltungen ermdglicht werden musse. Bei der Entscheidung fir ein Fachverfahren sei sodann sicherzu-
stellen, dass dieses Uber die erforderlichen Verfahrensschnittstellen verfiige. Schliefdlich sei es eines der wesentlichen
Ziele der Informationstechnik-Erneuerung, einmal erfasste Daten justizilbergreifend wéhrend der gesamten Ver-
fahrendaufzeit von allen Instanzen nutzen zu kdnnen.

Der Datenaustausch mit anderen Stellen innerhalb der Justiz (Gerichtsvollzieher, Sozialdienst) war nicht durchgéngig
gewahrleistet. FUr Auskunftsersuchen aus Registern (Zentralregister, Erziehungsregister) mussten die Daten regel-
maliig erneut eingegeben werden.

Nach Darstellung des Ministeriums wird der Anbindung aller Fachanwendungen an zentrale Register in den nachsten
Jahren eine hohe Prioritét beigemessen.

Einsatz und Ausbau der Informationstechnik im Bereich der Serviceeinheiten erfolgten nicht auf der Grundlage eines
Informati onstechnik-Gesamtkonzepts, das u.a. Aussagen zu Wirtschaftlichkeitsfragen, organisatorischen Auswirkun-
gen, Prioritéten, Mittel- und Personalbedarf, Zeitbedarf fir die Realisierung sowie Zustandigkeiten und Verantwort-
lichkeiten enthalten soll.

Das Ministerium hat mitgeteilt, dass mittlerweile ein zukunftorientiertes Informationstechnik-Gesamtkonzept fir die
Jahre 2001 bis 2007 aufgestellt worden sei. Eine Eigenentwicklung von Software-L 6sungen werde kiinftig moglichst
vermieden. Es werde auch dem Gesichtspunkt der Vereinheitlichung der Hardware verstarkt Rechnung getragen
werden. Im Rahmen des Gesamtkonzepts sollen moderne Client-Server-Systeme eingesetzt werden, die gegeniiber den
derzeit noch Uberwiegend eingesetzten Zentralrechnersystemen erhebliche Vorteile hétten. Bei der Auswahl dieser
Systeme werde sichergestellt, dass sie mit Landesstandards im Einklang stinden.

Im Verlauf und nach der Prifung hat das Ministerium Anordnungen zur Regelung von Zustandigkeiten und Verant-
wortlichkeiten beim Einsatz und beim Ausbau der Informationstechnik erlassen.

Folgerungen
Der Rechnungshof hat gefordert,

a) in den Serviceeinheiten die Aufgaben moglichst umfassend und abschlief3end zu erledigen und bisher noch de-
zentral wahrgenommene Aufgaben in die Serviceeinheiten zu integrieren,

b) Serviceeinheiten in einer Grof3e zu bilden, die intern teamorientierte Arbeitsstrukturen erméglichen,

¢) das Informationstechnik-Verfahren "Mainzer Automatisierte Justiz-Anwendung” (MAJA) durch ein offenes In-
formationssystem mit den in der Landesverwaltung Ublichen Standards abzulésen und auf der Grundlage moder-
ner Informationstechnik den stark gegliederten Arbeitsablauf grundlegend zu straffen,

d) dieArbeitspldtze der Richter und Rechtspfleger mit geeigneter Informationstechnik auszustatten,

€) den Datenaustausch innerhalb der Justizverwaltung und die automationsunterstiitzte Direktabfrage bei den Zen-
tralregistern zu ermdglichen.

Die Stellungnahme des Ministeriums der Justiz ist unter Nr. 2 dargestellt.
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Tz. 22 Justizvollzugsanstalten

2.2
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Die Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung der Justizvollzugsanstalt Koblenz und der Jugendstr af-
anstalt Schifferstadt kann verbessert werden; dies betrifft insbesondere

- den Warenverkauf, der eine hohe K ostenunter deckung aufweist,
- dielLagerhaltung, die den Bedarf an Bekleidung weit Ubersteigt,

- den Lehrereinsatz im padagogischen Dienst, der erheblich hinter der Unterrichtsver pflich-
tung zurtickbleibt.

Der Laufbahnwechsel vom Verwaltungsdienst zum allgemeinen Vollzugsdienst von mehreren
Beamten kurz vor Vollendung des 60. L ebensjahres, der besonderen Altersgrenze fir Beamte
des Vollzugsdienstes, hat zu vermeidbaren Versorgungslasten geftihrt. Dabei wurden die Vor-
teile dieser Laufbahn in Anspruch genommen, ohne dass die Erschwernisse des Vollzugs
dienstes, wie z.B. Nacht- und Schichtdienst, hingenommen werden mussten.

Die arztliche Versorgung der Gefangenen kann zweckmafRliger und kostengiinstiger gestaltet
werden.

Allgemeines

Der Rechnungshof hat die Halﬁhalts- und Wirtschaftsfihrung der Justizvollzugsanstalt Koblenz und der Jugend-
strafanstalt Schifferstadt gepriift™. Die Prifung erstreckte sich vor allem auf die Verwaltungsabteilungen.

Wesentliches Ergebnisder Prifung
Warenver kauf

Die Jugendstrafanstalt betreibt einen Kiosk fur den Verkauf von Waren an Gefangene. Damit ist sie die einzige im
Land, die den Warenverkauf in Eigenregie durchfihrt. In den anderen Anstalten erfolgt der Verkauf von Waren an
Gefangene durch gewerbliche Betriebe.

Der Warenverkauf in Eigenregie verursachte zusétzliche Personal- und Sachkosten. Zum Betrieb des Kiosks war ein
Beamter des Vollzugsdienstes (Besoldungsgruppe A 8) eingesetzt. Neben den Personalkosten (einschl. eines Zu-
schlags fur Vertretungsfalle) von 50.000 € jahrlich fielen Sachkosten an, u.a. durch den Einsatz von Kraftfahrzeugen
fur den Wareneinkauf durch den Bediensteten. Die Anstalt verduRerte die Waren (ausgenommen Tabakwaren) zu den
Einkaufspreisen an die Gefangenen. Sie trug somit die gesamten Personal- und Sachkosten des Warenverkaufs.

Die Anstalt hat mitgeteilt, dass sie die Verkaufspreise schrittwei se angehoben habe.

Bekleidung der Gefangenen

Die Raume der Bekleidungskammer der Jugendstrafanstalt reichten nicht aus, um den Bestand an Bekleidung zu
lagern. Deshalb wurde die Bekleidung an drei weiteren Stellen auf dem Anstaltsgeléande aufbewahrt. Die Verteilung
der Artikel auf verschiedene Orte und die Aufbewahrung in Gberflllten Raumen machten die Lagerhaltung
unibersichtlich und zeitaufwendig.

Die Anstalt will die Lagerhaltung durch Ausbau eines Speichers verbessern.

Der Bestand an Bekleidung Ubertraf in beiden Anstalten - trotz gestiegener Gefangenenzahlen - den Bedarf erheblich.

Seit Eréffnung der Jugendstrafanstalt im Jahr 1991 befanden sich 2.000 Bekleidungsartikel ungetragen und teilweise
noch origina verpackt im Lagerbestand. Ihr Wert betrug 28.000 €. Dariiber hinaus war ein zu hoher Bestand an
Arbeitshemden im Wert von 12.000 € vorhanden.

Bel der Justizvollzugsanstalt Uberstieg allein der Wert des Bestandes an Arbeitskleidung den Bedarf um 15.000 €.

Von den Anstalten wird eine anderweitige Verwendung des zu hohen Bestandes an Bekleidung angestrebt.

b Einzelplan 05 Ministerium der Justiz, Kapitel 05 04 Justizvollzugsanstalten.
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Padagogischer Dienst

In der Jugendstrafanstalt konnen jugendliche Gefangene den Hauptschulabschluss nachholen. Dafir besteht ein pada-
gogischer Dienst mit drei Lehrkréften, deren Unterrichtsverpflichtung mindestens die Héalfte der Pflichtstunden der
Lehrkrétfﬁ an offentlichen Schulen mit vergleichbarem Unterricht (27 Wochenstunden fir Haupt- und Sonder-
schulen)“ betragen soll. Diese Unterrichtsverpflichtung wurde von zwei Lehrkréften wegen anderer Tétigkeiten oft
nicht erreicht. So erteilte 1998 eine der beiden Lehrkrafte mehrere Wochen keinen Unterricht, ansonsten tiberwiegend
nur zwischen einer und vier Wochenstunden.

Die Anstalt hat mitgeteilt, dass im pédagogischen Dienst die Unterrichtsverpflichtung kinftig eingehalten werde.

Einsatz von Dienstkraftfahrzeugen

Fur Fahrten anlésslich der Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen (z.B. in Wittlich und Bad Minster am Stein-
Ebernburg) wurde Bediensteten der Jugendstrafanstalt in den Jahren 1996 bis 1998 in mehr as 40 Féllen en
Dienstkraftfahrzeug Uberlassen. Das Fahrzeug verblieb jeweils an bis zu finf Tagen am Veranstaltungsort und war
damit fur die Anstalt nicht verfugbar. Im Ubrigen war es mit rd. 10.000 km Fahrleistung im Jahr auch nicht
ausgel astet.

Fur Landesbehorden durfen Dienstkraftfahrzeuge nach Mal’gabe des Haushaltsplans nur beschafft werden, wenn deren
Haltung fir einen bestimmungsgemal3en und geordneten Ablauf des Dienstbetriebs unerlésslich ist und der Dienst-
reiseverkehr nicht auf andere Weise wirtschaftlicher durchgefiihrt werden kann. Bei der Beschaffung und Haltung von
Dimstkrafté?hrzeugen ist zu beriicksichtigen, dass die Kosten des Dienstreiseverkehrs so niedrig wie moglich zu
halten sind™.

Das Ministerium der Justiz hat mitgeteilt, dass eine benachbarte Anstalt Bedarf fir ein zusétzliches Fahrzeug habe.
Diese Anstalt werde das nicht ausgel astete Fahrzeug der Jugendstrafanstalt mitbenutzen.

L aufbahnwechsel

Beamten des mittleren Verwatungsdienstes, die ihre Tétigkeit in der Laufbahn des allgemeinen Vollzugsdienstes be-
gonnen haben, war die Mdglichkeit eingeréumt, unter Beibehaltung ihrer bisherigen Aufgaben sich wieder in ein Amt
gleicher Besoldungsstufe der Laufbahn des allgemeinen V ollzugsdienstes zurlickversetzen zu lassen™.

Bel der Justizvollzugsanstalt machten drei von vier Beamten, die dafiir in Betracht kamen, von dieser Moglichkeit
Gebrauch. Dabei wechselten zwei Beamte die Laufbahn erst drei bzw. vier Jahre vor ihrem 60. Lebensjahr (Alters-
grenze fir Beamte der Laufbahn des Vollzugsdienstes). Bis zu ihrer Ruhestandsversetzung gehdrten sie insgesamt nur
sieben bzw. funf Jahre der Laufbahn des Vollzugsdienstes an. Nach dem Laufbahnwechsel énderten sich ihre Auf-
gaben nicht.

Der Laufbahnwechsel hatte fir die Beamten zur Folge, dass sie, ohne selbst Ersx:hwerniss;eE hinnehmen zu missen,
nunmehr die Vorteile der Laufbahn des Vollzugsdienstes nutzen konnten:

- AItersgéenze fUr den Eintritt in den Ruhestand bildet das vollendete 60. Lebensjahr (anstelle des 65. Lebens-
jahres)™,

- Ruhegehalt bis zu fUBfundsi ebzig vom Hundert der ruhegehaltsfahigen Dienstbeziige bereits ab dem 60. Lebens-
jahr ohne Abschlége™ und

- einmaliger Versorgungsausglg’ ch neben dem Ruhegehalt in Hohe des Fiinffachen der monatlichen Dienstbeziige,
jedoch nicht Gber rd. 4.000 €.

Der Laufbahnwechsel ohne Einsatz im Vollzugsdienst und wenige Jahre vor Vollendung des 60. Lebensjahres fihrte
zu vermeidbaren Versorgungslasten. Er sollte daher unterbleiben.

2 Rdschr. des Ministeriums der Justiz vom 10. Dezember 1985 (JBI. 1986 S. 3), i.V.m. Verwaltungsvorschrift des Ministeriums fir

Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung vom 23. Juni 1997 (Gemeinsames Amtsblatt der Ministerien fir Bildung, Wissenschaft
und Weliterbildung und fir Kultur, Jugend, Familien und Frauen 1998 S. 414).

Verwaltungsvorschrift Nrn. 2.1 und 3.1 Uber die Beschaffung und Nutzung von Dienstkraftfahrzeugen vom 14. Dezember 1993
(JBI. 1994 S. 96).

Schreiben des Ministeriums der Justiz an die Justizvollzugsanstalten vom 3. Januar 1985.
Nacht- und Schichtdienst, Dienst am Wochenende.

§54i.V.m. § 216a Landesbeamtengesetz (LBG).

§ 14 Abs. 1 und 3 Beamtenversorgungsgesetz (BeamtVG).

§48 Abs. 1 BeamtVG.

3

4
5)
6)
7
8
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Das Ministerium hat mitgeteilt, dass ein Laufbahnwechsel ohne Einsatz im Vollzugsdienst nicht mehr zugelassen
werde. Er werde auch bei Beamten, die sich wenige Jahre vor Vollendung des 60. Lebensjahres befinden, nicht mehr
praktiziert.

Sprechstunden des Anstaltsar ztes

Die medizinische Versorgung wurde in der Justizvollzugsanstalt von einem Anstaltsarzt durchgefihrt, der montags
und donnerstags Sprechstunden abhielt.

Wiahrend der Abwesenheit des Arztes waren Sanitétsbedienstete, in Notfallen niedergelassene Arzte, fiir die medi-
zinische Betreuung zusténdig.

Bei Erstaufngpme von Gefangenen konnten die vorgeschriebenen Aufnahmeuntersuchungen, die "asbald" vorzu-
nehmen sind™, nicht immer zeitnah erfolgen. In zahlreichen Fallen lagen zwischen Erstaufnahme und Aufnahmeunter-
suchung mehr alsdrei Tage.

Das Ministerium hat mitgeteilt, dass ab 1. August 2001 ein dritter Sprechstundentag eingeftihrt sei.

Augenar ztliche Behandlung

In den Jahren 1997 bis 1999 wurden in der Justizvollzugsanstalt jahrlich zwischen 35 und 69 Gefangene mit Be-
wachung zu Augenérzten gebracht.

Bel den Einzelausfiihrungen wurde die Bewachung durch zwei, bei Ausfihrung von zwei Gefangenen durch drei
Beamte vorgenommen. Die Kosten fur die Bewachung der Gefangenen und fir die Benutzung eines Dienstkraft-
fahrzeugs beliefen sich im Durchschnitt auf 5.000 € jahrlich.

Die Kosten der Beschaffung einer augenérztlichen Behandlungseinrichtung wirden etwa 34.000 € betragen. Bei
raumlicher Unterbringung im Sprechzimmer des Anstaltsarztes und Ansatz eines Abschreibungssatzes von 10 % und
einer angemessenen Kapitalverzinsung ergaben sich Aufwendungen von 4.600 € jahrlich.

Die anteiligen Kosten einer eigenen Behandlungseinrichtung wéren somit niedriger als die in den Jahren 1997 bis
1999 jewells angefallenen zusétzlichen Bewachungskosten. Auch entfiele das sich bei Ausfihrungen ergebende
Sicherheitsrisiko, wenn Sprechstunden innerhalb der Anstalt von einem frei praktizierenden Augenarzt durchgefuhrt
wirden.

Das Ministerium hat mitgeteilt, dass die Beschaffung entsprechender Gerdte im Rahmen der Vorbereitung der
Haushaltsplane 2002/2003 beantragt sei. Ein geeigneter Augenarzt fir die Behandlung der Gefangenen kénne gefun-
den werden.

Zahnar ztliche Versorgung

Die zahnérztliche Versorgung wurde in der Justizvollzugsanstalt Koblenz von einem Vertragszahnarzt durchgefihrt,
der ab 1. April 1998 auch fur vier weitere Anstalten zusténdig war. Die erforderlichen Behandlungseinrichtungen und
Geréte wurden durch die Anstalten zur Verfligung gestellt.

Der Zahnarzt bestellte eigensténdig das von ihm fur die Behandlung der Gefangenen benétigte Verbrauchsmaterial bei
einem Dental-Versand seiner Wahl. Die Lieferungen erfolgten in seine Praxis, die auch den Erhalt quittierte. Die
Rechnungen wurden von der Anstalt in Koblenz bezahlt.

Die Anstalt konnte weder den Umfang noch die Ordnungsméafiigkeit der Lieferungen kontrollieren. Damit war auch
eine sachliche und rechnerische Prifung der Rechnungen nicht maoglich.

Das Ministerium hat mitgeteilt, dass das Verbrauchsmaterial kiunftig in die Anstalt geliefert und die Ordnungs-
maligkeit dort Uberprift werde.

Die zahntechnischen Leistungen wurden in der Justizvollzugsanstalt vom Zahnarzt an ein Dental-Labor seiner Wahl
vergeben. Vertragsbeziehungen bestanden in diesen Féllen nur zwischen Zahnarzt und Labor, nicht aber zwischen
Justizvollzugsanstalt und Labor. Die Laborkosten wurden von dem Vertragszahnarzt der Anstalt als Fremdleistungen
in Rechnung gestellt.

Die von dem Labor erbrachten Leistungen sowie die Preisgestaltung entzogen sich somit dem Einfluss der Anstalt.
Eine sachgerechte Priifung der Rechnungen konnte nicht stattfinden.

o Nr. 28 Abs. 1 Vollzugsgeschéftsordnung vom 1. Juli 1965 (JBI. S. 130), zuletzt geéndert durch Verwaltungsvorschrift vom

3. Mai 1993 (JBI. S. 123).
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Die zahntechnischen Leistungen sollten ausgeschrieben und &hnlich wie bei den allgemeinen medizinischen Leistun-
gen durch ein Vertragslabor ausgefihrt werden. Damit konnten die erforderlichen Einfluss- und Kontrollméglichkeiten
gewahrleistet werden.

Das Ministerium will nach Ausrdumung der von den Anstaltszahnarzten erhobenen Bedenken die zahntechnischen
L eistungen ausschreiben.

Folgerungen

Der Rechnungshof hat gefordert,

a)

b)
©)
d)

e

f)

9)

bei den Preisen fir den Warenverkauf in der Jugendstrafanstalt Schifferstadt auch die Personal- und Sachkosten
zu berticksichtigen,

die Vorhaltung von Gefangenenkleidung auf den Bedarf zu beschrénken und die Lagerhaltung zu verbessern,
die Einhaltung der Unterrichtsverpflichtung durch die Lehrkréfte im padagogischen Dienst sicherzustellen,
Beschaffung und Haltung von Dienstkraftfahrzeugen dem Bedarf anzupassen,

einen Laufbahnwechsel ohne Einsatz im Vollzugsdienst und kurz vor Vollendung des 60. Lebensjahres nicht zu-
zulassen,

Erstuntersuchungen von Gefangenen zeitnah und augenérztliche Behandlungen innerhalb der Justizvollzugs-
anstalt Koblenz durchzufihren,

bei der zahnérztlichen Versorgung die Beschaffung des Verbrauchsmaterials zu Uberpriifen und die zahntech-
nischen Leistungen auszuschreiben.

Die Stellungnahmen des Ministeriums der Justiz und der Anstalten sind unter Nr. 2 dargestellt.
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Tz. 23 Beteiligung des Landes an zwei privatrechtlichen Unternehmen
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- Forschungsinstitut fir mineralische und metallische Werkstoffe, Edelsteine/Edelmetalle
GmbH, Idar-Oberstein

- DeulaRheinland-Pfalz GmbH, Lehranstalt fir Agrar- und Umwelttechnik, Bad Kreuznach

Die beiden Unternehmen, an denen das Land jeweils mit Mehrheit beteiligt ist, haben Ge-
schaftsaktivitaten entwickelt, die mit den Vorgaben der Gesellschaftsvertréage nicht in Einklang
stehen. Das Vorliegen eines wichtigen Landesinter esses am Produktionsber eich des For schungs-
institutsist zweifelhaft.

Die Deula GmbH hielt vielfach die Vorgaben zur Gruppenstérke der Lehrgange im Berufs
schulunterricht nicht ein. Durch die Bildung zu kleiner Gruppen ergaben sich vermeidbare
Kosten fur das Land. Andere Lander hatten fir ihre Teilnehmer teilweise deutlich niedrigere
Entgelte zu zahlen.

Das Wohnheim und die Kantine der Deula GmbH kdnnen bei einer Kooperation mit der Staat-
lichen Lehr- und Versuchsanstalt fur Landwirtschaft und Weinbau Bad Kreuznach wirtschaft-
licher betrieben werden.

Allgemeines

Der Rechnungshof hat die Betétigung des Landes bei Iﬁler Forschungsinstitut fir mineralische und metallische Werk-
stoffe, Edelsteine/Edelmetalle GmbH, Idar-Qberstein™, und bei der Deula Rheinland-Pfalz GmbH, Lehranstalt fir
Agrar- und Umwelttechnik, Bad Kreuznach,* unter Beachtung kaufménnischer Grundsétze (8 92 Abs. 1 LHO) u
unter Einbeziehung der Hinweise des Ministeriums der Finanzen fiir die Verwaltung von Beteiligungen des Landes
gepriift. Er hat dabei insbesondere untersucht, ob ein wichtiges Landesinteresse nach § 65 Abs. 1 Nr. 1 LHO fir die
Beteiligung des Landes an den Gesellschaften vorliegt.

Ergénzend éur Prifung beim Ministerium der Finanzen hat sich der Rechnungshof auch bei den Gesellschaften
unmittelbar * unterrichtet.

Die Prifung erstreckte sich auf die Jahre 1994 bis 1999. Aus Griinden der Aktualitét wurden auch einzelne Geschéfts-
vorgange aus dem Jahr 2000 einbezogen.

Wesentliches Ergebnisder Prifung
Forschungsinstitut fir mineralische und metallische Werkstoffe, Edelsteine/Edelmetalle GmbH, | dar-Oberstein
Gesdllschaftsvertrag und Geschaftstatigkeit

Die Gesdllschaft wurde 1989 mit dem Ziel gegriindet, fir die Edelstein- und Schmuckindustrie auf dem Gebiet der
anwendungsorientierten Forschung ein Dienstleistungsangebot aufzubauen und durch geeignete Transfermal3nahmen
insbesondere rheinland-pfélzischen Unternehmen Know-how zur Verfligung zu stellen. Neben dem Land sind noch
drei weitere Gesellschafter™ beteiligt.

Die Geschéftstatigkeit der Gesellschaft entwickelte sich in eine andere Richtung als urspriinglich vorgesehen. Im
Prifungszeitraum erzielte das Unternehmen mehr als 90 % seiner Umsétze aus dem Verkauf von selbst hergestellten
Laserkomponenten an Abnehmer auRerhalb des Landes. Dementsprechend war die Mehrzahl der Mitarbeiter direkt
oder indirekt im Produktionsbereich tétig. Wirtschaftliches Hauptziel war die Produktion und der Verkauf von Laser-
kristallen und nicht der Transfer von Wissen in die Region. Die Ergebnisse der Forschung der Gesellschaft dienten fast
ausschlielllich der Weiterentwicklung der eigenen Produktionsmoglichkeiten. Eine Ubertragung von Know-how an
regionale mittel sténdische Unternehmen fand daher nur eingeschrénkt statt.

1
2)
3

75 % Beteiligungsanteil des Landes.

90 % Beteiligungsanteil des Landes.

Im Folgenden Hinweise genannt. Vgl. Jahresbericht 1997, Tz. 5 (Drucksache 13/2770), Stellungnahme der Landesregierung hierzu
(Drucksache 13/3100 S. 2), Beschlussempfehlung und Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses (Drucksache 13/3550 S. 4) und
Beschluss des Landtags vom 8. Oktober 1998 (Plenarprotokoll 13/71 S. 5559).

§ 54 Haushaltsgrundsdtzegesetz vom 19. August 1969 (BGBI. | S. 1273), zuletzt geéndert durch Gesetz vom 26. August 1998
(BGBI. | S. 2512, 2519) i.V.m. dem jeweiligen Gesellschaftsvertrag.

Die Stadt Idar-Oberstein mit 10 %, die Landkreis Birkenfeld Wirtschaftsforderungs- und Strukturentwicklungsgesellschaft mbH mit
10 % und der Bundesverband der Edelstein- und Diamantindustrie e.V., Idar-Oberstein, mit 5 %.

4

5)
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Als Reaktion auf diese Unternehmensentwicklung wurde Ende 2000 der Gesellschaftsvertrag geéndert. Danach soll
die Gesellschaft "durch anwendungsorientierte Forschung und Dienstleistung auf den Gebieten der technischen
Kristalle, Edelsteine und Metalle sowie durch geeignete Transfermal3nahmen insbesondere den Technologiestandort
Rheinland-Pfalz stérken. Durch das unmittelbare Umsetzen von Forschungsergebnissen in Produkte, Verfahren und
Dienstleistungen werden der Forschung und Industrie friihzeitig neue Materialien zuganglich gemacht."

Im Vergleich zur urspringlichen Fassung kommt die Neufassung des Gesellschaftszwecks zwar der tatsdchlichen
Tétigkeit der Gesellschaft ndher. Insgesamt sind die Ziele des Unternehmens aber nicht so prézise bestimmt, dass sie
as Vorgabe fur die mittelfristige Planung und Steuerung zugrunde gelegt werden kénnten und dem Landtag eine
Uberpriifung der Betédtigung des Landes bei der Gesellschaft ermoglichten®. Die Errichtung des Unternehmens as
LandesgeselIschaft, die Gewahrung von Zuwendungen durch das Land™ und der Gesellschaftsvertrag sprechen dafr,
dass auch der Produktionsbereich tiberwiegend und unmittelbar fir Unternehmen im Land tétig sein musste. Dies ist
jedoch nach dem Ergebnis der ortlichen Erhebungen anders als bei der Herstellung von Laserkomponenten fir drei aus
der Gesellschaft ausgegliederte Unternehmen (spin-offs) im Raum Idar-Oberstein nicht der Fall.

Landesinter esse an der Beteiligung

Das Land soll sich an einem Unternehmen in der Rﬁchtsform des privaten Rechts nach § 65 Abs. 1 Nr. 1 LHO nur
beteiligen, wenn ein wichtiges Interesse des Landes™ vorliegt und sich der vom Land angestrebte Zweck nicht besser
und wirtschaftlicher auf andere Weise erreichen | asst.

Das Ministerium der Finanzen begriindet die Beteiligung des Landes an der Gesellschaft damit, dass diese anwen-
dungsorientierte Forschung als Dienstleistungsangebot und Know-how durch Transferleistungen vorwiegend fir
rheinland-pfalzische Unternehmen zur Verfligung stellen sollte. Dieses Ziel spielt bei den Tétigkeiten der Gesellschaft
aber eine untergeordnete Rolle. Ob die Haupttatigkeit der Gesellschaft, die Produktion von Laserkristallen und deren
kommerzieller Vertrieb, eine bedeutsame Aufgabe des Landes darstellt und damit ein wichtiges Interesse des Landes
im Sinne des § 65 Abs. 1 Nr. 1 LHO vorliegt, ist zweifelhaft. Die Gesellschaft stellt weder 6ffentliche noch solche
Giiter her, die private Unternehmer nicht oder nicht im ausreichenden Maf3e anbieten kénnten. Zudem ist die Produk-
tion an den Gewinnmdglichkeiten auf dem Weltmarkt und nicht am Know-how-Transfer in die Region orientiert.

Das Ministerium der Finanzen und das Ministerium fir Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau haben
erkléart, die Beibehaltung der Gesellschaft in der derzeitigen Struktur liege im Interesse des Landes. Forschung und
Entwicklung sowie die Produktion von Laserkristallen bedingten sich gegenseitig. Bel einer Aufspaltung sei der
Bereich Forschung und Entwicklung ohne erhebliche Zuwendungen nicht tberlebensfahig.

Hierzu ist anzumerken, dass die Gesellschaft von_1995 bis 1999 Zuwendungen allein fir Forschungs- und Entwick-
lungszwecke in Hohe von 1,5 Mio. € erhalten hat™. Wirde bel Vorliegen marktféahiger Produkte von der Maglichkeit
zur Ausgliederung, ggf. auch unter Einbeziehung von Mitarbeiterbeteiligungen, Gebrauch gemacht, kdnnten Lizenz-
einnahmen zur Finanzierung des Forschungsbetriebs beitragen.

Deula Rheinland-Pfalz GmbH, Lehranstalt fir Agrar- und Umwelttechnik, Bad Kreuznach
Gesdllschaftsvertrag und Geschaftstatigkeit

Die Deula Rheinland-Pfalz GmbH wurde 1994 gegriindet. Sie betreibt eine vom Bund ibernommene landwirtschaft-
liche Bildungseinrichtung mit Internat und Kantine. Die Gesellschaft fuhrt ausgelagerten Berufsschulunterricht und
Uberbetriebliche Aus- und Fortbildung in eigenen technischen Einrichtungen mit tberwiegend eigenen Lehrkréaften
durch. Im Wesentlichen finanziert sie sich durch Lehrgangsentgelte und Einnahmen aus der Bereitstellung von Unter-
kunft und Verpflegung. Neben dem Land ist die Landwirtschaftskammer mit 10 % beteiligt.

Gegenstand des Unternehmens ist nach dem Gesellschaftsvertrag "die praxis- und umweltorientierte Forderung der
beruflichen Aus-, Fort- und Weiterbildung in erster Linie im Agrarbereich und im Bereich Umwelttechnik". Unter
anderem unterhdlt die Gesellschaft dazu eine "Fahrschule flr Fahrzeuge im Agrar- und Umweltbereich und in der
Forstwirtschaft".

6 Nach Tz. 9 der Hinweise soll der Unternehmensgegenstand mdglichst klar umrissen und abgegrenzt sein und dem mit der Beteiligung

verfolgten Zweck Rechnung tragen.

Einzelplan 08 Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau, Kapitel 08 75 Landeskonversionsprogramm,
Titel 891 01 Zuschuisse zur Errichtung und zum Ausbau von Technologiezentren/Technologieparks sowie an Forschungsinstitute,
Kapitel 08 77 Beschéftigung, Ausbildung, Wirtschaftsstruktur, Titel 892 02 Investitionsfoérderung von Projekten in zukunftorien-
tierten Schliisseltechnologien (ab 1998).

Tz. 7 der Hinweise definiert, dass ein wichtiges Interesse des Landes an einer Beteiligung vorliegt, wenn hierdurch bedeutsame Auf-
gaben des Landes erfillt werden.

Insgesamt erhielt die Gesellschaft Zuwendungen von 3,2 Mio. €, davon 2,5 Mio. € unmittelbar oder mittelbar vom Land.

7

8)

9
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Das Fahrschulangebot der Gesellschaft umfasst alle Fiihrerscheinklassen. Sie fuhrt mehrwochige Vollzeit-Lehrgange
fur Teilnehmer aus dem gesamten Agrarbereich, aber auch fir Andere durch. Mit ihren Preisen orientiert sich die
Gesellschaft an denen der Ortlichen privaten Unternehmen. Im Jahr 1999 erzielte das Unternehmen mehr als 43 %
seiner Eﬂt‘)se far Fahrauﬁldungslehrgénge durch Schulungen fir den Erwerb der Fahrerlaubnisse fir Personenkraft-
wagen - und Kraftréder —.

Das Betreiben der Fahrschule entspricht nur insoweit dem Gesellschaftszweck, as die algemeine Fahrerlaubnis fiir
Personenwagen und Kraftrader eine Voraussetzung fur den Erwerb der Fahrerlaubnis fur Fahrzeuge im Agrar- und
Umweltbereich und in der Forstwirtschaft darstellt. Die Ausbildung von Fahrschilern in den Fihrerscheinklassen A
und B, die nicht diesem Zweck dient, wird vom Gesellschaftsvertrag nicht gedeckt; hierfiir liegt im Ubrigen auch kein
wichtiges Landesinteresse (§ 65 Abs. 1 Nr. 1 LHO) vor.

Das Ministerium der Finanzen hat mitgeteilt, die Landesvertreter im Aufsichtsrat wirden kinftig darauf achten, dass
die Leistungen der Fahrschule grundsétzlich nur von Schilern der Gesellschaft in Anspruch genommen wiirden und
die Fahrausbildung fur Kraftréader im Rahmen des Gesamtbetriebs von untergeordneter Bedeutung bleibe.

Aufwendungen fur Lehrgénge fur Agrartechnik

Im praktischen Teil des Agrartechnikunterrichts leisten Berufsschiler der landwirtschaftlichen berufshildenden
Schulen im Fach Landtechnik in jedem Berufsschuljahr einen einwéchigen Lehrgang bei der Gesellschaft ab. Das
Land als Tréger der berufshildenden Schulen tbernimmt di%@sten fur die Lehrgange, die sich an der GrolRe der
jeweiligen Gruppe orientieren, und die Kosten der Unterkunft ™.

Bei den Lehrgangen handelt es sich um Schulveranstaltungen im Sinne von 8 52 Schulgesetz E_ Die zZahl EE'
Teilnehmer im fachpraktischen Unterricht soll in der Regel 16 nicht Uberschreiten und darf 8 nicht unterschreiten™*.
Die Gesellschaft bildete aber z.T. kleinere Gruppen; so teilte sie einen Lehrgang mit insgesamt 26 Teilnehmern in drei
statt zwei Gruppen. Bei Beachtung der Vorschriften zur Gruppenstérke hétten weniger Lehrkréfte eingesetzt werden
missen. Das Land hétte Ausgaben von mindestens 46.000 € jahrlich vermeiden kénnen.

Die Gesellschaft berechnete dem Land die Lehrgangsgebiihren nicht nach dem tatséchlichen Aufwand, sondern auf-
grund von Schéatzungen, da sie nicht iber eine Kostenrechnung verfugte. Fir Teilnehmer aus anderen Landern wurden
die Entgelte nicht nach der Gruppenstérke, sondern pauschal in unterschiedlicher Héhe und z.T. deutlich niedriger
abgerechnet.

Nach Angaben des Ministeriums der Finanzen werden die Vertreter des Landes in den Gesellschaftsorganen darauf
hinwirken, dass die Vorgaben zur Gruppenstérke der Lehrgange eingehalten werden. Auf3erdem werde die unter-
schiedliche Entgeltgestaltung Uberprdift.

Wohnheim und Kantine

Die Gesellschaft verfugt Gber ein Wohnheim mit 38 Zimmern und 110 Betten, das 1998 mit 39 % und 1999 mit 46 %
ausgelastet war. Weniger als die Halfte des Umsatzes ergab sich aus Ubernachtungen von Lehrgangsteilnehmern fiir
Agrartechnik aus Rheinland-Pfalz. Hierflr erstattete das Land der Gesellschaft 1999 Unterkunftskosten von 62.000 €.

Gleichzeitig betreibt die Gesellschaft zur Verpflegung der Lehrgangsteilnehmer eine Kantine mit 190 Plétzen.
Verpflegungssétze tbertrafen die vergleichbarer Betriebe bei landwirtschaftlichen Einrichtungen um ein Vielfaches™.

Obwohl mehr als die Hélfte der Kapazitdt des Wohnheims und ein wesentlicher Teil des Leistungsvermdgens der
Kantine nicht genutzt wurden, fand eine Zusammenarbeit mit der nahe gelegenen Staatlichen Lehr- und Versuchs-
anstalt fur Landwirtschaft und Weinbau Bad Kreuznach bislang nicht statt. Bei einer intensiveren Nutzung der Ein-
richtungen in Kooperation mit dieser Lehr- und Versuchsanstalt oder einer Fremdvergabe der Verpflegungsleistungen
lieRen sich die Entgelte verringern. Dadurch entstiinden dem Land geringere Ausgaben fur die Unterbringung der
Berufsschiller.

10)
11)
12)

Fuhrerscheinklasse B, vor 1999 Fiihrerscheinklasse 3.

Fuhrerscheinklassen A und A1, vor 1999 Fihrerscheinklassen 1, 1aund 1b.

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums fur Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau vom 22. November 1996 (MinBlI.
S. 506).

Schulgesetz (SchulG) vom 6. November 1974 (GVBI. S. 487), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 26. September 2000 (GVBI. S.
415), BS 223-1.

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums fur Bildung und Kultur vom 24. Juli 1992 (Gemeinsames Amtsblatt der Ministerien fir
Bildung und Kultur und fir Wissenschaft und Weiterbildung von Rheinland-Pfalz S. 404).

Z.B. 4,34 € fir ein Frihstick. Demgegentber betrégt die entsprechende Entgeltregelung bei landwirtschaftlichen Schulen zwischen
1,27 und 2,30 €.

13)

14)

15)



- 106 -

Das Ministerium der Finanzen hat auf Probleme hingewiesen, die sich aus der hohen Auslastung des Wohnheims in
den Wintermonaten ergeben kdnnen. Einzelheiten hierzu sind im Beitrag "Organisation und Aufgabenwahrnehmung
der Staatlichen Lehr- und Versuchsanstalten” dargestellt.

Folgerungen

Der Rechnungshof hat bei der Forschungsinstitut fir mineralische und metallische Werkstoffe, Edelsteine/Edelmetalle
GmbH gefordert,

a) den Gegenstand des Unternehmens im Gesell schaftsvertrag eindeutig zu bestimmen,

b) zu prifen, ob fir den Produktionsbereich ein wichtiges Landesinteresse vorliegt.

Der Rechnungshof hat bei der Deula Rheinland-Pfalz GmbH, Lehranstalt fur Agrar- und Umwelttechnik, gefordert,

a) zu prufen, inwieweit der Unterricht zum Erwerb von Fahrerlaubnissen fur Kraftrdder und Personenwagen der
Fuhrerscheinklassen A und B mit dem Gesellschaftszweck in Einklang steht,

b) darauf hinzuwirken, dass die Gesellschaft die Bestimmungen zur Gruppenstérke der Lehrgange im fachprak-
tischen Berufsschulunterricht einhét und die unterschiedliche Entgeltgestaltung Uberprift,

c) zur Verbesserung des wirtschaftlichen Ergebnisses des Wohnheims und der Kantine die Mdglichkeiten einer
Kooperation mit der Staatlichen Lehr- und Versuchsanstalt fir Landwirtschaft und Weinbau Bad Kreuznach zu
prifen und dabei auch eine Fremdvergabe der Verpflegungsleistungen zu untersuchen.

Die Stellungnahmen des Ministeriums der Finanzen und des Ministeriums fir Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und
Weinbau sind unter Nr. 2 dargestellt.
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Tz. 24 Abzugvon Versicherungsbeitragen als Sonderausgaben bei Veranlagungen zur Einkommensteuer
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Bei Veranlagungen zur Einkommensteuer von Geschéaftsfithrern, die zugleich an den Kapital-
gesellschaften beteiligt sind, wurden zu hohe Sonder ausgaben ber icksichtigt.

Vielfach erfolgte keine Kuirzung, obwohl die Steuer pflichtigen alle fiir eine sachgerechte Bear -
beitung erforderlichen Angaben gemacht hatten. Haufig unterliefen den Finanzdmtern diese
Fehler auch im Zuge von Betriebsprifungen und in Fallen, bel denen eine Intensivprifung
durchzufihren war.

Die nachtréaglichen Anderungen der Einkommensteuerver anlagungen fiihrten zu Steuernach-
erhebungen. Bei Veranlagungen, die nicht mehr anderbar waren, ergaben sich Steuerausfélle.

Allgemeines

Das Einlﬁmmensteuerg@etz begrenzt den Sonderausgabenabzug bestimmter Versicherungsbeitréage (V orsorgeaufwen-
dungen)™ durch Hdochstbetréage. Hierzu gehort der Vorwegabzug in Héhe von 3.068 € jahrlich, im Falle einer
Zusammenveranlagung von Ehegatten in Héhe von 6.136 € jahrlich. Der Vorwegabzug soll solchen Steuerpflichtigen
zugute kommen, die ausschliefdlich durch eigene Aufwendungen fir die Zukunft vorsorgen mussen. Nach den gesetz-
lichen Bestimmungen ist er deshalb u.a. bei Arbeitnehmern zu kiirzen, denen keine Aufwendungen fir die gesetzliche
Rentenversicherung entstehen und die im Zusammenhang mit ihrer Bgufstétigkeit ein Anwartschaftsrecht auf
Altersversorgung ganz oder teilweise ohne eigene Beitrage erworben haben. Die Kiirzung des V orwegabzugs betragt
pauschal 16 % der Einnahmen aus nichtselbstéandiger Arbeit (ohne V ersorgungsbeziige).

Von der Kirzung betroffen sind hauptséchlich Gesellschafter-Geschéftsfihrer von Gesellschaften mit beschrénkter
Haftung, denen eine Pensionszusage erteilt wurde. Die in Betracht kommenden Steuerpflichtigen sind verpflichtet,
dazu in den Einkommensteuererkl&rungen entsprechende Angaben zu machen.

Der Rechnungshof hatte in den Vorjahren bei seinen turnusmaRigen Prifungen der Finanzamter Falle dieser Art
stichprobenweise untersucht und dabei vielfach Fehlbearbeitungen festgestellt. Die Oberfinanzdirektion nahm u.a.
diese Feststellungen zum Anlass, den Finanzémtern die aufgetretenen Mangel aufzuzeigen, Bearbeitungshinweise zu
geben, maschinelle Plausibilitatspriifungen einzufiihren und die Méglichkeit der Speicherung von Uberwachungstat-
besténden im maschinellen Verfahren zu schaffen.

Die Feststellungen veranlassten den Rechnungshof, im Rahmen einer Querschnittsprifung bei neun Fi nanzémterna
7.438 Einkommensteuerveranlagungen mit ungekiirztem Vorwegabzug zu untersuchen. Die Prifung betraf Félle der
Veranlagungszeitraume 1993 bis 1999 mit Arbeitsl6hnen von mehr al's 25.500 € jahrlich.

Bei den zur Prifung ausgewahiten 7.438 Einkommensteuerveranlagungen wurde zundchst untersucht, ob den Steuer-
pflichtigen Pensionszusagen erteilt worden waren. Nach dem Ergebnis von Riickfragen bei den zustéandigen Korper-
schaftsteuerstellen lagen in 862 Féallen Pensionszusagen vor oder es ergaben sich Hinweise fir das Vorliegen von
Zusagen. Bei diesen 862 V eranlagungen wurde anhand der Einkommensteuerakten die sachgerechte Bearbeitung tiber-
priift.

Wesentliches Ergebnisder Prifung
Feststellungen bel den fur die Besteuerung der Gesellschafter zusténdigen Arbeitsgebieten
Angaben zum Vorliegen von Anwar tschaftsrechten auf Altersver sorgungin den Steuer erklarungen

Der Vorwegabzug wurde bei 335 Veranlagungen nicht gekirzt, obwohl die Steuerpflichtigen erklart hatten, es be-
stinden Anwartschaftsrechte auf Altersversorgung ohne eigene Beitragsleistungen. Die Fehlbearbeitungen waren
darauf zurlickzufthren, dass in den Eingabebelegen fé schlicherweise Eintragungen vorgenommen wurden, die eine
automatische Kiirzung des V orwegabzugs im maschinellen Verfahren verhinderten.

In 310 Falen erklarten die Steuerpflichtigen, ein Anspruch auf Altersversorgung bestehe nicht, so dass die Finanz-
amter keine Veranlassung sahen, den Vorwegabzug zu kiirzen. Die Angaben der Steuerpflichtigen trafen jedoch nach
den Feststellungen bei den Korperschaftsteuerstellen zumindest in 244 Féllen nicht zu.

2 § 10 Abs. 1 Nr. 2 Einkommensteuergesetz (ESG) in der Fassung vom 16. April 1997 (BGBI. | S. 821), zuletzt gedndert durch Gesetz
vom 26. Juni 2001 (BGBI. | S. 1310, 1313).
§ 10 Abs. 3 Satz 2 ESIG.

Bingen, Daun, Hachenburg, Koblenz, Neustadt, St. Goarshausen, Speyer, Trier, Worms.

2)
3
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Ohne Kirzung blieb der Vorwegabzug auch bel weiteren 204 Veranlagungen. In diesen Féllen nahmen die Finanz-
amter die fehlenden oder widerspriichlichen Angaben in den Steuererkldrungen nicht zum Anlass, den Sachverhalt
aufzukléren. Den Steuerpflichtigen waren in 185 dieser Veranlagungen Pensionszusagen erteilt worden.

Veranlagungen, die unter dem Vorbehalt der NachprufungE stehen

Ein Teil der 862 untersuchten Veranlagungen sgnd noch unter dem Vorbehalt der Nachpriifung. In diesen Féllen ge-
niigt nach den bestehenden Dienstanweisungen ® in der Regel eine iberschl&gige Uberpriifung der Steuererkl&rungen.
Dabei sind offensichtliche Fehler zu berichtigen.

Bel 34 Veranlagungen wurden offensichtliche Fehler festgestellt, die darauf zurtickzufiihren waren, dass der Vorweg-
abzug ungekirzt blieb, obwohl die Steuerpflichtigen erklért hatten, es bestinden Anwartschaftsrechte auf Alters-
versorgung.

Maschinell zur Intensivpr tfung ausgewahlte Steuerfélle

Seit 1997 sind Einkommensteuerfélgf vor der endgiltigen Steuerfestsetzung umfassend intensiv zu prifen, wenn sie
dazu maschinell ausgewahlt wurden™.

Die Untersuchung von 77 Steuererkl&rungen, die von den Finanzamtern hétten intensiv geprift werden miissen, ergab
46 Beanstandungen. Bei 23 Féllen unterlief3en es die Finanzamter, aus den korrekten Angaben der Steuerpflichtigen zu
den Anwartschaftsrechten die richtigen Folgerungen zu ziehen und den Vorwegabzug zu kirzen. In den Ubrigen
23 Féllen wurde der ungekirzte Vorwegabzug eingerdumt, obwohl die Steuerpflichtigen keine oder widersprichliche
Angaben zu den Anwartschaftsrechten auf Altersversorgung gemacht hatten.

Féalle, in denen eine Betriebspr ifung stattgefunden hat

Die unterlassene Kiirzung des Vorwegabzugs wurde bei 28 Veranlagungen auch im Rahmen von Betriebsprifungen,
die bei den Steuerpflichtigen durchgefiihrt worden waren, nicht korrigiert, obwohl die Steuerpflichtigen auch in diesen
Fallen ale flr eine sachgerechte Bearbeitung notwendigen Angaben gemacht hatten.

Maschinelle Uberwachung der Falle mit Pensionszusagen

Die Priifung ergab, dass die Finanzamter von der Mdglichkeit einer maschinellen Uberwachung der Falle, in denen
eine Pensionszusage erteilt worden war, kaum Gebrauch gemacht hatten.

Infor mationsaustausch zwischen den Arbeitsgebieten

Durch Fertigung und sachgerechte Auswertung von Kontrollmaterial, das Auskunft Uber das Bestehen von Pensions-
zusagen gibt, kdnnen Fehlbearbeitungen bei den Einkommensteuerstellen vermieden werden.

Kontrollmitteilungen durch die Kérperschaftsteuer stellen

Der Rechnungshof hat bei friheren Prifungen wiederholt die Fertigung von KontrolImitteilungen fiir die Einkommen-
steuerstellen gefordert. Die Querschnittsprifung hat gezeigt, dass dies nur in 13 von 140 Félen geschehen ist, in
denen nach den Akten Kapital gesell schaften Pensionszusagen erteilt hatten.

Kontrollmitteilungen dur ch die Lohnsteuer-AufRenpr ifungsstellen und die Betriebspr tifungsstellen

Die Lohnsteuer-AuRenprifungsstellen sind seit 1994 angewiesen ﬂ, den Einkommensteuerstellen Félle mitzuteilen, in
denen eine Kiirzung des Vorwegabzugs vorzunehmen ist. Die Betriebspriifungsstellen haben generell Gber stel-
lungen, die fur die Besteuerung anderer Steuerpflichtiger von Bedeutung sind, KontrolImitteilungen zu fertigen ™.

4 §164 Abs. 2 Abgabenordnung vom 16. M&z 1976 (BGBI.| S. 613, ber. 19771 S. 269), zuletzt geéndert durch Gesetz vom

27. Juli 2001 (BGBI. | S. 1887, 1921).

a) Dienstanweisung zur Durchfiihrung der Grundsatze zur Neuordnung der Finanzéamter und zur Neuordnung des Besteuerungsver-
fahrens (DA-GNOFA Rheinland-Pfalz). Vergleiche dazu die Rundverfiigungen der Oberfinanzdirektion, zuletzt vom 18. August 1993.

b) DA-GNOFA 97 Rheinland-Pfalz, am 1. Januar 1997 in Kraft getreten. Vergleiche dazu die Rundverfiigungen der Oberfinanzdirektion
vom 17. Januar 1997 und vom 27. Januar 1999.

Tz. 2.3.1und 3.3.1 der DA-GNOFA 97 Rheinland-Pfalz.

Anleitung fur den Lohnsteuer-AuRendienst (Stand Mai 1994).

Betriebspriifungskartei der Oberfinanzdirektion, § 194 Abs. 3 Abgabenordnung, Karte 1, § 8 Betriebsprifungsordnung vom 17. De-

zember 1987 (BStBI. | S. 802).

5)

6)
7
8)
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Der Rechnungshof hat bei fUnf in die Querschnittsprifung einbezogenen Finanzamtern festgestellt, dass 32 von 46 in
den Einkommensteuerakten vorgefundenen Mitteilungen der Lohnsteuer-Aul3enprifungsstellen und 13 von 22 Mittei-
lungen der Betriebspriifungsstellen keinen Hinweis darauf enthielten, dass Pensionszusagen erteilt waren.

Auswertung von Kontrollmitteilungen

Bei 27 fehlerhaften Veranlagungen blieb das in den Einkommensteuerakten abgeheftete Kontrollmaterial, aus dem
sich zweifelsfrei ergab, dass Pensionszusagen erteilt worden waren, unausgewertet.

Steuerliche Auswirkung der Fehlbearbeitungen

Allein bei den in die Querschnittspriifung einbezogenen neun Finanzdmtern haben sich durch die Anderung von
263 Einkommensteuerveranlagungen inzwischen Steuernacherhebungen in Hohe von 455.000 € ergeben. Die Steuer-
ausfélle bei weiteren 501 Féllen gaben die Finanzamter mit 700.000 € an.

Verbesserung der Sachbearbeitung und der Verfahrensablaufe

Die Querschnittspriifung hat gezeigt, dass die festgestellten Fehler haufig Folge von Informationsdefiziten sind. Durch
die Ausgabe von Prufhinweisen im maschinellen Verfahren bei Vorliegen hoher Arbeitsiohne, die Verwendung
landeseinheitlicher Kontrollmitteilungen fir alle Falle sowie die Erganzung des fiir die Lohnsteuer-AulRenpriifung
mal3geblichen Stichprobenkatal ogs lief3e sich die Bearbeitungsqualitét verbessern.

AulRerdem wurde wegen des mit 33 % hohen Anteils von Prifungsfeststellungen, die sich bei Veranlagungen mit
Arbeitsléhnen von mehr als 153.300 € jéhrlich Egaben, vorgeschlagen, diese Félle vermehrt fir eine punktuelle
Intensivprifung auf Weisung der Sachgebietsleiter™ vorzusehen.

Die Oberfinanzdirektion hat mitgeteilt, sie habe die Vorschldge des Rechnungshofs zur Verbesserung der Ver-
fahrensablaufe und zur Behebung der Informationsdefizite inzwischen umgesetzt. Auch werde im Rahmen einer
Fortbildungsveranstaltung fiir Lohnsteuer-AuRenprifer der Themenbereich eingehend behandelt.

Folgerungen
Der Rechnungshof hat gefordert,
a) diefehlerhaften Steuerbescheide - soweit verfahrensrechtlich méglich - zu é@ndern,

b) bei der Bearbeitung der Steuererkldrungen aus korrekten Angaben die gebotenen steuerrechtlichen Konsequenzen
zu ziehen und fehlende oder unvollsténdige Angaben zu erganzen,

¢) im Zuge kinftiger Korperschaftsteuerveranlagungen in allen einschlagigen Fallen unterlassene Kontrollmittei-
lungen nachzuholen und dies auch zu dokumentieren,

d) durch weitere Prifhinweise im maschinellen Verfahren zu einer Verminderung der Fehlbearbeitungen beizu-
tragen,

e) die Féle mit Pensionszusagen bei den Einkommensteuerstellen zu dokumentieren und dabel von der Méglichkeit
der maschinellen Speicherung eines Uberwachungstatbestands vermehrt Gebrauch zu machen.

Die Stellungnahme der Oberfinanzdirektion ist unter Nr. 2 dargestellt.

9 Tz. 2.3.2 und 3.3.2 der DA-GNOFA 97 Rheinland-Pfalz.
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Tz. 25 Besteuerung von stillen Reserven bel Anteilseignern von Kapitalgesellschaften

21

211

Bei Kapitalgesellschaften unterblieb vielfach die Uberwachung von stillen Reserven, die nach
den Bestimmungen des Umwandlungssteuer gesetzes zunachst unversteuert geblieben waren. In
mehr alsdrei Viertel der in die Querschnittsprifung einbezogenen Féalle ergaben sich Beanstan-
dungen.

In einem Fall hatte ein Finanzamt eine Einkommensteuerforderung von 460.000 € zun&chst
nicht geltend gemacht, da eine Kontrollmitteilung fehlte.

Als Folge fehlender UberwachungsmaRnahmen und unterlassener Auswertung von Kontroll-
mitteilungen wurden Verauf3erungsgewinne von 217.000€ in einem Fall und von insgesamt
157.000 € in zwei Fallen nicht versteuert.

Allgemeines

Anderungen der Unternehmensform kénnen nach den allgemeinen steuerrechtlichen Vorschriften bei stillen Reserven
zu erheblichen steuerlichen Belastungen fiihren. Diese steuerlichen Hindernisse fir den Rechtsformwechsel hat das
Umwandlungssteuergesetz weitgehend beseitigt. So ist die Einbringung eines Betriebs, Teilbetriebs oder Mitunter-
nehmeranteils in eine Kapitalgesellschaft gegen Gewahrung neuer Gesellschaftsanteile (Sachgriindung) unter be-
stimmten Voraussetzungen ganz oder teilweise von der Ertragsbesteuerung befreit™. Die in den neuen Anteilen
ruhenden und ihnen spz'a'tﬁr zuwachsenden stillen Reserven sind jedoch bei einer spéteren Verduflerung von den Gesell-
schaftern zu_versteuern™. Neben der VerdufRerung filhren auch bestimmte Verduf3erungsersatztatbestdnde zu einer
Besteuerung™. Das ist beispielsweise der Fall, wenn Anteile durch Schenkung an beschrankt Steuerpflichtige tber-
tragen werden und damit das Besteuerungsrecht der Bundesrepublik Deutschland aus einer spateren Verauf3erung der
Anteile ausgeschl ossen wird.

Die Voraussetzungen fur das Aufdecken der stillen Reserven werden, da eine zeitliche Begrenzung nicht besteht,
mitunter erst Jahre oder Jahrzehnte nach der Sachgriindung erflllt. Eine zutreffende Besteuerung setzt daher in erster
Linie das Erkennen und sachgerechte Uberwachen der in Betracht kommenden Anteile voraus.

Der Rechnungshof hatte bereits in frilheren Jahren Méngel bei der Uberwachung der stillen ven festgestellt, die
zu Steuerausféllen von 0,8 Mio. € und zu Steuernacherhebungen von 80.000 € gefiihrt hatten™. Da sich auch bei den
turnusmafigen Prifungen der Finanzamter immer wigder Beanstandungen ergaben, fihrte der Rechnungshof im Rah-
men einer Querschnittsprifung bei 15 Finanzémtern ™ eine umfassende Priifung der Uberwachungsmal3nahmen durch.
Die Priifung bezog sich in der Regel auf Kapitalgesellschaften, die in der Zeit von 1978 bis 1991 gegriindet worden
waren, und auf deren Gesellschafter, soweit sie bei den gepriiften Dienststellen steuerlich gefihrt wurden. Bei elf
Finanzamtern hatte der Rechnungshof bereits im Rahmen der turnusméRigen Untersuchungen Uberwachungsméangel
festgestellt. Insoweit war es auch Ziel der Prifung, festzustellen, ob die Beanstandungen ausgeraumt worden waren.

Insgesamt wurden die Steuerakten von 1.156 Kapitalgesellschaften daraufhin untersucht, ob eine Einbringung i.S. von
§ 20 Umwandlungssteuergesetz vorlag. Dabei wurden 193 Gesellschaften ermittelt, bei denen im Zuge der Ein-
bringung stille Reserven, deren Besteuerung zu Gberwachen war, auf die neuen Anteile Ubergegangen sein konnten.

Wesentliches Ergebnisder Prifung
Feststellungen bei den Kor per schaftsteuer stellen
Uberwachungsmainahmen

Die Uberwachung der Besteuerung ist seit 1985 mit Hilfe von Uberwachungsbogen sowie durch die Fertigung von
Kontrollmitteilungen sicherzustellen. Die Mitteilungen, die fur die Steuerakten der Anteilseigner bestimmt sind, be-
treffen nunmehr alle Einbringungsvorgéange und AnteilsveraulRerungen. Uber unentgeltliche Abtretungen sind die Ein-
kommensteuerstellen seit 1996 zu informieren.

b § 20 Umwandlungssteuergesetz in der Fassung vom 28. Oktober 1994 (BGBI. | S. 3267), zuletzt geéndert durch Gesetz vom
23. Oktober 2000 (BGBI. | S. 1433, 1458).

§ 21 Abs. 1 Umwandlungssteuergesetz i.V.m. § 16 Einkommensteuergesetz.

§ 21 Abs. 2 Umwandlungssteuergesetz.

Jahresbericht 1986, Tz. 13 Nr. 2.4 (Drucksache 10/2921), Jahresbericht 1993, Tz. 10 Nr. 2.2.5 (Drucksache 12/4800).

Finanzédmter Altenkirchen, Bad Kreuznach, Bingen, Frankenthal, Koblenz, Landau, Mayen, Montabaur, Neustadt, Neuwied,
Pirmasens, Speyer, Trier, Wittlich und Worms.

2)
3
4
5)
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Die Korperschaftsteuerstellen legten fiir 53 (= 27 %) von 193 Gesellschaften keine Uberwachungsbogen an. In weite-
ren 54 Féllen (= 28 %) wiesen die verwendeten Vordrucke u.a. wegen fehlender oder falscher Angaben zur Steuer-
verhaftung der Gesellschaftsanteile so gravierende Mangel auf, dass eine sachgerechte Uberwachung nicht gewahr-
leistet war. Auch die Fertigung von Kontrollmitteilungen tber die bel der Einbringung erworbenen steuerverhafteten
Anteile unterblieb vielfach. Den fir die Gesellschafter zustandigen Einkommensteuerstellen wurden so in 274 Féllen
die notwendigen Informationen zur Uberwachung nicht iibermittelt. Davon betroffen waren z.B. Gesellschafter allein
eines Unternehmens mit Anteilen im Nominalwert von rd. 30 Mio. €.

Kontrollmitteilungen unterblieben auch bei 135 entgeltlichen oder unentgeltlichen Anteilsabtretungen. Dies entsprach
den damals geltenden Weisungen in 79 Fallen unentgeltlicher Abtretungen. Auch bei ihnen kénnen sich aus der
Steuerverhaftung der Anteile noch steuerliche Folgen ergeben. Fiir 56 Abtretungen bestand dagegen eine Mitteilungs-
pflicht.

Fehlbearbeitungen, hauptséchlich wegen fehlender oder fehlerhafter Angaben zur Steuerverhaftung, wiesen auch 15
von 57 Kontrollmitteilungen auf, die Uber Anteilsabtretungen gefertigt worden waren.

Insgesamt ergaben sich bei den Uberpriften 193 Fallen der Einbringung von stillen Reserven in Kapitalgesellschaften
im Zusammenhang mit den UberwachungsmalRnahmen in 154 Féllen zum Teil mehrere Beanstandungen.

Uberwachungsméngel, die bereits bei fritheren Priifungen festgestellt wurden

Die Untersuchung hat gezeigt, dass die bei frilheren Priffungen des Rechnungshofs geforderten Uberwachungsmal3-
nahmen mitunter nur unzureichend umgesetzt worden sind. So war bel einem Finanzamt keiner der sieben festge-
stellten Mangel beseitigt worden.

Die Oberfinanzdirektion hat dazu mitgeteilt, sie werde die personliche Verantwortung der zusténdigen Mitarbeiter
priifen lassen.

Steuerliche Auswirkung der Fehlbearbeitungen

Bei einer friheren Prifung hatte der Rechnungshof festgestellt, dass ein Finanzamt die Steuerverhaftung von Anteilen
nicht erkannt hatte, die eine Anteilseignerin ihren in der Schweiz Iebenden Enkeln unentgeltlich Ubertragen hatte.
Daraus ergab sich eine Steuernachforderung von 460.000 €. Bel der Querschnittspriifung zeigte sich, dass diese Fehl-
bearbeitung darauf beruhte, dass die Korperschaftsteuerstelle die vorgeschriebene Kontrollmitteilung nicht gefertigt
hatte.

In einem weiteren Fall wurde die Steuerverhaftung von Gesellschaftsanteilen selbst im Rahmen der bei einer Kapital-
gesellschaft durchgefihrten Betriebspriifung nicht erkannt, so dass auch tber eine AnteilsveraufRerung keine Kontroll-
mitteilung gefertigt wurde. Bel der Einkommensteuerveranlagung des Gesellschafters blieb deshalb ein VerduRerungs-
gewinn von 217.000 € unberiicksichtigt.

Zur Abtretung steuerverhafteter Anteile im Nennwert von 26.000 € zum Preis von 192.000 € wurde nachtréglich eine
Kontrollmitteilung fir die Einkommensteuerstelle gefertigt. Gegen den Einkommensteuerbescheid, bei dem ein Ver-
AuRerungsgewinn von 166.000 € angesetzt wurde, legte der Steuerpflichtige Einspruch ein. Uber den Rechtsbehelf ist
noch nicht entschieden.

Viele Mangel und Fehler bei den Uberwachungsmalinahmen wirkten sich bisher steuerlich noch nicht aus. Dies ist
hauptséchlich darauf zurtickzufiihren, dass Sachverhalte, die zur Besteuerung der Anteilseigner nach § 21 Umwand-
lungssteuergesetz hatten fiihren kénnen, noch nicht eingetreten sind.

Feststellungen bel den Einkommensteuer stellen
Maschinelle Uberwachung

Die Einkommensteuerstellen sind seit 1994 gehalten, in Féllen, in denen die Besteuerung der stillen Reserven nach
§ 21 Umwandlungssteuergesetz hinausgeschoben ist, von der Méglichkeit der maschinellen Uberwachung Gebrauch
Zu machen.

Im Rahmen der Querschnittsprifung wurde festgestellt, dass 13 von 44 Falen nicht maschinell Uberwacht worden
waren, obwohl nach den Einkommensteuerakten steuerverhaftete Anteile vorlagen.

Auswertung von Kontrollmitteilungen

Von den Kontrollmitteilungen, die den Einkommensteuerstellen Ubermittelt worden waren, wurde eine Mitteilung
nicht ausgewertet. Eine weitere war zwar von der Korperschaftsteuerstelle an die Einkommensteuerstelle weitergel eitet
worden. Die Mitteilung befand sich jedoch nicht bei den Einkommensteuerakten des Anteilseigners. Im Zuge der
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Einkommensteuerveranlagungen blieben in den beiden Félen VerauflRerungsgewinne von insgesamt 157.000 € auf3er
Ansatz.

Die Oberfinanzdirektion hat angemerkt, wegen der materiell-rechtlichen Schwierigkeiten bei der Besteuerung der
Anteilseigner von Kapitalgesellschaften werde zurzeit die Méglichkeit einer Zentralisierung der Bearbeitung erortert.
Zunéchst werde in einem Versuch bel fiinf Finanzdmtern die Auswertung der Kontrollmitteilungen zentral Uberwacht.

Folgerungen
Der Rechnungshof hat gefordert,

a) Steuerbescheide aufgrund der Prifungsfeststellungen zu éndern oder zu berichtigen, soweit dies verfahrens-
rechtlich noch moglich ist,

b) Maéngel und Fehler bei den Uberwachungsmalinahmen zu korrigieren, um so die Risiken spéterer Steuerausfélle
zu vermeiden,

¢) beim Vorliegen steuerverhafteter Anteile Kontrollmitteilungen auch in alen Féllen von unentgeltlichen Abtretun-
gen zu fertigen,

d) im Zuge kiinftiger Korperschaftsteuerveranlagungen die erforderlichen UberwachungsmalRnahmen auch in den
Féllen der Einbringung von stillen Reserven durchzufihren, die nicht Gegenstand der Priifung waren,

€) be den Einkommensteuerstellen von der Méglichkeit der maschinellen Uberwachung in allen Fallen Gebrauch
zu machen, in denen die Besteuerung von stillen Reserven hinausgeschoben ist.

Die Stellungnahme der Oberfinanzdirektion ist unter Nr. 2 dargestellt.
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Tz. 26 Auswirkungen der Dezentralisierung der Fachhochschule Rheinland-Pfalz auf die Personal-
und Sachkosten

Mit den Hochschulstatistiken Ubereinstimmende Aufzeichnungen Uber die Entwicklung der
personellen Ausstattung der Fachhochschulen, insbesondere ihrer Fachbereiche, lagen nicht
vor.

Kleinere Fachbereiche hatten Gberdurchschnittlich hohe Per sonalausgaben je Studierendem.

Den Fachhochschulen wurden fast 30 % ihrer Mittel aus hochschulliber greifenden zentralen
Haushaltspositionen zur Verfligung gestellt. Ein Uberblick Uber die Gesamtbudgets der einzel-
nen Fachhochschulen war dadurch nicht méglich.

Aus Mitteln, die den Fachhochschulen zur Selbstbewirtschaftung zugewiesen waren, bestanden
zum 31. Dezember 2000 noch Ausgabeer machtigungen von 16 Mio. DM. Weitere Selbstbewirt-
schaftungsmittel von 60 Mio. DM standen zum 31. Dezember 2000 bei den Universitaten zur
Verflgung.

ErmaRigungen der Lehrverpflichtung verursachten Personalkosten von mehr als 4,7 Mio. €
jahrlich.

Die wissenschaftliche Weiter bildung wurde nicht an allen Fachhochschulen im gebotenen Mal3e
intensiviert.

1 Allgemeines
Mit der Novellierung des Fachhochschulgesetzes im Jahr 1996[i wurden drei Hauptziele verfolgt Ei:

- Strukturdnderung der bisherigen Fachhochschule Rheinland-Pfalz (Auflésung der einheitlichen, aus acht Abtei-
lungen bestehenden Fachhochschule und Neugriindung von sieben selbstandigen Fachhochschulen),

- Hochschulreform, mit der die quantitativen und qualitativen Verénderungen im Hochschulsystem auf der Ebene
der Fachhochschulen besser bewdltigt werden konnen (z.B. Einfiihrung berufsbegleitender Weiterbildungs-
angebote),

- fachhochschulspezifische Anderungen, mit denen Erfahrungen und Entwicklungsnotwendigkeiten Rechnung
getragen werden soll.

Die Umstrukturierung sollte "aufs Ganze gesehen kostenneutral erfolgen” E. Die Mehrkosten fur die neuen Leitungs-
ebenen (Présidenten, Vizepréasidenten und Kanzler) sollten durch

- eineVerringerung der Zahl der Fachbereiche,

- die rechnerische Einsparung von insgesamt 17 Professorenstellen (Wegfall von DeputatsermaBigungen fir
Dekane und Prodekane bei gleichzeitiger Reduzierung der Fachbereiche)

ausgeglichen werden. Die Mehrkosten aufgrund der Intensivierung der Weiterbildung sollten durch Entgelte finanziert
werden.

Die Prifung betraf die infolge der Umstrukturierung eingetretenen Veranderungen. Dabel wurde insbesondere unter-
sucht,

- wie sich Studierendenzahlen, Ausgaben und personelle Ausstattung der nunmehr selbsténdigen neuen Fachhoch-
schulen im Vergleich zu den Abteilungen der ehemaligen Fachhochschule Rheinland-Pfalz veréndert haben,

- wie die vom Ministerium fir Wissenschaft, Weiterbildung, Forschung und Kultur nach Leistungsparametern
zugewiesenen Mittel von den Fachhochschulen bewirtschaftet wurden.

Die Prifung umfasste insbesondere die Jahre 1995 bis 1999.

2 Fachhochschulgesetz (FHG) vom 6. Februar 1996 (GVBI. S. 71), gedndert durch Gesetz vom 22. Dezember 1999 (GVBI. S. 467),

BS 223-9.

2 Drucksache 12/7282'S. 65und S. 2.
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Wesentliches Ergebnisder Prifung
Per sonelle und finanzielle Entwicklung

Weder im Ministerium noch in den Fachhochschulen lagen Aufzeichnungen vor, die zuverlassige Aussagen Uber die
tatsachliche personelle und finanzielle Entwicklung der jeweiligen Hochschule und der einzelnen Fachbereiche zuge-
lassen hétten. Die erforderlichen Daten wurden gréftenteils im Laufe der Prifung gemeinsam mit den jeweiligen
Hochschulen ermittelt. Dabei wurden auch die vom Statistischen Landesamt aufgrund der Angaben der einzelnen
Hochschulen veroffentlichten Zahlen herangezogen.

Bei nahezu alen Fachhochschulen wurden zum Teil erhebliche Differenzen zwischen den Angaben in der amtlichen
Statistik und den tatséchlichen Zahlen festgestellt. Beispiele:

- Bei der Fachhochschule Bingen waren in der amtlichen Statistik 89 nichtwissenschaftliche Beschéftigte erfasst.
Tatsachlich betrug die Beschéftigtenzahl 61.

- Bei der Fachhochschule Kaiserslautern war die Zahl der Lehrbeauftragten und wissenschaftlichen Hilfskréfte nur
"Uberschlégig" ermittelt.

- Bei der Fachhochschule Mainz waren Stellen zum Teil doppelt erfasst.

- Die Fachhochschulen Mainz und Bingen berlicksichtigten auch studentische wissenschaftliche Hilfskrafte,
obwohl dieser Personenkreis bereits seit 1994 nicht mehr zu melden war.

Fehler in der amtlichen Statistik wirken sich unmittelbar auf die Ausstattung der Fachhochschulen aus, da das Minis-
terium diese Angaben im Rahmen des Mittelbemessungsmodells und des Personal bemessungskonzepts zugrunde legt.

Das Ministerium hat mitgeteilt, es werde die Fachhochschulen auffordern, die Daten sorgféltig zu erheben und diese
mit dem Statistischen Landesamt abzustimmen. Bereits wahrend der 6rtlichen Erhebungen hat das Statistische Landes-
amt die Vorgaben in den Erfassungsbogen konkretisiert.

Ausstattung der Fachbereiche

Die Betreuungsrelationen "Studierende je Stelle fur wissenschaftliches Persona” und "Studierende je Professur”
haben sich nach der Umstrukturierung aus der Sicht der Studierenden etwas verbessert. Im Landesdurchschnitt kamen
1995 rd. 24 Studierende auf eine Stelle fir wissenschaftliches Personal; 1999 waren es rd. 21,3 Studierende. Ein Pro-
fessor betreute 1995 durchschnittlich rd. 31 Studierende; 1999 waren esrd. 27,5 Studierende.

Die Personal ausgaben je Studierendem stiegen im Landesdurchschnitt von 2.900 € (1995) auf 3.700 € (1999).

Zwar haben die technisch ausgerichteten Hochschulen grundsétzlich einen héheren und_anderen Betreuungsaufwand
as die ausschliefdlich oder Uberwiegend betriebswirtschaftlich orientierten Hochschulen™, drel Fachbereiche und eine
Betriebseinheit wichen aber auch von diesen hoheren Werten erheblich ab. Fur das Jahr 1999 stellten sich die
Kennzahlen wie folgt dar:

- Fachbereich Polymertechnologie der Fachhochschule Kaiserslautern am Standort Pirmasens

"Studierende je Professur" 10,64,
"Personal ausgaben je Studierendem” 7.630 €,
- Fachbereich Werkstofftechnik Glas und Keramik der Fachhochschule Koblenz am Standort Hohr-Grenzhausen
"Studierende je Professur" 7,27,
"Personal ausgaben je Studierendem” 14.280 €,
- Institut fir Kinstlerische KeramikE am Standort Hohr-Grenzhausen
"Studierende je Professur" 12,0,
"Personal ausgaben je Studierendem™ 18.630 € und
- Fachbereich Edelstein- und Schmuckdesign der Fachhochschule Trier am Standort Idar-Oberstein
"Studierende je Professur" 11,83,
"Personalausgaben je Studierendem” 9.190 €.

3 Vgl. z.B. Betreuungsrelation im Jahr 1999:

"Studierende je Professur" Fachhochschule Bingen 19,7,
Fachhochschule Ludwigshafen 42,8,
"Personalausgaben je Studierendem” Fachhochschule Bingen 5.040 €,

Fachhochschule Ludwigshafen 2.500 €.

9 Betriebseinheit gemal? § 76 Fachhochschulgesetz.
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Das Ministerium hat mitgeteilt, der Einrichtung dieser Standorte hétten vor alem strukturpolitische Entscheidungen
zugrunde gelegen. Es sehe keine Moglichkeit, die Kosten zu senken. So seien kleine Standorte immer relativ teurer als
groRere. Eine Schwéchung der kleinen Standorte wirde zu einem Eingriff in das erforderliche Mindestlehrangebot
fuhren. Auch die Eingliederung in grof3ere Fachbereiche wirde nicht zwingend zur Reduzierung von Verwaltungs-
aufwand fuhren, da die Betreuung der Studierenden vor Ort nach wie vor gewéahrleistet sein misse. Eine Reduzierung
des wissenschaftlichen Personals zugunsten von Lehrauftragen sei ebenfalls problematisch.

Selbst wenn im Hinblick auéi strukturpolitsche Erwagungen kleine Standorte eingerichtet und auch bei stark riick-
laufigen Studierendenzahlen™ aufrecht erhalten werden, sollten jedenfalls die Méglichkeiten einer Kooperation mit
anderen Fachbereichen und die Angemessenheit der Personal austattung tberprift werden.

Finanzbedarf der Fachhochschulen

Die Haushaltsmittel ger Fachhochschulen waren nicht nur in den jeweiligen Fachhochschulkapiteln, sondern auch in
sog. Zentralkapiteln® veranschlagt. Diese Mittel wurden im Rahmen des Haushaltsvollzugs auf die einzelnen Hoch-
schulen verteilt. Im Jahr 1999 betrug der aus zentral veranschlagten Mitteln finanzﬁarte Anteil an den GesamtaLisgaben
bis zu 47 % (Fachhochschule Kaiserslautern einschliefdlich Standort Zweibriicken) ™.

Aufgrund dieser Veranschlagungspraxis war es nicht mdglich, jeder Hochschule ein Gesamtbudget zu Beginn und
zum Ende der jeweiligen Haushaltsperiode zuzuordnen.

Dartiber hinaus war die Planungssicherheit der Hochschulen erheblich eingeschrénkt, weil Mittel aus den Zentral-
kapiteln zum Teil erst gegen Ende eines Haushaltsjahrs zugewiesen wurden.

Das Ministerium hat mitgeteilt, ab dem Haushaltsjahr 2002 wiirden Stellen und Mittel aus den Zentralkapiteln in die
Hochschulkapitel verlagert werden. Um Haushaltsmittel flexibel, antragsgemal und leistungsbezogen zuweisen zu
kénnen, seien zentrale Ansétze aber nach wie vor erforderlich. Das Ministerium der Finanzen ist der Auffassung, dass
die Zentralkapitel in kiinftigen Haushaltsjahren ihre Bedeutung - je nach Fortschritt der Finanzautonomie der Hoch-
schulen - verlieren werden. Es strebe an, den Anteil von Ausgaben aus Zentralkapiteln, gemessen an den Gesamt-
ausgaben der jeweiligen Hochschule, auf ein vertretbares Mal? (etwa 20 bis 25 %) zurlickzufihren.

Selbstbewirtschaftungsmittel

In den Hochschulkapj n des Landeshaushalts wurden den Hochschulen die Mittel folgender Titelgruppen zur
Selbstbewirtschaftung™ Ubertragen:

- 71 Lehreund Forschung,

- 86 Ausgaben aus zweckgebundenen Einnahmen (Drittmittel n)m und

- 91 Rechenzentren.

Voraussetzung fur die Veranschlagung von Selbstbewirtschaftungsmitteln ist die Forderung einer sparsamen Bewirt-
schaftung.

5 Fachbereich Polymertechnologie der Fachhochschule Kaiserdautern am Standort Pirmasens:

Wintersemester 1995/1996: 237 Studierende; 14 Professuren; 18 Stellen fiir wiss. Personal;

Wintersemester 1999/2000: 149 Studierende; 14 Professuren; 18 Stellen fiir wiss. Personal.

Fachbereich Werkstofftechnik Glas und Keramik der Fachhochschule Koblenz am Standort Hohr-Grenzhausen:

Wintersemester 1995/1996: 143 Studierende; 9 Professuren; 14 Stellen fir wiss. Personal;

Wintersemester 1999/2000: 80 Studierende; 11 Professuren; 14 Stellen fur wiss. Personal.

Insbesondere: Einzelplan 15 Ministerium fir Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung, Kapitel 15 01 Ministerium, Kapitel 15 02
Allgemeine Bewilligungen, Kapitel 15 12 Neue Technologien und Umwelt, Kapitel 15 13 Allgemeine Bewilligungen - Hochschulen
und Klinikum, Forschung, Ausbildungsférderung, Kapitel 15 15 Forderung und Unterstiitzung der Lehre, Kapitel 15 16 Forderung
der interdisziplindren Forschung mit Schwerpunkt in den Geistes- und Gesellschaftswissenschaften, Kapitel 15 40 Forderung der
Weiterbildung. Darliber hinaus standen den Fachhochschulen auch Mittel aus dem Einzelplan 12 Hochbaumal3nahmen und
Wohnungsbauférderung zur Verfiigung.

Im Jahr 1999 lag der aus zentral veranschlagten Mitteln finanzierte Anteil an den Gesamtausgaben aller Fachhochschulen im
Durchschnitt bei 27,2 %.

Einzelplan 15 Ministerium fur Bildung, Wissenschaft und Welterbildung, Kapitel 15 03 Johannes Gutenberg-Universitét Mainz
-ohne Klinikum-, Kapitd 1506 Universitdt Trier, Kapitel 1507 Universitdt Kaiserslautern, Kapitd 1509 Universitat
Koblenz - Landau, Kapitel 1561 Fachhochschule Bingen, Kapitd 1562 Fachhochschule Kaiserdautern, Kapite 1563
Fachhochschule Koblenz, Kapitel 1564 Fachhochschule Ludwigshafen, Kapitel 1565 Fachhochschule Mainz, Kapitel 15 66
Fachhochschule Trier, Kapitel 15 67 Fachhochschule Worms.

§ 15 Abs. 2 LHO.

Bis einschliefdlich 1997.

6)

7

8

9)
10)
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Eine Uberpriifung durch das Ministerium, ob und inwieweit diese Voraussetzung bei der Ausfilhrung des Haushalts
tatséchlich erfllt worden ist, hat bisher nicht stattgefunden.

Der LandeshochschulkasseIE)I waren die Bestande der Selbstbewirtschaftungsmittel nicht bekannt. Eine auf Veran-
lassung des Rechnungshofs durchgefiihrte Umfrage ergab, dass zum 31. Dezember 2000 noch Mittel in H6he von
insgesamt 16 Mio. DM bei den Fachhochschulen und 60 Mio. DM bei den Universitéten zur Verfligung standen.

Bel der Rechnungslegung wird die Zuweisung der Mittel an die Hochschulen a's Ausgabe nachgewiesen. Wann und in
welcher Hohe die Mittel tatséchlich verausgabt werden, ist aus der Haushaltsrechnung nicht ersichtlich. Parlament und
Offentlichkeit erhalten somit nur unzureichende Informationen liber den tatsichlichen jahrlichen Finanzbedarf der
Hochschulen und die Verwendung der Mittel.

Die in der Landeshaushaltsordnung sowie regelmafig in § 6 Landeshaushaltsgesetz vorgesehenen und von den Fach-
hochschulen ebenfalls genutzten Moglichkeiten zur Flexibilisierung und Ubertragung von Haushaltsmitteln bieten aus-
reichende Voraussetzungen fir einen wirtschaftlicheren Haushaltsvollzug. Dartiber hinaus Mittel zur Selbstbewirt-
schaftung zur Verfligung zu stellen, ist nicht erforderlich.

Das Ministerium hat die Auffassung vertreten, bereits die Bildung von Dauerfonds sei ein Indiz dafir, dass die Hoch-
schulen ihre Haushaltsmittel wirtschaftlicher verwendeten. Im Ubrigen sei die Finanzierung der Hochschulen im Haus-
haltsplan ausgewiesen und damit der Offentlichkeit zuganglich. Das Ministerium der Finanzen teilt die Auffassung des
Rechnungshofs hinsichtlich der bei einer extensiven Anwendung der Selbstbewirtschaftung auftretenden Abgren-
zungsschwierigkeiten zu der Bonus-/Ma us-Regelung und der Bildung von Ausgaberesten. Eine Entscheidung tiber die
endguiltige Aufhebung der Selbstbewirtschaftung solle allerdings erst getroffen werden, wenn die Experimentierphase
fUr die neuen Haushaltsinstrumentarien abgeschlossen sai.

ErmaRigungen der Lehrverpflichtung

Der Umfang der dienstrechtli Regellehrverpflichtung (Lehrdeputat) fir Professoren an Fachhochschulen betragt
18 Lehrveranstaltung den™" Die Lehrverpflichtung kann insbesondere fiir die Wahrnehmung besonderer Auf-
gaben ermafdigt werden ™.,

Die durchschnittliche Erméafdigung betrug im Prifungszeitraum je Professur mehr als 10 %. Diese Erméfiigungen ent-
sprechen rechnerisch Personalkosten von mehr als 4,7 Mio. €. jahrlich.

Wissenschaftliche Weiter bildung

Die Novellierung des Fachhochschul gesetzes hatte das Ziel, die wissenschaftliche Weiterbildung zu intensivieren. Die
Fachhochschulen sollen entspr de Angebote bereitstellen und die Zusammenarbeit mit Einrichtungen auf3erhalb
der Fachhochschulen ausdehnen™. Die Kosten dafiir sollen durch Entgelte finanziert werden. Die Hohe der Weiter-
bildungseinnahmen wird im Ubrigen im Rahmen des Personal bemessungskonzepts beriicksichtigt.

Insgesamt gesehen wurde die Weiterbildung zwar intensiviert, in den einzelnen Fachhochschulen aber in sehr differen-
Ziertem Mal3e. Von 1997 bis 1999 haben die Fachhochschulen Kaiserslautern, Ludwigshafen, Mainz und Trier die ent-
sprechenden Einnahmen deutlich gesteigert, wéhrend bel den Fachhochschulen Bingen und Worms ein Riickgang um
mehr als 50% zu verzeichnen war.

Das Ministerium will im Zusammenhang mit der Einfiihrung von Studienkonten ab dem Jahr 2004 zusétzliche finan-
zielle Anreize fir die Einrichtung von Weiterbildungsstudiengangen schaffen.

1) Die Landeshochschulkasse ist zustandig fir die Buchfiihrung und Rechnungslegung der Hochschulen (VV Nr. 2 zu § 71 LHO, VV

Nrn. 3.2und 3.3zu § 79 LHO, VV Nr. 2 Satz 1 zu § 80 LHO).

8§ 3 Nr. 1 Landesverordnung Uber die Lehrverpflichtung an den Hochschulen (HLehrVO) vom 7. Juli 1994 (GVBI. S. 325, BS 223-
41-8).

88 7 bis 11 HLehrVO (z.B. firr die Wahrnehmung bestimmter Amter in der Selbstverwaltung der Hochschule, die Wahrnehmung von
Aufgaben bei der angewandten Forschung und bei Entwicklungsvorhaben oder flr auRRergewthnliche Belastungen durch die Be-
treuung von Diplomarbeiten).

§2 Abs. 3, § 27 Abs. 1 Fachhochschulgesetz.

12)

13)

14)
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Folgerungen
Der Rechnungshof hat gefordert,

a) die Zusammenarbeit zwischen den Fachhochschulen und dem Statistischem Landesamt bei der Datenerhebung
fur die Hochschulstatistik zu verbessern,

b) be Fachbereichen mit Uberdurchschnittlich hohen Personalausgaben je Studierendem die Angemessenheit der
Personalausstattung und die Moglichkeiten einer Kooperation mit anderen Fachbereichen zu Gberprifen,

¢) Haushatsmittel nicht zentral, sondern soweit als méglich in den jeweiligen Fachhochschulkapiteln zu veran-
schlagen,

d) von einer Zuweisung von Mitteln zur Selbstbewirtschaftung im Hinblick auf die mit den neuen Haushalts-
instrumentarien eréffneten Moglichkeiten zur Flexibilisierung und Ubertragung abzusehen,

€) zuprifen, ob die Tatbestande fir Erméfdigungen der Lehrverpflichtung im bisherigen Umfang erforderlich sind,

f)  die wissenschaftliche Weiterbildung an allen Fachhochschulen zu intensivieren.

Die Stellungnahmen des Ministeriums fur Wissenschaft, Weiterbildung, Forschung und Kultur und des Ministeriums
der Finanzen sind unter Nr. 2 dargestellt.
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Tz. 27 Raumbedarfsplanefur die Fachhochschulen Mainz und Worms
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Bel den Bauvorhaben fir die Fachhochschulen Mainz und Worms kénnen die in den Raum-
bedarfsplanen vorgesehenen Hauptnutzflachen wesentlich verringert werden. Die mdglichen
Flachenminderungen betragen in Mainz 1.059 m2 und in Worms 1.587 mz,

Baukosten von insgesamt ca. 8,5 Mio. € lassen sich einsparen.

Der Rechnungshof hat die Raumbedarfsplane fir den Neubau der Fachhochschule Mainz und die Erweiterung der
Fachhochschule Worms gepriift.

Fachhochschule Mainz

Allgemeines

Die im Jahr 1996 aus zwei Abteilungen der ehemaligen Fachhochschyle Rheinland-Pfalz gebildete Fachhochschule
Mainz verteilt sich derzeit auf finf Standorte im Stadtgebiet von Mainz™. Die Liegenschaft in Mainz-Gonsenheim ist
nur noch flr eine begrenzte Zeit nutzbar. Brandschutztechnische Méangel und statische Probleme erfordern einen
Ersatzbau, der zusammen mit anderen Neubaufldchen in einem ersten Bauabschnitt auf einem der Johannes
Gutenberg-Universitdt benachbarten Hochschulerweiterungsgelénde errichtet werden soll. Der im Jahr 1996 aufge-
stellte Raumbedarfsplan umfasst insgesamt eine Hauptnutzflache von 20.379 m2,

Wesentliches Ergebnisder Prifung
Fachbereiche, Archivflachen

Da die Anzahl der Fachbereiche von sechs auf drei verringert worden ist, kénnen Hauptnutzflachen von 48 m2 fir
Biros und von 68 m? fiir Besprechungsraume entfallen.

Im Raumbedarfsplan ist u.a. fir die Archivierung von Klausur- und Diplomarbeiten eine Flache von 243 m2 vorge-
sehen. Diese Fléche Ubersteigt den Bedarf, da sie unter der Annahme einer sechzigjdhrigen Aufbewahrungsfrist fur
Abschlussprifungs- und Diplomarbeiten ermittelt wurde. Derart lange Archivierungszeiten sind nach Auffassung des
Rechnungshofs weder zweckméaf3ig noch in wirtschaftlicher Hinsicht vertretbar. Das Ministerium fir Bildung, Wissen-
schaft und Weiterbildung hat 1999 eine Aufbewahrungsfrist von mindestens zwei Jahren fir ErUfungsunterIagen
festgelegt, sofern in der jeweiligen Diplomprifungsordnung keine anderen Fristen vorgesehen sind .

Bel einer vom Rechnungshof zugrunde gelegten sechsjdhrigen Aufbewahrungszeit und ansonsten unveranderten
Berechnungsannahmen ergibt sich ein Flachenbedarf von 38 m2. Das entspricht einer Minderung der Archivflache um
205 2.

Das ehemalige Ministerium fir Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung hat den Féchenreduzierungen zugestimmt.

M alsaal, Hausmeister wohnungen

Der im Raumbedarfsplan vorgesehene 185 m? grof3e und 5,5 m hohe Malsaal kann um 44 m2 verkleinert werden. Die
in den Saal integrierte Umkleidekabine und der Lagerbereich, die nach DIN 277 keine Hauptnutzflachen sind, kénnen
in gesonderten Raumen mit geringerer Hohe untergebracht werden.

Auf den Neubau von zwei Hausmei sterwohnungen mit insgesamt 150 m2 Hauptnutzfléche und 50 m?2 Nebennutzfl&che
kann verzichtet werden. Eine Anwesenheitspflicht fur die Hausmeister ist aufgrund der technischen Mdglichkeiten zur
Informationstibertragung sowie im Hinblick auf die Verlagerung der Fachhochschule in die Nachbarschaft der Uni-
versitét und die sich daraus ergebenden Wirtschaftlichkeitseffekte ™ nicht erforderlich.

Das ehemalige Ministerium fir Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung hat den Fléchenreduzierungen zugestimmt.

Sanitats- und Ruherdume, Werkstatten

Im Raumprogramm sind sechs Sanitdtsrdume und vier Ruherdume fur werdende und stillende Mitter mit zusammen
120 m? Hauptnutzflache vorgesehen. Die in § 38 der Arbeitsstéttenverordnung™ genannten Voraussetzungen fur die

&Y
2)
3
4

HolzstralRe/Rheinstralle, An der Bruchspitze (Mainz-Gonsenheim), Weililiengasse, Zollhafen, Seppel-Gllickert-Passage.
Erlasse vom 14. Juli und vom 2. August 1999 (Az. 15210-50 555/466 und 15210-52 320/46).
Z.B. bei der Fernwérmeversorgung oder der zentralen Leittechnik.

Arbeitsstéttenverordnung vom 20. M&z 1975 (BGBI. | S. 729), zuletzt geéndert durch Verordnung vom 4. Dezember 1996
(BGBI. | S. 1841).
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Einrichtung von Sanitétsraumen sind bei der Fachhochschule nicht erflllt. Nach Auskunft der Unfallkasse reichen finf
Raume mit einer Flache von jeweils 12 m? aus. Der Raumbedarf mindert sich dadurch um insgesamt 60 m2.

Die Flache von zusammen 187 m? fir Hausmeisterwerkstétten ist Ubersetzt. Es bestehen erhebliche Platzreserven,
deren Nutzung nach der dem Raumbedarfsplan beigefiigten Planskizze nicht eindeutig bestimmbar ist. Da im Raum-
bedarfsplan bereits ein 24 m2 grof3er Umkleide- und Duschraum fiir Herren ausgewiesen ist, ertibrigt sich ein weiterer
Umkleide- und Duschbereich in der Hausmeisterwerkstatt. Die Werkstattflache kann durch eine zweckmaf3igere Ein-
richtung unter Beriicksichtigung der in den Arbeitsstattenrichtlinien vorgeschriebenen Mindestabstande und Bewe-
gungsflachen auf 88 m2 verkleinert werden.

Die Fachhochschule hat keine Einwéande gegen die Verkleinerung der Werkstattfléchen erhoben.

Experimentierhalle fir die Fachrichtung Architektur

Der Bedarf fur eine von der Fachrichtung Architektur geforderte 300 m2 grof3e und acht Meter hohe Experimentier-
halle mit einer Kranbahn und zwei Emporen ist nicht nachgewiesen. Die in einer Skizze dargestellte Hauptnutzflache
Ubersteigt den im Raumbedarfsplan ausgewiesenen Ansatz um 85 m2. Ein schliissiges Nutzungskonzept fehlt. Die von
der Fachhochschule gedulRerten Vorstellungen und Nutzungsintentionen befanden sich in wesentlichen Punkten "im
Fluss' und divergierten je nach Gesprachspartner erheblich. In einer Besprechung mit dem Rechnungshof erklarte ein
Professor, die Studenten sollten in der Experimentierhalle Modelle im Mal3stab 1:1 zusammenbauen, um daran die
komplexen Zusammenhange des Bauens zu studieren. In der Architektenausbildung zahle eine Experimentierhalle zur
Standardausstattung fur Lehre und Forschung.

Dem kann nicht gefolgt werden. Nach Recherchen des Rechnungshofs verfiigen im deutschsprachigen Raum nur eine
Fachhochschule und eine Universitdt Uber vergleichbare Einrichtungen. Die dem Raumbedarfsplan beigefligte
Skizzenplanung weist eine auffallige Ubereinstimmung mit der ebenfalls zweigeschossigen, mit einer Empore und
einer Kranbahn ausgestatteten Raumsimulationshalle der Fachhochschule auf. Das doa mit der Halle verfolgte Kon-
zept einer Bau- und Raumsimulation hat sich in der Praxis offensichtlich nicht bewahrt .

In einem am 11. Dezember 2000 Ubersandten Vermerk hat die Fachhochschule Mainz erkléart, in die Halle solle eine
190 m? grofRe Bauteil- und Haustechniksammlung integriert werden, die verbleibende Flache solle "fir aktuelle Aus-
stellungen mitgenutzt werden". Am 27. Dezember 2000 hat die Fachhochschule schliefdlich eine dritte Nutzungs-
variante angegeben, die sich in wesentlichen Punkten von den zuvor beschriebenen Nutzungsabsichten unterscheidet.
Danach soll die Halle mit Lehrveranstaltungen neun verschiedener Facher belegt werden und dariiber hinaus in erheb-
lichem Umfang fir Ausstellungen von Zeichnungen und Modellen, fir Présentationen im Rahmen von Prifungen
sowie fir Drittmittel-Forschungsvorhaben eines Instituts genutzt werden.

Fur diese Nutzungsvarianten ist weder eine Kranbahn noch eine Raumhdhe von acht Metern erforderlich. Die fur
Unterrichtsréaume in Hochschulen ibliche Raumhohe wiirde ausreichen.

Das Ministerium fur Wissenschaft, Weiterbildung, Forschung und Kultur hat bemerkt, die "Raumsimulationshalle”
stehe in ursichlichem Zusammenhang mit der neuen Studienordnung, die der Einbindung des Praxisanteils in die
Lehre besonderes Gewicht beimesse. Es verstehe die bisherigen Erklarungen der Fachhochschule so, dass es sich
hierbei nicht um Anderungen der Konzeption der Halle handele, sondern dass sich die verschiedenen Nutzungen
erganzten.

Dem ist entgegenzuhalten, dass die nachtréglich von der Fachhochschule genannten Nutzungsvarianten nicht mit der
aus dem Raumbedarfsplan ersichtlichen und von dem Fachbereich urspriinglich vertretenen Nutzungsintention Uber-
einstimmen. Die sehr verschiedenartigen Nutzungen und Aktivitdten wirden, unabhéngig ob diese gleichzeitig oder
nur gelegentlich in unregelméiigen Absténden erfolgen, zu erheblichen Stérungen und Konflikten untereinander
fuhren. Zu berlcksichtigen ist dabel auch, dass alein die 190 m? grof3e Bauteil- und Haustechniksammlung mehr as
60 % der Hallengrundflache einnehmen wirde. Auf der verbleibenden, verhdtnisméafiig kleinen Restfléche sind die
von der Fachhochschule genannten sonstigen Nutzungen kaum mdglich.

Die Fachhochschule hat entgegnet, falls die Halle nicht errichtet werden sollte, seien zusétzliche Raume, z.B. fir Lehr-
und Prifungsveranstaltungen sowie fr studentisches Arbeiten, zu schaffen.

5 Griinde dafr liegen u.a. in den mit der beschriebenen Nutzung verbundenen hohen Material- und Betriebskosten sowie in den beim

Bauen notwendigen Sicherheits- und Unfallverhiitungsmal3nahmen. Die Auslastung der Halleist gering. Im Rahmen des Lehrbetriebs
finden dort nur Veranstaltungen in einem Wahlfach statt. Ansonsten dient die Halle Uberwiegend anderen als den urspriinglich ge-
planten Zwecken und wird u.a. als Materiallager, Zeichensaal, "Studio" fur Architekturmodellaufnahmen und Fotolabor genutzt. Bis-
lang ist es nicht gelungen, die Halle fur die Drittmittelforschung einzusetzen. Die in der Halle installierte Kranbahn wird lediglich
zwei- bisdreimal im Jahr betrieben.
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Ein zusétzlicher Flachenbedarf fur Lehrveranstaltungen und studentisches Arbeiten ist nicht belegt. Im Raumbedarfs-
plan sind 740 m2 Hauptnutzfl&che fur studentische Arbeitsraume und 1.644 m?2 Hauptnutzfléche fur 32 Seminarrdume
vorgesehen, die nach der Anzahl der Semesterwochenstunden der Vorlesungen und sonstigen Lehrveranstaltungen
ermittelt wurden. Sollte ein Teil dieser Nutzungen in die Halle verlagert werden, wéren die Flachen fir Seminarréume
und studentisches Arbeiten entsprechend zu kiirzen.

Die Fachhochschule hat die Auffassung vertreten, der Rechnungshof habe nur "jede einzelne Position genauestens
gepriift", aber nicht untersucht, ob sie "auf den zugestandenen Flachen ihre Aufgaben berhaupt noch ordnungsgemaf3
wahrnehmen" konne. Seit der Aufstellung des Raumbedarfsplans seien Verdnderungen eingetreten, die zusétzliche
Flachen erforderten.

Nach den von dem ehemaligen Ministerium fir Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung und der Fachhochschule
wéhrend der Prifung erteilten Auskinften ist der Rechnungshof davon ausgegangen, dass der Raumbedarfsplan dem
aktuellen Flachenbedarf entspricht. Sollte dies, wie die Fachhochschule nun behauptet, nicht zutreffen, musste der
Raumbedarfsplan grundlegend Uberarbeitet werden. Der Rechnungshof hat dem Ministerium fir Wissenschaft,
Weiterbildung, Forschung und Kultur anheim gestellt, einen aktualisierten Raumbedarfsplan zur Prifung vorzulegen.
Das Ministerium hat sich dazu nicht gedui3ert.

Zusammenfassung

Die Hauptnutzflache kann gegeniiber dem Raumbedarfsplan insgesamt um 1.059 ani gemindert werden. Nach Uber-
schlégiger Ermittlung lassen sich dadurch Baukosten von 3,46,7 Mio. BM€ einsparen™.

Fachhochschule Worms
Allgemeines

Das Land hat im Jahr 1997 eine dem Stammgeldnde der Fachhochschule Worms benachbarte Konversionsliegenschaft
als Erweiterungsflache vom Bund erworben. Dies erméglicht eine komplette Uberplanung der Fachhochschule und die
Auflésung mehrerer, teilweise angemieteter Standorte im Stadtgebiet von Worms.

Der Raumbedarfsplan wurde vom Ministerium der Finanzen vorbehaltlich noch vorzulegender Detailplanungen und
qualitativer Bedarfsanforderungen fir einen Grofiteil der Forschungsfléchen (1.987 m?) und die Erweiterung der
Mensa (918 m?) genehmigt. Die im Raumbedarfsplan ausgewiesene Hauptnutzfléche von insgesamt 11.575 m? ist das
Ergebnis einer "idealisierten”, fur einen Neubau der gesamten Fachhochschule konzipierten Féchenbedarfsermittiung.
Die im Gebaudebestand vorhandenen Féchen sind z.T. erheblich groler as die ermittelten Flachenansétze. Nach der
Vorstellung des ehemaligen Ministeriums fur Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung soll der "idealisierte” Raum-
bedarfsplan dazu beitragen, dass die Uberhangflachen im Zuge der Bauplanung durch geeignete Nutzungs- und
Umbaukonzeptionen minimiert werden und insgesamt eine in wirtschaftlicher Hinsicht optimierte Flachennutzung
erreicht wird.

Wesentliches Ergebnisder Prifung
Fachber eiche, Werkstatten, Hausmeisterwohnungen

Infolge der Entscheidung des ehemaligen Ministeriums fur Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung, die Anzahl der
Fachbereiche zu verringern, entfallen 164 m? Hauptnutzfl&che fir Biro-, Besprechungs- und Fachschaftsraume.

Die Flache zweier Werkstétten der zentralen Dienste, fir die im Raumbedarfsplan 129 m2 Hauptnutzflache vorgesehen
sind, kann durch eine zweckmaRdigere Einrichtung um 41 m?2 verringert werden.

Der Neubau von zwei Hausmeisterwohnungen mit zusammen 150 m?2 Hauptnutzflache ist auch hier wie im Fall der
Fachhochschule Mainz entbehrlich.

Das ehemalige Ministerium fir Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung hat den Fléchenreduzierungen zugestimmt.

Mensa

Der fir die Erweiterung des Speisesaals und der Cafeteria vorgesehene Flachenansatz von 100 m? Hauptnutzfléche ist
zu grof’ bemessen. Rechnerisch fehlen lediglich 35 Pldtze. Nach den Richtwerten fir Hochschulmensen ergibt sich
dafiir ein Héachenbedarf von 54 m2. Eine Erweiterung des erst vor wenigen Jahren neu errichteten Mensagebaudes ist
bei einem derart geringen Fehlbedarf unwirtschaftlich.

6 Bel der Ermittlung wurde der Kostenrichtwert von 6.372 DM/m? Hauptnutzfléche (Preisstand 1995) zugrunde gelegt (Anhang zum

30. Rahmenplan fur den Hochschulbau).
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Die Forderung nach 33 m? Biroflachen fir den Geschéftsfuhrer und den Wirtschaftsleiter ist nicht begriindet, da die
Verwaltung von dem fir die Bewirtschaftung der Mensa zustandigen Studentenwerk Vorderpfalz in Landau wahrge-
nommen wird.

Als Aufenthalts- und Pausenraum fir das in der Mensa beschéftigte Personal reicht nach den Bestimmungen der
Arbeitsstéttenverordnung anstelle der im Raumbedarfsplan vorgesehenen 32 m2 eine Fiéche von 20 m?2 aus.

Der Héchenbedarf flr den Bereich der Mensa kann insgesamt um 145 m? auf 773 m2 verkleinert werden.

Das Ministerium der Finanzen, das die Flachen unter einem Vorbehalt genehmigt hatte, will auf die bauliche Erweite-
rung der Mensa zunéchst verzichten. Das ehemalige Ministerium fur Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung hat die
Auffassung vertreten, die Mensafldchen seien nicht genehmigt worden und mit insgesamt 918 m2 nur nachrichtlich im
Raumprogramm erwahnt.

For schungsflachen

Das Raumprogramm weist Forschungsfléachen von 2.248 m2 Hauptnutzfléche aus. Der Bedarf fur darin enthaltene
Drittmittelforschungsfléchen in einer GrofRenordnung von 1.908 m? Hauptnutzflache™ ist nicht nachgewiesen und be-
ruht auf nicht hinreichend nachvollziehbaren Annahmen und Prognosen. Eine Prifung der betreffenden FHéchen-
ansédtze war daher nicht moglich. Die Raumnutzungen sind z.T. nur vage definiert.

Nach Auskunft des ehemaligen Ministeriums fir Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung handelt es sich bei den
Flachenansatzen fir die Drittmittelforschung um "gegriffene" Zahlen. Die Planung entspreche den Empfehlungen des
Wissenschaftsrats. Derartige Flachen kénnten nicht an einem exakt messbaren Bedarf orientiert geplant werden. Es
gehe um die Eréffnung von Forschungsperspektiven.

Einen zusétzlichen Héchenbedarf der Hochschulen erzeugt die Drittmittelforschung nicht in jedem Fall. Er entféllt
z.B. bei hochschulextern in Raumen des jeweiligen Auftraggebers durchgefihrten Forschungsprojekten. Um die Prog-
nosen zu objektivieren und eine verlassliche Schéatzung des_notwendigen Flachenbedarfs zu ermdglichen, hét der
Rechnungshof weitergehende Untersuchungen fir notwendig™. Die Vorgehensweise bei der Programmplanung birgt
die Gefahr kostentréchtiger Fehleinschitzungen und kann zum Entstehen von Uberhangfléchen filhren, deren Bau und
Unterhaltung den Landeshaushalt auf Dauer erheblich belasten wirden.

Das Ministerium der Finanzen hat die Einschdtzung des Rechnungshofs geteilt. Ausgehend von den nach einer
Empfehlung des Wissenschaftsrats vorgesehenen 2.000 m2 Innovationsfléchen hat es eine Flache von 1.161 m2 zur
Planung freigegeben. Die Genehmigung der restlichen Flache von 839 m2 hat es von der Vorlage eines Entwicklungs-
und Erfolgsplans abhangig gemacht. Gegeniiber dem Raumprogramm hat sich die Flache fir Forschungszwecke um
1.087 m? verringert.

Zusammenfassung

Die im Raumbedarfsplan ausgewiesene Hauptnutzflache kann nach vorléaufigem Stand um insgesamt 1.587 m? ver-
ringert werden. Legt man den Kostenrichtwert fir Institutsbauten zugrunde, lassen sich nach tberschlégiger Eﬁnittl ung
die Baukosten bei den Forschungsflachen um 3,5 Mio. € und bei den Ubrigen Flachen um 1,6 Mio. € mindern™.

Folgerungen
Der Rechnungshof hat gefordert,

a) bei beiden Fachhochschulen die Raumbedarfspldne um die entbehrlichen Flachen zu kirzen,

b) Héchen fir die Drittmittelforschung in der Regel nur aufgrund von Bedarfsanalysen unter Berticksichtigung des
Ergebnisses hochschul Ubergreifender Vergleiche festzulegen.

Die Stellungnahmen des Ministeriums fir Wissenschaft, Weiterbildung, Forschung und Kultur, des ehemaligen Minis-
teriums fur Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung, des Ministeriums der Finanzen und der Fachhochschule Mainz
sind unter den Nrn. 1.2 und 2.2 dargestellt.

N Dariiber hinaus enthdlt das Raumprogramm noch 261 m? fir ein Telekommunikationszentrum und 79 m? fiir eine Technologie-

transferstelle.

U.a eine umfassende Bestandsaufnahme der Entwicklung des hochschulinternen und -externen Raumbedarfs fir die Drittmittel-
forschung, der Drittmittelstellen und des Drittmittelaufkommens, fachbereichsweise differenzierte Prognosen der Drittmittelfor-
schung unter Beriicksichtigung der Nachfragesituation und der hochschulinternen Kapazitéten sowie hochschulibergreifende Ver-
gleiche hinsichtlich der Entwicklung der Drittmittelforschung in den einzelnen Fachbereichen und der dafiir bendtigten Flachen.

Bei einem Kostenrichtwert von 6.372 DM/m?2 Hauptnutzfl&che (vgl. FuRBnote 6).

8)

9
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Tz. 28 Wirtschaftsfihrung von Laboreinrichtungen im Klinikum der Johannes Gutenber g-Univer sitat
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Mainz

Die verursachungsgerechte Ermittlung und Zuordnung der Kosten nach Kostenstellen war
durch Mangel der Leistungs- und Vollzeitkraftestatistik beeintrachtigt.

Als Folge der grof3en Zahl dezentraler Labors war der Personaleinsatz unwirtschaftlich. Im
Zuge des geplanten Neubaus und der Zentralisierung der Laboruntersuchungen lassen sich
mindestens 35 Stellen einsparen. Das Budget des Klinikums kann um 1,64 Mio. € jahrlich ent-
lastet werden.

Die getrennte Beschaffung von Laborgeraten durch die Beschaffungsabteilung und Reagenzien
durch die Apotheke verursachte vermeidbare Kosten. Die fir eine wirtschaftliche Beschaffung
erforderliche Auftragsbiindelung und eine Nutzung des Wettbewerbs durch Ausschreibung
unterblieben.

Mit der unentgeltlichen Uberlassung von Laborgeriten sicherten sich die Lieferanten den Ver-
kauf von Reagenzien, deren jahrliche Kosten (0,87 Mio. €) hoher als die Anschaffungswerte der
Geréate (0,70 Mio. €) waren. Dieses Verfahren stand mit dem Wettbewerbsrecht nicht in Ein-
klang.

Insgesamt 19 Laborkréafte waren zu hoch eingruppiert. Bei tarifgerechter Eingruppierung
kdnnen Einsparungen von mehr als 124.000 € jahrlich erzielt werden.

Allgemeines

Der Rechnungshof hat die Wirtschaftsfilhrung von Laboreinrichtungen im Klinikum der Johannes Gutenberg-Uni-
versitdt Mainz in den Wirtschaftsjahren 1998 bis 2000 gepriift. Die Priifung erstreckte sich auf die zentralen Laborein-
richtungen des Instituts fir Klinische Chemie und Laboratoriumsmedizin (Zentrallabor) ™ und die Labors von insge-
samt 13 Kliniken (dezentrale Labors). Schwerpunkt der Prifung war es, Moglichkeiten zur Verbesserung der Wirt-
schaftlichkeit durch Zusammenfihrung der bisher dezentral erbrachten Laborleistungen aufzuzeigen.

Das Klinikum beabsichtigt, innerhalb der néchsten drei bis funf Jahre einen Neubau zu errichten, in dem moglichst
aleim Rahmen der Krankenversorgung durchzufihrenden Laborarbeiten konzentriert werden sollen.

Die Laboreinrichtungen des Klinikums erfiillen Aufgaben der Krankenversorgung sowie der Forschung und Lehre. Da
die fur Forschung und Lehre erbrachten Laborleistungen bislang nicht erfasst wurden, musste die Priifung auf die
Labors beschrankt werden, die ausschliefdlich oder Gberwiegend im Bereich der Krankenversorgung tétig waren. Aber
auch im Bereich der Krankenversorgung konnten aufgrund fehlender Leistungserfassung die Labors der Augenklinik,
der Orthopédischen Klinik und der Klinik fir Zahn-, Mund- und Kieferkrankheiten chht in die Prifung aufgenommen
werden. AulRer Betrachtéilieben auch die Laborleistungen der Transfusionszentrale™, weil sie Sonderregelungen nach
dem Transfusionsgesetz™ unterliegen, die einer Zusammenfihrung mit anderen Laboreinrichtungen entgegenstehen.

Wesentliches Ergebnisder Prifung
Leistungs- und Kostentransparenz
L eistungsstatistik

Die gesetzlich vorgeschriebene LeistungsstatistikEi wies Mangel auf. So enthielt z.B. die Laborleistungsstatistik fir
den Bereich der |. Medizinischen Klinik im Jahr 1999 etwa 46.000, im Jahr 2000 etwa 25.000 klinisch-chemische
Leistungen, die tatsdchlich aber im Zentrallabor erbracht worden waren. Dadurch waren eine verursachungsgerechte
Aufteilung der Kosten nach Kostenstellen und L eistungsvergleiche zwischen den Labors beeintréchtigt.

Die Méngel waren auf die Uberwiegend manuelle Datenerfassung in den dezentralen Labors, auf unzureichende
Kontrollmechanismen und Plausibilitétskontrollen zuriickzufiihren. Die Fehler hétten weitgehend vermieden werden
konnen, wenn die der Verwaltung Ubermittelten und statistisch aufbereiteten Daten mit den leistungserfassenden und
-anfordernden Stellen hinreichend abgestimmt und auf Plausibilitét Gberprift worden wéren.

b Das Institut wird vielfach als Zentrallabor bezeichnet, obwohl es neben dem eigentlichen Zentrallabor auch das Notlabor und das - im

Gebaude der Chirurgischen Kliniken betriebene - Chirurgielabor umfasst.
Hier wurden lediglich die Stellenbewirtschaftung und Stellenbewertung gepriift.
Transfusionsgesetz (TFG) vom 1. Juli 1998 (BGBI. | S. 1752).

§ 8 Krankenhaus-Buchfuhrungsverordnung (KHBV) vom 10. April 1978 (BGBI. | S. 473) in der Fassung vom 24. Mé&rz 1987
(BGBI. | S. 1045), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 9. Juni 1998 (BGBI. | S. 1242, 1249).

2)
3
4



212

2.2

221

-123-

Die Laborleistungsstatistik war dariber hinaus unvollstéandig, weil die Laborleistungen fir Forschungszwecke und fur
privatambul ante Nebentétigkeiten generell von einer Erfassung ausgenommen waren. Eine Kennzeichnung der Labor-
auftrége nach klinischen oder nichtklinischen Zwecken fand nicht statt. So war nicht erkennbar, ob und inwieweit die
Inanspruchnahme von Personal und Sachmitteln der Labors im Rahmen der Krankenhausversorgung oder fir andere
Aufgaben des Klinikums erfolgte.

Die fur den Bereich der Krankenversorgung erstellten Leistungsstatistiken enthielten insoweit auch Laborleistungen,
die ni%ﬁ zu den algemeinen Krankenhausleistungen gehorten. Dadurch wurden Laborleistungen bestimmungs-
widrig™ aus dem Budget und den Pflegesétzen verguitet.

Nach Mitteilung des Klinikums soll ab Mitte 2002 damit begonnen werden, mit einem EDV-System eine Leistungs-
dokumentation zu erstellen.

Vollzeitkraftestatistik

Die nur auf Klinikebene aufbereitete Statistik lief? sich nicht fur die Kostenstellen "Laboreinrichtungen" verwenden.
Dies war mit der Krankenhaus-Buchfihrungsverordnung™ nicht vereinbar. Hiernach sind die Personalkosten, die sich
aus der Zahl der Vollzeitkrafte ergeben, generell nach Kostenstellen auszuweisen.

Mischarbeitsplétze, die der Krankenhausversorgung, der Forschung oder ambulanten Nebentétigkeit von Klinikdirek-
toren dienten, wurden vollsténdig dem Bereich der Krankenhausversorgung zugerechnet. Nach dem Pflegesatzrecht
ist dagegen die Zahl der Vollzeitkréfte so zu erfassen und statistisch nachzuweisen, dass Tétigkeiten im Rahmen der
Krankenhausversorgung klar von alen Gbrigen Tétigkeiten getrennt werden. Auf Forschung und Lehre sowie auf
Privatambulanzen entfallende Zeitanteil e des eingesetzten Personals sind separaten Kostenstellen zuzuordnen.

Nach Mitteilung des Klinikums soll diesen Anforderungen mit Einfiihrung eines neuen Personal bewirtschaftungs- und
Abrechnungssystems ab dem Jahr 2002 entsprochen werden.

Organisation des L aborwesens

Nach der Leistungsstatistik fur das Jahr 2000 wurden etwa 93 % der iﬂ] Rahmen der Krankenversorgung erfassten
Laboruntersuchungen im Zentrallabor = und in der Transfusionszentrale™ durchgefihrt. Die restlichen 7 %, das waren
etwa 744.000 Laborleistungen im Jahr, entfielen auf die in die Prifung einbezogenen 13 dezentralen Labors der insge-
samt 42 Kliniken und Institute.

Dezentrale Laboreinrichtungen

Die 13 gepriiften dezentralen Laboreinrichtungen waren nach Leistungsumfang und Personalausstattung zu klein, um
wirtschaftlich arbeiten zu kénnen. In sieben dieser Labors lag der durchschnittliche Personalbestand im medizinisch-
technischen Dienst bel weniger alsdrei Vollzeitkraften.

Zu Kkleine Organisationseinheiten beeintréchtigen eine gleichméliige Auslastung des Personals und der Geréte, er-
schweren das Auffangen von Arbeitsspitzen und fihren bei Krankheit und Urlaub zu Arbeitsengpéssen. Bel Personal-
ausfallen wurden deshalb Laboranforderungen regelméfdig an das Zentrallabor weitergeleitet.

Fur eine moéglichst umfassende Zusammenfihrung des gesamten Laborwesens spricht auch, dass die Qualitétskon-
trollen der dezentralen Labors hinter dem Standard des Zentrallabors zuriickblieben, bei dem die Vorteile groferer
Arbeitsmengen und Serienldngen durch Anwendung standardisierter und automatisierter Verfahren wirksam werden.

Mehrere Kliniken hatten den Betrieb ihrer Laboreinrichtungen nicht der zusténdigen Eichbehdrde gemeldet. Die vor-
geschriebene Uberwachung der Qualitétssicherung fand daher nicht statt.

Das Klinikum hat mitgeteilt, dass es sich durch das Ergebnis der Priifung in seinen Zentralisierungsbestrebungen be-
stétigt sehe.

5 §7 Abs. 2 Satz 1 Bundespflegesatzverordnung (BPfIV) vom 26. September 1994 (BGBI. | S. 2750), zuletzt gedndert durch Gesetz
vom 27. April 2001 (BGBI. | S. 772).

§ 8 Nr. 3 Krankenhaus-Buchfihrungsverordnung.

§ 17 Abs. 4 der Bundespflegesatzverordnung und Anlage 1, Tabelle L2 dieser Vorschrift.

Im Zentrallabor wurden 7.758.947 Laborleistungen erbracht, das waren 69 % aller Laborlei stungen des Klinikums.

In Labors der Transfusionszentrale wurden 2.708.356 Laborleistungen erbracht, das waren 24 % aller Laborleistungen des Klinikums.

6)
7
8
9
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Zentralisierungsfahige L abor unter suchungen

Bei den dezentralen Labors beﬂandﬁwa die Hélfte der Arbeiten aus Untersuchungen m, die auch im Zentrallabor
hatten durchgefihrt werden kénnen™, dort allerdings wesentlich rationeller. Diese Laboranalysen kénnen deshalb
unmittelbar dem Zentrallabor Gibertragen werden.

Der fur die gleichen Untersuchungen bendtigte Laborbedarf der dezentralen Labors und des Zentrallabors wurde zu
unterschiedlichen Zeitpunkten und von unterschiedlichen Lieferanten bestellt. Die fir eine wirtschaftliche Beschaf-
fung erforderliche Auftragsbiindelung unterblieb.

Auch die Ubrigen Laborarbeiten der dezentralen Labors lassen sich in dem wesentlich gréf3eren Laborbetrieb des Zen-
trallabors wirtschaftlicher erledigen. Entscheidend ist, dass die fixen Kosten je Leistung mit zunehmenden Leistungs-
mengen sinken. Hinzu kommt, dass erst gréflere Betriebseinheiten die Moglichkeiten eréffnen, die Vorteile arbeits-
teiliger Aufgabenwahrnehmung zu nutzen und Arbeitsgruppen mit besonderem Fachwissen zu bilden. Ausbildungs-
fremde Tétigkeiten, wie z.B. Verwaltungsarbeiten oder die Reinigung von Geradten und Reagenzglasern, die in kleine-
ren Labors oft auch von den medizinisch-technischen Angestellten erledigt werden, lassen sich hier besser von den
Kernaufgaben trennen und Hilfsdiensten zuweisen.

Das Klinikum hat erklért, im Zusammenhang mit dem geplanten Neubau sei eine moglichst weitgehende Zentralisie-
rung der Laborleistungen vorgesehen.

Per sonalbedar f
Zentrallabor

Der Personabedarf des Zentrallabors wurde aufgrund des hohen Automatisierungsgrades nach einer gerétebezogenen
Methode berechnet. Hierzu wurden das eingesetzte Personal und dessen Laborleistung den Laborgeréten zugeordnet.
Aus dem Verhdtnis der tatachlich erbrachten und den theoretisch mdglichen Leistungen wurde auf das benétigte Per-
sonal je Gerét geschlo .

Auf der Grundlage der Leistungszahlen bestand fir das Jahr 2000 im Zentrallabor ein Persona bedarf von 70 Vollzeit-
kréften. Bei 73 beschéftigten Vollzeitkréften ergaben sich danach Arbeitszeitreserven von drei Vollzeitkraften.

Ubernahme von L aborleistungen der dezentralen Labors

Die Ubernahme der automationsfahigen Laboruntersuchungen der 13 dezentralen Labors auf das Zentrallabor fiihrt bei
diesem zu einem Personalbedarf von acht Vollzeitkréften.

Werden die noch nicht automationsféhigen Ubrigen Laboranalysen der 13 dezentralen Labors auf das Zentrallabor
Ubertragen, ist davon auszugehen, dass sie mit der gleichen Produktivitdt (Laborleistungen je Vollzeitkraft) erstellt
werden kdnnen wie die nicht automatisierten Leistungen des Zentrallabors. Bei der Zentralisierung bislang nicht auto-
matisierbarer Laborleistungen sind im Zentrallabor weitere 19 Vollzeitkréfte erforderlich. Zusammen mit dem Perso-
namehrbedarf von acht Vollzeitkréften fir die Erledigung der automationsfahigen Leistungen reichen daher 27 der
insgesamt 59 Vollzeitkréfte der dezentralen Labors aus, um kiinftig alle bisher dezentral ausgeiibten Labortétigkeiten
im Zentrallabor zu erledigen.

Im Bereich der 13 dezentralen Labors konnen hiernach 32 Stellen eingespart werden. Unter Einbeziehung der festge-
stellten Arbeitszeitreserven im Bereich des Zentrallabors (drei Kréfte) Ubersteigt die Personalbesetzung den Bedarf um
insgesamt 35 Stellen. Durch ihren Abbau im Zuge der Personalfluktuation kann das Budget des Klinikums um min-
destens 1,64 Mio. € jéhrlich entlastet werden.

Die zum Zeitpunkt der Prifung festgestellten Personal einsparungsmoglichkeiten dirften nur eine Untergrenze dar-
stellen. Mit dem geplanten Neubau lassen sich weitere Rationalisierungsinvestitionen verbinden, so z.B. Laborstraf3en
oder ein flachendeckendes Laborinformationssystem, die zu zusétzlichen Arbeitszeitreserven fiihren kénnen.

Die Erdrterungen mit dem Klinikum Uber die Auswirkungen der Zentralisierung und die damit verbundenen Personal-
einsparungen sind noch nicht abgeschlossen.

10)
11)
12)

Es betraf 370.000 Leistungen im Jahr 2000.

Auf das Zentrallabor entfielen im Jahr 2000 rd. 2.800.000 gleichartige Leistungen.

Den theoretisch moglichen Leistungen liegen Herstellerangaben zugrunde, die das Zentrallabor im Rahmen der Priifung mitteilte.
Hierbei wurde in Abstimmung mit der Leitung des Zentrallabors von einer vollsténdigen Geréteauslastung Uber 4,5 Stunden/Tag an
250 Arbeitstagen im Jahr ausgegangen. Dies stiitzt sich auf die Annahme, dass die Uber eine Maschinenlaufzeit von 4,5 Stunden am
Tag hinausgehende Arbeitszeit genligt, um alle tbrigen Laborleistungen, wie die Probenverteilung, Arbeitsplatzvorbereitung, Geréte-
pflege, Befundkontrolle usw., personell abzudecken.
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Beschaffung von Laborgeréten und Reagenzien

Laborgerédte wurden durch die Beschaffungsabteilung unter Mitwirkung der Technischen Abteilung, zugehdrige Rea-
genzien durch die Apotheke beschafft. el wurden die Auftragsvergaben nicht aufeinander abgestimmt und keine
Wirtschaftlichkeitsberechnungen erstellt™, obwohl mit der Beschaffung (Kauf, Miete, Schenkung oder Leihe) eines
Gerétes haufig auch die Entscheidung Gber Art und Mengen der erforderlichen Reagenzien verbunden war.

Bel vielfach geschlossenen Gerétesystemen sind die Reagenzien vom Gerétehersteller "gerétebezogen™ vorgeschrie-
ben. Bei offenen Gerétesystemen besteht zwar keine feste Bindung zwischen Gerétetyp und Reagenzien, doch réumen
nicht wenige Lieferanten nur dann Garantiezeiten fur Laborgeréte ein, wenn ausschlief}lich die von ihnen empfohlenen
Reagenzien verwendet werden.

Angesichts dieser den Wettbewerb einschrénkenden Bedingungen sollten Neuanschaffungen oder Ersatzbeschaffun-
gen von Laborgerdten zusammen mit der Lieferung von Reagenzien ausgeschrieben und Wirtschaftlichkeitsberechnun-
gen erstellt werden.

Das Krankenhausfinanzierungssystem, wonach die Investitionskosten der Geréte Uber offentliche Fordermittel, die
Beschaffung der Reagenzien als laufende Betriebskosten Uber die Pflegesétze der Kostentrager zu decken sind, darf
nicht dazu fuhren, von einer Wirtschaftlichkeitsberechnung abzusehen, die neben den Anschaffungskosten der Geréte
auch die laufenden Betriebskosten einbezieht.

Die bisher getrennten Zustandigkeiten fir die Beschaffung von Laborgerdten und Reagenzien sollten moglichst an
einer Stelle des Klinikums zusammengef iihrt werden. Um das Wissen der Technischen Abteilung und die Marktiber-
sicht der Apotheke nutzen zu kénnen, kénnte ein aus beiden Organisationseinheiten zusammengesetztes fachiiber-
greifendes Einkaufsteam gebildet werden.

Das Klinikum hat inzwischen Mal3nahmen eingeleitet, die unter Beteiligung von Labor, Einkauf, Apotheke und Tech-
nik eine Verbesserung von Verfahrensablaufen zum Ziel haben. Umfassende Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen bei der
Beschaffung von Gerédten und Reagenzien seien plausibel und verniinftig.

Unentgeltlich tGberlassene L abor ger ate

Etwa die Hélfte der im Zentrallabor vorgehaltenen Laborgeréte hatten Hersteller oder Lieferanten unentgeltlich mit der
Mal3gabe zur Verfligung gestellt, die Reagenzien hierfir bei ihnen zu beziehen. Weitere drei leihweise Uberlassene
Laborautomaten waren in der Abteilung fur Innere Medizin mit Schwerpunkt Endokrinologie in Betrieb. Schriftliche
Vertrége lagen nicht vor.

Die Lieferanten dieser Gerdte hatten sich hiermit gleichzeitig die Abnahme ihrer Reagenzien gesichert. Die betref-
fenden Geréte des Zentrallabors hatten einen Anschaffungswert von 0,70 Mio. €, die fir diese Geréte verwendeten
Reagenzien fuhrten im Jahr 2000 zu Ausgaben von Uber 0,87 Mio. €. Gemessen an den Gesamtausgaben der Apotheke
fur Reagenzien im Jahr 2000 machten die auf diese Weise festgelegten Eink&ufe von Reagenzien einen Anteil von
nahezu 10 % aus.

Das Zentrallabor und die Abteilung fur Innere Medizin mit Schwerpunkt Endokrinologie setzten sich mit dieser Praxis
Uber die "Verfahrensanweisung tber medizinisch-technische Leihgeréte des Klinikums' vom 16. Januar 1995 hinweg.
Auch war eine Uberwachung dieser Gerdte nach den Vorschriften des Gerétesicherheitsgesetzes, des Medizin-
produktegesetzes, der Eichordnung und nach den Unfallverhitungsvorschriften nicht gewahrleistet, weil die dafir zu-
sténdige Technische Abteilung tber den Betrieb dieser Geréte nicht unterrichtet war.

Durch die Aufstellung unentgeltlich Uberlassener Geréte und die damit verbundene Festlegung auf bestimmte Reagen-
zien und Lieferanten wurde der Wettbewerb ausgeschlossen. Angesichts der Gréfienordnung des Jabresbedarfs an
Reagenzien kann davon ausgegangen werden, dass die Auftrége meist nach den Vergabevorschriften™ hétten ausge-
schrieben werden mussen.

Bei der Durchfiihrung der Beschaffungen ist deshalb darauf zu achten, dass das angewandte Verfahren eine klare
personelle Trennung von Bedarfsbeschreibung (Laborarzt) einerseits und Auftragsvergabe geméal? den Vergabevor-
schriften (Beschaffungsstelle) andererseits vorsient. Bel der Gerételiberlassung durch Unternehmen ohne Gegen-
leistung muss sich aus dem Vertrag mit dem Unternehmen eindeutig ergeben, dass kein Zusammenhang mit Umsatz-
geschéften gegeben ist. Mit dieser Verfahrensweise kann moglichen strafrechtlichen Konsequenzen (V orteilsannahme,
Bestechlichkeit) begegnet werden.

13)
14)

Diejahrlichen Kosten fiir Reagenzien eines Laborgerates waren im Durchschnitt hoher als dessen Anschaffungskosten.

Soweit Ausschreibungen unterhalb eines Einkaufswertes von 200.000 ECU unterblieben, war dies mit einem Beschluss des
Klinikvorstands vom 5. Januar 1998 nicht vereinbar. Auftragsvergaben im Wert von mehr als 200.000 ECU hétten dagegen gem. § 1
Buchst. aNr. 1 Abs. 1 der Verdingungsordnung fiir Leistungen - Teil A - europaweite Ausschreibungen vorangehen miissen.
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Das Klinikum hat hierzu mitgeteilt, dass es derzeit die Leihgeréte des Zentrallabors zum Restbuchwert beschaffe.

Einkauf von Reagenzien

Der Einkauf von Reagenzien war der Apotheke Ubertragen. Diese nahm dabel lediglich die geschaftsmafiige Abwick-
lung vor. Dieim Vorfeld der Auftragsvergaben durchgefiihrten Verhandlungen tber Preise, Rabatte und sonstige Zah-
lungsmodalitdten fhrten die Laborleitungen selbst durch. Der Apotheke blieb daher nur noch die Aufgabe, die Be-
darfsanforderungen der einzelnen Labors hinsichtlich Art, Menge, Preis und Lieferant der jeweils bendtigten Artikel
zu koordinieren, wochentlich zusammenzufassen und die sich daraus ergebenden Auftrége zu erteilen.

Ausschreibungen fanden nicht statt. Griinde, weshalb entgegen den vergaberechtlichen Vorschriften von 6ffentlichen
oder beschrénkten Ausschreibungen abgesehen wurde, waren nicht dokumentiert.

Die aufgeteilten Zusténdigkeiten fir den Einkauf von Reagenzien trugen insoweit mal3geblich dazu bei, dass die Vor-
teile des Wettbewerbs nicht genutzt wurden. Die eigenstandigen Vertragsverhandlungen der Labors mit der Gestat-
tung, Vertragsgegenstand und Vertragspartner definitiv festzulegen, fihrten letztlich auch zu weiteren unwirtschaft-
lichen Beschaffungen gleicher oder alternativ nutzbarer Reagenzien der einzelnen Labors (" Parallel beschaffungen™).

Im Jahr 2000 wurden die Reagenzien von insgesamt 333 Lieferanten bezogen. Die hohe Zahl der Lieferanten war im
Wesentlichen das Ergebnis zu vieler Kleinauftrage und einer zu geringen Zusammenfihrung des Bedarfs mehrerer
Verbrauchﬁllen. Dies belegen die 7.230 vergebenen Auftrége der Apotheke mit einem Auftragswert von insgesamt
9,6 Mio. g

Aufgrund mangelnder Ermittlung des voraussichtlichen Jahresbedarfs und fehlender Bindelung zu grofReren Auf-
tragen betrafen von den insgesamt 7.230 Auftrégen im Jahr 2000 lediglich 60 Auftrage einen Auftragswert von mehr
as 5.000 €. Rahmenvertrége, die einen bestimmten Jahresbedarf mit Abrufoption unterschiedlicher Bestellmengen
ermdglicht hétten, bestanden nicht.

Die Apotheke hat diese Einkaufspraxis damit begriindet, dass lediglich bei offenen Gerétesystemen eine Auswahl an
Reagenzien bei unterschiedlichen Lieferanten und damit auch eine Ausschreibung moéglich gewesen wéren. In der
Regel stiinden jedoch entweder geschlossene Gerdtesysteme oder hohe Qualitétsanforderungen an Lieferanten und
Materiaien einer Nutzung des Wettbewerbs entgegen.

Nach Mitteilung des Klinikums resultiert die grof3e Zahl von Lieferanten und Einzelauftrégen daraus, dass alle Labors,
einschliefdlich der Forschungslabors, in die Analyse eingeflossen sind und der Bedarf von Reagenzien fur die For-
schung nur eingeschrankt planbar ist.

Diese Ausfihrungen berticksichtigen nicht gentigend, dass der Grof3teil der Eink&ufe den Krankenhausbereich betrifft.

Stellenbewirtschaftung und Stellenbewertung

Die Angaben im Stellenplan hinsichtlich Kostenstelle, Aufgabenbereich und Eingruppierung stimmten haufig nicht
mit den tatsdchlichen Verhdltnissen in den Labors Uberein, weil der dazu notwendige regelméRige Datenabgleich
zwischen Verwaltung und Kliniken unterblieben war. So wurden beispielsweise Angestellte, die ausschliefdlich im Be-
reich der Forschung tétig waren, auf Kostenstellen im Bereich der Krankenversorgung gefiihrt.

Fur viele Arbeitsplétze der Labors lagen keine Arbeitsplatzbeschreibungen vor.

Insgesamt zehn medizinisch-technische Assistentinnen, die urspriinglich Laborauftrédge aus dem Forschungsbereich
bearbeitet hatten, waren nach Ubertragung grundlegend neuer Laboraufgaben aus dem Krankenhausbereich tibertarif-
lich eingruppiert. Bei rechtzeitiger Neubewertung der Stellen auf der Grundlage aktueller Arbeitsplatzbeschreibungen
waéren Ausgaben von etwa 47.000 € jahrlich vermeidbar gewesen.

Weitere neun Angestellte waren - gemessen an ihren jeweils ausgelibten Tétigkeiten - zu hoch eingruppiert. Bel tarif-
gerechter Eingruppierung hétten etwa 61.000 € jahrlich eingespart werden kdnnen.

Im Zentrallabor und in der Transfusionszentrale kénnen die insgesamt 3,5 Kréften Ubertragenen Weisungs- und Auf-
sichtsbefugnisse ohne Beeintréchtigung des Betriebsabl aufs zurtickgenommen und die dafiir vorgehaltenen Stellen ab-
gesenkt werden. Bei Stellenumwandlung lassen sich Einsparungen von etwa 16.000 € im Jahr erzielen.

Fur die insgesamt 19 zu hoch eingruppierten Laborkréfte sind die Méglichkeiten einer Anderungskiindigung oder der
Ubertragung einer der Eingruppierung entsprechenden Tétigkeit zu priifen. Erforderlichenfalls sind die Stellen mit
"ku"-Vermerk zu versehen.

15) Der Betrag basiert auf den Unterlagen der Apotheke.
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Folgerungen

Der Rechnungshof hat gefordert,

a)

b)

0)

d)

e

f)

9)

h)

fUr eine ordnungsgeméle Fuhrung der Leistungs- und Vollzeitkréftestatistiken zu sorgen und sicherzustellen,
dass auf Forschung und Lehre sowie auf Privatambulanzen entfallende Leistungen separaten Kostenstellen zuge-
ordnet werden,

Laboruntersuchungen im Bereich der Krankenversorgung von den dezentralen Einrichtungen schrittweise auf das
Zentrallabor zu Gbertragen,

im Zuge des geplanten Neubaus und der Zentralisierung der Laborleistungen mindestens 35 entbehrliche Stellen
sozialvertréglich einzusparen,

die Beschaffung von Laborgerdten und Reagenzien zusammen auf der Grundlage von Wirtschaftlichkeitsberech-
nungen vorzunehmen und z.B. einem fachiibergreifenden Einkaufsteam zu tbertragen,

bei Beschaffungen die Festlegung von Vertragsgegenstand und Vertragspartner durch die Labors zu unterlassen,

die Moglichkeiten zur Bindelung des Laborbedarfs und die Vorteile des Wettbewerbs durch Ausschreibungen
auszuschopfen,

die Angaben zum Stellenplan und dessen Aufgliederung nach Kostenstellen von den Kliniken regelméaidig tber-
prifen zu lassen und sicherzustellen, dass der Verwaltung Anderungen in der Aufgabenstellung und im Arbeits-
einsatz der Bediensteten mitgeteilt werden,

bei zu hoch eingruppierten Kréften die Moglichkeiten einer tarifgerechten Eingruppierung zu prifen und erfor-
derliche "ku"-Vermerke auszubringen.

Die Stellungnahme des Klinikums der Johannes Gutenberg-Universitét ist unter Nr. 2 dargestellt.
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Tz. 29 Auswirkungen der Auslager ung von offentlichen Aufgaben auf Stiftungen

Das Land hat neben der Kapitalausstattung erhebliche Mittel fur Stiftungenﬂ aufgebracht, die
ausgelagerte Aufgaben wahrnehmen. Die Belastung des Landeshaushalts allein durch
Zuwendungen, Zustiftungen und erstattungsfreie Uberlassung von Personal und Sachmitteln
betrug von 1996 bis 2000 rd. 42,7 Mio. £€.

Fur die erstattungsfreie Uberlassung von Personal und Sachmitteln in Héhe von rd. 2,36 Mio. €
jahrlich fehlten qualifizierte Haushaltsvermerke, die den Umfang der Leistungen des Landes
ausweisen.

Die Kapitalausstattung der Stiftungen war sehr unterschiedlich. Bei Stiftungen mit geringer
Kapitalausstattung war nicht gewahrleistet, dass sie ihre Aufgaben dauerhaft wahrnehmen
konnen.

Aufgaben der Stiftungen und der Landesverwaltung waren nicht klar abgegrenzt.

Vorstands- und Aufsichtsfunktionen waren demselben Ressort zugeordnet. Wirksame Kon-
trollen fehlten.

1 Allgemeines

In den Jahren 1979 bis 1997 wurden die nachfolgenden Landesstiftungen errichtet, die im Jahr 2000 Uber ein
Stiftungskapital in H6he von insgesamt 244 Mio. € verfigten:

Stiftung Stiftungskapital
-€-
bei Errichtung im Jahr 2000

Rheinland-Pfalz fir Kultur 24.555.687 91.991.635
Bahnhof Rolandseck Grundstiicke (unbewertet)
VillaMusica 76.694 31.910.207
Natur und Umwelt Rheinland-Pfalz 1.022.584 4.090.335
Rheinland-Pfalz fur Innovation 24.555.687 106.689.262

Ingtitut fir Arbeitsrecht und Arbeitsbeziehungen
in der Européischen Union

Familiein Not

(Stiftung des burgerlichen Rechts) 2.556.459 8.180.670
Poalizeistiftung 25.565 125.444
Stiftung zur Férderung begabter und bedurftiger

Jugendlicher sowie junger Schriftsteller und 133.658 159.423
Publizisten im Stefan-George-Haus in Bingen

Stiftung zur Hilfein Notféllen

oder in besonderen Lebenslagen 165.870 184.720
Stiftung zur Unterstiitzung von Frauen,

Alleinerziehenden und Hausgehilfen 120.723 153.397
Entschuldungshilfe fur Straffédlige

in Rheinland.Pfalz 102.258 303.186
Summe 53.315.185 243.788.279

b Einschlieflich Verein "Kultursommer Rheinland-PfalzeV.".
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Der Rechnungshof hat gepruft,
- inwelchem Umfang die Wahrnehmung staatlicher Aufgaben auf Stiftungen ausgelagert wurde,

- inwieweit das Land auch nach der Auslagerung die Aufgabenerfullung finanziell unterstitzt oder an ihr personell
mitwirkt,

- obdiemit der Auslagerung verfolgten Ziele erreicht wurden und

- ob wirksame Kontrollmechanismen bestehen.

Ergénzend wurde die Mitwirkung des Landes an der Aufgabenerfiillung des Vereins "Kultursommer eV." gepriift.
Die Prifung umfasste die Jahre 1996 bis 2000.

Uber das Ergebnis der Priifung wurden das Ministerium der Finanzen und die jeweils zustéandigen Ministerien unter-
richtet:

- Ministerium fur Wissenschaft, Weiterbildung, Forschung und KulturEi,
- Ministerium des Innern und fir Sport,

- Ministerium der Justiz9,

- Ministerium fir Arbeit, Soziales, Familie und GeandheitB,

- Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau E,

- Ministerium fir Umwelt und Forstenﬂ.

Wesentliches Ergebnisder Prifung
Finanzielle Absicherung

Eines der mit der Errichtung der %ftungen verfolgten Ziele war die finanzielle Absicherung der von diesen wahrzu-
nehmenden 6ffentlichen Aufgaben™.

Eine dauerhafte, von der Finanzlage des Landes |osgel dste Absicherung setzt grundsétzlich eine ausreichende Kapital -
ausstattung voraus, denn die aus dem Stiftungskapital gewonnenen Ertréage bestimmen weitgehend die Leistungs-
fahigkeit einer Stiftung.

2 Zustandig fir die Stiftungen "Rheinland-Pfalz fir Kultur*, "Bahnhof Rolandseck", "VillaMusica', "Rheinland-Pfalz fir Innovation",

"Ingtitut fur Arbeitsrecht und Arbeitsbeziehungen in der Européischen Union" und den Verein "Kultursommer eV.".

Zusténdig fur "Polizeigtiftung”, "Stiftung zur Forderung begabter und bedurftiger Jugendlicher sowie junger Schriftsteller und
Publizisten im Stefan-George-Haus in Bingen”, "Stiftung zur Hilfe in Notfallen oder in besonderen Lebenslagen”, "Stiftung zur
Unterstiitzung von Frauen, Alleinerziehenden und Hausgehilfen".

Zusténdig fur die Stiftung "Entschuldungshilfe fur Straffélige in Rheinland-Pfalz".
Zusténdig fur die Stiftung "Familiein Not".

Im Prifungszeitraum zusténdig fir die Stiftung "Rheinland-Pfalz fur Innovation”. Die Zusténdigkeit liegt seit Mai 2001 beim
Ministerium fr Wissenschaft, Weiterbildung, Forschung und Kultur.

Zustandig fur die Stiftung "Natur und Umwelt Rheinland-Pfalz".
Vgl. Stiftung "Rheinland-Pfalz fur Kultur" (Hrsg.), Freude am Stiften, Stiftungskultur in Rheinland-Pfalz, S. 81.

3

4
5)
6)

7
8
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Ertrége aus Stiftungsver mégen

Die Ertrage aus Stiftungsvermdgen betrugen im Jahr 2000 insgesamt 14,36 Mio. €:

Stiftung Ertrage 2000
-€-

Rheinland-Pfalz fur Kultur 6.290.424
Bahnhof Rolandseck 12.633
VillaMusica 1.433.570
Natur und Umwelt Rheinland-Pfalz 312.466
Rheinland-Pfalz fir Innovation 5.756.014
Ingtitut fir Arbeitsrecht und Arbeitsbeziehungen in der Européischen Union -
Familiein Not 503.009
Polizeistiftung 4.169
Stiftl_mg zur Fdrderung_ b_egabt_er und bedurftiger Juger_1d|ic_her sowie junger 7305
Schriftsteller und Publizisten im Stefan-George-Haus in Bingen

Stiftung zur Hilfe in Notféllen oder in besonderen L ebensagen 8.121
Stiftung zur Unterstiitzung von Frauen, Alleinerziehenden und Hausgehilfen 6.942
Entschuldungshilfe fur Strafféllige in Rheinland-Pfalz 20.806
Summe 14.355.479

Mit 14.295.483 € entfielen ca. 99,6% der Ertrége auf die Stiftungen "Rheinland-Pfalz fur Kultur", "Villa Musica’,
"Natur und Umwelt", "Rheinland-Pfalz fir Innovation" und "Familiein Not".

Stiftungen mit zu geringer Kapitalausstattung verfligten nicht Uber ausreichende Ertrége, um den Stiftungszweck
dauerhaft zu sichern.

So konnte mit dem anfénglichen Stiftungskapital der "Polizeistiftung" in Hohe von 25.565 € und den hieraus zu er-
wartenden Ertragen alenfalls ein Zeichen gesetzt werden. Selbst nach einer deutlichen Aufstockung des Stiftungs-
kapitals sind die mittelfristig zu erwartenden Ertrége und Zuwendungen nicht ausreichend, um z.B. Notlagen von
Polizeibediensteten und ihrer Angehdrigen nachhaltig zu lindern.

Ahnliches gilt fir die Stiftung "Entschuldungshilfe fir Straffélige in Rheinland-Pfalz". Seit Errichtung der Stiftung im
Jahr 1984 hat die Stiftung in 67 Fallen Ausfallblirgschaften mit einem Gesamtvolumen von 515.314 € ibernommen.
Der Ubernahme von jahrlich ca. vier neuen Entschuldungsverfahren kann nur symbolische Bedeutung beigemessen
werden.

Die Stiftung "Bahnhof Rolandseck" und der Verein "Kultursommer e.V." verfiigen nicht tber eigene Kapitalertrége.
Die Stiftung "Bahnhof Rolandseck” wird mit zurzeit rd. 614.000 € jahrlich, der Verein "Kultursommer e V." mit rd.
2.147.000 € durch die Stiftung "Rheinland-Pfalz fir Kultur" gefordert. Zu diesem Zweck wurde deren Stiftungskapital
mehrfach erhoht.

Auch die Stiftung "Institut fir Arbeitsrecht und Arbeitsbeziehungen in der Européischen Unipn" wurde bei ihrer
Errichtung nicht mit Kapital ausgestajtet. Sie wird im Wesentlichen aus Landesmitteln finanziert ™. Die Hoffnung auf
weitere Finanzierungsmittel Dritter ™ oder Zuwendungen des Bundes hat sich nichtgrfullt. Die Ausstattung mit Stif-
tungskapital ist VVoraussetzung des Entstehens einer rechtlich selbstandigen Stiftung ~~. Unter dem Gesichtspunkt, dass
solche Stiftungen rechtsfahiges Vermdgen sind, ist eine Stiftung, die dauerhaft nicht Gber Kapital verfiigt, aufzul 6sen.

Zur Frage einer ausreichenden Kapitalausstattung der Stiftungen hat das Ministerium der Finanzen ausgefiihrt, dass es
Aufgabe der Politik sei, darlber zu entscheiden, inwieweit Stiftungen mit Landesmitteln dotiert werden, um damit
auch auf das Ausmal’ der Intensitét der von den Stiftungen zu vollziehenden Tétigkeitsfeldern Einfluss nehmen zu
konnen.

Zur Stiftung "Entschuldungshilfe fir Strafféllige in Rheinland-Pfalz" hat das Ministerium der Justiz erklért, dass die
Kapitalausstattung fur die Erfillung der Stiftungsaufgaben ausreiche.

9)
10)
11)

Einzelplan 15 Ministerium fur Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung, Kapitel 15 06 Universitét Trier, Titelgruppe 96.
Vgl. Pratokoll der 50. Sitzung des Haushalts- und Finanzausschusses am 14. Dezember 1981, S. 38.
Vgl. z.B. Hof in Seifart/von Campenhausen, Handbuch des Stiftungsrechts, 2. Auflage, Miinchen 1999, § 10 Rdnr. 1.
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Zur "Polizeistiftung” hat das Ministerium des Innern und fir Sport ausgefiihrt, dass eine hthere Kapitalausstattung
winschenswert gewesen wére. Unter Berticksichtigung der Verpflichtungen des Dienstherrn sei die derzeitige finan-
zielle Absicherung der Stiftung grundsétzlich ausreichend.

Die Stiftung "Bahnhof Rolandseck” und der Verein "Kultursommer e.V." seien - so das Ministerium fir Wissenschaft,
Weiterbildung, Forschung und Kultur - nicht mit eigenem Kapital ausgestattet worden, um das Kapital der Stiftung
"Rheinland-Pfalz fir Kultur® nicht aufzusplitten und so bessere Anlagekonditionen auf dem Kapitalmarkt zu er-
reichen.

Bei der Stiftung ,, Institut fur Arbeitsrecht und Arbeitsbeziehungen in der Européischen Union® werde die Kapitalaus-
stattung durch den erklarten Willen des Haushaltsgesetzgebers, das Institut fir Arbeitsrecht und Arbeitsbeziehungen in
der Européischen Union seit nunmehr zwei Jahrzehnten ununterbrochen zu férdern, kompensiert.

Dem ist entgegenzuhalten, dass durch diese Form der Forderung die kunftige Handlungsfahigkeit der Stiftung recht-
lich nicht gesichert ist.

Zuwendungen Dritter
Zur Erfiillung des Stiftungszwecks standen den Stiftungen auch Zuwendungen Dritter zur Verfiigung.

So erhdt die Stiftung "Natur und Umwelt" seit dem Jahr 2000 einen Anteil am Zweckertrag der Glucksspiral em. Die
Stiftung ,, Familie in Not* setzt auch Mittel der Bundesstiftung "Mutter und Kind - Schutz des ungeborenen Lebens'
zur Erfullung ihrer Zwecke ein. Allerdings handelt es sich dabei nicht um Zuwendungen an die Stiftung. Das Spon-
soring von Veranstaltungen des Vereins "Kultursommer e.V." erbrachte im Jahr 2000 rd. 123.000 €.

Bei den Ubrigen Stiftungen kommt den Zuwendungen Dritter eine eher untergeordnete Bedeutung zu. Die Einnahmen
aus Spenden betrugen im Jahr 2000 weniger al's 100.000 €.

Auch durch ihre Bemiihungen um Buf3geldzuweisungen durch die Gerichte konnten die Stiftungen ihre Einnahmen
nicht dauerhaft erhdhen. So erhielt die Stiftung "Entschuldungshilfe fir Strafféllige in Rheinland-Pfalz" aufgrund
einer Initiative bei den Staatsanwaltschaften erstmals im Jahr 1998 Geldbuf3en in Hohe von 1.106 €. Im Jahr 1999
waren es 282 € und im Jahr 2000 insgesamt 1.125 €. Bei der "Polizeistiftung" waren es zwar im Jahr 1999 rd.
67.000 €, jedoch waren die zugewiesenen Einnahmen sowohl 1998 (9.510 €) als auch 2000 (10.088 €) deutlich nied-
riger.

Derartige Zuwendungen konnten die Leistungsfahigkeit nur temporar verbessern.

Zuwendungen und Zustiftungen des L andes

In den Jahren 1995%f)is 2000 gewdhrte das Land Zuwendungen zur Erfullung des Stiftungszwecks in Hohe von insge-
samt 11,8 Mio. € =%

Stiftung (Verein) 1996 1997 1998 1999 2000
-€- -€- -€- -€- -€-
Rheinland-Pfalz fir Kultur 860.065 | 860.095 | 860.095 | 860.095 |1.882.679
Bahnhof Rolandseck 76.694 - - - -
VillaMusica 37324 | 38347 | 38347 | 38.347| 186.622
Natur und Umwelt Rheinland-Pfalz| 184.285 | 204.517 | 204517 | 306.775| 204.517
Rheinland-Pfalz fiir Innovation 860.095 | 860.095 | 860.095 | 860.095| 860.095
Familiein Not 8181 | 59463 | 110132 | 59.003|  8.385
Eﬁg%?gg@gz oV, 102.258 | 102.258 | 102.258 | 102.258 -
Summe 2.128.902 | 2.124.775 |2.175.444 |2.226.573 | 3.142.298

12) Die Beteiligung am Zweckertrag der Glicksspirale erbrachte im Jahr 2000 zusétzlich 709.162 € und wird danach jahrlich etwa

1 Mio. € erbringen.

¥ EinschlieRlich Zinsen auf ausstehende Kapitalzufthrung.
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Dartiber hinaus forderte das Land im Priifungszeitraum folgende Projekte mit Zuwendungen von 1,7 Mio. €:

Stiftung ,, Rheinland-

Pfalz fiir Kultur® 1996 1.636.134 € | Ausbau des K Uinstlerhauses Edenkoben

Um- und Ausbau sowie Einrichtung des

Stiftung "VillaMusica® | 2000 102.258 € Meisterhauses in Neuwied-Engers

In den Jahren 1996 bis 2000 erhielten die Stiftungen vom Land Zustiftungen in Hohe von insgesamt 17,7 Mio. €:

. 1996 1997 1998 1999 2000

Stiftung e- _e- _e- e -

Eﬂﬁgla”d'”alz for | oo4517 | 664679 | 639115 613.550 741373
VillaMusica ] - ] 10,225,838k -
Natur und Umwelt 1.533.876 - - - -
Familie in Not - - [1.022584 1022584 | 1.022.584
Summe 1738393 | 664679 |1661.699 | 11861972 |1.763.957

Kapitalzuf ihrungen an die Stiftungen "Rheinland-Pfalz fir Kultur" und "Rheinland-Pfalz fir Innovation" in Héhe von
insgesamt rd. 47 Mio. € stehen noch aus.

In einigen Falen waren die Mittel zur Erhéhung des Stiftungskapitals im Haushaltsplan as solche nicht oder nur
schwer erkennbar.

So erhielt z.B. die Stiftung "Familie in Not" in den Jahren 1998 bis 2000 jeweils 1.022.584 € zur Erhéhung des Stif-
tungskapitals, die zusammen mit Zuwendungen fr laufende Zwecke algemein als Zuschiisse ausgewiesen waren==.,

Der Stiftung "Rheinland Pfalz fur Kultur" wurden folgende Zuwendungen zur Erhdhung des Stiftungskapitals ge-
waéhrt, diein den Haushaltsplénen als solche nicht ohne Weiteres erkennbar waren:

1996 1997 1998 1999 2000
-€- -€- -€- -€- -€-
204.517 664.679 639.115 613.550 587.986

Diese Betrage waren as "Zuschiisse an das Kabarettarchiv und das Unterhaus Mainz" T ausgewiesen. Aus den Er-
tragen des bei der Stiftung als Sonderfonds ausgewiesenen Gesamtbetrags soll kiinftig das Kabarettarchiv geférdert
werden.

Weitere Leistungen des Landes an die Stiftung "Rheinland-Pfalz fur Kultur" im_Jghr 2000 waren als Zuschiisse an den
Verein "Kultursommer e.V." "zur Erhohung des Stiftungskapitals' veranschlagt *~

1996 1997 1998 1999 2000
102.258 102.258 102.258 102.258 153.387

Wahrend die Zuwendungen von 1996 bis 1999 dem Verein "Kultursommer e.V." fir laufende Ausgaben zuflossen,
wurde der Betrag im Jahr 2000 Uber den Verein an die Stiftung weitergeleitet und dort als Einnahme gebucht. Aus den
Ertragen dieses und weiteren Stiftungskapitals erhélt der Verein "Kultursommer e.V." eine jadhrliche institutionelle
Forderung durch die Kulturstiftung.

14 Schenkung des zuvor mit erheblichen Landesmitteln renovierten Schlosses Engers. Der Wert der Immobilie wurde von Stiftung und

Land mit 20 Mio. DM (=10.225.838 €) beziffert.

Einzelplan 09 Ministerium fur Kultur, Jugend, Familie und Frauen, Kapitel 09 03 Familie und Jugend, Titel 684 18 Zuschisse fur die
Stiftung Familiein Not.

Einzelplan 09 Ministerium fur Kultur, Jugend, Familie und Frauen, Kapitel 09 02 Allgemeine Bewilligungen, Titel 685 26 Zuschiisse
an das Kabarettarchiv und das Unterhaus Mainz.

Einzelplan 09 Ministerium fir Kultur, Jugend, Familie und Frauen, Kapitel 09 02 Allgemeine Bewilligungen, Titel 685 36 Zuschiisse
an "Kultursommer Rheinland-PfalzeV.".

15)

16)

1)
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Das Ministerium fir Wissenschaft, Weiterbildung, Forschung und Kultur und das Ministerium der Finanzen haben
erklért, diefinanziellen Leistungen an die Stiftungen wiirden im Landeshaushalt deutlicher ausgewiesen werden.

Administrative Effektivitat

Ein weiteres mit der Errichtung von Stiftungen verfolgtes Ziel be) war "administrative Effektivitat".

Mitwirkung des Landes bei der Aufgabenwahrnehmung durch die Stiftungen - Personal- und Sachkosten -

Neben Mitgliedern der Landesregierung waren 116 Landesbedienstete in verschiedenen Funktionen fur die in die
Prifung einbezogenen Stiftungen und den Verein "Kultursommer e.V." tétig. Die Aufgaben wurden teils in Neben-
tétigkeit, meist aber im Hauptamt, regelméfiig wahrend der Dienstzeiten wahrgenommen. Wegen der engen Verflech-
tung mit den sonstigen hauptamtlichen Tétigkeiten war in einigen Féllen eine genaue Abgrenzung kaum méglich.

Die Berechnung der Personal- und Sachkosten basiert ausschliefdlich auf den Angaben der betroffenen Bediensteten zu
Art und Umfang ihrer Téatigkeiten fur die Stiftungen oder den Verein. Angesichts der in den Forderakten dokumen-
tierten Arbeiten fur Vorbereitung und Abwicklung von Férdermal3nahmen ist davon auszugehen, dass diese geschétz-
ten Ansétze jedenfalls nicht unterschritten werden.

Die Personakosten - einschliefdlich pauschalierter Sachkosten - wurden fur das Jahr 2000 mit rd. 1,77 Mio.€m
ermittelt:

Stiftung (Verein) Personalkosten
(einschliefdlich
pauschalierter

Sachkosten)
-€-

Rheinland-Pfalz fir Kultur 131.857

Bahnhof Rolandseck 28.015

VillaMusica -

Natur und Umwelt Rheinland-Pfalz 97.648

Rheinland-Pfalz fur Innovation 156.282

Institut fir Arbeitsrecht und Arbeitsbeziehungen 928.066

in der Europdischen Union '

Familiein Not 241.858

Kultursommer Rheinland-Pfalz e.V. 167.838

Polizeistiftung -

Stiftung zur Forderung begabter und bedirftiger Jugendlicher sowie 5.384

junger Schriftsteller und Publizisten im Stefan-George-Haus in Bingen '

Stiftung zur Hilfe in Notféllen oder in besonderen L ebenslagen 5.384

Stiftung zur Unterstiitzung von Frauen, Alleinerziehenden und 5.384

Hausgehilfen '

Entschuldungshilfe fur Straffélige in Rheinland-Pfalz 4.120

Summe 1.771.836

Daneben entstanden dem Land weitere Sachkosten in Héhe von rd. 0,59 Mio. € fiir die Uberlassung von Dienstraumen
und Ausstattungsgegensténden an die Stiftungen.

Die Belastung des Landes durch Personal- und Sachkosten belief sich in den Jahren 1996 bis 2000 insgesamt auf
11,5 Mio. €.

Nicht in die Berechnung einbezogen wurde der Aufwand fir die Beratung der Stiftungen, Erstellung von Haushalts-
planen, Haushaltsrechnungen und Jahresberichten, Prifung der Jahresrechnungen und Stiftungsaufsicht.

Allein mit der Prifung der Jahresrechnungen waren nach den Angaben des Ministeriums der Finanzen im Prifungs-
zeitraum zehn verschiedene Referenten und Sachbearbeiter fir jeweils bis zu vier Stiftungen befasst.

18)
19)

Vgl. Stiftung "Rheinland-Pfalz fir Kultur" (Hrsg.), Freude am Stiften, Stiftungskultur in Rheinland-Pfalz, S. 81.

Zahl der Personen ohne Bewertung des Arbeitsaufwands. Personen, die fur verschiedene Stiftungen téatig wurden, sind mehrfach
erfasst.

Berechnungsgrundlage: Personalkostensétze fur Kostenberechnungen/Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen, Sachkostenpauschale eines
Arbeitsplatzes, Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 17. Juli 2000.

20)
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Ebenfalls nicht in die Berechnung einbezogen sind auf Einzelfédlle begrenzte Sachleistungen des Landes, so z.B. die
miet- und nebenkostenfreie Uberlassung von Raumen in der Villa Ludwigshdhe fur Projekte der Stiftung "Villa
Musica'.

Schliefdlich wurde auch der Aufwand des Landes im Zusammenhang mit der Uberlassung von Kunstwerken, die der
Stiftung "Bahnhof Rolandseck” als Dauerleihgabe fir 30 Jahre kostenfrei zur Verfligung gestellt wurden, nicht
berticksichtigt.

Im Haushaltsplan des Landes waren lediglich die Personal- und Sachausgaben der Stiftung "Institut fir Arbeitsrecht
und Arbeitsbeziehungen in der Europégischen Union" ausgewiesen. Im Ubrigen sind Haushaltsvermerke tber die
erstattungsfreie Inanspruchnahme von Personal- und Sachleistungen durch die Stiftungen gem. § 63 LHO ausgebracht,
alerdings, as Ergebnis friherer Priifungen des Rechnungshofs, nur fir den Verein , Kultursommer eV." sowie die
Stiftungen "Rheinland-Pfalz fur Kultur", "Bahnhof Rolandseck”, "Villa Musica’, "Rheinland-Pfalz fur Innovation"
und "Natur und Umwelt".

Wahrend der Haushaltsvermerk fir die Stiftung "Natur und Umwelt" den Wert der Leistungen mit rd. 77.000 € bezif-
fert, fehlen bei den anderen Haushaltsvermerken entsprechende Angaben.

Das Ministerium der Finanzen hat mitgeteilt, es teile die Feststellung uneingeschrankt, dass es bei unentgeltlicher Zur-
verfigungstellung von Personal und Sachmitteln durch das Land eines entsprechenden Haushaltsvermerks im Landes-
haushalt bedarf. Das Ministerium der Justiz hat erklért, dass die Forderung, qualifizierte Haushaltsvermerke anzu-
bringen, beachtet werde. Das Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau will in Abstimmung
mit dem Ministerium fir Wissenschaft, Weiterbildung, Forschung und Kultur die Angabe des Finanzrahmens fiir die
Stiftung "Rheinland-Pfalz fur Innovation” noch im Aufstellungsverfahren des Doppelhaushalts 2002 und 2003 um-
setzen. Das Ministerium des Innern und fur Sport hat angekiindigt, es werde - soweit erforderlich - fur die Ausbrin-
gung eines entsprechenden Haushaltsvermerks gesorgt werden. Das Ministerium fur Wissenschaft, Weiterbildung,
Forschung und Kultur vertritt die Auffassung, der mit der Feststellung des Finanzrahmens verbundene Verwaltungs-
aufwand erscheine ohne Kosten- und L eistungsrechnung nicht vertretbar.

Personal- und Sachkosten der Stiftungen

Die Ausgaben der Stiftungen im Jahr 2000 betrugen 1,07 Mio. € fur Personal und 2,3 Mio. € fur Geschéftsbedarf,
insgesamt 3,37 Mio. €.

Der Verwaltungsaufwand der Stiftungen belief sich damit - einschlief3lich der unentgeltlich vom Land erbrachten Leis-
tungen - auf 5,73 Mio. €.
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Gemessen am Fordervolumen lagen die Verwaltungskosten zwischen vier und mehr als hundert Prozent. Der Ver-
waltungsaufwand je Forderfall betrug zwischen 58 € und 16.522 €.

Stiftung (Verein) Summeder| Forder- | Zahl Verhéltnis Forder-
laufenden | volumen | der volumen/K osten
Personal- Forder- i ;
und Sach- fale | osten- | Kostenje

k antell Fall
osten o €
-€- -€- 0 e

Rheinland-Pfalz fir Kultur 1.222.649 |7.158.086 74 | 17,08 16.522

Bahnhof Rolandseck 236.873 | 417.623 - | 56,72 -

VillaMusica 958.156 - _- - -

Natur und Umwelt Rheinland-Pfalz 160.314 | 509575 | -2 | 3146 -

Rheinland-Pfalz fur Innovation 293.920 |6.802.738 46 4,32 6.390

Institut fir Arbeitsrecht und

Arbeitsbeziehungen in der 1.361.642 - - - -

Européischen Union

Familie in Not 280.074 |4.896.536 |4.818 572 58

Kultursommer Rheinland-PfalzeV. |1.190.177 |[1.286.717 | 200 | 92,50 5.951

Polizeistiftung 2.891 17.895 16 | 16,16 181

Stiftung zur Férderung begabter und

bedurftiger Jugendlicher sowie junger

Schriftsteller und Publizisten im 6406 | 9715 2| 6594 3.203

Stefan-George-Haus in Bingen

Stiftung zur Hilfe in Notféllen oder in

besonderen L ebensiagen 6.413 5.880 10 (109,06 641

Stiftung zur Unterstiitzung von Frauen,

Alleinerziehenden und Hausgehilfen 6.406 | 12864 20 | 4980 320

Entschuldungshilfe fur Straffélige

in Rheinland-Pfalz 4.804 35.202 4 | 13,65 1.201

Durch die Errichtung einer Stiftung erzielter administrativer Minderaufwand war nicht festzustellen. Die enge Verzah-
nung von Stiftungen und Verwaltung hat jedenfalls bislang Vereinfachungen bei der Abwicklung von Forderverfahren
kaum zugelassen. Zu berlicksichtigen ist auf3erdem der Mehraufwand fir Haushaltsplanungen, Haushaltsrechnungen
und Stiftungsaufsicht sowie durch 22 neu geschaffene Stiftungsgremien.

Das Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau sowie das Ministerium fir Wissenschaft,
Weiterbildung, Forschung und Kultur haben den Mehraufwand bestétigt. Allerdings hétte bei der Stiftung "Rheinland-
Pfalz fur Innovation" eine vollstandige Trennung von der Organisation der Ministerien erheblich hohere Kosten fur die
Abwicklung der gesamten Aufgaben der Stiftung zur Folge. Dagegen sei durch die Errichtung der Stiftung "Institut fir
Arbeitsrecht und Arbeitsbeziehungen in der Européischen Union" administrativer Minderaufwand vor alem dadurch
erzielt worden, dass das Institut unabhéngig von Gremienentscheidungen der Universitét agieren konne. Im Vergleich
zur Behandlung gleichartiger Vorgange in universitiren Gremien wéare bei wirtschaftlicher Betrachtung Kosten-
neutralitét gegeben.

Wahrnehmung gleicher Aufgaben durch Stiftung und Verwaltung

Parallele Zustandigkeiten von Stiftung und Verwaltung waren insbesondere im Kulturbereich anzutreffen. Den Stif-
tungszwecken vergleichbare staatliche Programme wurden von denselben Bearbeitern betreut, die auch Fordermal3-
nahmen der Stiftungen fachlich unterstiitzten.

Auch bel der Stiftung "Natur und Umwelt" umfasst der Stiftungszweck in Tellbereichen Aufgaben, die von der
unmittelbaren Staatsverwaltung wahrgenommen werden. Sowohl die oberen Landespflegebehdrden a's auch die Stif-
tung erwerben schutzwiirdige Grundstiicke. Weitere Uberschneidungen ergeben sich im Bereich des Umweltschutzes.

Das Ministerium flr Wissenschaft, Weiterbildung, Forschung und Kultur sieht keine Doppel zustandigkeiten. Die Stif-
tung "Rheinland-Pfalz fir Kultur" foérdere geméR ihrer Satzung insbesondere den Erwerb und die Sicherung besonders
wertvoller Kunstgegenstande und Kulturgiter, bedeutsame Vorhaben der Dokumentationen und Présentationen (z.B.
Ausstellungen, Konzerte, Inszenierungen, Filmproduktionen), besondere Aufgaben der Férderung von Kinstlerinnen
und Kinstlern sowie von Kulturstétten in Rheinland-Pfalz, die vom Ministerium nicht gefordert wirden. Die
Einbeziehung des Ministeriums trage zur Wirtschaftlichkeit bei. Durch die Stellungnahmen der Fachreferate sei gerade

2 65 Forderfélle ohne eigene Mal3nahmen, Foérdervolumen einschl. eigener MalRnahmen.
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gewahrleistet, dass es zu einer sinnvoll abgestimmten Kulturforderung komme und nicht zu einer Doppelforderung;
das gleiche gelte auch fur die Stiftung "Villa Musica', die Stiftung "Bahnhof Rolandseck” und den Verein "Kultur-
sommer eV.".

Hierzu ist anzumerken, d B. fir die Haushaltsjahre 2000 und 2001 Landesmittel firr vergleichbare Fordermal3-
nahmen veranschlagt waren=. Im Ubrigen zeigt auch die Notwendigkeit der Abstimmung zwischen Stiftung und
Ministerium zur Vermeidung von Doppel forderungen, dass Stiftungszwecke und Aufgabestellungen der unmittelbaren
Landesverwaltung teilweise identisch sind.

Kontrolle
Trennung von Vorstand- und Aufsichtsfunktion

Der Staat beaufsichtigt die 6ffentlichen Stiftungen, um sicherzustellen, dass ihre Verwaltung im Einklang mit den Ge-
setzen, de%im Stiftungsgeschéft oder Grindungsakt zum Ausdruck gekommenen Stifterwi&in und der Satzung ge-
fuhrt wird==. Die staatliche Stiftungsaufsicht ist grundsétzlich auf Rechtsaufsicht beschrankt ==

Mittel der Stiftungsaufsicht sind Informations-, Beanstandungs-, Aufhebungs- und Anordnungsrechtea. Die effektive
Wahrnehmung der Stiftungsaufsicht und Durchsetzung von Aufsichtsmal3nahmen setzt die Unabhangigkeit der Stif-
tungsaufsicht von den Stiftungsorganen voraus.

Bei den Stiftungen "Bahnhof Rolandseck” und "Natur und Umwelt" ist diese V oraussetzung nicht gegeben. Bei diesen
Stiftungen gehdren Vorstandsmitglieder und Aufsicht jeweils demselben Ressort an, in beiden Fallen wird die Auf-
sicht von nach Art ihres Dienstverhal tnisses wei sungsgebundenen Mitarbeitern ausgelibt.

Die Vereinigung von Vorstandsaufgaben und Aufsichtsfihrung in einer Behorde ist weder mit dem algemeinen
Grundsatz, dass Geschéftsfuhrung und Kontrollfunktion getrennt sein miissen, noch mit dem Stiftungsrecht zu verein-
baren.

Aus 8§ 31 Abs. 1 des Stiftungsgesetzes ergiht sich, dass eine Behorde dann nicht die Aufsicht fiihren kann, wenn einer
ihrer Bediensteten die Stiftung verwaltet“*. Daraus folgt auch, dass es unerheblich ist, ob Verwaltung und Aufsicht
Bediensteten verschiedener Abteilungen derselben Behérde Gibertragen sind.

Die Freistellung der aufsichtsfihrenden Bediensteten von Weisungen begegnet im Hinblick auf den damit eroffneten
ministerialfreien Raum grundsétzlichen Bedenken. Dem Parlament verantwortlich ist ein Minister nur, soweit seine
Weisungsbefugnisse reichen. Werden einzelne Bereiche, wie etwa die Stiftungsaufsicht, dieser Weisungsbefugnis ent-
zogen, entsteht damit zugleich ein parlamentsfreier Raum™=~. Mit anderen Worten: Die Auslibung der Stiftungsaufsicht
wird der parlamentarischen Kontrolle entzogen.

Ministfreie Raume sind nur ausnahmsweise unter engen, durch die Natur der Sache begriindeten Vorausset-
zungen & zulassig; ein blofer Organisationsakt reicht hierfir jedenfalls nicht aus.

Das Ministerium fur Wissenschaft, Weiterbildung, Forschung und Kultur hat mitgeteilt, die Ubertragung der Stiftungs-
aufsicht tber die Stiftung "Bahnhof Rolandseck” auf das Ministerium des Innern und fr Sport sei in VVorbereitung.

Externe KontrolledesVereins" Kultursommer eV."

Der Verein "Kultursommer e V." unterliegt der externen Kontrolle durch den Rechnungshof, soweit er Zuwendungen
der offentlichen Hand erhdlt. Eine der Stiftungsaufsicht vergleichbare externe Kontrollinstanz ist dem Vereinsrecht
fremd. Die Entlastung des Vorstands - bestehend aus Ministerin, Staatssekretér und einer Abteilungsleiterin - erfolgt
durch die aus vier weiteren Ministeriumsbediensteten bestehenden Mitgliederversammlung. Der Jahresabschluss des
Vereins wird zwar durch eine Steuerberatungsgesellschaft erstellt, die damit verbundene Prifung umfasst jedoch
weder Wirtschaftlichkeit noch Zweckméldigkeit.

2) Einzelplan 09 Ministerium fur Kultur, Jugend, Familie und Frauen, Kapitel 09 02 Allgemeine Bewilligungen, Titelgruppe 84 For-

derung der Bildenden Kiinste, der Literatur-, Musik- und Theaterpflege, Titel 685 84 Zuschiisse an Kunstler, Verbénde und sonstige
Einrichtungen.

Vgl. § 26 Stiftungsgesetz (StiftG) vom 22. April 1966 (GVBI. S. 95, BS 401-1), zuletzt geéndert durch Gesetz vom 12. Oktober 1999
(GVBI. S. 325, BS 200-5).

Vgl. von Campenhausen in Seifart/von Campenhausen, Handbuch des Stiftungsrechts, 2. Auflage, Miinchen 1999, § 21 Rdnr. 1.
Vgl. 88 32 bis 37 Stiftungsgesetz.

Vol. Kneig’Kaja, Stiftungsrecht in Rheinland Pfalz, in "Praxis der Gemeindeverwaltung” 1973, H Il 3., S.55.

27) Vgl. Miller, Ministerialfreie Raume, Juristische Schulung 1985, 497 ff. m.w.N.

%) Z.B. Prufungsémter und -ausschisse, Landespersonalausschuss; weitere Beispiele bei Miller, aaO., Fichtmiller, Zul&ssigkeit
ministerialfreien Raums in der Bundesverwaltung, Archiv des 6ffentlichen Rechts 91, 297 ff.

23)

24)
25)
26)
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Die Kontrolldefizite lassen sich durch die Integration der Aufgaben des Vereins "Kultursommer e V." in die Stiftung
"Rheinland-Pfalz fur Kultur" beseitigen.

Das Ministerium fir Wissenschaft, Weiterbildung, Forschung und Kultur sieht fur eine Integration der Aufgaben des
Vereins "Kultursommer e.V." in die Stiftung "Rheinland-Pfalz fur Kultur" keine Notwendigkeit. Alle Kontrollmecha-
nismen liefen hinsichtlich des Vereins wie die Kontrollen des Ministeriums selbst. Dazu gehérten auch das parlamen-
tarische Anfragerecht und das parlamentarische Kontrollgremium des Kultursommers. Somit sei eine Kontrolle von
Wirtschaftlichkeit und ZweckméRdigkeit ausreichend gesichert. Bewusst habe man zudem eine Doppelspitze der
Geschéftsfiihrung mit einem kaufmannischen und einem kinstlerischen Geschéftsfihrer eingerichtet, um eine gegen-
seitige Kontrolle sicherzustellen. Im Ubrigen erscheine eine Integration des Vereins "Kultursommer e.V." in die Stif-
tung "Rheinland-Pfalz fur Kultur" grundsétzlich rechtlich mdglich, sei jedoch nicht erstrebenswert, da die Stiftung
dafir mit einem ehrenamtlichen Geschéftsfihrer personell nicht ausreichend ausgestattet sei. Bisherige Rechtsform
und Strukturen hatten sich bewéhrt, ein Vorteil einer Integration sei nicht ersichtlich.

Hierzu ist anzumerken, dass die vom Ministerium aufgezeigten Kontrollen eine freiwillige Mitwirkung des Vereins
voraussetzen. Steuerungs- und Kontrollmdglichkeiten der Landesregierung, die fir die Wahrnehmung ihrer Verant-
wortlichkeit gegentiber dem Landtag erforderlich sind (jetzt ausdriicklich § 112 a Abs. 2 Nr. 2 LHO), fehlen.

Folgerungen
Der Rechnungshof hat gefordert,

a) die Voraussetzungen dafur zu schaffen, dass Zuwendungen an Stiftungen im Landeshaushalt deutlich ausge-
wiesen werden,

b) fiur ale Féle der erstattungsfreien Bereitstellung von Personal und Sachmitteln fur qualifizierte Haushaltsver-
merke zu sorgen, die den Finanzrahmen ausweisen,

¢) Aufgaben der Stiftungen und der Landesverwaltung klar abzugrenzen und Einzel maf3nahmen besser aufeinander
abzustimmen,

d) Vorstands- und Aufsichtsfunktion zu trennen,

e) dieKontrolle zu stérken.

Die Stellungnahmen des Ministeriums der Finanzen, des Ministeriums fir Wissenschaft, Weiterbildung, Forschung
und Kultur, des Ministeriums des Innern und fur Sport, des Ministeriums der Justiz und des Ministeriums fur Wirt-
schaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau sind unter Nr. 2 dargestellt.

Speyer, 31. Januar 2002

Rechnungshof
Rheinland-Pfalz

(Dr. Paul Georg Schneider)
Prasident



Ubersicht tiber die Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben
- Laufende Einnahmen und Ausgaben (Laufende Rechnung) -

Anlagen
zu Tz. 3 Haushaltslage des Landes und ihre voraussichtliche Entwicklung

Anlage 1
Blatt 1

1000 | 1001 | 1002 | 1003 | 1004

| 1005 | 1096 | 1007 | 1008 | 1009 | 2000

Mio. DM
Steuern 10.099 | 10.857 | 11.685 [ 12.029 | 11.967 | 12.845 | 13.055 | 12.802 | 13.361 | 14.235 [ 14.200
Steuerdhnliche Abgaben 118 136 126 183 182 163 209 183 173 189 182
Einnahmen aus wirtschaft-
licher Tétigkeit 338 319 318 312 341 347 306 303 336 328 324
Zinseinnahmen D 26 28 30 49 51 49 55 54 61 56 122
Laufende Zuweisungen und
Zuschusse 2.563 | 2.851 | 3.314 | 3.645 | 3.564 | 3.238 | 3.830 | 3.836 | 3.556 | 3.778 4.367
Schuldendiensthilfen 4 8 8 7 3 1 1 0 0 0 0
Sonstige laufende Einnahmen 446 467 510 549 608 651 629 633 640 644 623
Einnahmen der laufenden
Rechnung 13.594 | 14.666 | 15.991 | 16.774 | 16.716 | 17.294 | 18.085 | 17.811 | 18.127 | 19.230 | 19.818
Personalausgaben 6.413 | 6.885 | 7.394 | 7.712 | 7.902 | 8.238 | 8.460 | 8.552 | 8.531 | 8.791 8.918
Laufender Sachaufwand 1.261 | 1.234 | 1.274 | 1.313 | 1.373 | 1.437 | 1.521 | 1.516 | 1.499 | 1.605 1.639
Zinsausgaben 1.447 | 1.544 | 1.656 | 1.695 | 1.746 | 1.700 | 1.797 | 1.877 | 1.940 | 2.011 2.044
Laufende Zuweisungen und
Zuschiisse 3.816 | 4.298 | 4.531 | 4.973 | 5.110 | 5.391 | 5.993 | 5.851 | 6.154 | 6.145 6.128
Schuldendiensthilfen 133 111 110 116 128 138 157 155 163 138 155
Ausgaben der laufenden
Rechnung 13.070 | 14.072 | 14.965 | 15.809 | 16.259 | 16.904 | 17.928 | 17.951 | 18.287 | 18.690 18.884
Uberschuss/Fehlbetrag (-)
der Iaufenﬁr@
Rechnung 524 594 | 1.026 965 457 390 157 | -140 | -160 540 934
1

In der Haushaltsrechnung 2000 wurden aufgrund einer Titelverwechslung die Zinseinnahmen um 3 Mio. DM zu hoch und die

Darlehensriickflisse um 3 Mio. DM zu niedrig ausgewiesen (Vermerk der Landeshauptkasse Mainz vom 22. Mai 2001).

Infolgedessen erfolgte in Hohe des vorgenannten Betrags eine Zuordnung zur Kapitalrechnung (Gruppe 182).
Die Hilfen fir Ausbildungsforderung wurden ab 1984 teilweise auf Darlehen umgestellt. Der Anteil des Bundes wurde jedoch bis

2)

1997 bei den laufenden Zuweisungen vereinnahmt. Er war daher an der laufenden Rechnung (Gruppe 251) abzusetzen und der
Kapitalrechnung (Gruppe 331) zuzuordnen. Gegenlber der Haushaltsrechnung ergab sich dadurch in den Jahren 1990 bis 1997 ein
um 56, 54, 50, 51, 33, 31, 29 und 25 Mio. DM geringerer Uberschuss der laufenden Rechnung.




Anlage 1
Blatt 2

Ubersicht tiber die Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben
- Laufende Einnahmen und Ausgaben (Laufende Rechnung) -

1990 | 1991 | 1992 | 1993 | 1994 | 1995 | 1996 | 1997 | 1998 | 1999 | 2000
Mio. €

Steuern 5.164 | 5.551 | 5.975 | 6.150 | 6.119 | 6.567 | 6.675 | 6.546 | 6.831 | 7.278 7.260
Steuerdhnliche Abgaben 60 70 64 94 93 83 107 93 89 97 93
Einnahmen aus wirtschaft-
licher Tétigkeit 173 163 163 159 174 178 156 155 172 168 165
Zinseinnahmen E} 13 14 15 25 26 25 28 28 31 29 63
Laufende Zuweisungen und
Zuschusse 1.310 | 1.458 | 1.695 | 1.864 | 1.822 | 1.656 | 1.958 | 1.961 | 1.818 | 1.931 2.233
Schuldendiensthilfen 2 4 4 4 2 1 0 0 0 0 0
Sonstige laufende Einnahmen 228 239 261 280 311 333 322 324 327 329 318
Einnahmen der laufenden
Rechnung 6.950 | 7.499 | 8.177 | 8.576 | 8.547 | 8.843 | 9.246 | 9.107 | 9.268 | 9.832 10.132
Personalausgaben 3.278 | 3.520 | 3.781 | 3.943 | 4.040 | 4.212 | 4.326 | 4.373 | 4.362 | 4.495 4.560
Laufender Sachaufwand 645 631 651 671 702 735 77 775 766 820 838
Zinsausgaben 740 790 847 867 893 869 919 960 992 [ 1.028 1.045
Laufende Zuweisungen und
Zuschiisse 1.951 | 2.197 | 2.317 | 2.543 | 2.613 | 2.756 | 3.064 | 2.992 | 3.147 | 3.142 3.133
Schuldendiensthilfen 68 57 56 59 65 71 80 79 83 71 79
Ausgaben der laufenden
Rechnung 6.682 | 7.195 | 7.652 | 8.083 | 8.313 | 8.643 | 9.166 | 9.179 | 9.350 | 9.556 9.655
Uberschuss/Fehlbetrag (-)
der IaufenﬁrE
Rechnung 268 304 525 493 234 200 80 -72 -82 276 477

9 In der Haushaltsrechnung 2000 wurden aufgrund einer Titelverwechslung die Zinseinnahmen um 1,5 Mio. € zu hoch und die
Darlehensriickflisse um 1,5 Mio. € zu niedrig ausgewiesen (Vermerk der Landeshauptkasse Mainz vom 22. Mai 2001).

) Infolgedessen erfolgte in Hohe des vorgenannten Betrags eine Zuordnung zur Kapitalrechnung (Gruppe 182).

4

Die Hilfen fir Ausbildungsforderung wurden ab 1984 teilweise auf Darlehen umgestellt. Der Anteil des Bundes wurde jedoch bis
1997 bei den laufenden Zuweisungen vereinnahmt. Er war daher an der laufenden Rechnung (Gruppe 251) abzusetzen und der
Kapitalrechnung (Gruppe 331) zuzuordnen. Gegenlber der Haushaltsrechnung ergab sich dadurch in den Jahren 1990 bis 1997 ein
um 29, 28, 26, 26, 17, 16, 15und 13 Mio. € geringerer Uberschuss der laufenden Rechnung.



Anlage 2
Blatt 1

Ubersicht tiber die Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben
- Kapitalrechnung -

1990 | 1991 | 1992 | 1993 | 10994 | 1995 | 1996 | 1997 | 10998 | 1999 | 2000
Mio. DM

VeréuRerungserlose E 143 22 20 16 25 28 222 214 169 13 60
Zuweisungen und Zuschiisse
fur Investitionen 656 786 797 624 561 626 629 612 603 539 535
Sonstige Zuweisungen 12 13 6 20 13 7 0 0 0 0 0
Darlehensriickflusse und
Einnahmen aus der Inan-
spruchnahme von Gewahr-
leistungen 111 137 126 180 167 223 193 209 263 273 290
Schuldenaufnahmen bei
Verwaltungen 42 40 36 33 31 32 30 31 28 24 26
Einnahmen der Kapital-
rechnung 964 998 985 873 797 916 | 1.074 | 1.066 | 1.063 849 911
Sachinvestitionen 842 818 775 696 663 707 806 833 670 688 713
Zuweisungen fir Investitio-
nen an 6ffentlichen Bereich 864 935 | 1.002 969 893 961 | 1.106 958 ([ 1.011 999 943
Zuschusse fur Investitionen
an sonstige Bereiche 519 579 667 657 596 591 655 617 636 568 653
Darlehen 609 649 621 710 593 647 597 494 431 349 393
Inanspruchnahme aus
Gewdhrleistungen 9 5 4 9 92 19 25 19 23 34 29
Erwerb von Beteiligungen 5 5 5 5 1 4 0 2 2 2 0
Tilgungsausgaben an Ver-
waltungen 22 18 21 29 34 36 40 37 43 46 47
Ausgaben der Kapital-
rechnung 2.870 | 3.009 | 3.095 | 3.075 | 2.872 | 2.965 | 3.229 | 2.960 | 2.816 | 2.686 2.778
Fehlbetrag der Kapital-
rechnung 1.906 | 2.011 | 2.110 | 2.202 | 2.075 | 2.049 | 2.155 | 1.894 | 1.753 | 1.837 1.867

5 Die héheren Einnahmen in den Jahren 1996, 1997 und 1998 sind insbesondere auf die Erldse aus der Verduferung von Beteili-

gungen zuriickzufihren.



Anlage 2
Blatt 2

Ubersicht tiber die Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben
- Kapitalrechnung -

1990 | 1991 | 1992 | 1993 | 10994 | 1995 | 1996 | 1997 | 10998 | 1999 | 2000
Mio. €

VerauBerungserlose E} 73 11 10 8 13 14 113 109 87 7 31
Zuweisungen und Zuschiisse
fur Investitionen 336 402 408 319 287 320 322 313 308 275 273
Sonstige Zuweisungen 6 6 3 10 7 3 0 0 0 0 0
Darlehensriickflusse und
Einnahmen aus der Inan-
spruchnahme von Gewahr-
leistungen 57 70 64 92 85 114 99 107 134 140 148
Schuldenaufnahmen bei
Verwaltungen 21 21 19 17 16 17 15 16 14 12 13
Einnahmen der Kapital-
rechnung 493 510 504 446 408 468 549 545 543 434 465
Sachinvestitionen 430 418 396 356 339 361 412 426 343 352 364
Zuweisungen fir Investitio-
nen an 6ffentlichen Bereich 442 478 512 495 457 491 565 490 517 511 482
Zuschusse fur Investitionen
an sonstige Bereiche 265 296 341 336 305 302 335 315 325 290 334
Darlehen 311 332 318 363 303 331 305 253 220 178 201
Inanspruchnahme aus
Gewdhrleistungen 5 2 2 4 47 10 13 9 12 17 15
Erwerb von Beteiligungen 3 3 3 3 0 2 0 1 1 1 0
Tilgungsausgaben an Ver-
waltungen 11 9 11 15 18 19 21 19 22 24 24
Ausgaben der Kapital-
rechnung 1.467 | 1.538 | 1.583 | 1.572 | 1.469 | 1.516 | 1.651 | 1.513 | 1.440 | 1.373 1.420
Fehlbetrag der Kapital-
rechnung 974 | 1.028 | 1.079 | 1.126 | 1.061 | 1.048 | 1.102 968 897 939 955

6 Die héheren Einnahmen in den Jahren 1996, 1997 und 1998 sind insbesondere auf die Erldse aus der Verduferung von Beteili-

gungen zuriickzufihren.



Anlage 3
Blatt 1

Ubersicht tiber die Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben
- Besondere Finanzierungsvorgange -

1990 | 1991 | 1992 | 1993 | 1994 | 1995 | 1996 | 1997 | 1998 | 1999 | 2000
Mio. DM

Schuldenaufnahmen am
Kreditmarkt 2.997 | 3.346 | 4.139 | 4.839 | 5.459 | 5.792 | 6.267 | 6.708 | 9.056 | 7.359 | 5.289
Entnahmen aus Riicklagen 100 8 9 4 9 4 3 3 45 3 48
Einnahmen aus besonderen
Finanzierungsvorgangen 3.097 | 3.354 | 4.148 | 4.843 | 5.468 | 5.796 | 6.270 | 6.711 | 9.101 | 7.362 | 5.337
Schuldentilgung 1.724 | 1.873 | 3.068 | 3.611 | 3.843 | 4.104 | 4.271 | 4.673 | 7.176 | 5.790 | 3.738
Zufiihrung an Riicklagen ﬂ 4 30 8 4 14 19 10 13 14 283 667
Ausgaben aus besonderen
Finanzierungsvorgangen 1.728 | 1.903 | 3.076 | 3.615 | 3.857 | 4.123 | 4.281 | 4.686 | 7.190 | 6.073 | 4.405
Uberschuss aus besonderen
Finanzierungsvorgédngen 1.369 | 1.451 | 1.072 | 1.228 | 1.611 | 1.673 | 1.989 | 2.025 | 1.911 | 1.289 932

N Die hoheren Ausgaben in den Jahren 1999 und 2000 sind inshesondere auf Zufihrungen an die Ausgleichsriicklage zurick-

zufiihren.



Anlage 3
Blatt 2

Ubersicht tiber die Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben
- Besondere Finanzierungsvorgange -

1990 | 1991 | 1992 | 1993 | 1994 | 1995 | 1996 | 1997 | 1998 | 1999 | 2000
Mio. €

Schuldenaufnahmen am
Kreditmarkt 1.532 | 1.711 | 2.116 | 2.474 | 2.791 | 2.961 | 3.204 | 3.429 | 4.630 | 3.762 | 2.704
Entnahmen aus Riicklagen 51 4 5 2 5 2 2 2 23 2 25
Einnahmen aus besonderen
Finanzierungsvorgangen 1.583 | 1.715 | 2.121 | 2.476 | 2.796 | 2.963 | 3.206 | 3.431 | 4.653 | 3.764 | 2.729
Schuldentilgung 881 958 | 1.569 | 1.846 | 1.965 | 2.098 | 2.184 | 2.389 | 3.669 | 2.960 | 1.911
Zufiihrung an Riicklagen El 2 15 4 2 7 10 5 7 7 145 341
Ausgaben aus besonderen
Finanzierungsvorgangen 883 973 | 1.573 | 1.848 | 1.972 | 2.108 | 2.189 | 2.396 | 3.676 | 3.105 | 2.252
Uberschuss aus besonderen
Finanzierungsvorgédngen 700 742 548 628 824 855 | 1.017 | 1.035 977 659 477

8 Die hoheren Ausgaben in den Jahren 1999 und 2000 sind inshesondere auf Zufihrungen an die Ausgleichsriicklage zurick-

zufiihren.



Anlage 4
Ubersicht tiber die Entwicklung der Personalausgaben

Haushaltsjahr Personalausgaben Verédnderung gegeniiber Vorjahr
Mio. DM Mio. € Mio. DM Mio € %2
1990 6.413 3.278 344 176 5,7
1991 6.885 3.520 472 242 7,4
1992 7.394 3.781 509 261 7,4
1993 7.712 3.943 318 162 4,3
1994 7.902 4.040 190 97 2,5
1995 8.238 4.212 336 172 4,3
1996 8.460 4.326 222 114 2,7

1997 8.552 4.373 92 47 1,1 8

1998 8.531 4.362 -21 -11 -0,2 i
1999 8.791 4.495 260 133 3,0
2000 8.918 4.560 127 65 1,5
2001 (Hpl.) 9.237 4.723 319 163 3,6
2002 (Hpl.) 9.061 4.633 - 176 -90 -1,9
2003 (Hpl.) 9.349 4.780 288 147 3,2
2004 (Fpl.) 9.550 4.883 201 103 2,2
2005 (Fpl.) 9.750 4.985 200 102 2,1

9)

Die Veranderungsraten in den Anlagen 4 und 5 wurden auf der Grundlage von DM-Betragen und im Ubrigen auf der Grundlage
gerundeter Mio. DM-Betrage ermittelt.

Bei Beriicksichtigung der Ausgliederungen ergibt sich ein Anstieg von 1,8 % (vgl. Jahresbericht 1998, Tz. 4, Druck-
sache 13/3970).

Bei Bericksichtigung der Ausgliederungen ergibt sich ein Anstieg von 2,0 % (vgl. Jahresbericht 1999, Tz. 2, Druck-
sache 13/5380).



Anlage 5
Ubersicht tiber die Entwicklung der Personalausgaben
im Vergleich der Jahre 1999 und 2000

1999 2000 Veranderung
Mio. DM Mio. € | Mio. DM | Mio. € %
Beziige der Beamten und Richter Fl 4.696 2.401 4.637 2.371 -1,3
Vergitungen der Angestellten 1.293 661 1.364 698 5,5
Loéhne der Arbeiter 163 83 158 81 -2,7

Beschéftigungsentgelte, Aufwendungen fir
ehrenamtlich und nebenberuflich Tatige 159 82 156 80 -2,2
Beihilfen, Unterstiitzungen und dgl. 518 265 537 274 3,5
Versorgungsbeziige und dgl. 1.612 824 1.708 873 5,9
Sonstige Aufwendungen 350 179 358 183 2,5
Insgesamt 8.791 4.495 8.918 4.560 1,5
12)

EinschlieRlich Zufilhrungen an den Finanzierungsfonds fiir die Beamtenversorgung nach 8§ 14a BBesG (aus der Besoldungs-
anpassung).

EinschlieRlich Zuflihrungen an den Finanzierungsfonds fiir die Beamtenversorgung nach § 14a BBesG (aus der Versorgungs-
anpassung) und an den Finanzierungsfonds fur die Beamtenversorgung Rheinland-Pfalz fiir die nach dem 30. September 1996 neu
eingestellten Beamten zur Sicherung der kiinftigen Versorgung sowie Erstattungen an Versicherungstrager (Versorgungsausgleich).

13)




Anlage 6

Ubersicht tiber die Beanspruchung der Steuereinnahmen und der allgemeinen
Finanzzuweisungen durch die Personalausgaben

Haushaltsjahr Steuern Steuern, steuerdhnliche Abgaben, Einnahmen aus
dem Lé&nderfinanzausgleich,
Ergénzungszuweisungen des Bundes
Mio. DM | Mio. € | Verén- Beanspru- | Mio. DM | Mio. € | Veran- Beanspru-
derung | chung durch derung | chung durch
gegen- Personal- gegen- Personal-
Uber ausgaben uber ausgaben
Vorjahr Vorjahr
% % % %
1990 10.099 5.164 | -1,8 63,5 11.196 5.724 | -0,6 57,3
1991 10.857 5.551 7,5 63,4 12.145 6.210 8,5 56,7
1992 11.685 5.975 7,6 63,3 13.318 6.810 9,7 55,5
1993 12.029 6.150 2,9 64,1 13.839 7.076 3,9 55,7
1994 11.967 6.119 | -0,5 66,0 13.698 7.004 | -1,0 57,7
1995 12.845 6.567 7,3 64,1 14.201 7.261 3,7 58,0
1996 13.055 6.675 1,6 64,8 14.649 7.490 3,2 57,8
1997 12.802 6.546 | -1,9 66,8 14.419 7.372 | -16 59,3
1998 13.361 6.831 4,4 63,9 14.817 7.576 2,8 57,6
1999 14.235 7.278 6,5 61,8 15.868 8.113 7,1 55,4
2000 14.200 7.260 | -0,2 62,8 16.515 8.444 4,1 54,0
2001 (Hpl.) [ 14.669 7.500 3,3 63,0 16.293 8.330 | -1,3 56,7
2002 (Hpl.) | 14.170 7.245 | -3,4 63,9 16.161 8.263 | -0,8 56,1
2003 (Hpl.) [ 14.655 7.493 3,4 63,8 16.637 8.506 2,9 56,2
2004 (Fpl.) | 15.717 8.036 7,2 60,8 17.730 9.065 6,6 53,9
2005 (Fpl.) | 16.779 8.579 6,8 58,1 18.111 9.260 2,1 53,8
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Anlage 7
Ubersicht liber die Entwicklung der Investitionsguote
- Anteil der Investitionsausgaben an den Gesamtausgaben -
Haushaltsjahr Gesamtausgaben Z] Investitionsausgaben B} Investitionsquote
Mio. DM Mio. € Mio. DM Mio. € %
1990 16.085 8.224 2.848 1.456 17,7
1991 17.301 8.846 2.991 1.529 17,3
1992 18.138 9.274 3.074 1.572 16,9
1993 18.962 9.695 3.046 1.557 16,1
1994 19.218 9.826 2.838 1.451 14,8
1995 19.977 10.214 2.929 1.497 14,7
1996 21.207 10.843 3.189 1.630 15,0
1997 20.970 10.722 2.923 1.494 13,9
1998 21.157 10.817 2.773 1.418 13,1
1999 21.430 10.957 2.640 1.349 12,3
2000 21.714 11.102 2.731 1.396 12,6
2001 (Hpl.) 22.056 11.277 2.497 1.277 11,3
2002 (Hpl.) 22.256 11.379 2.312 1.182 10,4
2003 (Hpl.) 22.685 11.599 2.254 1.153 9,9
2004 (Fpl.) 23.000 11.760 2.179 1.114 9,5
2005 (Fpl.) 23.357 11.942 2.138 1.093 9,2

14) Gesamtausgaben ohne Tilgungen am Kreditmarkt, Zufiihrungen an Riicklagen, Deckung von Fehlbetrdgen und seit 2001 ohne

haushaltstechnische Verrechnungen.
Ausgaben der Hauptgruppen 7 (BaumaRnahmen) und 8 (Sonstige Ausgaben flr Investitionen und Investitionsférderungs-
mafnahmen).

15)
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Anlage 8

Ubersicht (iber die Entwicklung der Kreditfinanzierungsquote
- Verhdltnisder Netto-Kreditaufnahme am Kreditmarkt zu den Ausgaben -

Haushaltsjahr Gesamtausgaben Lo} Netto-Kreditaufnahme am Kreditmarkt
Mio. DM Mio. € Mio. DM Mio. € % der Ausgaben

1990 16.085 8.224 1.273 651 7,9
1991 17.301 8.846 1.473 753 8,5
1992 18.138 9.274 1.071 548 5,9
1993 18.962 9.695 1.228 628 6,5
1994 19.218 9.826 1.616 826 8,4
1995 19.977 10.214 1.688 863 8,4
1996 21.207 10.843 1.996 1.021 9,4
1997 20.970 10.722 2.035 1.040 9,7
1998 21.157 10.817 1.879 961 8,9
1999 21.430 10.957 1.569 802 7,3
2000 21.714 11.102 1.551 793 7,1 i
2001 (Hpl.) 22.056 11.277 1.280 654 5,8
2002 (Hpl.) 22.256 11.379 1.795 918 8,1
2003 (Hpl.) 22.685 11.599 1.713 876 7,6
2004 (Fpl.) 23.000 11.760 911 466 4,0
2005 (Fpl.) - 23.357 11.942 827 423 3,5
2006 (Fpl.) =+ 23—++9 12158 1 303 155 1,3
2007 (Fpl.) & 24211 12379 1 - 149 -76 -0,6
2008 (Fpl.) 24.622 12.589 - 651 - 333 -2,6

16) Gesamtausgaben ohne Tilgungen am Kreditmarkt, Zufiihrungen an Riicklagen, Deckung von Fehlbetrdgen und seit 2001 ohne haushalts-

technische Verrechnungen.
Bei AuRRerachtlassung der haushaltstechnischen Verrechnungen bei den Gesamtausgaben ergibt sich eine Quote von 7,2 %.
Langfristprojektion.

17)
18)
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Ubersicht tiber die Entwicklung der Zinssteuer quote
- Verhdltnisder Zinsausgaben zu den Einnahmen aus Steuern, Landerfinanzausgleich,
Ergénzungszuweisungen des Bundes -

Anlage 9

Haushaltsjahr Steuern Einnahmen aus Ergénzungs- Einnahmen Zinsausgaben Zins-
Lénderfinanz- zuweisungen Bund insgesamt steuer-

ausgleich quote

Mio. DM Mio. € Mio. DM Mio. € Mio. DM Mio. € Mio. DM Mio. € Mio. DM Mio. € %

1990 10.099 5.164 417 213 562 287 11.078 5.664 1.447 740 13,1
1991 10.857 5.551 474 242 678 347 12.009 6.140 1.544 790 12,9
1992 11.685 5.975 792 405 715 366 13.192 6.746 1.656 847 12,6
1993 12.029 6.150 782 400 845 432 13.656 6.982 1.695 867 12,4
1994 11.967 6.119 628 321 921 471 13.516 6.911 1.746 893 12,9
1995 12.845 6.567 273 140 920 470 14.038 7.177 1.700 869 12,1
1996 13.055 6.675 278 142 1.107 566 14.440 7.383 1.797 919 12,4
1997 12.802 6.546 335 171 1.100 562 14.237 7.279 1.877 960 13,2
1998 13.361 6.831 303 155 980 501 14.644 7.487 1.940 992 13,2
1999 14.235 7.278 397 203 1.047 535 15.679 8.016 2.011 1.028 12,8
2000 14.200 7.260 760 389 1.374 702 16.334 8.351 2.044 1.045 12,5
2001 (Hpl.) | 14.669 7.500 424 217 1.049 536 16.142 8.253 2.155 1.102 13,4
2002 (Hpl.) | 14.170 7.245 670 343 1.201 614 16.041 8.202 2.075 1.061 12,9
2003 (Hpl.) | 14.655 7.493 680 348 1.183 605 16.518 8.446 2.131 1.090 12,9
2004 (Fpl.) | 15.717 8.036 712 364 1.179 603 17.608 9.003 2.273 1.162 12,9
2005 (Fpl.) | 16.779 8.579 724 370 483 247 17.986 9.196 2.324 1.188 12,9
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Anlage 10

Ubersicht iber die Entwicklung der verfassungsrechtlichen Kreditobergrenze
- Vergleich der Netto-Kreditaufnahme mit den Ausgaben fir I nvestitionen und
I nvestitionsfor derungen abzlglich der Einnahmen aus Zuweisungen flr Investitionen aus dem
offentlichen Bereich sowie Beitragen und sonstigen Zuschissen fir I nvestitionen -

Haushaltsjahr Investitionsausgaben Einnahmen aus Zuweisungen Investitionsausgaben Netto-
fur Investitionen aus dem abzuglich Zuweisungen fir Kreditaufnahme E’
offentlichen Bereich sowie Investitionen aus dem
Beitragen und sonstigen offentlichen Bereich sowie
Zuschiissen ﬁ Beitrdgen und sonstigen
Investitionen Zuschiissen fir Investitionen
Mio. DM Mio. € Mio. DM Mio. € Mio. DM Mio. € Mio. DM Mio. €
1990 2.848 1.456 656 336 2.192 1.120 1.293 661
1991 2.991 1.529 786 402 2.205 1.127 1.495 765
1992 3.074 1.572 797 408 2.277 1.164 1.086 555
1993 3.046 1.557 624 319 2.422 1.238 1.232 630
1994 2.838 1.451 561 287 2.277 1.164 1.613 824
1995 2.929 1.497 626 320 2.303 1.177 1.684 861
1996 3.189 1.630 629 322 2.560 1.308 1.986 1.015
1997 2.923 1.494 612 313 2.311 1.181 2.029 1.037
1998 2.773 1.418 603 308 2.170 1.110 1.864 953
1999 2.640 1.349 539 275 2.101 1.074 1.547 791
2000 2.731 1.396 535 273 2.196 1.123 1.529 782
2001 (Hpl.) 2.497 1.277 458 234 2.039 1.043 1.246 637
2002 (Hpl.) 2.312 1.182 450 230 1.862 952 1.765 903
2003 (Hpl.) 2.254 1.153 450 230 1.804 923 1.683 861
2004 (Fpl.) 2.179 1.114 464 237 1.715 877 882 451
2005 (Fpl.) 2.138 1.093 479 245 1.659 848 798 408
19)

einschlieBlich 1997 unzutreffend als laufende Zuweisungen nachgewiesen wurden.

EinschlieRlich Neuverschuldung im &ffentlichen Bereich.

EinschlieRlich der Zuweisungen des Bundes zu Hilfen (Darlehen) fir Ausbildungsférderung, die in der Haushaltsrechnung bis
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Ubersicht tiber die Entwicklung der Schulden

Anlage 11

Haushaltsjahr

Schulden aus Kreditmarktmitteln 3

Mio. DM Mio. €
1990 20.876 10.674
1991 22.361 11.433
1992 23.445 11.987
1993 24.687 12.622
1994 26.316 13.455
1995 28.011 14.322
1996 30.007 15.342
1997 32.042 16.383
1998 B 33.990 17.379
1999 ! 35.563 18.183
2000 37.144 18.991
2001 (Hpl.) 38.490 19.680
2002 (Hpl.) 40.711 20.815
2003 (Hpl.) 42.846 21.907

Davon entfallen auf die Landesbetriebe "Liegenschafts- und Baubetreuung" sowie "Stralen und Verkehr':

Haushaltsjahr Landesbetrieb "'Liegenschafts- und Landesbetrieb "Stralen und Verkehr"
Baubetreuung"
Mio. DM Mio. € Mio. DM Mio. €
1998 68 35 - -
1990 24 58 ! 35 - -
2000 22 98 ! 50 - -
2001 (Hpl.) 165 84 - -
2002 (Hpl.) 239 122 352 180
2003 (Hpl.) 297 152 715 366

21)

22)

23)

Der Schuldenstand nach der Schuldeniibersicht (Ubersicht 9 zur Haushaltsrechnung) und nach der Statistik im Landervergleich
weicht infolge unterschiedlicher zeitlicher Abgrenzung voneinander ab.
Die Kreditfinanzierungsrechnung 1999 des Landesbetriebs "Liegenschafts- und Baubetreuung™ weist auBerdem Kreditver-
pflichtungen in Hoéhe von 20,1 Mio. DM (10,3 Mio. €) aus. Hierzu hat das Ministerium der Finanzen mit Schreiben vom
30. November 2000 mitgeteilt, dass es sich im Wesentlichen um einen Kassenverstarkungskredit bei der Landeshauptkasse handele.

Nach der Kreditfinanzierungsrechnung 2000 des Landesbetriebs "Liegenschafts- und Baubetreuung™ bestehen daneben noch Ver-
pflichtungen aus der Aufnahme von Krediten zur Kassenbestandsverstarkung in Hohe von 18,6 Mio. DM (9,5 Mio. €).
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Anlage 12
Ubersicht iber die Entwicklung der Schuldendienstbelastungsquote
- Belastung der Gesamteinnahmen durch den Schuldendienst -
Haushaltsjahr Bereinigte Zinsen Tilgung Schuldendienst Schulden-
Gesamteinnahmen bd insgesamt dienstbe-
lastungs-
quote
Mio. DM Mio. € | Mio. DM [ Mio. € | Mio.DM [ Mio.€ | Mio.DM | Mio. € %
1990 14.715 7.524 1.447 740 1.746 892 3.193 1.632 21,7
1991 15.850 8.104 1.544 790 1.891 967 3.435 1.757 21,7
1992 17.066 8.726 1.656 847 3.089 | 1.580 4.745 2.427 27,8
1993 17.734 9.067 1.695 867 3.641 | 1.861 5.336 2.728 30,1
1994 17.607 9.003 1.746 893 3.877 |1.983 5.623 2.876 31,9
1995 18.304 9.359 1.700 869 4.140 | 2.117 5.840 2.986 31,9
1996 19.218 9.826 1.797 919 4.311 |2.205 6.108 3.124 31,8
1997 18.945 9.687 1.877 960 4.710 | 2.408 6.587 3.368 34,8
1998 19.246 9.840 1.940 992 7.219 | 3.691 9.159 4.683 47,6 bl
1999 20.141 10.298 2.011 |1.028 5.836 | 2.984 7.847 4.012 39,0 b
2000 20.782 10.625 2.044 |11.045 3.785 |1.935 5.829 2.980 28,0 7
2001 (Hpl.) 20.781 10.625 2.155 |1.102 4.600 | 2.352 6.755 3.454 32,5
2002 (Hpl.) 20.597 10.531 2.075 |1.061 4.712 | 2.409 6.787 3.470 33,0
2003 (Hpl.) 21.157 10.818 2.131 |1.090 5.132 | 2.624 7.263 3.714 34,3
2004 (Fpl.) 22.343 11.424 2.273 |1.162 4.956 | 2.534 7.229 3.696 32,4
2005 (Fpl.) 22.823 11.669 2.324 11.188 5.095 | 2.605 7.419 3.793 32,5

24)
25)
26)
27)

Gesamteinnahmen vermindert um Einnahmen aus Krediten, Riicklagen und - seit 2001 - haushaltstechnische Verrechnungen.
Ohne Umschuldungen 34,3 %.
Ohne Umschuldungen 31,0 %.
Ohne Umschuldungen 26,2 %.
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	Bei fünf Staatlichen Lehr- und Versuchsanstalten bestehen neun Außenstellen, die nicht mehr erforderlich sind. Die Aufgaben können besser und wirtschaftlicher von den Hauptstellen wahr˜genommen werden. Die Personal- und Sachaufwendungen lassen sich um 0,
	Die Ergebnisse einer mit hohem Aufwand entwickelten Kosten- und Leistungsrechnung eigne˜ten sich nur eingeschränkt als Grundlagen für Budgetierung, Qualitäts- und Kontraktmanage˜ment sowie Controlling.
	Die Lehr- und Versuchsanstalt Bad Kreuznach und die Landwirtschaftskammer waren am gleichen Standort im Versuchswesen tätig. Durch Bündelung der Aufgaben bei einem Träger lassen sich die Aufgaben wirtschaftlicher erledigen.
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	Schülerzahlenprognosen waren nicht gesichert und Planungen unwirtschaftlich.
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	Auflagen und vergaberechtliche Bestimmungen wurden nicht beachtet.
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	Eine Pförtnerloge war ohne sachliche Notwendigkeit rund um die Uhr besetzt.


	Tz20.pdf
	Tz. 20	Zuwendungen für den Bau wasserwirtschaftlicher Anlagen
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	Fördermittel wurden für nicht zuwendungsfähige Aufwendungen in Höhe von 0,75€Mio.€• in Anspruch genommen.
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	Der Laufbahnwechsel vom Verwaltungsdienst zum allgemeinen Vollzugsdienst von mehreren Beamten kurz vor Vollendung des 60.€Lebensjahres, der besonderen Altersgrenze für Beamte des Vollzugsdienstes, hat zu vermeidbaren Versorgungslasten geführt. Dabei wurd
	Die ärztliche Versorgung der Gefangenen kann zweckmäßiger und kostengünstiger gestaltet werden.
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	Die beiden Unternehmen, an denen das Land jeweils mit Mehrheit beteiligt ist, haben Ge˜schäftsaktivitäten entwickelt, die mit den Vorgaben der Gesellschaftsverträge nicht in Einklang stehen. Das Vorliegen eines wichtigen Landesinteresses am Produktionsbe
	Die Deula€GmbH hielt vielfach die Vorgaben zur Gruppenstärke der Lehrgänge im Berufs˜schulunterricht nicht ein. Durch die Bildung zu kleiner Gruppen ergaben sich vermeidbare Kosten für das Land. Andere Länder hatten für ihre Teilnehmer teilweise deutlich
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	Bei Veranlagungen zur Einkommensteuer von Geschäftsführern, die zugleich an den Kapital˜gesellschaften beteiligt sind, wurden zu hohe Sonderausgaben berücksichtigt.
	Vielfach erfolgte keine Kürzung, obwohl die Steuerpflichtigen alle für eine sachgerechte Bear˜beitung erforderlichen Angaben gemacht hatten. Häufig unterliefen den Finanzämtern diese Fehler auch im Zuge von Betriebsprüfungen und in Fällen, bei denen eine
	Die nachträglichen Änderungen der Einkommensteuerveranlagungen führten zu Steuernach˜erhebungen. Bei Veranlagungen, die nicht mehr änderbar waren, ergaben sich Steuerausfälle.
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	Bei Kapitalgesellschaften unterblieb vielfach die Überwachung von stillen Reserven, die nach den Bestimmungen des Umwandlungssteuergesetzes zunächst unversteuert geblieben waren. In mehr als drei Viertel der in die Querschnittsprüfung einbezogenen Fälle
	In einem Fall hatte ein Finanzamt eine Einkommensteuerforderung von 460.000€• zunächst nicht geltend gemacht, da eine Kontrollmitteilung fehlte.
	Als Folge fehlender Überwachungsmaßnahmen und unterlassener Auswertung von Kontroll˜mitteilungen wurden  Veräußerungsgewinne von 217.000€• in einem Fall und von insgesamt 157.000€• in zwei Fällen nicht versteuert.
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	Tz. 26	Auswirkungen der Dezentralisierung der Fachhochschule Rheinland-Pfalz auf die Personal- und Sachkosten
	Mit den Hochschulstatistiken übereinstimmende Aufzeichnungen über die Entwicklung der personellen Ausstattung der Fachhochschulen, insbesondere ihrer Fachbereiche, lagen nicht vor.
	Kleinere Fachbereiche hatten überdurchschnittlich hohe Personalausgaben je Studierendem.
	Den Fachhochschulen wurden fast 30€% ihrer Mittel aus hochschulübergreifenden zentralen Haushaltspositionen zur Verfügung gestellt. Ein Überblick über die Gesamtbudgets der einzel˜nen Fachhochschulen war dadurch nicht möglich.
	Aus Mitteln, die den Fachhochschulen zur Selbstbewirtschaftung zugewiesen waren, bestanden zum 31.€Dezember€2000 noch Ausgabeermächtigungen von 16€Mio.€DM. Weitere Selbstbewirt˜schaftungsmittel von 60€Mio.€DM standen zum 31.€Dezember€2000 bei den Univers
	Ermäßigungen der Lehrverpflichtung verursachten Personalkosten von mehr als 4,7€Mio.€• jährlich.
	Die wissenschaftliche Weiterbildung wurde nicht an allen Fachhochschulen im gebotenen Maße intensiviert.
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	Tz. 27	Raumbedarfspläne für die Fachhochschulen Mainz und Worms
	Bei den Bauvorhaben für die Fachhochschulen Mainz und Worms können die in den Raum˜bedarfsplänen vorgesehenen Hauptnutzflächen wesentlich verringert werden. Die möglichen Flächenminderungen betragen in Mainz 1.059€m² und in Worms 1.587€m².
	Baukosten von insgesamt ca.€8,5€Mio.€• lassen sich einsparen.
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	Tz. 28	Wirtschaftsführung von Laboreinrichtungen im Klinikum der Johannes Gutenberg-Universität Mainz
	Die verursachungsgerechte Ermittlung und Zuordnung der Kosten nach Kostenstellen war durch Mängel der Leistungs- und Vollzeitkräftestatistik beeinträchtigt.
	Als Folge der großen Zahl dezentraler Labors war der Personaleinsatz unwirtschaftlich. Im Zuge des geplanten Neubaus und der Zentralisierung der Laboruntersuchungen lassen sich mindestens 35€Stellen einsparen. Das Budget des Klinikums kann um 1,64€Mio.€•
	Die getrennte Beschaffung von Laborgeräten durch die Beschaffungsabteilung und Reagenzien durch die Apotheke verursachte vermeidbare Kosten. Die für eine wirtschaftliche Beschaffung erforderliche Auftragsbündelung und eine Nutzung des Wettbewerbs durch A
	Mit der unentgeltlichen Überlassung von Laborgeräten sicherten sich die Lieferanten den Ver˜kauf von Reagenzien, deren jährliche Kosten (0,87€Mio.€•) höher als die Anschaffungswerte der Geräte (0,70€Mio.€•) waren. Dieses Verfahren stand mit dem Wettbewer
	Insgesamt 19€Laborkräfte waren zu hoch eingruppiert. Bei tarifgerechter Eingruppierung können Einsparungen von mehr als 124.000€• jährlich erzielt werden.
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	Für die erstattungsfreie Überlassung von Personal und Sachmitteln in Höhe von rd. 2,36€Mio.€• jährlich fehlten qualifizierte Haushaltsvermerke, die den Umfang der Leistungen des Landes ausweisen.
	Die Kapitalausstattung der Stiftungen war sehr unterschiedlich. Bei Stiftungen mit geringer Kapitalausstattung war nicht gewährleistet, dass sie ihre Aufgaben dauerhaft wahrnehmen können.
	Aufgaben der Stiftungen und der Landesverwaltung waren nicht klar abgegrenzt.
	Vorstands- und Aufsichtsfunktionen waren demselben Ressort zugeordnet. Wirksame Kon˜trollen fehlten.
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